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Umwertung oder Aufwertung bei Enteignungsentſchädigungen!) 


Von Dr. Geneft, Berlin. 


Das RG. hat in ſtänd. Rſpr. den Grundſatz aufgeſtellt, 
daß es ſich beim Ausgleich der Geldentwertung von Ent⸗ 
eignungsentſchädigungen nicht um Aufwertung handle, ſondern 
daß hier eine Umwertung vorzunehmen ſei (Mügel, „Auf⸗ 
wertungsrecht“, 5. Aufl., S. 296 Anm. 1). 

Für dieſe Umwertung laſſen ſich aus den Entſch. des 
NG. folgende allgemeine Hauptregeln herausſtellen: Der 
Enteignete hat gemäß 8 8 Pr&nteign®. Anſpruch auf eine 
Summe Geldes, die in ihrer inneren Kaufkraft zur Zeit des 
Urteils dem Wert entſpricht, den das enteignete Grundſtück 
zur Zeit der Zuſtellung des Feſtſtellungsbeſchluſſes oder der 
Beſitzüberlaſſung hatte (RG. 109, 261). Bei der ziffern⸗ 
mäßigen Darſtellung dieſes Wertes iſt alſo die geſunkene 
Kaufkraft der heutigen Mark gegen die Friedensmark zu be⸗ 
rückſichtigen, ſo daß die jetzt feſtzuſetzende Entſchädigung, in 
Geld ausgedrückt, immer höher ſein muß als der Friedens⸗ 
markbetrag. — Die bei der Aufwertung zu berückſichtigenden, 
aus 8 242 BGB. abgeleiteten Billigkeitserwägungen ſcheiden 
bei der Umwertung grundſätzlich aus. Es iſt ſomit kein Raum 
für die Anwendung des Verarmungsfaktors, für die Ab⸗ 
wägung der beiderſeitigen Verhältniſſe und beſonders nicht 
für den Ausſchluß der Aufwertung aus dem Geſichtspunkt, 
daß die Entſtehung des Anſpruchs zu weit zurückliege und da⸗ 
her ein Verzicht oder eine Verwirkung anzunehmen ſei (vgl. 
Rot v. 22. Nov. 1927: JW. 1928, 494). 

Dieſe Umwertungsregeln hat das RG. zunächſt angewandt 
bei Fällen, in denen das Verfahren zur Feſtſtellung der Ent- 
ſchädigung noch nicht abgeſchloſſen war (3. B. RG. 101, 420; 
107, 228; 109, 258). Später hat es aber die gleichen Regeln 
auch für andere Enteignungsfälle ausgeſprochen, nämlich: 

1. als während des Enteignungsverfahrens der feſtgeſetzte 
Entſchädigungsbetrag durch einen Vergleich erhöht worden 
war (Urt. v. 11. Jan. 1927: JW. 1927, 988), 

2. als die auf Feſtſetzung der Entſchädigung erhobene Klage 
zurückgenommen und im Vergleichswege eine Eutſchädigung 
vereinbart war (Urt. v. 22. Nov. 1927: JW. 1928, 494 
und RG. 114, 186), 

3. als ein Grundſtück zur Vermeidung einer Enteignung ver⸗ 
kauft war (Urt. v. 29. Juni 1926: JW. 1926, 2629), 


4. als eine rechtskräftige Feſtſetzung der Entſchädigung durch 


den Bezirksausſchuß bereits vorlag (Urt. v. 5. Mai 1925: 
JW. 1926, 2364) 2), N 
1) Vgl. auch den Aufſatz des Verf. in Zeitung des Vereins 
deutſcher Eiſenbahnverwaltungen 1928 Nr. 26. 
2) Aus der Wiedergabe des Urt. in der JM. läßt ſich nicht 


5. als gegen die Feſtſetzung des Bezirksausſchuſſes der Rechts⸗ 
weg beſchritten und ein rechtskräftiges Urteil des Gerichts 
ergangen war (Urt. v. 6. Jan. 1928: JW. 1928, 507). 

Als Begründung für den Ausſchluß der Aufwertungs⸗ 
regeln findet ſich in den Urteilen 1 und 2 nur ein Hinweis 
auf die Urteile RG. 107, 228 und 109, 261, bei denen jedoch 
die Rechtslage eine ganz andere iſt, da ſie noch nicht ab⸗ 
geſchloſſene Feſtſtellungsverfahren betreffen. Die Urteile 4 
und 5 enthalten keine beſondere Begründung zu unſerer 
Frage. Nur das Urteil 3 nimmt wenigſtens in gewiſſer Bes 
ziehung dazu Stellung, indem es ausführt, daß ein Grund⸗ 
ſtücksverkauf, der unter dem Zwange der drohenden Ent⸗ 
eignung ſtattgefunden habe, nicht anders wie eine ſolche zu 
behandeln ſei. „Auch die Kaufpreisforderung ſei daher, was 
Aufwertung anbelangt, keinen anderen Grundſätzen unter⸗ 
worfen, wie eine feſtgeſetzte Entſchädigung.“ 

In der Literatur iſt dieſe Aſpr. des RG. ſcharf an⸗ 
gegriffen (vgl. Mügel a. a. O. S. 299; Tietz, „Der Ein⸗ 
fluß der Geldentwertung auf Enteignungsentſchädigung“ [JW. 
1928, 456 ff.]; Lewin, „Aufwertung oder Umwertung der 
Enteignungsentſchädigung“ [JW. 1927, 945 ff.], bei. S. 497 
links unten; Roth, „Enteignung“, 1. Bd. S. 72/79 [anderer 
Auſicht allerdings Roth in „Umwertung und Aufwertung“, 
S. 47/48, 59/60]; Jacobſohn in „Beſprechung zum Urt. 
v. 22. Nov. 1927, JW. 1928, 494). Überall werden die 
Umtvertungsregeln des RG. nur für die Fälle, in denen eine 
Feſtſtellung der Höhe der Entſchädigung durch das Gericht 
oder durch Vertrag noch nicht erfolgt iſt, anerkannt, im 
übrigen jedoch abgelehnt. 

Dieſe in der Literatur überwiegend vertretene Auf⸗ 
faſſung erſcheint richtig aus folgenden Gründen: 

„Aufwertung iſt die unter Berückſichtigung der Ver⸗ 
änderung des Geldwerts eintretende Anderung des Inhaltes 
einer vor Eintritt oder zur Zeit des Währungsverfalls be⸗ 
gründeten, auf eine beſtimmte Geldſumme in alter Reichs⸗ 
währung lautenden Forderung“ (Mügel a. a. O. S. 146). 
Aufwertung kommt dagegen nicht in Frage, wenn es ſich nicht 
um eine beſtimmte Geldſumme handelt, ſondern um An⸗ 
ſprüche auf Wer terſatz in Geld, bei denen vorläufig nur ihr 
Inhalt feſtſteht, während die Höhe der Geldforderung erſt 
noch zu beſtimmen iſt. Solche Fälle ſind: Anſprüche auf 


ganz klar erkennen, ob es ſich um den unter 4 bezeichneten Tate 
beftand handelt, oder ob der Rechtsweg gem. 8 30 PrEnteign G. be⸗ 
ſchritten iſt. Tietz hat den Tatbeſtand offenbar auch in dem hier 
angegebenen Sinn aufgefaßt (a. a. O. 459 rechts unten). 
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Schadenserſatz (8 249 BGB.), auf Herausgabe einer un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung (S 818 BGB.), auf Werterſatz 
(8 256 BGB.), auf Rückgewähr einer Leiſtung im Falle des 
Rücktritts (8 346 BGB.) und Anſprüche auf Zahlung einer 
8 140% wegen Enteignung (vgl. Mügel a. a. O. 


In allen Fällen des Werterſatzes „kommt aber eine Auf⸗ 
wertung nach den gewöhnlichen Vorſchriften in Frage, ſobald 
durch Vereinbarung oder Urteil die Höhe des Anſpruchs auf 
einen beſtimmten Geldbetrag in alter Währung feſtgeſetzt iſt“ 
(Mügel a. a. O. S. 153; im gleichen Sinne Tietz, Lewin 
und Jacobſohn a. a. O.). Durch die Feſtſetzung eines be⸗ 
ſtimmten Geldbetrages iſt ja gerade das weſentliche Moment 
des Anſpruchs auf Werterſatz entfallen. Aus dem Werterſatz⸗ 
anſpruch iſt ein Zahlungsanſpruch geworden, der auf rechts⸗ 
kräftigem Urteil oder auf Vertrag der Parteien beruht. Wenn 
man, wie Roth in „Umwertung und Aufwertung“ S. 48, 
hierin keine Wandlung des Charakters des bisherigen Schuld⸗ 
verhältniſſes anerkennen will, ſo überſieht man folgendes: 

Wenn die Parteien im Enteignungsverfahren einen Ver⸗ 
gleich über die Entſchädigungsſumme ſchließen (Fall 1 und 2), 
oder wenn der mit der Enteignung Bedrohte gemäß § 16 Pr⸗ 
EnteignG. verkauft (Fall 3) und auch wenn der Enteignete 
auf den Rechtsweg gegen die Entſch. der Verwaltungsbehörde 
verzichtet (Fall 4), jo liegt immer eine Handlung vor, mit 
der der Enteignete ſein Einverſtändnis erklärt, daß ſein bis⸗ 
her ziffernmäßig nicht feſtgelegter Anſpruch auf Wer terſatz 
ſich nun zu einem beſtimmten Anſpruch auf eine Gel d⸗ 
ſumme umwandelt. Die Umſtellung des Wertanſpruches auf 
einen Geldanſpruch beruht alſo auf einem Rechtsgeſchäft des 
Enteigneten. Die Vorausſetzungen, unter denen Rechts⸗ 
geſchäfte ungültig ſind, liegen nicht vor, und es iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, mit welchem Recht ein Gericht von ſich aus ein 
ſolches Rechtsgeſchäft als wirkungslos übergehen könnte. Das 
geſchieht aber, wenn in dieſen Fällen einſach erklärt wird, 
der Charakter des früheren Schuldverhältniſſes ſei nicht ge⸗ 
ändert. Daß in dieſem Rechtsgeſchäft des Enteigneten nicht 
etwa auch ein Verzicht auf Aufwertung ſeines Geldanſpruchs 
liegt, wenn deſſen innerer Wert ſich vermindert, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Das iſt aber immer nur ein Aufwertungs-⸗ und 
kein Umwertungsanſpruch. 

Dies gilt auch für den Fall 3, wenn zur Vermeidung der 
Enteignung ein Grundſtück verkauft iſt. Es iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, weshalb die Rückſicht auf den drohenden Enteignungs⸗ 
zwang hier die Anwendung der ſonſt für Forderungen aus 
Verträgen geltenden Aufwertungsregeln ausſchließen ſoll. Alle 
menſchlichen Entſchließungen, auch auf dem Gebiete des rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehrs, beruhen auf Beweggründen, die mehr 
oder weniger zwingender Natur ſind. Dieſer Zwang kann ſich 
bei wirtſchaftlicher Not bis aufs äußerſte ſteigern. Er iſt aber, 
wenn nicht der Fall der S$ 123 oder 138 BGB. vorliegt, 
für die Rechtswirkſamkeit der auf ihm beruhenden Willens⸗ 
erklärung und für deren Folgen ohne Bedeutung. Die Rſpr. 
hat auch bisher nicht daran gedacht, Verkäufe, deren Abſchluß 
durch wirtſchaftlichen Zwang bedingt war — und das waren 
in der Inflationszeit ſehr viele —, hinſichtlich des Ausgleichs 
der Geldentwertung anders als nach § 242 BGB. zu be⸗ 
handeln. Weshalb die Grundſtücksverkäufe, deren Anlaß eine 
drohende Enteignung war, in dieſer Hinſicht anders behandelt 
werden follen, iſt nicht einzuſehen, um fo mehr als 8 17 
PrEnteigncg. fie ſelbſt als freiwillige bezeichnet. 

Treffend charakteriſiert Seydel in ſeinem Komm. zum 
Enteign®,, 4. Aufl., 1911, S. 141 die Rechtslage dahin: „Iſt 
ohne Dazwiſchenkunft der Enteignungsbehörde und ohne den 
Vorbehalt einer weiteren Durchführung des Enteignungs⸗ 
verfahrens ein endgültiger Veräußerungsvertrag in den Gren⸗ 
zen des vorläufig feſtgeſtellten Planes gemäß § 15 Pr⸗ 
EnteignG. geſchloſſen, ſo erſcheint dieſer, wenn die Ver⸗ 
äußerung gegen Geld erfolgt, formell als ein Kaufvertrag, 
wenn auch der Beweggrund zu ſeiner Abſchließung in der 
Notwendigkeit der Abtretung liegt. Ein ſolcher Vertrag liegt 
außerhalb des eigentlichen Enteignungsverfahrens; er genießt 
zwar die durch 88 17 und 43 begründeten Vorrechte; für ſeine 
Ausführung und ſeine Wirkungen, namentlich bezüglich der 
Rechte Dritter, ſind dagegen überall nur die allgemein gül⸗ 
rigen Rechtsvorſchriften maßgebend.“ Dieſelbe Anſicht ver⸗ 
tritt Eger in ſeinem „Komm. zum Enteign®.“, 3. Aufl., 


1911, 2. Bd. S. 46/47 zu 8 16. Es liegt alſo ein Kaufvertrag 
vor, der hinſichtlich des Ausgleichs der Geldentwertung wie 
alle übrigen Verträge zu behandeln iſt. Es kann daher auch 
für dieſen Fall nur Aufwertung, nicht Umwertung in Frage 
kommen. 

Auch in den Urteilen zu 4 und 5 ift eine überzeugende 
Begründung dafür, daß hier nicht die Aufwertungs⸗, ſondern 
die Umwertungsregeln Anwendung finden müßten, nicht zu 
finden. Sie läßt ſich auch nicht aus dem Grundſatz des RG. 
herleiten, daß bei Klagen auf Aufwertung von rechtskräftig 
zugeſprochenen Urteilsſummen dem Gläubiger der Einwand 
der Rechtskraft nicht entgegenſtehe, ſoweit es ſich um Berück⸗ 
ſichtigung der Geldentwertung handelt. Denn während dort 
nur der bloße Ausgleich der Entwertung der feſtgeſtellten 
Urteilsſumme in Frage ſteht, wobei das frühere Urteil als 
maßgebend zugrunde gelegt wird, handelt es ſich hier um 
eine vollkommen neue Wertfeſtſetzung, die ein nochmaliges 
Aufrollen des bereits rechtskräftig entſchiedenen Streits und 
eine Nachprüfung und gegebenenfalls Anderung des Urteils 
ſelbſt notwendig macht. Einem ſolchen Verfahren ſteht aber 
die Rechtskraft des erſten Urteils entgegen. Wenn alſo die 
Enteignungsentſchädigung bereits rechtskräftig auf eine be⸗ 
ſtimmte Summe feſtgeſetzt iſt, ſo verbietet die Rechtskraft des 
Urteils, dieſe Wertfeſtſetzung nochmals nachzuprüfen und zu 
ändern. Dagegen iſt es ſtatthaft, zu prüfen, ob die feſtgeſtellte 
Entſchädigung ſich in ihrem inneren Wert verringert hat und 
die Geldentſchädigung gegebenenfalls neu feſtzuſetzen. 

Das iſt aber keine Umwertung, ſondern eine ganz ge⸗ 
wöhnliche Aufwertung, auf welche die oben wiedergegebene 
Definition Mügels vollkommen zutrifft. 

Dazu kommt für die Fälle, wo die Entſch. des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes rechtskräftig geworden iſt, weil der Enteignete 
nicht binnen der ſechsmonatigen Friſt des 8 30 PrEnteignG. 
den Rechtsweg beſchritten hat (Fall 4), daß eine nochmalige 
Nachprüfung der Wertfeſtſetzung durch die Gerichte durch die 
ſechsmonatige Präkluſivfriſt des $ 30 PrEnteignG. ausge 
ſchloſſen iſt. Dieſe Anſicht ſcheint das RG. im Urteil vom 
6. Jan. 1928 (JW. 1928, 507) ſelbſt als richtig zugrunde 
zu legen, denn es führt aus, daß im vorliegenden Falle dieſe 
Friſt durch rechtzeitige Klagezuſtellung im Vorprozeß gewahrt 
ſei. Damit werde der Rechtsweg für die Geltendmachung des 
geſamten Entſchädigungsanſpruches der Kl. aus der voll⸗ 
zogenen Enteignung eröffnet. Mit Umkehrſchluß muß man 
hieraus entnehmen, daß auch das RG. in den Fällen, in 
denen der Rechtsweg nicht rechtzeitig beſchritten iſt, eine 
Klage auf anderweite Feſtſetzung der Entſchädigung nach $ 30 
PrEnteignG. für ausgeſchloſſen hält. 

In Übereinſtimmung mit der herrſchenden Literatur iſt 
alſo feſtzuſtellen, daß es ſich nur bei den Enteignungsfällen, 
in denen die Höhe der Entſchädigung noch feſtzuſetzen iſt, um 
Umwertung handelt, dagegen in den Fällen, in denen eine 
bindende Feſtſtellung der Höhe der Entſchädigung durch Ent⸗ 
ſcheidung oder Vertrag bereits getroffen iſt, um Aufwertung. 

Die praktiſche Bedeutung dieſes Ergebniſſes liegt auf der 
Hand: Bei der Aufwertung iſt der Verarmungsfaktor zu be⸗ 
rückſichtigen, es ſind die beiderſeitigen Verhältniſſe gegen⸗ 
einander abzuwägen, und beſonders iſt zu prüfen, ob nicht bei 
Klagen, die jetzt erſt erhoben werden, die billige Berückſich⸗ 
tigung der Intereſſen des Schuldners und die Sicherheit des 
Rechtsverkehrs den Ausſchluß der Aufwertung verbieten. 
Die Vorausſetzungen dafür (vgl. RG. 114, 399; 115, 201; 
SW. 1927, 660; 1927, 2915; 1928, 488 und Beſprechung 
dieſes Urteils von Stoll ebendort) werden in vielen Fällen 
gegeben ſein. Man denke z. B. an Eiſenbahn⸗ oder Kanal⸗ 
bauten, für die auf weite Strecken Enteignungen vieler kleiner 
Parzellen erforderlich geworden ſind. Der Ausſchluß der Auf⸗ 
wertung würde für den einzelnen Enteigneten meiſt wenig 
bedeuten, da es ſich im allgemeinen nur um die Enteignung 
von verhältnismäßig geringen Teilen des einzelnen Grund⸗ 
beſitzes handelt und der Enteignete ſich mit den veränderten 

erhältniſſen inzwiſchen meiſt abgefunden haben wird. Da⸗ 
gegen können ſich für die Unternehmer aus der geſamten Um⸗ 
wertung der zahlreichen Enteignungsentſchädigungen derart 
erhebliche Belaſtungen ergeben, daß die betroffenen Unter⸗ 
nehmer dadurch in die größten wirtſchaftlichen Schwierigkeiten 
geraten. Obwohl ein ſolches Ergebnis weder dem Rechts⸗ 
empfinden noch dem Intereſſe der Allgemeinheit entſprechen 
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würde, beſonders da es ſich gemäß § 1 PrEnteignG. immer 
nur um ſolche Unternehmen handeln kann, die dem öffent⸗ 
lichen Wohl dienen, wäre es nach der bisherigen Rſpr. des 
R., das ja einen Ausgleich gemäß $ 242 BGB. grundſätz⸗ 
lich ablehnt, nicht zu vermeiden. 

Auch die Sicherheit des Rechtsverkehrs wird durch die 
bekämpfte Rſpr. von neuem erheblich gefährdet. Erſt nach 
Ablauf der 30 jährigen Verjährungsfriſt ſeit Entſtehen der 
Entſchädigungsforderung würde feſtſtehen, daß aus den Ent⸗ 
eignungen der Inflationsjahre keine Nachforderungen mehr 
geltend gemacht werden können. Bis dahin würde das Damo⸗ 


Kleinere 


Nangvorbehalt und Auflafungsuormerkung. 


Das Inſtitut des Rangvorbehaltes hat eine neue, für das 
Wirtſchaftsleben äußerſt bedeutungsvolle Zweifelsfrage gezeitigt, 
und zwar in folgendem Falle: In Abt. III des Grundbuchs ſind 
zwei oder mehr aufwertbare Rechte eingetragen, ſo daß dem 
Eigentümer hinter der erſten Hypothek ein Rangvorbehalt (RV.) 
zukommt. Mit Rang hinter der zweiten oder den weiteren Auf⸗ 
wertungshypotheken ift in Abt. II eine Auflaſſungsvormerkung (AV. ) 
oder ein — ihr in der Wirkung gleichſtehendes — Vorkaufsrecht 
(81098 Abf. 2 BOB.) eingetragen. Die Frage ift die, ob der RV. 
der AV. vor⸗ oder nachgeht. Dieſer Zweifel nimmt ſeinen Ausgang 
von der Entſch. des KG. vom 24. Febr. 1927 (JW. 1927, 1320 
Ring, 4. Sonderheft 1927 S. 7). Entſchieden wird in ihr aller⸗ 
dings nur, daß ein RV. für den Eigentümer nicht eintragungsfähig 
iſt, wenn hinter der erſten Aufwertungshypothek kein weiteres auf⸗ 
wertbares Recht, ſondern nur ein Recht aus Abt. II (Nießbrauch, 
Grunddienſtbarkeit, Auflaſſungsvormerkung, Vorkaufsrecht) folgt, 
die Begründung kann jedoch dahin verſtanden werden — wie es 
tatſächlich Mügel, 87 Anm. 5e 6.505 tut —, daß auch dann, 
wenn infolge nachgehender Aufwertungshypothek ein RV. ein⸗ 
tragungsfähig iſt, dieſer ſtets den Rechten in Abt. II nachſtehe. Es 
wird nämlich ausgeführt, der hinter die erſte Hypothel ſich ein⸗ 
ſchiebende RB. habe die Krediterſchwerungen ausgleichen ſollen, 
die durch die Erhöhung der Aufwertung von 15 auf 250% ein⸗ 
träten, wenn der Eigentümer erſt hinter allen Aufwertungs⸗ 
hypotheken eine freie Rangſtelle habe; folge aber nur ein nicht 
aufwertbares Recht aus Abt. II, jo liege die daraus etwa ent⸗ 
ſpringende Krediterſchwerung nicht in der Regelung der Aufwer⸗ 
tung, ſondern in den dieſen Rechten innewohnenden Eigenſchaften. 
Mit der Schaffung des RV. ſei nun nicht bezweckt worden, dem 
Eigentümer zur Beſeitigung der ihm bereits vor dem Inkraft⸗ 
treten des Aufwch. aus einem auf feinem Grundſtück eingetr. Recht 
dieſer Art erwachſenen Minderung ſeines Realkredits eine Kredit⸗ 
ftelle vor dieſen Rechten zu verſchaffen. Es ſei deshalb im Aus⸗ 
ſchußbericht ſtets nur die Rede von den die Befriedigung des Kredit⸗ 
bedürfniſſes erſchwerenden nachgehenden Papiermarkhypotheken. 
Gegen die Annahme eines Rangvorbehaltes in den Fällen, in 
denen nur ein nicht aufwertbares Recht im Range nachgehe, 
ſpreche auch die Erwägung, daß anderenfalls Vorkaufsrecht und 
AV., die denjenigen, zu deſſen Gunſten fie eingetragen find, gegen 
ſpätere, den geſicherten Anſpruch vereitelnde oder beeinträchtigende 
Verfügungen ſchützen ſollen (8883 Abj.2, § 1098 Abſ. 2 BGB.), 
die Eintragung von Hypotheken oder Grundſchulden in Höhe von 
25% des Goldmarkbekrages des an erſter Stelle eingetragenen auf 
gewerteten Rechtes mit dem Range vor ſich dulden müßten. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß dieſe Begründung, indem ſie 
als Prinzip der Rangvorbehaltsregelung bezeichnet, es ſolle keine 
Kreditſtelle vor den nicht aufwertbaren Rechten der Abt. II ge⸗ 
ſchaffen werden, die erwähnte Auslegung nahelegt. Wäre das 
wirklich Rechtens, ſo wären wir um ein relatives Rangverhältnis 
reicher. Denn da nachſtehende Aufwertungshypotheken vorhanden 
find, fo iſt der RV. zweifellos entſtanden und eintragungsfähig, 
geht auch den anderen Aufwertungshypotheken vor; die Rechte aus 
Abt. II, die dieſen ihrerſeits nachgehen, würden dem RV. dagegen 
vorgehen. Welche neue Ausſichten für Schwierigkeiten in der 
axis! Naturgemäß hinge das Schickſal des RV. und des in ihn 
eingerückten Rechtes davon ab, ob der vorgemerkte Anſpruch zur 
Eintragung des Berechtigten als Eigentümer führt oder nicht. Mit 
dem Eigentumsübergang würde der RV. unwirkſam, an dieſer 
Stelle ſteht nun überhaupt keine dingliche Belaſtung (auch keine 
Eigentümergrundſchuld), die weiteren Aufwertungshypotheken, die 
leinen Vorrang zu dulden hätten, rücken in feine Stelle vor. 
Folgende merkwürdige Geſtaltung möchte ich in dieſem Zuſammen⸗ 

ange noch zur Erörterung ſtellen. Wird aus einer der dem RV. nach⸗ 
gehenden, der AV. aber vorgehenden Auſwertungshypothek vollſtreckt, 
ehe die AV. zur Eintragung des Berechtigten als Eigentümer ge⸗ 
führt hat, jo kommt die A., da ſie hinter dem betreibenden 
Gläubiger ſteht, nicht ins geringſte Gebot und erliſcht mit dem 


klesſchwert derartiger „Umwertungsklagen“ über allen denen 
ſchweben, die in den Inflationsjahren Enteignungen durch⸗ 
geführt haben. Das würde eine Unſicherheit in die Finanz⸗ 
wirtſchaft der öffentlichen Betriebe — denn ſie ſind es, die im 
weſentlichen die Enteignungsbefugnis haben — beingen, die 
nicht zu ertragen wäre. 

Zuſammenfaſſend kann geſagt werden, daß weder recht⸗ 
liche noch wirtſchaftliche Gründe die vom RG. vertretene 
unbedingte Umwertung von Enteignungsentſchädigungen 
geboten erſcheinen laſſen, daß vielmehr erhebliche Gründe bei⸗ 
der Art die Anwendung der Aufwertungs regeln fordern. 


Zuſchlag, es verbleibt ihr nur ein Anſpruch auf den Erlös. Der 
RV. bzw. das eingerückte Recht, das der AV. nachſtände, aber 
dem betreibenden Gläubiger vorgeht, kommt ins geringſte Gebot 
und bleibt beſtehen. Es erſcheint nun nach dem Syſtem des 38G. 
als ein Widerſpruch in ſich, daß der, der nur ein Recht auf den 
Erlös hat, verlangen könnte, den Platz eines beſtehenbleibenden 
Rechtes einzunehmen. Es würde ſich alſo die AV. nicht gegen den 
RV. durchſetzen können. Es iſt natürlich nicht zu verwundern, daß 
bei der Unklarheit, die über dem Schickſal des RV. waltet, kein 
Gläubiger ſein Geld auf ihn hingeben will. 

Für eine Auslegung, die zu dem geſchilderten relativen Rang⸗ 
verhältnis führt, bietet aber m. E. das Aufn. keine Grundlage. 
Es behandelt ausdrücklich allerdings nur das Rangverhältnis der 
Rechte in Abt. III zueinander (8 6), aber gerade daraus, daß hin⸗ 
ſichtlich der Rechte in Abt. II nichts gejagt ift, folgt, daß für ſie 
die gleichen Grundſätze zu gelten haben. Wie alſo — woran 
kein Zweifel iſt — ein ſolches Recht genau fo wie eine Hypothel, 
falls kein gutgläubiger Erwerb in Vetracht kommt, ſich die Wieder⸗ 
eintragung einer Hypothek kraft Rückwirkung mit Vorrang ge⸗ 
fallen muß, ebenſo muß es ſich den Rangvorbehalt vorgehen laſſen. 
Dem 8 6 Aufiv®. dürfte die allgemeine Bedeutung beizulegen ſein, 
daß jedes Recht ſeinen bisherigen Rang behält, ſoweit ſich aus 
den Vorſchriften über den Rangvorbehalt oder die Rückwirkung 
nicht etwas anderes ergibt. Beſtärkt wird dieſes Ergebnis durch 
die Vorſchrift des 8 7 Abſ. 4; denn wenn dort für die wertbeſtändi⸗ 
gen Rechte aus Abt. III ein Einrücken in die Rangvorbehaltsſtelle 
beſonders vorgeſehen iſt, ſo darf daraus entnommen werden, daß 
nach dem Willen des Geſetzes der Rangvorbehalt anderen Rechten 
nicht zu weichen hat. Dieſe Gründe erſcheinen durchſchlagend genug 
zu ſein, um auszuſchließen, daß ein infolge nachgehender Auf⸗ 
wertungshypothek entſtehender RV. gegenüber der AV. unwirk⸗ 
ſam ſei. Darüber hinaus erſcheint auch die eingangs erwähnte 
Entf. des KG., daß der RV. nicht zur Entſtehung komme, wenn 
nur ein nicht aufwertbares Recht aus Abt. II auf die 1. Auf⸗ 
wertungshypothek folge, reichlich bedenklich. Das Kc. ſtellt es 
m. E. zu Unrecht darauf ab, daß die Krediterſchwerung durch 
die Regelung der Aufwertung, namentlich die vom Aufiv®. vor⸗ 
genommene Erhöhung von 15 auf 250%, erfolgt ſein müſſe. Dem 
iſt entgegenzuhalten: Der Ausgangspunkt und die erſte Urſache 
für die Schaffung des RV. war das als Allgemeinerſcheinung 
nach Eintritt wertbeſtändiger Verhältniſſe auftretende ſtarke Kredit⸗ 
bedürfnis, das ſeinen Grund in der durch die Inflation erfolgten 
Zerſtörung des Kapitals hatte. Dieſes Kreditbedürfnis forderte als 
außergewöhnlicher Notſtand Abhilfe, ob nun ſeine Befriedigung 
durch nachſtehende Aufwertungshypotheken oder durch Rechte aus 
Abt. II beeinträchtigt wurde. Der leitende Gedanke für die Schaf⸗ 
fung der Kreditſtelle des RV. war nun: Wurde bei einer durch⸗ 
ſchnittlichen Wertminderung der Grundſtücke auf 50% die Hypo⸗ 
thek auf 25% aufgewertet, fo hätten die nachſtehenden Hypothe⸗ 
ken durch Aufrücken einen nicht berechtigten Vorteil gehabt. Als 
Löſung wurde dann der Rangvorbehalt eingeſchoben. Nun erhebt 
ſich gegenüber dem KG. die Frage: Was gibt den Rechten in 
Abt. II einen Anſpruch, aufzurücken und anders behandelt zu 
werden als die Hypothek? Daß im Ausſchußbericht nur von den 
nachgehenden Papiermarkhypotheken die Rede iſt, beſagt nichts 
Weſentliches, man hat naturgemäß an ſie in erſter Linie gedacht; 
dafür aber, daß man in den Fällen, wo ein gleiches Kredit⸗ 
bedürfnis beſtand, deſſen Befriedigung ſich Rechte aus Abt. II ent⸗ 
gegenſtellten, dieſem nicht abhelfen und derartigen Rechten ein 
nicht gerechtfertigtes Aufrücken gewähren wolle, iſt nichts aus 
dem Geſetze und den Vorarbeiten zu entnehmen. Endlich iſt die 
Erwägung des KG., daß anderenfalls Vorkaufsrechte und A V., 
die den Berechtigten gegen ſpätere, den durch ſie geſicherten An⸗ 
ſpruch vereitelnde oder beeinträchtigende Verfügungen ſchützen ſollen 
88 883 II, 1098 11 BGB.), die Eintragung von Hypotheken oder 
Grundſchulden in Höhe von 25% des Goldmarkbetrages der 1. Auf⸗ 
wertungshypothek mit dem Range vor ſich dulden müßten, in 
zwei Richtungen verfehlt. Einmal handelt es ſich bei dem R. 
und den darin eingerückten Rechten nicht um Verfügungen i. S. 
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der genannten Beſtimmungen, ſondern um eine kraft Geſetzes ein⸗ 
tretende Regelung und Belaſtung, wogegen die Vorm. nicht ſchützt. 
Sodann kann, wie ſchon ausgeführt, von einer Beeinträchtigung 
keine Rede ſein, ſondern nur von dem Ausſchluß eines unberech⸗ 
tigten Aufrückens (urſprünglich gingen 100% vor, jetzt nur 5090 
Es iſt ſomit kein berechtigter Grund erſichtlich, dem Eigentümer 
die Kreditſtelle des Rangvorbehaltes zu verſagen, wenn auf die 
1. Aufwertungshypothek nur ein Recht aus Abt. II folgt. Die 
Erwägung, daß den Rechten aus Abt. II urſprünglich die 1. Auf⸗ 
wertungshypothek mit dem vollen Werte vorging, jetzt aber ein⸗ 
ſchließlich des RV. nur 50% davon, dürfte in dem eingangs zur 
Erörterung geſtellten Falle, daß infolge nachſtehender Auf⸗ 
wertungshypothek der Rangvorbehalt unzweifelhaft zur Entſtehung 
kommt, neben den ſchon oben dargelegten Gründen entſcheidend 
dafür ſprechen, daß der RV. der AV. nicht zu weichen braucht. 
LGR. Dr. Münzel, Koblenz. 


Neue Prozeſſe der Fchmarzkäufer? 
Zur Frage der nachträglichen Genehmigung. 

Die Hoffnungen, welche die Schwarzkäufer gegenüber gericht⸗ 
lichen Urteilen auf nachträgliche Genehmigung ſetzen (vgl. auch den 
Artikel „Schwarzkaufprozeſſe“ im Zentralmarkt des B. 7 Nr. 360; 
Grund. 1928, 981), dürften ſich nicht verwirklichen. Ein Hinweis iſt 
notwendig, um erneuter Rechtsunſicherheit und Überflutung der Ge⸗ 
richte durch Koftfpielige Prozeſſe vorzubeugen. 

Daß nachträgliche Genehmigung für die Verwaltungsbehörde 
möglich, m. a. W. die Rechtsgültigkeit des behördlichen Genehmi⸗ 
gungsaktes — wofern nicht endgültige Verſagung ſchon vorlag — 
anzuerkennen iſt, ſtand bereits ſeit langem feſt (RG. 103, 106 für 
landwirtſchaftliche, 111, 245 für ſtädtiſche Grundſtücke). Die Frage 
indeſſen, ob nachträgliche Genehmigung auch gegenüber rechtskräfti- 
gem Urteil bürgerlich-rechtliche Wirkungen auslöſt, iſt bisher nicht 
entſchieden. 

An Hand der ohne Rüchkſicht auf die von beiden Intereſſenten⸗ 
ſeiten vorgebrachten Stimmungsargumente entwickelten Rechtsauf⸗ 
faſſung des RG. kann jedoch die Beantwortung nicht zweifelhaft 
fein, daß die nachträgliche Genehmigung nutzlos iſt. Denn: Der 
Schwarzkaufvertrag ift wegen Formmangels nichtig ($ 125 BGB.); 
auch Genehmigung des mündlichen Vertrages erzeugt keine bürger⸗ 
lich-rechtliche Wirkſamkeit, ſondern nur i. Verb. m. gültiger Auf⸗ 
laſſung und Eintragung. Es muß alſo eine gültige Muflafiung her⸗ 
beigeführt werden, welche der Eintragung nachfolgen kann. Eine 
gültige Auflaſſung läßt ſich jedoch gegenüber einem rechtskräftigen 
Urteil nicht erzwingen. Dies iſt zweifellos, wenn das frühere Urteil 
auf Rückgängigmachung der Auflaſſung oder Verzicht auf die Rechte 
aus der Auflaffung lautete. Denn dann iſt endgültig (8 894 ZPO.) 
das eine Element des Auflaſſungsvertrages, die Empfangserklärung 
des Käufers vernichtet, Genehmigung der Verwaltungsbehörde kann 
fie nicht erfegen. 

Gleiches muß aber auch gelten, wenn das Urteil auf „Be⸗ 
willigung der Wiedereintragung“ lautet. Die Einwendung, das Urteil 
erſetze nur die grundbuchliche Berichtigungsbewilligung und laſſe den 
Auflaſſungsvertrag unberührt, hat eine gewiſſe Ahnlichkeit mit der 
bereits kurz nach Einführung des BGB. von der Praxis ver⸗ 
worfenen Theorie, man müſſe bei der Wandlung erſt auf Rück⸗ 
gängigmachung des Kaufs klagen, um dann die Rückzahlung des 
Kaufpreiſes zu verlangen. Der durch Urteil zugeſprochene An⸗ 
ſpruch auf Bewilligung der Wiedereintragung iſt regelmäßig ding⸗ 
licher (8 985 BGB.) und ſchuldrechklicher Natur 3 812 BGB.; 
vgl. RG. 117, 294). Zur Rückgängigmachung der Auflaſſung muß 
die Erklärung, die Wiedereintragung zu bewilligen, ebenſo genügen, 
wie zur Auflaſſung ſelbſt die Erklärung ausreicht, in die Umſchrei⸗ 
bung des Grundbuchs zu willigen und ſie zu beantragen. In ſchuld⸗ 
rechtlicher Hinſicht ſpricht das Urteil die Rückgängigmachung der 
Eigentumsumſchreibung als der ſichtbar in die Erſcheinung getretenen 
ſtärkſten unrechtmäßig erlangten Rechtspoſttion aus. Hierin iſt auch 
das Mindere, die Rückgängigmachung des erſten Elementes der 
Eigentumsübertragung, der Auflaſſung, inbegriffen. 

Hinzu kommt für den im Grundbuch bereits gelöſchten Schwarz⸗ 
käufer, daß auch bei abweichendem theoretiſchem Standpunkt mit 
Hilfe rechtsgültiger Auflaſſung allein niemals die Wiedereintragung 
erlangt werden kann, da die Auflaſſung keinen Anſpruch auf Um⸗ 
ſchreibung erzeugt (vgl. z. B. RG. 115, 38). 

Als zwecklos muß ſchließlich die Genehmigung ſelbſt dann an⸗ 
geſehen werden, wenn der Verkäufer noch im Grundbuch eingetragen 
iſt und kein rechtskräftiges Urteil, aber eine den Rückforderungs⸗ 
anſpruch des Verkäufers ſichernde einſtw. Verf. — Erwerbsverbot — 
vorliegt. Denn hierdurch wird bis zur rechtskräftigen Entſch. des 
Gerichts die bürgerlich⸗ rechtliche Bindung der Auflaſſung außer 
Kraft geſetzt (vgl. RG. 120, 120). 

Verwaltungsbehörden ſollten daher vermeiden, zweckloſe Ge⸗ 
nehmigungen zu erteilen, die nur neue Prozeſſe heraufbeſchwören. 
Hierbei bleibe ganz dahingeſtellt, ob in den meiſten Fällen die nach⸗ 
trägliche Genehmigung eines in wertloſer Papier mark abgeſchloſſe⸗ 
nen Kaufs dem in der Begründung und den Landtagsverhandlungen 
feftgelegten Zweck des GrVerkGG, entſpricht (vgl. insbeſ. LT Druckſ. 


Kleinere Aufſätze 
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Nr. 4051). Es muß daran erinnert werden, daß das Geſetz nicht 
etwa außer Kraft geſetzt wurde, weil die beim Erlaß obwaltenden 
geſetzespolitiſchen Gründe nachträglich für jene Zeit mißbilligt 


worden ſind. 
RA. Dr. Leopold Hamburger, Berlin. 


Entgegnung. 
Aufwertung auf Umwegen. 

Sternberg wirft ZW. 1928, 1777 ff. unter III (S. 1780) die 
Frage auf, ob dem Hypothekengläubiger, deſſen Rechte im Falle der 
Löſchung beim Verkauf des Grundſtücks in der Inflationszeit infolge 
des guten Glaubens des Erwerbers nach dem AufwG. ausgeſchloſſen 
find, nicht auf Grund des 8 816 Abſ. 1 Satz 2 BGB. zu helfen iſt, 
ob alſo der Hypothekengläubiger jedenfalls wenigſtens den Erwerber 
des Grundſtücks perſönlich in Anſpruch nehmen könnte. Er knüpft 
dabei an RG.: JW. 1928, 481 an, wo allerdings grundſätzlich die 
Möglichkeit eines Anſpruchs aus 8 816 BGB. in einem ſolchen Falle 
bejaht, dabei aber die Kardinalfrage, ob die Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks ſich als unentgeltliche Verfügung darſtellt, offen gelaſſen wird. 

Erhebliche Bedenken liegen ſchon inſofern vor, ob — die Un⸗ 
entgeltlichkeit vorläufig einmal unterſtellt — der Erwerber des Grund⸗ 
ſtücks, der eben unter Berufung auf den Schutz des guten Glaubens 
ſich gegen die Hypothek wehren kann, als Bereicherter anzuſprechen 
iſt, welcher „auf Grund der Verfügung unmittelbar einen recht⸗ 
lichen Vorteil erlangt“. Das Verfügungsgeſchäft ſelbſt iſt — und das 
wird auch in RG.: JW. 1928, 480 bejaht — und bleibt doch immer 
nur die Grundſtücksveräußerung, nämlich Auflaſſung und Eintragung. 
Der Vorteil des hypothekenfreien Grundſtückserwerbs wird dadurch 
erlangt, daß der gute Glaube an die Richtigkeit des Grundbuchs ver⸗ 
mittelnd hinzukommen muß. 

Jedenfalls muß mit aller Entſchiedenheit wegen der unabſeh⸗ 
baren Konſequenzen und auch wegen des Widerſpruchs mit der ein⸗ 
heitlichen Rſpr. überhaupt gegen den Gedanken Stellung genommen 
werden, daß der Verkauf eines Grundſtücks in der Inflationszeit ſich 
als eine unentgeltliche Verfügung darſtellt. Dieſen ſchon früher ge⸗ 
machten Verſuchen von Inflationsgeſchädigten iſt in zahlreichen Ent⸗ 
ſcheidungen entgegengetreten worden. Es iſt auch mit dem Begriff der 
Unentgeltlichkeit unvereinbar, einen Verkauf eines Grundſtücks zum 
Papiermarkpreiſe, alſo zu einem ganz mangelhaften Entgelt, als eine 
Schenkung oder richtiger als eine unentgeltliche Leiſtung anzuſehen. 
Zur Unentgeltlichkeit gehören nicht nur objektive Momente, ſondern 
vor allem auch ſubjektive. Nicht maßgebend iſt, wieweit nach objek⸗ 
tivem Maßſtabe die Leiſtung des anderen ſich als ein Entgelt dar⸗ 
ſtellt, ſondern in erſter Linie iſt maßgebend, wie die Parteien zur Zeit 
des Geſchäftsabſchluſſes ihre Leiſtungen einſchäzen (vgl. RG. 62, 177; 
75,327: 94, 322). Es iſt auch die Idee als abwegig zu bezeichnen, 
das Geſchäft etwa in ein zum Teil entgeltliches, zum Teil unentgelt⸗ 
liches zu zerlegen, dergeſtalt, daß, ſoweit die (geringwertige) Gegen⸗ 
leiſtung einem Teil des Kaufobjektes nach objektivem Maßſtabe ent⸗ 
ſpricht, ein entgeltliches Geſchäft vorliegt, und daß hinſichtlich des 
darüber hinausgehenden Wertes des Kaufobjektes, der keine Deckung 
nach objektivem Maßſtabe in der Gegenleiſtung findet, etwa Schenkung 
vorliegt. Wenn in den von Sternberg zitierten Entſch. der Grund⸗ 
ſtücksverkauf in der Inflationszeit unter dem Geſichtspunkt eines un⸗ 
entgeltlichen Geſchäftes betrachtet iſt, ſo bezieht ſich dieſe Prüfung 
lediglich auf 88 2205 und 2113. Es handelt ſich nämlich dabei immer 
um die Frage, inwieweit die Veräußerung des Grundſtücks zum 
Papiermarkpreiſe vom Standpunkt ordnungsmäßiger Verwaltung zu 
rechtfertigen und als eine Verwaltungsmaßnahme zu betrachten iſt, 
welche die Intereſſen derjenigen berückſichtigt, welchen der Vorerbe und 
der Teſtamentsvollſtrecker mit Rückſicht auf ihre zukünftige 
Herausgabepflicht und mit Rückſicht auf die Pflicht 
ordnungsmäßiger Verwaltung verantwortlich find. 
So wird auch in NG. 81, 365 (ogl. auch JW. 1925, 379) 
ausdrücklich betont, daß nicht wegen der wirtſchaftlichen Werte 
loſigkeit der Gegenleiſtung das Geſchäft als unentgeltliches zu be⸗ 
trachten iſt, ſondern daß es ſich lediglich darum handelt, inwieweit 
der Teſtamentsvollſtrecker oder der Vorerbe die Leiſtung 
und Gegenleiſtung nach objektivem Maßſtabe ordnungsgemäßer Ver⸗ 
waltung mit Rückſicht auf ihre Verantwortlichkeit gleichſtellen dürfen. 
Die Entſcheidungen ſind alſo lediglich aus dem ſpeziellen Gebiet der 
Verfügungsfähigkeit des Teſtamenksvollſtreckers und des Vorerben im 
Hinblick auf die Rechte der Erben bzw. Nacherben zu verſtehen, und 
es iſt deshalb nicht möglich, aus dieſen Erörterungen etwa zu der 
Frage zu kommen, ob ein Verkauf eines Grundſtücks und letzten 
Endes eines Sachwertes zu Papiermarkpreiſen ſich als ein unentgelt⸗ 
liches Geſchäft darſtellt, und in beſonderen Fällen der Hypotheken⸗ 
gläubiger auf Grund des 8 816 Abſ. 1 Satz 2 BB. den Grund⸗ 
ſtückserwerber in Anſpruch nehmen kann. 

Da eben die Frage, die Sternberg aufwirft, aber auch offen⸗ 
ſichtlich wegen der ſich daraus ergebenden Konſequenzen ſelbſt nicht zu 
beantworten wagt, allein ſchon durch ihre Erhebung geeignet 
iſt, Verwirrung zu ſchaffen, erſcheint es notwendig, auch an dieſer 
Stelle mit Entſchiedenheit gegen eine Erörterung derartiger Gedanken 
Stellung zu nehmen. NA. Dr. Arthur Elſaß, Berlin. 
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Schrifttum. 


Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. Heinrich Göppert: Die Bedeutung 
der Worte: „Darlehen, über die Schuldſcheine ausgeſtellt 
find“, im 8 30 Ab. 3 AnlAblGeſ. Bonn 1928. 


Der Verf. gibt an Hand reichen Materials eine erſchöpfende 
Auseinanderſetzung mit der Streitfrage über den Begriff des kommts 
nalen Schuldſcheindarlehens im AnlAblG. Die in der Fachliteratur 
auch anderweitig (u. a. in den großen Ausführungen des Min R. 
Simon, Mitteilungen des Dtſch. Städtetages 1927, 21. Ihrg., 
Beil. zu Nr. 12) und überwiegend bekämpfte grundlegende Entſch. 
des RG. des 4. 3. v. 2. Mai 1927 erfährt eine eingehende ab⸗ 
lehnende Rechtsbekrachtung. Das Anl Abl. ſei ein „Gel. zur Ab⸗ 
wicklung eines abgeſchloſſenen Sachverhaltes“; dieſer vom Geſ. be⸗ 
troffene Sachverhalt ſei bisher den Gerichten nicht ausreichend dar⸗ 
gelegt worden. Nur daraus ſei die unverſtändliche Entſch. des RG. 
v. 2. Mai 1927, die kommunalen Darlehensverträge ſeien nicht 
Schuldſcheine, erklärlich. Das RG. habe annehmen müſſen, nur 
Einzelfälle zu treffen — wofür ja auch die Kürze der Urteils⸗ 
begründung Beweis iſt —, während in Wirklichkeit durch die Entſch. 
typiſche Anleihen der Gemeinden gegen den Willen des Geſetzgebers 
der Ablöſung entzogen werden. Im vom Verf. gewählten Unter⸗ 
ſuchungsgebiet (größere weſtdeutſche Städte) waren im Jahre 1914 
== 40% und mehr der kommunalen Darlehen durch Darlehens⸗ 
verträge geſichert, ohne daß für dieſe Sicherungsform andere Grund⸗ 
ſätze, beſonders die Anleiheart, maßgebend waren, als nur die bet 
den Geldgebern übliche Praxis. 


Entgegen dem von anderer Seite vertretenen Standpunkt 
ſieht der Verf. ebenſo wie der 4. ZS. in den durch Darlehensvertrag 
verbrieften Darlehen nicht „Schuldverpflichtungen aus Schuldverſchrei⸗ 
bungen“. Die Erörterung über die Bedeutung des Wortes „Schuld⸗ 
ſchein“ bringt intereſſante Hinweiſe auf auffällige Abweichungen der 
einzelnen Urt. des 4. 35. untereinander und im Vergleich zu dem 
des 5.35. hinſichtlich der geſtellten Schuldſcheinvorausſetzungen. 
Unter anderem nimmt der 4. 38. im Urt. v. 1. März 1928 „einen 
engeren im Wege der Auslegung gewonnenen Schuldſcheinbegriff 
für das AnlAblcG. in Anſpruch“ und widerſpricht dabei der eigenen, 
früheren Feſtlegung im Urt. v. 30. Jan. 1928, daß der Schuld⸗ 
ſchein des Anlab lch. keine „der Auslegung zugängliche Unklarheit 
des Geſetzes“ biete. Der 4. ZS. interpretiere erſtaunlicherweiſe von 
den eng zuſammenhängenden Worten „Darlehen“ und „Schuldſchein“, 
das eine bürgerlich⸗rechtlich, das andere dagegen in beſonderem 
Sinne. Der 4. ZS. kann nach den Ausführungen des Verf. ſeine 
Auslegung des ablöſungsrechtlichen Schuldſcheinbegriffs nur auf 
die eigenen Erwägungen ſtützen, ohne Anhaltspunkte in der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes. In ſcharfer Herausarbeitung der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſ. nimmt der Verf. zum Beweiſe des vom 
Geſetzgeber gewollten Schuldſcheinbegriffs beſonders Bezug auf den 
geltenden Sprachgebrauch, der vor allem aus dem Statiſtiſchen Jahr⸗ 
buch Deutſcher Städte hervorgeht. Der Auffaſſung des 4. 36,, 


das AnlAblG. habe den weiten Schuldſcheinbegriff der III. Steuer⸗ 
NotVOO. aufgegeben, wird unter Anführung des amtlichen Geſetzes⸗ 
materials entgegengehalten, daß die Formulierung des 8 30 Abſ. 3 


AnlAblG. nur zu einer Klarſtellung dieſes Begriffs der III. Steuer⸗ 
Not O. gegenüber gewiſſen Irrtümern der Rſpr. beſtimmt war. 

Im 3. Abſchnitk beweiſt der Verf., daß die Darlehensverträge der 
Gemeinden nicht bloße Darlehensvorverträge ſind, ſondern die Ver⸗ 
pflichtung der Gemeinden „die zu empfangende Summe nach Maß⸗ 
gabe des Vertrags als Darlehen zu erſtatten“ begründen und be⸗ 
urkunden. Die gemeindlichen Darlehensverträge ſeien für ſich allein 
Schuldſcheine i. S. des BGB., die „das Beſtehen einer Darlehens⸗ 
ſchuldverpflichtung der Gemeinden aus dem Empfang der verein⸗ 
barten Summe“ beweiſen. Im übrigen beweiſe ihren Schuldſchein⸗ 
charakter auch die im Verkehr zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
übliche Behandlung der Darlehensverträge als Schuldſcheine, was 
weſentlich ſei in Anbetracht der Unbeſtimmtheit des Schuldſchein⸗ 
begriffs im BGB. 

Den Ausführungen des Verf. iſt große Bedeutung beizumeſſen. 
Sie bringen nach der Verwaltungspraxis (Simon a. a. O.) nun⸗ 
mehr auch ſeitens der Wiſſenſchaft eine maßgebende Stellungnahme 
gegen die Rechtsauffaſſung des RG. Das jetzt — nach Mitteilung 
des „abgeſchloſſenen Sachverhaltes“ — bevorſtehende neue Urt. des 
4. ZS. darf mit Spannung erwartet werden. — 

Dr. Marg. v. Wandel, Bonn. 


Jahrbuch der Entſcheidungen in Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts. Auf 
Grund amtlichen Materials herausgegeben von Vietor Ring, 
Geh. Oberjuſtizrat, Vizepräſident des Kammergerichts a. D. 
5. Bd. Berlin 1928. Verlag von Franz Vahlen. Geh. 10.4, 
geb. 12 h. 

Den Inhalt des 5. Bandes bilden 10 Beſchlüſſe des 5. 88. 
des RG. aus der Zeit von Nov. 1927 bis März 1928 und 
90 Entſch. der letztinſtanzlichen Gerichte der Länder aus der Zeit 
von Mai 1927 bis Juni 1928. Dieſe letzteren find in den Ab⸗ 
teilungen Notarielle Urkunden (1), Vormundſchaftsſachen (24), 
e (10), Handelsſachen (21), Grundbuchſachen (34) ge⸗ 
ordnet. 

Aus der Fülle des gebotenen Materials ſei auf die beſonders 
beachtlichen Entſch. des AufwSen. des RG. hingewieſen. Unter 
den Vormundſchaftsſachen fällt die Zahl der Entſch. über die 
Perſonenſorge für die Kinder geſchiedener Ehen ſowie eine Reihe 
von Beſchlüſſen im Fürſorgeerziehungsverfahren auf. . 

In der Abteilung Handelsſachen dürften beſonders die das 
Firmenrecht betreffenden Entſch. ſowie die Beſchlüſſe Nr. 51 A des 
KG. und 51 B des BayObsG. zur Auslegung des Gef. zur Ab⸗ 
änderung des GmbH.-Gef. v. 28. Juni 1926 von Intereſſe ſein. Die 
Entſch. in Grundbuchſachen, die zum Teil auch das Erbrecht be⸗ 
handeln, ſind in dieſem Bande im Gegenſatz zu dem vorhergehenden 
Bd. 4 durch einſchlägige Entf, vor allem des KG. über Auf⸗ 
wertungsfälle, ergänzt. 8 

Zu den einzelnen Entſch. Stellung zu nehmen, iſt hier nicht 
der Platz. Die Sammlung als ſolche iſt praktiſch, brauchbar und 
empfehlenswert. D. S. 


Kechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Ziwilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 


Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Neichd- 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


1. Aufwertungsgeſetz. 
1. 88 3, 4 Aufw G.; 88 779, 119 B B. Vo raus⸗ 
ſetzungen für die Beſeitigung eines Aufwer⸗ 
tungsvergleichs wegen Irrtums über die Grund- 


Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


lagen des Vergleichs und infolge Anfechtung. 
Berechnung des Aufwertungsſtichtages für eine 
aus einer Grundſchuld entſtandene Hypothek. f) 

Der Bekl. erachtet das Abkommen vom Juni 1926 als 
einen Vergleich, weil es den Streit darüber beendet habe, ob 
die Aufwertung kraft Rückwirkung zu erfolgen oder aus dem 
Geſichtspunkt einer Härte für den Bekl ganz oder teilweiſe zu 
unterbleiben habe, und weil dieſe Beendigung im Wege gegen⸗ 
ſeitigen Nachgebens erfolgt ſei. Die Vorausſetzungen des 


Zu 1. Die Entſch. ſteht, ſoweit fie ſich auf die Berechnung 
des Goldmarkbetrages einer in eine Hypothek umgewandelten 
Papiermarkgrundſchuld bezieht, im Einklang mit der herrſchenden 
Anſicht. Die Frage, ob die perſönliche Forderung die Höhe des 
Goldmarkbetrages nach 8 4 AufwG. beeinflußt, wird regelmäßig 
nur praktiſch, wenn die Hypothek aus einer Eigentümergrundſchuld 
entſtanden iſt, nicht aber dann, wenn eine Grundſchuld, die bereits 
zur Sicherung einer Forderung diente, in eine Hypothek umgewan⸗ 
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8 779 BGB. ſieht der BR. ſämtlich als erfüllt an. Was den 
als feſtſtehend zugrunde gelegten „Sachverhalt“ anlangt, ſo 
nimmt der BR. an, daß beide Parteien davon ausgegangen 
ſeien, der von dem Kl. zu 2 bei der Anmeldung angegebene 
Stichtag für die Berechnung des Goldmarkbetrags, der 
11. Aug. 1919, ſei der richtige. Insbeſ. habe der Bekl. genaue 
Kenntnis davon gehabt, auf welcher Grundlage der Kl. zu 2 
ſein Aufwertungsverlangen ſtelle und wie er zu der Forde⸗ 
rung von 6909,10 GM. komme. Dadurch, daß er auf dieſem 
Boden mit dem Kl. verhandelt, habe er jene Grundlage zu 
einer vertragsmäßigen gemacht. Daß er ſie ſich ausdrücklich 
zu eigen gemacht, ſei nicht erforderlich. Die Kenntnis einer 
Partei davon, was die andere als feſtſtehend vorausſetze, 
mache bereits den vorausgeſetzten Umſtand mit zum Vertrags⸗ 
inhalt. Da die Berechnung des Kl. nach SS 2, 3, 5 AufwG. 
unrichtig geweſen ſei, ſei der Vergleich hinfällig, ſofern der 
Streit bei Kenntnis der Sachlage nicht entſtanden ſein würde. 
Das nimmt der BR. an. Nach ſeiner Anſicht kommt es nicht 
darauf an, ob die Parteien ohne die falſche Aufwertungs⸗ 
berechnung überhaupt nicht geſtritten hätten, ſondern darauf, 
ob gerade der durch den Vergleich beſeitigte beſtimmte Streit 
nicht entſtanden wäre und ob zum Abſchluß gerade des ge⸗ 
ſchloſſenen Vergleichs Anlaß beſtanden hätte, wenn die Par⸗ 
teien von dem richtigen Ausgangspunkt ausgegangen wären. 
Hätten die Parteien, ſo führt der BR. weiter aus, den rich⸗ 
tigen Aufwertungsſtichtag zugrunde gelegt, ſo hätte es einen 
anderen Streit gegeben. Es hätte ſich dann nicht darum ge⸗ 
handelt, welchen Teil von 6909,10 GM., ſondern welchen 
Teil von 30 424,60 GM. der Kl. zu 2 als Aufwertungsbetrag 
vom Bekl. hätte verlangen können, und dieſer Streit wäre 
nicht nur von dem wirklich erledigten verſchieden geweſen, ſon⸗ 
dern wäre auch nicht ſo erledigt worden. Zu einer Ermäßi⸗ 
gung auf weniger als / wäre der Kl. zu 2 auch nicht durch 
die Behauptung veranlaßt worden, für ihn ſei jede Aufwer⸗ 
tung untragbar. Der erhöhten Forderung der Kl. gegenüber 
hätte ſich der Bekl. noch zu weiterem Nachgeben entſchließen 
müſſen. 

Wenn man aber das Abkommen auch für wirkſam halten 
wollte, ſo müßte doch die vom Kl. zu 2 erklärte Anfechtung 
wegen Irrtums durchgreifen. Denn auch wenn der Irrtum 
als ein ſolcher Beweggrund angeſehen würde, ſei doch eine 
Anfechtung möglich, weil der Beweggrund zur Geſchäfts⸗ 
bedingung bzw. zum Geſchäftsbeſtandteil erhoben worden ſei 
und in einer dem Gegner erkennbaren Weiſe die Erklärung 
beeinflußt habe. Dadurch, daß die Berechnungsgrundlage dem 
Bekl. bekannt gegeben worden, hätten ſie aufgehört, die ein⸗ 
ſeitige Grundlage der Entſchlüſſe der einen Partei zu bilden 
und ſeien Beftandteil von deren Erklärung geworden. Ob der 
Bekl. den Irrtum als ſolchen erkannt, ſei nicht entſcheidend. 


delt wird. In dieſem Falle wird regelmäßig der für die Umrech⸗ 
nung maßgebende Stichtag für Hypothek und Forderung gleich ſein. 

Von größerer Bedeutung ſind die Ausführungen über die An⸗ 
wendbarkeit des 8 779 BGB. Infolge der zahlreichen Streitfragen, 
welche im Anſchluß an das Inkrafttreten der III. Steuer NotVO. 
und des Wufv®. entſtanden ſind, gingen bei vergleichsweiſer Er⸗ 
ledigung von Aufwertungsanſprüchen die Parteien häufig überein⸗ 
ſtimmend von einer Rechtsanſicht aus, die jetzt infolge der Entſch. 
des RG. und der ObLG. von der Praxis nicht mehr als richtig an⸗ 
erkannt wird. In dieſen Fällen verſucht oft die geſchädigte Partei 
den Vergleich unter Berufung auf 8 779 BGB. zu beſeitigen. Regel⸗ 
mäßig wird auch der erſte Teil des Tatbeſtandes dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung zutreffen, nach der ein Vergleich unwirkſam iſt, wenn 
der nach dem Inhalt des Vertrages als feſtſtehend zugrunde gelegte 
Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht. Es iſt anerkannten 
Rechtes, daß unter Sachverhalt nicht nur Tatſachen, ſondern auch 
Rechtsfragen zu verſtehen find (vgl. RG.: JW. 1927, 167 = RG. 
112, 215; R.: AufwRſpr. 1926, 722; 1928, 394). So genügt in 
dieſem Sinne der beiderſeitige Rechtsirrtum über den der Umrechnung 
nach dem AufwG. zugrunde zu legenden Goldmarlebetrag des auf- 
zuwertenden Rechtes. Mag aber auch dieſe Vorausſetzung für die 
Anwendbarkeit des 8 779 BGB. gegeben fein, fo wird meiſtens 
das weitere Tatbeſtandsmerkmal, daß nämlich der Streit oder die 
Ungewißheit bei Kenntnis der Sachlage nicht entſtanden ſein würde, 
nicht vorliegen. Dies wird mitunter von den Snft&er. überſehen: 
gerade in Aufwertungsſachen bedarf aber dieſe Frage, wie das 
NG. wiederholt betont hat, einer eingehenden Prüfung (vgl. RG.: 
AufwRſpr. 1926, 722; 1928, 141, 394 JW. 1928, 1500; OLG. 
Nürnberg: AufwRſpr. 1928, 246). Unter dem Streit und der Un⸗ 
gewißheit i. S. der vorſtehend erwähnten Beſtimmung müſſen, wie 
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Gegen die Unverzüglichkeit der Anfechtungserklärung ſeien Be⸗ 
denken weder erhoben worden noch zu erheben. 

Der Rev. war der Erfolg nicht zu verſagen. Schon das 
gibt zu Bedenken Anlaß, daß der BR. ohne weiteres annimmt, 
die dem Vergleiche zugrunde gelegte Berechnung des Kl. ſei 
unrichtig geweſen. Allerdings iſt, wenn eine Grundſchuld in 
eine Hypothek umgewandelt wird, für die Berechnung des 
Aufwertungsbetrags der Hypothek an ſich nach § 3 Abſ. 2 
Satz 1 Aufw®. nicht deren Erwerb, ſondern der der Grund⸗ 
ſchuld maßgebend. Ergibt ſich aber für die mit der Hypothek 
verbundene perſönliche Forderung ein geringerer Aufwer⸗ 
tungsbetrag, als er für die aus der Grundſchuld hervor⸗ 
gegangene Hypothek (berechnet nach dem Erwerbstage der 
Grundſchuld) maßgebend iſt, ſo darf die Hypothek gemäß 
§ 4 Halbſatz 2 AufwG. nicht höher als die perſönliche Forde⸗ 
rung aufgewertet werden (vgl. KG. v. 19. April 1926: JW. 
1926, 1463: Rings AufwRſpr. 1926 I Sonderheft ©. 10; 
KG. v. 16. Dez. 1926: SW. 1927, 993; JurR. 1927 
Nr. 508; Mügel, 5. Aufl. S. 384; Quaſſowski, 5. Aufl. 
S. 79; Neukirch, S. 75). Der BR. hätte alſo vor allem 
erſt erörtern müſſen, welche perſönliche Forderung der Hypo⸗ 
thek zugrunde lag und welcher Erwerbstag für die perſön⸗ 
liche Forderung maßgebend iſt. Denn wenn dieſe etwa erſt 
bei Umwandlung der Grundſchuld in die Hypothek entſtanden 
iſt, würde die dem Vergleich zugrunde liegende Berechnung 
des Kl. richtig, die Klage alſo ſchon aus dieſem Grunde ab⸗ 
zuweiſen ſein. 

Aber auch wenn dieſe Erörterung ergeben ſollte, daß die 
urſprüngliche Berechnung irrtümlich und ein früherer Stich⸗ 
tag zugrunde zu legen war, würde das angefochtene Urteil 
mehrfach von Rechtsirrtum beeinflußt erſcheinen. Insbeſ. kann 
die Begründung, mit der der BR. das Vorliegen der Vor⸗ 
ausſetzungen des $ 779 BGB. bejaht, nicht gebilligt werden. 
Allerdings erfordert der 8 779 nicht, daß bei Kenntnis der 
richtigen Sachlage überhaupt kein Streit oder keine Unge⸗ 
wißheit entſtanden wäre, ſondern nur, daß derjenige Streit 
oder diejenige Ungewißheit, die die Parteien durch den Ver⸗ 
gleich beſeitigen wollten und beſeitigt haben, bei Kenntnis der 
richtigen Sachlage nicht entſtanden wäre. Das Vorliegen 
dieſes Erforderniſſes hat aber der BR. rechtsirrtümlich an⸗ 
genommen. Wie er ausdrücklich feſtſtellt, betraf der Streit, 
der durch den Vergleich beendet werden ſollte, die Frage, ob 
Aufwertung kraft Rückwirkung zu erfolgen oder aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Härte für den Bekl. ganz oder teilweiſe zu 
unterbleiben habe. Dieſer Streit wäre auch entſtanden, 
wenn der Kl. zu 2 von vornherein einen früheren Stichtag 
der Berechnung zugrunde gelegt hätte. Je höher der geltend 
gemachte Anſpruch war, um ſo mehr hatte der Bekl. Ver⸗ 
anlaſſung, ſich auf die Härteklauſeln des 815 AufwG. zu 


fi) insbeſ. aus der vorl. Entſch. ergibt, ſtreitausſchließende Momente 
verſtanden werden. Es genügt alſo zur Anwendung des 8 779 
BGB. nicht, wenn zwar ein Streit über die Höhe des von dem 
Gläubiger verlangten Aufwertungsbetrages bei Keuntnis der Sach⸗ 
lage nicht entſtanden wäre, aber die Parteien trotzdem über die 
Höhe des Aufwertungsbetrages, den der Gläubiger bei richtiger Er 
Remutnis der Rechtslage verlangt hätte, geſtritten hätten. Soweit man 
alſo nicht annehmen kann, daß bei richtiger Kenntnis der Sachlage 
der Schuldner die Höhe des Aufwertungsbetrages ohne weiteres an⸗ 
erkannt hätte, iſt $779 BGB. nicht anwendbar. 

Eine Frage, die der Senat nicht geprüft hat, iſt die, ob nicht 
der Partei, welche ſich auf den durch beiderſeitigen Rechtsirrtum 
zuſtande gekommenen Vergleich beruft, die exceptio doli ent» 
gegengehalten werden kann. Dieſen Geſichtspunkt hat der 4. Sen. 
insbeſ. in JW. 1928, 400 = AufwRſpr. 1928, 2. Sonderh. S. 48 
hervorgehoben; er führt aus, daß in einem Fall, in dem die be⸗ 
ſonderen Vorausſetzungen des Vergleichsirrtums (8 779 BGB.) nicht 
egeben ſeien, nach der Klarlegung des Rechtsirrtums keine Partei 
ſich auf den Vergleich oder ſonſtige Verträge berufen könne, ohne 
damit gegen Treu und Glauben zu verſtoßen und der anderen Partei 
den Einwand der allgemeinen Argliſt in die Hand zu geben (vgl. 
auch das Urt. des 4. Sen. in RG. 108, 105 (110); Mügels S. 967). 
Es iſt nicht anzunehmen, daß ſich der 7. Sen. dieſer Anſicht des 
4. Sen. nicht anſchließen will, da er wohl ſonſt ſeine abweichende 
Meinung begründet hätte. Vielmehr iſt er anſcheinend deshalb auf 
dieſes Problem nicht eingegangen, weil die Kl. beantragt hatten, 
feftzuftellen, daß der Vergleich v. Juni 1926 unmirkſam ſei und 
dieſem Antrag auch bei Bejahung der Anwendbarkeit der exceptio 
doli nicht hätte entſprochen werden können. Anders wäre wohl zu 
entſcheiden geweſen, wenn die Kl. — vielleicht hilfsweiſe — be⸗ 
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berufen. Wäre aber derſelbe Streit oder dieſelbe Ungewißheit 
auch bei Annahme eines früheren Stichtages entſtanden, ſo 
entfällt die Anwendung des 8 779 BGB. Das BG. hat ferner 
auch die Anfechtung wegen Irrtums zu Unrecht für begründet 
erachtet. Ein Irrtum über den Inhalt der abgegebenen Wil⸗ 
lenserklärung i. S. des 8 119 BGB. liegt nicht vor, ſondern 
nur ein Irrtum im Beweggrund, wegen deſſen eine Anfech⸗ 
tung nicht gegeben iſt. Die Mitteilung der Berechnung der 
a 0 mächt deren Grundlage nicht zum Vertrags⸗ 
inhalte. 

Selbſt wenn alſo die Erörterung der oben an die Spitze 
geſtellten Frage ergeben ſollte, daß der Ausgangspunkt des 
BR. — daß nämlich die dem Vergleich zugrunde gelegte Be⸗ 
rechnung unrichtig war — zutreffend war, könnte das Urteil 
nicht aufrechterhalten werden. Es würde dann noch auf die 
Behauptungen des Kl. eingegangen werden müſſen, der Bekl. 
habe durch Ausnutzung des von ihm erkannten Irrtums des 
Kl. argliſtig gehandelt, er habe auch die Berechtigung des 
klägeriſchen Standpunktes anerkannt. 

(U. v. 10. Juli 1928; 693/27 VII. — Berlin.) [Ku.] 


* 2. 86 Abſ. 2 Aufm®. Der Schutz des guten 
Glaubens hinſichtlich der Höhe und des Ranges 
des Aufwertungsanſpruchs der vorgehenden 
Rechte ſteht nur dem zu, der das nachſtehende 
Recht in der Zeit vor dem 1. Okt. 1924 begründet 
oder erworben hat, nicht dagegen dem Zeſſionar, 
dem es erſt nach dem 1. Okt. 1924 abgetreten 
worden iſt; dieſem geht der Aufwertungsbetrag 
ſomit in voller Höhe, nicht nur mit den 150% der 
III. Steuer Not VO. vor. f) 

(u. v. 5. Mai 1928; 448/27 V. — Kiel.) Sch.] 

Abgedr. JW. 1928, 17882. 


antragt hätten, feſtzuſtellen, daß der Bekl. verpflichtet ſei, die 
Hypothek nach den Vorſchriften des Aufiw®, aufzuwerten. Es wäre 
nach Lage der Sache richtig geweſen, wenn die InſtGer. auf die 
Stellung eines ſolchen Hilfsantrages hingewieſen hätten. 

Daß der Senat am Schluſſe der Entſch. hervorhebt, es müſſe 
noch auf die Behauptung des Kl. zu 2 eingegangen werden, der 
Bekl. habe durch Ausnutzung des von ihm erkannten Irrtums arg⸗ 
liſtig gehandelt, kann nach Lage der Sache nicht die vorſtehend er⸗ 
örterte Anwendbarkeit der exceptio doli betreffen, denn es veſteht 
ein grundſätzlicher Unterſchied zwiſchen der ſpäteren Ausnutzung 
eines beiderſeitigen Rechtsirrtums durch eine Partei und der 
argliſtigen Ausnutzung des von der andern Seite erkannten Rechts⸗ 
irrtums der einen Partei. 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


Zu 2. Der 8 6 Abf. 2 gehört zu den geſetzestechniſch ver⸗ 
fehlteſten Beſtimmungen des Auſwch. Es iſt erſtaunlich, welche Fülle 
von Streitfragen ſich an den verhältnismäßig einfachen Tatbeſtand 
knüpft, der hier geregelt werden ſollte. Die Unklarheit beruht zum 
großen Teile darauf, daß man in 86 Abſ. 2 — im Gegenſatz zu 
88 20, 21 — nicht auf den bewährten Vorſchriften des Liegenſchafts⸗ 
rechts aufgebaut hat. Nach der herrſchenden Lehre ſoll die Regelung 
des 86 Abſ. 2 eine eigentümliche Zwitterbildung ſein, die in der 
Mitte zwiſchen dem Wortlaut und den liegenſchaftsrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen über den gutgläubigen Erwerb (5 892 BGB.) liegt. 
Einerſeits ſollen nicht alle in dem kritiſchen Zeitraum erworbenen, 
ſondern nur rechtsgeſchäftlich beſtellte Rechte unter 5 6 Abſ. 2 fallen. 
Und zwar dies, obwohl der Wortlaut dieſe Einſchränkung nicht er⸗ 
kennen läßt. Zwangshypotheken beiſpielsweiſe fallen danach nicht 
unter die Beſtimmung. Andererſeits wird aber kein Erwerb ge⸗ 
fordert, der nach 8 892 BOB. geſchützt iſt. Daher wird § 6 Abſ. 2 
beiſpielsweiſe auf rechtsgeſchäftlich beſtellte Eigentümerhypotheken an⸗ 
gewandt. 

Die Entſch. behandelt eine bereits mehrfach erörterte Frage. 
Nach Mü gel (Anm. 14 zu 8 6 u. JW. 1926, 2380 Anm. zu Nr. 1) 
genügt es zu Anwendung des $ 6 Abi. 2, daß das rangbegünſtigte 
Recht in dem kritiſchen Zeitraum von irgend einem Gläubiger er⸗ 
worben iſt, mag auch der heutige Gläubiger das Recht erſt nach dem 
1. Okt. 1924 erworben haben. Andere nehmen an, daß der Tatbeſtand 
des 8 6 Abſ. 2 nicht vorliegt, wenn das zu begünſtigende Recht 
zwiſchen dem 1. Okt. 1924 und dem Inkrafttreten des AufwGG. den 
Gläubiger gewechſelt hat (OQuaſſowski, Anm. B 3 b zu 8 6; 
Schlegelberger⸗Harmening, Anm. 9 zu 9 6; Meyerowitz, 
JW. 1927, 2144 Anm. zu Nr. 1; KG.: JW. 1926, 2380 — Auſw⸗ 
Nſpr. 1926 Sonderh. S. 14; JW. 1927, 2142 = AufwRfpr. 1927, 
577). Das RG. entſcheidet gegen Mügel für die Auf- 
faſſung der Mehrheit. 

Ich hätte der Auffaſſung von Mügel den Vorzug gegeben. 


*g. 88 6, 16, 72 Aufw G.; Art. 117 Durchf VO. z. 
AufwGG. Wenn das AG. als Aufwertungsſtelle 
beſtimmt iſt, ſo iſt auch eine an das ebenfalls 
eine Abteilung des AG. bildende Grundbuchamt 
gerichtete Erklärung als Aufwertungsanmel⸗ 
dung zu behandeln, wenn ſie irgendwie erkennen 
läßt, daß Aufwertung für einen beſtimmten An⸗ 
ſpruch verlangt werde. f) 

Das BG. iſt der Meinung, daß der Antrag v. 8. Dez. 
1925, obwohl er ausdrücklich als Antrag nach 8 6 AufwG. be⸗ 
zeichnet und an das Grundbuchamt gerichtet war, doch auch 
eine dem 816 AufwG. genügende Anmeldung ſei, weil in 
ihm das Aufwertungsverlangen zum Ausdruck komme und 
GBA. wie Aufwetelle beide Abteilungen desſelben Gerichts 
ſeien. 

Dieſe Rechtsanſicht iſt zutreffend, wie dies der erk. Sen. 
auch in zwei gleichzeitig mit der gegenwärtigen Entfch. er⸗ 
laſſenen Urteilen (V 477 und 508/27) angenommen hat. Der 
Zweck des befriſteten Anmeldezwangs iſt, bis zu einem be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt Klarheit darüber zu ſchaffen, welche Hy⸗ 
potheken für die Aufwertung in Frage kommen, und in ab⸗ 
ſehbarer Zeit die Richtigkeit des GB. wiederherzuſtellen. Das 
NG. hat ſchon früher ausgeführt, daß an Form und Inhalt 
der Anmeldungserklärung grundſätzlich milde Anforderungen 
zu ſtellen ſind, ſoweit dieſer Zweck des Anmeldezwangs nicht 
gefährdet wird (AufwRſpr. 1928, 314; auch Urt. v. 28. März 
1928, V 388/27). Eine vom Geſetz ſelbſt geſetzte Schranke it 
allerdings in der von der Rev. angeführten Entſch. darin ge⸗ 
funden worden, daß die Anmeldung innerhalb der Friſt bei 
der AufwStelfe, d. h. der örtlich zuſtändigen AufwStelfe, ein⸗ 
gegangen ſein muß. 

In Sachſen iſt nach Art. 117 DurchfVoO. v. 29. Nov. 
1925 in Verb. mit 8 72 Aufiv®. als Aufwstelle das AG. be⸗ 


Mir erſcheint auch die Begründung der Entſch. nicht überzeugend. 
Allerdings will 8 6 Abſ. 2 denjenigen, der im Vertrauen auf die 
durch die III. Steuer Not BO. geſchaſfene Rechtslage und die Richtigkeit 
des Grundbuchs ein Recht erworben hat, gegenüber der Einführung 
der höheren Aufwertung durch das Auf. ſchützen. Richtig iſt auch, 
daß dieſer Schutz nur bis zum 1. Okt. 1924, reicht, weil von dieſem 
Zeitpunkt ab das Vertrauen auf die Beſtändigkeit der III. Steuer⸗ 
NotBO. für erſchüttert gilt. Auf die Beſtändigkeit der durch die 
III. Steuer Rot O. geſchaffenen Rechtslage und die Richtigkeit des 
Grundbuchs durfte m. E. aber auch der Gläubiger vertrauen, der 
nach dem 1. Okt. 1924 ein vorher eingetragenes Recht erworben hat. 
Denn normalerweise konnte der unter der Herrſchaft des alten Ge⸗ 
ſetzes erworbene Rang durch die Abtretung höchſtens ſtärker, nicht 
aber ſchwächer werden. Daß ſich die geſetzlichen Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche gemäß 88 437 Abſ. 1, 455 BGB. nur auf den rechtlichen 
Beſtand des Rechts, nicht auf den grundbuchmäßigen Rang be⸗ 
ziehen, iſt an und für ſich richtig. Gerade wenn man aber im Zu⸗ 
ſammenhange der Entſcheidungsgründe hierauf eingeht, ſo erkennt 
man an, daß ein ſchutzbedürftiges Vertrauen des Zeſſionars auf die 
Rangverhältniſſe der III. Steuer Not VO. vorliegt. Außerdem werden 
vielfach vertragliche Vereinbarungen zwiſchen Zedent und Zeſſionar 
vorliegen, denen zufolge der Zedent den Rang, wie er ſich aus der 
III. Steuer Not VO. ergab, zu verſchaffen hat. Praltiſch ſcheint mir 
die Entſch. zu ſeltſamen Ergebniſſen zu führen. Angenommen der 
Eigentümer habe in der Zeit v. 14. Febr. bis 1. Okt. 1924 für 
ſich eine Eigentümergrundſchuld eintragen laſſen. Dann genießt dieſe 
nach der herrſchenden Lehre den Rangſchutz des 86 Abſ. 2. Sie 
behält den Rang auch, wenn der Eigentümer ſie nach der Aufhebung 
der III. Steuer Not VO. durch das AufwG. an feine Bank abtritt, 
Wenn aber der Eigentümer die Grundſchuld nach dem 1. Okt. 1924 
aber vor der Aufhebung der III. Steuer Not BO. abtritt, geht der 
Rang verloren. Das umgekehrte Ergebnis hätte nähergelegen. Wenn 
man aber Geſetze macht, bei denen anerkanntermaßen der Wortlaut 
nicht maßgebend und ein Zurückgehen auf verwandte Vorſchriften 
nicht zuläſſig ſein ſoll, ſo kann man ſchließlich nur reſignieren: es 
läßt ſich dann jede Auffaſſung vertreten und begründen. 
HU. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


Zu 3. Die Entſch. entſpricht der herrſchenden Anſicht (ogl. 
Quaſſowskis S. 329; Schlegelberger⸗Harmenings 
S. 292; KG.: JW. 1926, 2691). Da die AufwStelle und das GBA. 
in Sachſen wie in Preußen Abteilungen des AG. find, jo gemügt 
jede Anmeldung, welche bei dem örtlich zuſtändigen AG. eingeht, 
ohne Rückſicht darauf, ob der Gläubiger eine falſche Abteilung des 
Gerichts in der Anmeldung angegeben hat. Auch eine Anmeldung, 
die etwa ein Vormund bei dem Vormundſchaftsgericht eingereicht hat, 
iſt danach wirkſam, wenn das Vormundſchaftsgericht eine Ab⸗ 
teilung desſelben AG. iſt, zu dem die örtlich zuständige Aufw⸗ 
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ſtimmt. Da dort das AG. auch GBA. ift, fo find AufwStelle 
und GBA. nicht getrennte Behörden, ſondern Abteilungen ein 
und derſelben Behörde, des AG. Hiernach ift die Annahme des 
BG. zutreffend, daß eine Eingabe, die inhaltlich nicht nur 
das GBBA., ſondern auch die AufwStelle angeht, mit dem 
Eingang bei der Grundbuchabteilung, alſo beim AG. über⸗ 
haupt, auch bei der AufwStelle eingegangen iſt. Sowenig es 
erforderlich iſt, daß eine Anmeldung ausdrücklich an die 
AufwStelle des AG. gerichtet werde, ſowenig iſt es der Wir⸗ 
kung hinderlich, wenn ſie ſich an eine andere Abteilung des 
AG., damit aber doch immer an das AG. überhaupt wendet. 
Da das AG. Dresden die örtlich zuſtändige Stelle und die 
Eingabe v. 8. Dez. 1925 vor dem 1. Jan. 1926 dort ein⸗ 
gegangen iſt, ſo kann es ſich weiter nur darum fragen, ob die 
Eingabe ihrem Inhalt nach als Anmeldung ausreicht. 

Die Bejahung dieſer Frage durch das BG. iſt gleichfalls 
ohne Rechtsirrtum. Um die Anmeldungswirkung zu erzielen, 
genügt, daß irgendwie zum Ausdruck gebracht wird, es werde 
für einen beſtimmt bezeichneten Anſpruch Aufwertung ver⸗ 
langt. Eine Angabe darüber, auf welchen Tatbeſtand — ſei 
es Vorbehalt, ſei es Rückwirkung — das Verlangen geſtützt 
wird, iſt nicht notwendig. Deswegen iſt es unerheblich, daß 
aus dem Antrage nicht zu erkennen war, daß und wann (in 
der Rückwirkungszeit) die Papiermarkleiſtung des Schuldners 
bewirkt war. Daß die Gläubigerin Aufwertung beanſpruchte, 
ergab der gemäß $ 6 Aufwch. geſtellte Eintragungsantrag mit 
zweifelsfreier Deutlichkeit. Das genügt, um ihm auch die Be⸗ 
deutung einer Anmeldung beizumeſſen. Das wird auch nicht 
anders dadurch, daß, wie anzunehmen, die Gläubigerin bei 
Stellung des Antrags nicht an eine Anmeldung nach $ 16 
gedacht hat, daß der Antrag vielmehr rein grundbuchlichen 
Zwecken dienen ſollte. Jedenfalls war mit ihm das Auf⸗ 
wertungs verlangen der zuſtändigen Stelle, dem AG., 
innerhalb der Friſt des § 16 kundgegeben; weitergehende An⸗ 
forderungen ſind an ſich für die Anmeldung nicht zu ſtellen; 
insbeſ. iſt nicht eine Willensrichtung des Gläubigers gerade 
auf Erfüllung des Anmeldeerforderniſſes zu verlangen. Es 
kann dabei dahingeſtellt bleiben, ob etwa in beſonderen Fällen, 
in denen für den Schuldner⸗Eigentümer Nachteile daraus ent⸗ 
ſtanden ſein ſollten, daß der Gläubiger eine Anmeldung aus⸗ 
drücklich an eine mit dem Anmeldeverfahren nicht befaßte 
Dienſtſtelle des örtlich zuſtändigen AG. gerichtet haben ſollte, 
anders zu entſcheiden wäre. 

Aus dem Antrage der Gläubigerin war nicht erſichtlich, 
daß eine Annahme der Papiermarkleiſtung ſtattgefunden hatte, 
daß ſomit eine Anmeldung nach $ 16 überhaupt in Frage 
kam. Deswegen hatte das GBA. auch keine Veranlaſſung, den 
Antrag der AufmStelle mitzuteilen. Gerade in ſolchem Falle 
liegt die Möglichkeit der Erteilung einer unrichtigen Beſchei⸗ 
nigung nach Art. 126 DurchfVO. nicht fern. Daß ſolche Mög⸗ 
lichkeit bei milder Auffaſſung der Anmeldepflicht wächſt, iſt 
nicht zu verkennen. Dieſer Umſtand wiegt aber nicht ſo ſchwer, 
daß deswegen das Anmeldungserfordernis formaliſtiſcher auf⸗ 
gefaßt werden müßte, als eben ausgeführt (ſo auch RG. 
120, 217). 

(U. v. 16. Juni 1928; 581/27 V. — Dresden.) [Sch.] 


4. 88 9, 10 Nr. 1—6, 25, 28 Aufw G.; SS 752, 756 
BG B.; 88 49 Abſ. 2, 95, 115 Abſ. 1, 118, 120 A bſ. 1, 
124 Ab ſ. 2, 128, 180 Zw VG. Bei der Verſteige⸗ 
rung eines Grundſtücks teilungshalber kann der 
Vollſtreckungsrichter mit Zuſtimmung der Mit⸗ 
eigentümer deren Beteiligungs verhältnis 


Stelle gehört, ebenſo eine bei dem AG. (Prozeßgericht) eingereichte 
Anmeldung; denn die Behörden der ſtreitigen ſind wie die der freiw. 
Gerichtsbarkeit (für die Aufwtelle vgl. RG.: Aufwqſpr. 1928, 69) 
Abteilungen des AG. Es läßt ſich allerdings nicht verkennen, daß 
durch dieſes Ergebnis eine erhebliche Rechtsunſicherheit entſteht; es 
können noch nach Jahren wirkſame Aufwertungsanmeldungen zum 
Vorſchein kommen und Beſcheinigungen, die gem. Art. 126 Durchf⸗ 
VO. ausgeſtellt find, ihre Wirkſamkeit verlieren. In dieſem Zu⸗ 
ſammenhang ſei daran erinnert, daß gerade dieſe Bedenken den 
Senat veranlaßten, in ſeinem Beſchl. v. 29. Juli 1927: RG. 117, 
346 die Grundſatze über den Anmeldungszwang ſtreng auszulegen 
und die Anmeldung bei einer örtlich unzuſtändigen Aufwtelle für 
unwirkſam zu erklären. 5 
RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


regeln. — Eine dem neuen Miteigentümer gegen 
den erſtehenden Anderen übertragene Forderung 
auf den Erſtehungspreis, für die eine Sicher⸗ 
heit eingetragen iſt, iſt für die Aufwertung der 
perſönlichen Forderung wie eine Kaufpreisfor⸗ 
derung zu behandeln; fie iſt nur zu 75% auf⸗ 
wertbar und erſt 1932 fällig. Zinſen von ihr wer⸗ 
den als geſetzliche geſchuldet und ſind nicht er⸗ 
laſſen. § 28 Aufw G. findet nur auf vertragliche 
Zinſen Anwendung. ) 

Der Kl. und die Bekl. waren Miteigentümer mehrerer 
Grundſtücke je zur Hälfte. Im Jahre 1910 wurden dieſe 
Grundſtücke auf Antrag des Kl. zum Zwecke der Aufhebung 
der Gemeinſchaft zwangsweiſe verſteigert und der Bekl. auf 
ihr Meiſtgebot durch Beſchl. v. 13. Juni 1910 für 50 100 % 
zugeſchlagen; daneben blieb eine Hypothek von 18 000 % be⸗ 
ſtehen. In dem Verteilungstermine v. 13. Juli 1910 wurde 
in dem vom AG. aufgeſtellten Teilungsplan angeordnet, daß 
von dem nach Abzug einiger angemeldeter Forderungen ver⸗ 
bleibenden Erlös jedem Miteigentümer die Hälfte zufallen 
ſollte. Der von dem bar in Höhe von 5000 % gezahlten 
Teile des Meiſtgebots verbleibende Reſt von 4105,34 % wurde 
dem Kl. gezahlt und ihm von dem nicht berichtigten Teile 
des Bargebots ein Betrag von 19012,92 % nebſt 4% Zinſen 
ſeit dem 13. Juli 1910 übertragen. Durch ergänzenden Beſchl. 
v. 2. Aug. 1910 übertrug das AG. dem Kl. die Forderung 
gegen die Erſteherin weiter in Höhe von 1560,91 %. In dem 
Verteilungstermine hatte der Vertreter der Bekl. gegen die 
Zuweiſung des Erlöſes an den Kl. Widerſpruch erhoben, weil 
die Bekl. den ganzen Verſteigerungserlös als Erſatz für Auf⸗ 
wendungen auf die verſteigerten Grundſtücke beanſpruche, war 
aber damit einverſtanden geweſen, daß der Reſt des bar 
gezahlten Teiles des Meiſtgebotes an den Kl. gezahlt wurde. 
Die Bekl. hat weder den Widerſpruch im Wege der Klage ver⸗ 
ſolgt noch gegen die Übertragung der Forderungen aus dem 
Meiſtaebot Beſchwerde erhoben. Am 10. Aug. 1910 wurde 
dem Kl. die Vollſtreckungsklauſel zu dem Zuſchlagsbeſchend 
für die beiden ihm übertragenen Forderungen gegen die Er⸗ 
fteherin von zuſammen 20 573,83 % erteilt. Am 6. Aug. 
1910 wurden für dieſe Forderungen zugunſten des Kl. Siche⸗ 
rungshypotheken auf die verſteigerten Grundſtücke gemäß dem 
Erſuchen des Verſteigerungsgerichts eingetragen. Auf Grund 
der ihm erteilten Vollſtreckungsklauſel betrieb der Kl. auch 
die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen der 
Bekl.; die Zwangsvollſtreckung wurde jedoch durch Beſchluß 
des AG. Krefeld v. 26. Aug. 1910 gegen eine von der Schuld⸗ 
nerin zu leiſtende Sicherheit von 20000 % eingeftellt; die 
Sicherheit iſt durch Hinterlegung von vier Schuldverſchrei⸗ 
bungen der Stadt D. geſtellt worden. Die Einſtellung, welche 
durch Beſchl. des LG. v. 12. Jan. beſtätigt wurde, erfolgte 
mit Rückſicht darauf, daß die Bekl. in dem Vorprozeſſe 
(3074/10) ſchon im April 1910 eine Klage auf Erftattung 
von 15 704,33 % für Verwendungen, welche ſie oder ihr Ehe⸗ 
mann auf die verſteigerten Grundſtücke gemacht haben wollte, 
erhoben hatte. Durch Urteil des OLG. Düſſeldorf v. 14. Juni 
1922 wurde der Kl. zur Zahlung von 5660,32 % verurteilt, 
ihm jedoch die Geltendmachung ſeiner Gegenforderung aus 
dem Verſteigerungserlös vorbehalten und durch weiteres Urt. 
v. 14. Mai 1924 auf Grund dieſer Aufrechnung dann die 
Klage in vollem Umfange abgewieſen. Im gegenwärtigen 
Rechtsſtreite fordert der Kl. von der Bekl. den ihm über⸗ 
wieſenen Anteil von dem Verſteigerungserlös der Grundſtücke 
unter Abzug der im Vorprozeſſe feſtgeſtellten Gegenforderung, 


Zu 4. Die Entf. enthält eine Fülle von Problemen, die im 
Rahmen dieſer Anmerkung nur kurz beſprochen werden können. 

1. In dem Verfahren nach 88 180 ff. ZwVG. darf nach der 
herrſch. Anſicht (vgl. Jaeckel⸗Güthe, Zub, 8180 Anm. 9; 
Reinhard, 8 180 Anm. 7c) das Vollſtreckungsgericht die Ausein⸗ 
anderſetzung zwiſchen den Teilhabern der Gemeinſchaft nur dann vor⸗ 
nehmen, wenn ſämtliche Teilhaber damit einverſtanden ſind. Es er⸗ 
ſcheint mir zutreffend, wenn der Sen. ein ſolches Einverſtändnis darin 
fand, daß der Vertreter der Bekl. im Verteilungstermin keine Ein⸗ 
wendungen gegen die Vornahme der Verteilung als ſolche erhoben 
hat. Wenn es ſich auch bei der Verteilung nicht um ein kontradik⸗ 
toriſches Verfahren i. e. S. handelt, jo kann 8 295 ZPO. nach Sinn 
und Zweck des Verteilungsverfahrens trotzdem Anwendung finden 
(bal. Steine Jonas zu 8 875 ZPO.). Gegen die Unrichtigkeiten, 
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und zwar im ganzen noch 14 920,51 „% und verlangt Auf⸗ 
wertung auf 100%. Zinſen werden von ihm ſeit dem 13. Juli 
1910 geltend gemacht. Die Bekl. wendet ein, daß für die 
Entſcheidung die Aufwertungsſtelle zuſtändig ſei, bei welcher 
der Kl. ſeine Anſprüche auch angemeldet habe. Der Kl. könne 
ſeine Anſprüche auf die übertragung der Forderungen im 
Zwangsverſteigerungsverfahren nicht ſtützen, da dieſe vom 
AG. in unzuläſſiger Weiſe unter Überfchreitung feiner Be⸗ 
fugniſſe vorgenommen ſeien. Es müſſe jetzt von neuem feſt⸗ 
geſtellt werden, ob dem Kl. eine Forderung zuſtehe. Dabei 
hindere die Entſcheidung im Vorprozeſſe nicht eine neue 
Prüfung der von der Bekl. geltend gemachten Gegenforde⸗ 
rungen, da jene Urteile über die Papiermarkforderungen keine 
Rechtskraft machten für die Frage der Aufrechnung. Die ver⸗ 
langte Aufwertung ſei zu hoch. Zinſen könne der Kl. jeden⸗ 
falls erſt von der Klagerhebung ab verlangen. Der größere 
Teil der Zinsforderung ſei verjährt. Außerdem werde von 
neuem die Aufrechnung mit den Gegenforderungen wegen Ver⸗ 
wendungen auf die verſteigerten Grundſtücke und weiter mit 
dem Anſpruch, auf Schadenserſatz wegen Eutwertung der 
zwecks Einſtellung der Zwangsvollſtreckung von der Bell. 
geſtellten Sicherheit geltend gemacht; der Schade berechne ſich 
auf mindeſtens 10 000 RN. Die ſchuldhafte Verwendung eines 
unzuläſſigen Zwangsvollſtreckungstitels ſtelle eine unerlaubte 
Handlung dar. Wegen ihres Anſpruchs auf Schadenserſatz, ſo⸗ 
weit er nicht durch die Aufrechnung verbraucht iſt, hat die 
Bekl. Widerklage erhoben und verlangt widerklagend weiter 
Einwilligung des Kl. in die Löſchung der Sicherungshypothe⸗ 
ken. Das LG. hat die klägeriſche Forderung auf 80% auf⸗ 
gewertet, im übrigen die Klage und die Widerklage abgewieſen. 
Auf Berufung der Bekl. hat das OLG. das landgerichtliche 
Urteil nur hinſichtlich des Zinsanſpruchs abgeändert, indem 
es Zinſen nur ſeit dem 1. Jan. 1921 zugebilligt hat. Das 
RG. hat die Klage in der Hauptſache abgewieſen, wegen der 
Zinſen aufgehoben und zurückverwieſen, die Rev. wegen der 

iderklage zurückgewieſen. Bei der Beurteilung ſind der 
Hauptanſpruch und der Zinsanſpruch, gegen deſſen teilweiſe 
Abweiſung ſich die klägeriſche Rev richtet, zu trennen. I. Re⸗ 
viſion der Bekl. hinſichtlich des Hauptanſpruchs 
und der Widerklage. 1. Die Bekl. bemängelt die recht⸗ 
liche Grundlage des klägeriſchen Anſpruchs inſofern, als dem 
Kl. im Verteilungstermin die Hälfte des Verſteigerungs⸗ 
erlöſes zugewieſen und demgemäß von dem nicht bar be⸗ 
richtigten Teile des Meiſtgebotes Forderungen von 19012,92 
+ 1560,91 % gegen die Erſteherin übertragen worden ſeien. 
Das Verfahren ſei unzuläſſig geweſen, weil bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft 
die Auseinanderſetzung unter den Miteigentümern ſelbſt nicht 
mehr Gegenſtand des Zwangsverſteigerungsverfahrens ſei, 
vielmehr außerhalb desſelben nach 8 752 BGB. ſtattzufinden 
habe. Daher hätte das Vollſtreckungsgericht den Reſt des bar 
gezahlten Betrages für beide Teile hinterlegen und die For⸗ 
derung auf den nicht bar berichtigten Teil des Bargebots 
auf beide Parteien übertragen müſſen. Die Bekl. will dar⸗ 
aus nicht nur die Unwirkſamkeit dieſer Verteilung und des 
auf fie ſich gründenden Zwangsvollſtreckungstitels, ſondern 


die bei der Verteilung vorgekommen find, kann der Bekl. keine 
Einwendungen mehr erheben, da der Beſchluß rechtskräftig geworden 
iſt. Demgemäß iſt davon auszugehen, daß es ſich bei der Überweiſung 
der beein aus dem nicht bar berichtigten Teile des Meiſt⸗ 
gebotes an den Kl. um eine wirkſame Überweiſung mit Hypotheken⸗ 
beſtellung i. S. der 88 118, 128 Zw G. handelt. 

2. Mit der herrſch. Meinung nimmt der Sen. an, daß die der 
Sicherungshypothek zugrunde liegende Forderung gegen den Bekl. 
als Erſteher des Grundſtücks nach 8 10 Aufwch. frei aufwertbar iſt. 

as BG. hatte angenommen, die Beſchränkungen des § 10 Abſ. 3 
AufwG. könnten auf den vorl. Fall keine Anwendung finden, weil 
der Vorſchrift des § 10 Ziff. 5 (Kaufgeldforderungen) diejenige des 
8 10 Ziff. 1 AufmG. (auf einem Beteiligungsverhältnis beruhender 
Anſpruch) vorgehe. Das NG. mißbilligt dieſe Anſicht mit der Be⸗ 
gründung, es liege kein Anſpruch aus einem Beteiligungsverhältnis 
vor, ſondern eine Forderung, die entſprechend einer Kaufgeldforde⸗ 
rung aufzuwerten ſei. Der Begriff des Beteiligungsverhältniſſes 
i. S. der 88 10, 63 Auf. trägt nicht einer juriſtiſchen, wohl aber 
einer wirtſchaftlichen Unterſcheidung Rechnung; es ſollten die Inter⸗ 
eſſen und Betriebsgemeinſchaften ſowie andere durch den Belt der 
Anteile an fremden Unternehmungen gekennzeichnete Beteiligungen, 
Konſortien und Kartelle in allen Erſcheinungsformen getroffen wer⸗ 
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auch einen Schadenserſatzanſpruch wegen Entwertung der 
Sicherheit, die zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung aus 
dem unzuläſſigen Titel von der Bekl. geſtellt wurde, herleiten 
und hat wegen dieſes Schadenserſatzanſpruchs, ſoweit er nicht 
zur Aufrechnung verwendet wird, Widerklage erhoben. Das 
BG. hält zwar das vom Verſteigerungsrichter im Verteilungs⸗ 
termin eingeſchlagene Verfahren ebenfalls nicht für einwand⸗ 
frei und die Bemängelung der Bekl. an ſich für zutreffend, 
lehnt aber die daraus gezogenen rechtlichen Schlußfolgerungen 
ab. Es nimmt an, daß die Beteiligten mit der Auseinander⸗ 
ſetzung durch das Gericht einverſtanden waren und nur gegen 
die Art der Verteilung von der Bekl. Widerſpruch erhoben 
worden ſei; die Verteilung ſei aber trotz ihrer Mängel dadurch 
rechtskräftig geworden, daß die Bekl. weder von der Möglich- 
keit, gegen die Art der Verteilung und die Übertragung der 
Forderung auf den Anteil an dem Meiſtgebot ſofortige Be⸗ 
ſchwerde zu erheben, Gebrauch gemacht noch ihren Widerſpruch 
gegen den Teilungsplan weiter verfolgt habe. Im Ergebnis 
iſt jedenfalls dem angefochtenen Urteile beizutreten. Indem 
das Vollſtreckungsgericht dem Kl. ohne weiteres eine Forde⸗ 
rung auf die Hälfte des nicht berichtigten Bargebotes übertrug, 
hat es an ſich geſetzwidrig gehandelt. Die Auffaſſung der 
Bekl., daß die Verteilung des Erlöſes unter die Miteigen⸗ 
tümer unter keinen Umſtänden Aufgabe des Vollſtreckungs⸗ 
richters ſein könnte, iſt allerdings abzulehnen. Wenn auch im 
allgemeinen bei einer Zwangsverſteigerung zum Zwecke ber 
Aufhebung der Gemeinſchaft die Verteilung des Erlöſes unter 
die Miteigentümer nicht mehr eigentlich Sache des Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens iſt, ſo iſt es doch nicht unzuläſſig, 
wenn der Verſteigerungsrichter ſich im Einverſtändnis 
mit den Beteiligten mit der Verteilung des Erlöſes 
unter die mehreren Miteigentümer befaßt. Ohne Rechtsirrtum 
hat das BG. hier ein ſolches Einverſtändnis angenommen. 
Der Vertreter der Bekl. hat im Verteilungstermine keine Ein⸗ 
wendungen dagegen erhoben, daß eine Vertellung ſtattfand, 
ſondern hat verlangt, daß gem. 8 756 BGB. verfahren würde 
und bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung feines An⸗ 
ſpruchs auf Erſtattung der Verwendungen erfolge, und aus 
dieſem Grunde nur gegen die Art der Verteilung Wider⸗ 
ſpruch erhoben. Bei der hier gegebenen Sachlage, wo die 
Erſteherin des Grundſtücks ſelbſt zur Hälfte an dem Ver⸗ 
ſteigerungserlös beteiligt war, hatte die gemeinſchaftliche Über⸗ 
weiſung des reinen Verſteigerungserlöſes an die beiden Mit⸗ 
eigentümer und die Eintragung einer Sicherungshypothek für 
beide keinen Zweck. Vielmehr hätte nach 10 120 Abſ. 1, 124 
Abſ. 2 ZwVG. verfahren werden müfjen für den Fall, daß 
der Bekl. ein Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen nicht 
zuſtand, alſo der 8 756 BGB. nicht Platz griff, war die 
Forderung auf das halbe nicht berichtigte Bargebot dem Kl. 
zu übertragen; für den entgegengeſetzten Fall wäre dieſer 
Teil des Bargebotes der Bekl. ſelbſt zu überweiſen geweſen, 
damit dieſe ſich daraus gem. 8 756 BGB. befriedigen konnte. 
Wäre demgemäß verfahren, ſo würde für die gem. 8 128 
Zw. einzutragende Sicherungshypothek von vornherein 
klargeſtellt geweſen ſein, daß ihre Eigenſchaft als Gläubiger⸗ 
hypothek oder Eigentümergrundſchuld (88 1163, 1185 BGB.) 
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bis zur Entſcheidung über die Gegenforderung in der Schwebe 
blieb, und eine Vollſtreckungsklauſel hätte der Kl. erſt nach 
urkundlichem Nachweis der ihm günſtigen Entſcheidung er⸗ 
wirken können ($ 726 ZPO.). Aber dieſe Mängel des Ver⸗ 
teilungsverfahrens können nicht dazu führen, daß die unbe⸗ 
dingte Zuweiſung des auf den Kl. entfallenden Anteils am 
Verſteigerungserlös ohne weiteres ihre Wirkſamkeit verliert. 
Die Verteilung und Übertragung wurde trotz ihrer Mängel 
dadurch rechtskräftig und für die Parteien verbindlich, daß 
die Bekl. weder von der Möglichkeit, gegen die Art der Ver⸗ 
teilung und die Übertragung der Forderung ſofortige Be⸗ 
ſchwerde zu erheben (8 95 Zw.), Gebrauch machte, noch 
ihren Widerſpruch gegen den Teilungsplan (8 115 Abſ. 1 
ZwVG., § 878 Abſ. 1 ZPO.) weiterverfolgte. Auf dieſe 
Rechtsbehelfe und evtl. einen Bereicherungsanſpruch nach 
§ 878 Abſ. 2 ZPO., § 812 BGB. war die Bekl. beſchränkt. 
Von einer Nichtigkeit des Vollſtreckungstitels oder etwa davon, 
daß die Sicherungshypothek ähnlich einer Zwangshypothek 
(8 868 ZPO.) durch die im Auguſt 1910 erfolgte Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung in vollem Umfange auf die beklagte 
Grundeigentümerin übergegangen wäre, kann keine Rede ſein. 
Der Bekl. dlieb aber unbenommen, gegen den Anſpruch des 
Kl. auf den ihm übertragenen Teil des Verſteigerungserlöſes 
ihre Gegenforderung wegen Verwendungen geltend zu machen. 
Der Kl. hat dem auch ſelbſt ſchon Rechnung getragen, indem 
er von ſeiner Forderung den Betrag abgeſetzt hat, der im 
Vorprozeß der Bekl. für die Verwendungen zugeſprochen war. 
Von der in Höhe von 15 704,33 % geltend gemachten Forde⸗ 
rung der Bekl. haben die Gerichte damals nur 5660,32 %. 
anerkannt, und dieſen Betrag hat der Kl. voll von ſeiner 
Forderung abgezogen. Die Bekl. behauptet auch im gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit, daß ihr eine Gegenforderung wegen der 
Verwendungen in dem früher geltend gemachten Umfange 
zuſtehe, und daß die Entſcheidung im Vorprozeſſe über den 
damals erhobenen Papiermarkanſpruch keine Rechtskraft für 
den jetzigen Aufwertungsprozeß mache. Aber dieſer Reviſions⸗ 
angriff geht fehl. Beide Vorinſtanzen haben nicht etwa die 
Gegenforderung der Bekl. über den abgeſetzten Betrag hinaus 
deshalb zurückgewieſen, weil ſie in dem Vorprozeſſe rechts⸗ 
kräftig aberkannt ſei, ſondern ſie haben ſich die Ergebniſſe 
der Beweisaufnahme des vorausgegangenen Rechtsſtreites an⸗ 
geeignet und für den jetzigen Prozeß ſelbſtändig feſtgeſtellt, 
daß ein Anſpruch der Bekl. zu einem höheren Betrage nicht 
beſtehe. Ein derartiges Verfahren iſt rechtlich nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Von einer Verkennung der vom RG. ausgeſprochenen 
Grundſätze über die Rechtskraft eines über einen Papiermark⸗ 
anſpruch ergangenen Urteils für den ſpäteren Aufwertungs⸗ 
prozeß, wie die Rev. ſie dem angefochtenen Urteile zum Vor⸗ 
wurf macht, kann hiernach keine Rede ſein. Mit Recht geht 
das BG. davon aus, daß die Bekl. den Kl. für die Entwer⸗ 
tung der zur Einſtellung der Zwangsvollſtreckung aus dem 
Zuſchlagsbeſcheid beſtellten Sicherheit nur haftbar machen 
könnte, wenn den Kl. ein Verſchulden träfe, und verneint dies 
ohne Rechtsirrtum. Wie bereits dargelegt wurde, machten 
die Mängel des Verteilungsverfahrens die unbedingte Über⸗ 
tragung der Forderung aus dem Meiſtgebot auf den Kl. 


rung zum Zwecke der Auseinanderſetzung ſtattgefunden hat, der durch 
Sicherungshypothek geſicherte Anſpruch gegen den Erſteher deshalb noch 
als auf dem Beteiligungsverhältnis beruhend anzuſehen iſt, weil 
der Erſteher mit dem ae Eigentümer identiſch iſt. Bezüglich 
dieſer Frage halte ich die Ausführungen der Entſch. für zutreffend. 
Nach 8 753 BGB. erfolgt die Aufhebung der Gemeinſchaft nach 
Bruchteilen durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes nach 
den Vorſchriften über den Pfandverkauf, bei Grundſtücken durch 
Zwangsverſteigerung, und durch Teilung des Erlöſes. Iſt nicht ein 
Dritter, ſondern einer der bisherigen Teilhaber der Käufer, ſo wird 
weder rechtlich noch wirtſchaftlich etwas daran geändert, daß Grund⸗ 
lage für den Anſpruch gegen ihn nicht das bisherige Beteiligungs⸗ 
verhältnis, ſondern die dem Verkauf gleichzuſetzende Zwangsver⸗ 
fteigerung iſt; die Beſchränkungen des 8 10 Abſ. 3 finden in einem 
ſolchen Falle Anwendung. 

3. Der Sen. hat die Frage, ob Verzugszinſen und geſetz⸗ 
liche Zinſen gem. § 28 Abf. 1 Satz 2 AufwG. für die Zeit bis 
zum 1. Jan. 1925 als erlaſſen gelten, verneint. 

8 28 AufwG. ſpricht ſchlechthin von Zinſen, ich nehme des⸗ 
halb an, daß alle Arten von Zinſen, alſo auch Verzugszinſen, 
gemeint ſind. Folgt man jedoch der herrſchenden Meinung 
darin, daß Folgen früheren Verzuges unberührt bleiben, ſo läßt ſich 
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und die Eintragung der Sicherungshypothek und den hierauf 
ſich nach 88 118, 132 Zw G. gründenden Vollſtreckungstitel 
nicht nichtig. Der Kl. konnte, nachdem die Bekl. die zuläſſigen 
Rechtsbehelfe nicht geltend gemacht hatte, davon ausgehen, 
daß das Verfahren in Ordnung ſei. Die Bekl. hatte ſich 
auf die Unzuläſſigkeit einer Verteilung zunächſt auch weder 
bei der Einſtellung der Zwangsvollſtreckung, noch weiter im 
Laufe des Vorprozeſſes berufen, ſondern iſt damit erſt im 
gegenwärtigen Rechtsſtreite hervorgetreten. Bei der Lücken⸗ 
haftigkeit der Vorſchriften über die Zwangsverſteigerung zum 
Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft iſt die Annahme be⸗ 
gründet, daß auch dem Kl. die Mängel des Verfahrens nicht 
bekannt waren und nicht bekannt zu ſein brauchten. Wenn er 
deshalb im Vertrauen auf die Ordnungsmäßigkeit des 
Zwangsverſteigerungsverfahrens auf Grund des ihm erteilten 
unbedingten Titels im Wege der Zwangsvollſtreckung gegen 
die Bekl. vorging, ohne zunächſt auf die ihrer Höhe nach 
noch ganz illiquide Gegenforderung der Bekl. wegen Verwen⸗ 
dungen Rückſicht zu nehmen, ſo hat das BG. zutreffend in 
ſolchem Verhalten ein Verſchulden des Kl. nicht erblickt. Auch 
darin iſt dem BG. beizutreten, daß die Benutzung eines in 
formell nicht einwandfreier Weiſe erlangten Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungstitels nicht ohne Rückſicht auf ein vorliegendes Ver⸗ 
ſchulden zum Schadenserſatz verpflichtet. Die Vorſchriften der 
88 717, 945 3PO., durch die auch ohne Verſchulden bei 
Zwangsvollſtreckungen auf Grund eines vorläufigen Titels 
eine Schadenserſatzpflicht des betreibenden Gläubigers feſt⸗ 
geſetzt iſt, können nicht entſprechend angewendet werden auf 
Fälle, in denen ſich ein endgültig erteilter Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungstitel ſpäter als nicht einwandfrei erweiſt. Aus den 
vorſtehenden Ausführungen ergibt ſich, daß dem Kl. noch 
eine Vorkriegsforderung von 14 920,51 % aus feinem An⸗ 
teile am Verſteigerungserlös zuſtand, und daß auch die 
Widerklage auf mindeſtens 1000 AN Schadenserſatz nicht be⸗ 
gründet iſt. Als Vorkriegsforderung hatte die klägeriſche For⸗ 
derung einen ihrem Nennbetrage gleichen Goldmarkwert, von 
dem die Vorinſtanzen 80% als Aufwertung zubilligen. Das 
BG. geht davon aus, daß die Aufwertung hier nicht nach den 
beſonderen Vorſchriften des AufwG., ſondern nach allgemeinen 
Grundſätzen zu erfolgen habe. Die Forderung des Kl. beruhe 
auf einem Beteiligungsverhältnis (8 10 Nr. 1 AufwG.), da 
fie aus dem Miteigentums verhältnis hervorgegangen ſei. Es 
ſei aber auf ſie, als auf Zahlung eines Teiles des Verſteige⸗ 
rungserlöſes gerichtet, auch die Beſtimmung des § 10 Nr. 5 
Aufw®. entſprechend anzuwenden. Auf alle Fälle greife der 
§ 10 Nr. 6 a. a. O. Platz, weil die Forderung durch Siche⸗ 
rungshypothek geſichert ſei. Eine Beſchränkung nach 8 10 
Abſ. 3 a. a. O. komme nicht in Betracht, da nicht nur 8 10 
Nr. 5, ſondern auch 8 10 Nr. 1 und evtl. Nr. 6 anzuwenden 
ſei. Für das Maß der Aufwertung will das BG. vor allem 
berückſichtigen, daß die Zahlung der Bekl. die Gegenleiſtung 
für Überlaſſung des klägeriſchen Anteils an den Grundſtücken 
war und demgemäß die Zahlung nach Möglichkeit dem er⸗ 
worbenen Grundbeſitz gleichwertig ſein müſſe; im übrigen 
zieht es ergänzend die Verhältniſſe der beiden Parteien heran. 
Dieſe Ausführungen des angefochtenen Urteils unterliegen 


die Richtigkeit der von dem Sen. bez. der Verzugszinſen vertretenen 


Anſicht wohl damit begründen, daß es ſich hier weniger um Zinſen, 
als in erſter Linie um Verzugsfolgen handelt (vgl. Ouaſſows ki 
S. 360). Es iſt dann allerdings nicht einzuſehen, weshalb nicht bez. 
der bereits vor dem 14. Febr. 1924 fällig geweſenen und nicht ge⸗ 
zahlten Verzugszinſen Aufwertung nach allgemeinen Grundſätzen 
verlangt werden kann. 

Wenn aber weiter der Sen. bei der Begründung der Anwend⸗ 
barkeit des 8 28 AufwG. auf die nach $ 49 Abſ. 2 Zw G. von 
dem Bekl. geſchuldeten Zinſen ſich der „überwiegenden Meinung des 
Schrifttums“ anſchließt, daß 8 28 AuſwG. ſich nur auf vertragliche 
Zinſen beziehe, ſo dürfte hier ein Irrtum unterlaufen ſein. Die von 
dem Sen. entſchiedene Frage iſt in keinem der führenden Komm. 
zum AufwG. berührt. Es iſt auch nirgends beſonders hervorgehoben, 
daß geſetzliche Zinſen ſtets von der Regelung des § 28 AufmG. ausge⸗ 
nommen ſeien; lediglich bei den Zinſen, die nicht auf dem Beſtehen 
der Forderung als ſolchem, ſondern auf außerhalb gelegenen Um⸗ 
ſtänden beruhen, wie Verzugs⸗ und Prozeßzinſen, iſt die Anwendbar⸗ 
keit des 8 28 Aufiv®. verneint worden. Einer weitergehenden Aus⸗ 
ſchließung dieſer Vorſchrift könnte auch nicht zugeſtimmt werden. Der 
Sen. gibt denn auch dafür keine Begründung, warum die von dem 
Schuldner nach 8 452 BGB., 8353 B., 8 49 Abſ. 2 Zw. 
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nach mehrſacher Richtung rechtlichem Bedenken. Der an die 
Spitze geſtellte, an ſich richtige Satz bedarf auch dann einer 
gewiſſen Einſchränkung, wenn davon ausgegangen wird, daß 
hier nicht die Regel des 8 9 Aufm®. über die gleichmäßige 
Aufwertung der durch Hypothek geſicherten perſönlichen For⸗ 
derung und des dinglichen Rechts, ſondern eine der Ausnah⸗ 
men des § 10 AufwG. Platz greift. Auch wenn die perſönliche 
Forderung auf Grund der letzteren Beſtimmungen nach den 
allgemeinen Grundſätzen der Aufwertung höher als das ding⸗ 
liche Recht aufgewertet wird, ſo finden doch die Beſchrän⸗ 
kungen, welche in 8 25 Aufiv®. hinſichtlich der Fälligkeit des 
Aufwertungsbetrages beſtimmt ſind, auch auf die höhere Auf⸗ 
wertung der perſönlichen Forderung Anwendung (Mügel, 
Aufwertungsrecht, 5. Aufl., Note 6 zu 8 25 S. 803 und dort 
angeführte). Hiernach durfte das BG., auch wenn es zu 
einer höheren Aufwertung der perſönlichen Forderung nach 
allgemeinen Grundſätzen gelangte, nicht zur ſofortigen Zah⸗ 
lung dieſes Betrages verurteilen. Zu beanſtanden iſt auch 
die Stellungnahme des BG. zu der Frage der Anwendbarkeit 
der verſchiedenen Nummern des 8 10 AufwG. Die Nr. 6, 
wenn wie hier die Hypothek eine „Sicherungshypothek“ iſt, 
findet nur dann Anwendung, wenn die geſicherte Forderung 
nicht unter die Nr. 1—5 fällt oder nicht eine Darlehnsforde⸗ 
rung iſt. Das BG. durfte es deshalb, worauf ſeine Aus⸗ 
führungen hinauslaufen, nicht unentſchieden laſſen, welche der 
verſchiedenen Nummern des 8 10 für die höhere Aufwertung 
in Betracht kam, da bei Anwendung des § 10 Nr. 5 eine 
beſondere Beſchränkung in der Höhe der Aufwertung nach 
810 Abſ. 3 a. a. O. Platz greift. Es mußte alſo beſtimmt 
geſagt werden, worauf die höhere Aufwertung geſtützt wird. 
Es enthält einen Widerſpruch, wenn das OLG. die Nr. 1 
und 5 des 8 10 nebeneinander zur Anwendung bringen und 
darauf das Nichteintreten der Beſchränkung des 8 10 Abſ. 3 
a. a. O. gründen will. Entweder iſt die hier vorliegende For⸗ 
derung des Kl. ebenſo zu behandeln, wie eine Kaufgeldforde⸗ 
rung, dann muß Nr. 5 und damit auch Abſ. 3 des $ 10 
AufwG. Platz greifen oder fie beruht auf einem Beteiligungs⸗ 
verhältnis, dann findet 8 10 Nr. 1 Anwendung und fällt die 
Beſchränkung des Abſ. 3 fort. Es iſt zweifelhaft, ob man 
überhaupt bei einem bloßen Miteigentumsverhältnis, einer 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen, von einem Beteiligungsver⸗ 
hältnis ſprechen kann. Die Zuſammenfaſſung von Geſellſchafts⸗ 
vertrag und Beteiligungsverhältnis in 8 10 Nr. 1, wie ſie 
ſich in ähnlicher Weiſe auch in § 63 Abſ. 2 Nr. 1 Aufwch. 
findet, deutet darauf hin, daß es ſich um vertragsmäßige Be⸗ 
ziehungen der Beteiligten handeln muß, die in irgendeiner 
Form auf einen Anteil am Gewinn hinauslaufen. Daß ge⸗ 
ſetzliche Rechtsgemeinſchaften nicht darunter fallen ſollen, da⸗ 
für ſpricht, daß in 8 10 Nr. 2 Aufio®. die Anſprüche, die 
ſich auf den Beziehungen aus der Auseinanderſetzung ge⸗ 
wiſſer geſetzlicher Gemeinſchaftsverhältniſſe gründen, beſonders 
hervorgehoben ſind. Hier beruht auch der Geldanſpruch des 
Kl. nicht ſowohl auf dem Miteigentum, das ihm nur den 
Anſpruch auf Teilung und auf Teilnahme an den Vorteilen 
der Grundſtücke gegen die Bekl. gewährte, als auf dem Um⸗ 
ſtande, daß die Bekl. die Grundſtücke bei der Zwangsver⸗ 
ſteigerung erſtanden hatte. Eine derartige nach 88 118, 128 
ZwyG. durch Eintragung einer Sicherungshypothek ge⸗ 
ſicherte Forderung auf Zahlung des nicht bar berichtigten 
Teiles des Meiſtgebotes iſt, mindeſtens für den hier vor⸗ 
liegenden Fall einer Zwangsverſteigerung zum Zwecke der 
Aufhebung einer Gemeinſchaft, ebenſo zu behandeln, wie eine 
durch Hypothek geſicherte Kaufgeldforderung. Die rechtliche 
Grundlage für den Eigentumsübergang bei der Zwangsver⸗ 
teigerung von Grundſtücken iſt allerdings nicht ein Kauf⸗ 
verkrag, ſondern der Zuſchlagsbeſchluß des Richters. Aber 
wirtſchaftlich liegt der gleiche Vorgang vor. Der Erſteher will, 
ebenſo wie beim Kauf, für einen beſtimmten Preis ein Grund⸗ 


zu zahlenden Zinſen anders behandelt werden ſollen, als beſonders 
vertraglich vereinbarte Zinſen. 


4. Soweit das Urt. die Aufwertung der von dem Bekl. hinter⸗ 
legten Sicherheit ablehnt, iſt ihm zuzuſtimmen. Ebenſo eutſprechen 
die Ausführungen über die Rechtskraft des Papiermarburteils der 
herrſch. Meinung. Zutreffend iſt auch, daß eine Teillöſchung der 
Sicherungshypothek hier nicht in Frage kommen Konnte. 


5. Der Sen. hat im Hinblick auf 8 25 AufwG. die Klage bez. 


ſtück erwerben. Wenn er das Bargebot nicht voll berichtigt 
und dann für den Berechtigten hinſichtlich der auf ihn über⸗ 
tragenen Forderung gegen den Erſteher eine Sicherungs⸗ 
hypothek eingetragen wird, ſo iſt das wirtſchaftlich nichts 
anderes, als wenn bei einem Kaufe die Beteiligten ſich 
einigen, daß ein Teil des Kaufpreiſes für den Verkäufer als 
Hypothek auf dem Grundſtücke ſtehen bleiben ſoll. Das gilt 
namentlich, wenn es ſich wie hier nicht um ein auf Be⸗ 
treiben eines Gläubigers wider den Willen des Eigentümers 
vorgenommene Zwangsverſteigerung, ſondern um eine ſolche 
zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft nach 8 180 
Zw G. handelt, bei der das Gericht lediglich auf Antrag 
eines Miteigentümers tätig wird. Hier ſind die Miteigen⸗ 
tümer ſelbſt die Veräußerer und wählen nur an Stelle eines 
freiwilligen Verkaufs den in $ 180 ZwVG. vorgeſchriebenen 
Weg, um zum Zwecke ihrer Auseinanderſetzung das Grund⸗ 
ſtück in Geld umzuſetzen. Das Verhältnis der Miteigentümer 
zum Erſteher nähert ſich dann ſehr der Stellung eines Ver⸗ 
käufers zum Käufer, und die einem Miteigentümer über⸗ 
tragene Forderung gegen den Erſteher auf den nicht bar be⸗ 
richtigten Teil des Meiſtgebotes, für die eine Sicherungs⸗ 
hypothek eingetragen wird, hat wirtſchaftlich keine andere Be⸗ 
deutung, wie eine durch Hypothek geſicherte Kaufgeldforde⸗ 
rung. Deshalb iſt es gerechtfertigt, beide Forderungen auch 
hinſichtlich der Aufwertung gleich zu behandeln und jeden⸗ 
falls bei der Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Ausein⸗ 
anderſetzung einer Gemeinſchaft auf die einem Miteigentümer 
übertragene und durch Sicherungshypothek geſicherte Forde⸗ 
rung auf den nicht bar bezahlten Teil des Verſteigerungs⸗ 
erlöſes die Beſtimmung des 8 10 Nr. 5 AufwG. entſpre⸗ 
chend anzuwenden. Das iſt die überwiegende Meinung des 
Schrifttums, der ſich auch die Rſpr. der OLG. angeſchloſſen 
hat (vgl. ZW. 1926, 2690; Rſpr. für Aufwertungsſachen 1, 
668). Dann aber greift im vorliegenden Falle auch die Be⸗ 
ſchränkung des § 10 Abſ. 3 AufwG. Platz, und es durfte die 
geltend gemachte Forderung nicht höher aufgewertet werden 
als auf 75% des Goldmarkwertes. Die Erwägungen des an⸗ 
gefochtenen Urteils für die Höhe der Aufwertung unterliegen 
auch ſonſt Bedenken. Wenn geſagt wird, die Zahlung müſſe 
nach Möglichkeit dem erworbenen Grundbeſitz gleichwertig ſein, 
ſo entſpricht das nicht den im Beſchl. des RG. v. 17. Juni 
1925, V 1314/25, abgedruckt bei Schlegelberger-Har- 
mening im Anhang S. 109 (vgl. auch Zeiler, Aufwer⸗ 
tungsfälle Bd. III Nr. 629, 632, 633) aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen; danach ſoll es in erſter Linie auf die Kaufkraft 
des Goldwertes des Kaufpreiſes zur Zeit ſeiner Feſtſetzung 
ankommen, wenn auch nebenher eine Berückſichtigung des 
gegenwärtigen Grundſtückswertes nicht ausgeſchloſſen iſt. Auch 
die Begründung, es könne nicht ohne weiteres angenommen 
werden, daß der Kl. das Geld, wenn er es früher erhalten“ 
hätte, während der Inflation ganz oder teilweiſe verloren 
hätte, erſcheint nicht zweifelsfrei und wird nicht ausreichend 
damit gerechtfertigt, daß dem Kl. infolge der Vorenthaltung 
des Geldes mehrfach verſagt geweſen ſei, ausſichtsreiche Stel⸗ 
lungen anzunehmen odes ſich an gewinnbringenden Geſchäften 
zu beteiligen. Denn auch unter dieſer Vorausſetzung entſpricht 
es der allgemeinen Erfahrung, daß es dem Kl. ebenſowenig 
wie in der Regel einem Geſchäftsmann, gelungen wäre, das 
in Deutſchland befindliche Markkapital durch erlaubte Ge⸗ 
ſchäftsverwendung oder Anlegung wertbeſtändig zu erhalten. 
Gegenüber dieſem allgemein in der Rſpr. anerkannten Er⸗ 
fahrungsſatz hätte es eingehender Darlegung und beſonderen 
Beweiſes bedurft, daß ausnahmsweiſe dem Kl. die Erhaltung 
ſeines Kapitals möglich geweſen wäre. Die hervorgehobenen 
Umſtände reichen nicht aus, um den Nichtabzug eines Ver⸗ 
armungsfaktors zu rechtfertigen. Ergänzend iſt noch zu be⸗ 
merken, daß hier nicht etwa der 8 11 Aufm®. und damit die 
Beſchränkung auf den normalen Höchſtſatz des 8 9 AufwG. 


der Hauptforderung als verfrüht abgewieſen und es mit Recht ab⸗ 
gelehnt, die Leiſtungsklage in eine Feſtſtellungsklage umzudeuten 
(vgl. Stein⸗Jonas, 38 O., Bd. 1 S. 645). Andererſeits ergibt ſich 
aber nicht ohne weiteres aus dem Tatbeſtand, ob nicht der Kl. eine 
Klage auf künftige Leiſtung nach Maßgabe der 85 257, 259 8PO. 
beabſichtigt hatte (dgl. RG.: WarnRſpr. 1924 Nr. 139 a. E). Falls 
eine ſolche Auslegung möglich war, hätte die Abweiſung der Haupt⸗ 
forderung vermieden werden können. 
RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
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Platz greift, weil die „Übertragung“ der Forderung nach 
8 118 Zw VG. ſtattgefunden hat. Tatfächlich enthält bei 
Zwangsverſteigerungen zum Zwecke der Aufhebung einer Ge⸗ 
meinſchaft die übertragung der Forderung auf einen der 
beteiligten Miteigentümer gar nicht einen Übergang der For⸗ 
derung von dem urſprünglichen Gläubiger auf einen anderen, 
ſondern die Forderung ſtand von Anfang an den Miteigen⸗ 
tümern zu. Hiernach konnte die Verurteilung der Bekl. nicht 
aufrechterhalten werden. Die Bedenken wegen der Höhe der 
Aufwertung müßten, wenn ſie allein in Betracht kämen, 
zur Zurückverweiſung der Sache an die Vorinſtanz auch hin⸗ 
ſichtlich des Kapitalanſpruchs führen. Aber die Sache iſt in⸗ 
ſoweit ſchon zur Entſcheidung reif, da die Abweiſung der Klage 
wegen fehlender Fälligkeit des Kapitalanſpruchs erfolgen muß. 
Die oben dargelegte Anwendung der Beſtimmungen in $ 25 
Abſ. 1 AufwG. über die geſetzliche Stundung der durch Hypo⸗ 
thek geſicherten perſönlichen Forderungen bewirkt, daß auch 
hinſichtlich des hier geltend gemachten Anſpruchs Zahlung des 
Aufwertungsbetrages nicht vor dem 1. Jan. 1932 verlangt 
werden kann. Da eine Klage auf künftige Leiſtung nicht er⸗ 
hoben iſt, mußte die allein angeſtellte Klage auf ſofortige 
Zahlung als verfrüht abgewieſen werden. Dagegen iſt die 
Entſcheidung der Vorinſtanzen über die Widerklage zutreffend. 
Daß der Bekl. keine Schadenserſatzforderung wegen Entwer⸗ 
tung der zwecks Einſtellung der Zwangsvollſtreckung hinter⸗ 
legten Wertpapiere zuſteht, wurde bereits ausgeführt. Aber 
auch den Anſpruch auf Löſchung der Sicherungshypotheken 
hat das BG. mit Recht abgewieſen. Die Sicherungshypotheken 


ſind durch die Mängel des Verteilungsverfahrens in ihrem 


Beſtande nicht gefährdet. Im Ergebnis iſt dem BG. auch 
darin beizutreten, daß die Bekl. keinen Anſpruch auf Teil⸗ 
löſchung wegen des durch Aufrechnung erloſchenen Teiles der 
zu ſichernden Forderung hat. Wenn zur Begründung dafür 
vom BG. die Bekl. darauf verwieſen wird, daß bei Berichti⸗ 
gung des Grundbuchs durch Eintragung des Aufwertungs⸗ 
betrages auch dieſe Verringerung der Forderung durch Auf⸗ 
rechnung mit zu berückſichtigen ſei, ſo kann das dieſe Auf⸗ 
faſſung nicht rechtfertigen. Die Sicherungshypotheken find 
allerdings ohne Rückſicht auf die höhere Aufwertung der 
perſönlichen Forderung immer nur auf den Normalſatz für 
Hypotheken von 25% aufzuwerten; nur in dieſem Umfange 
iſt die Forderung des Kl. noch dinglich geſichert. Die Siche⸗ 
rungshypotheken haften aber für die ganze Forderung, ein 
Anſpruch auf Löſchung beſteht erſt, wenn die ganze geſicherte 
Forderung getilgt iſt. Daher war ein Anſpruch auf Teil⸗ 
löſchung wegen des durch Aufwertung getilgten Teiles der 
Forderung nicht begründet. Es läßt ſich auch ein Anſpruch 
auf Löſchung der kleineren der beiden Sicherungshypotheken 
nicht rechtfertigen. Tatſächlich iſt nämlich nicht eine Siche⸗ 
rungshypothek im Geſamtbetrage der klägeriſchen Forderung 
von 20 573,83 46, ſondern es find zwei Sicherungshypo⸗ 
thelen, eine in Höhe von 19012,92 %, eine zweite in Höhe 
von 1560,91 % eingetragen worden. Da die Hypotheken nur 
auf 250% ihres Nennbetrages, die perſönliche Forderung auf 
den nicht berichtigten Teil des Bargebots aber jedenfalls 
höher aufzuwerten iſt, ſo muß beim Fehlen einer entſpre⸗ 
chenden Beſtimmung der Bekl. bei der Aufrechnung (vgl. RG. 
116, 241/46 1)) dieſe gem. 88 396 Abſ. 1, 366 Abſ. 2 BGB. 
auf den durch die Hypotheken nicht gedeckten und dem Kl. 
geringere Sicherheit gewährenden Teil der Forderung be⸗ 
zogen werden. Wenn die Rev. noch geltend zu machen ſucht, 
außerſtenfalls hätte das BG. mindeſtens zur Löſchungsbewil⸗ 
ligung Zug um Zug gegen Zahlung von 25% des Nenn⸗ 
betrages der Sicherungshypotheken verurteilen müſſen, fo ſchei⸗ 
tert dieſer Reviſionsangriff ſchon daran, daß die Bekl. ſich 
bisher zur Zahlung der Aufwertungsbeträge für das dingliche 
Recht überhaupt nicht erboten hatte, vielmehr bis zuletzt be⸗ 
ſtritten hatte, irgend etwas auf die zu ſichernde Forderung 
oder die Hypothek zu ſchulden. Es braucht deshalb nicht ent⸗ 
ſchieden zu werden, ob hier, wo es ſich um eine Sicherungs⸗ 
hypothek handelt, die Bekl. Löſchungsbewilligung vom Kl. 
verlangen könnte, wenn ſie nur den Aufwertungsbetrag der 
Hypothek, nicht aber den höheren Aufwertungsbetrag der 
perſönlichen Forderung zu zahlen bereit iſt (zu vgl. über 
dieſe Frage RG. 111, 3972); 116, 241/45 )). Demgemäß 


1) JW. 1927, 1821. 2) JW. 1926, 150. ) IW. 1927, 1821. 


war die Rev. der Bekl., ſoweit ſie ſich gegen die Abweiſung 
der Widerklage richtet, zurückzuweiſen. II. Zu den Rev. 
beider Parteien hinſichtlich des Zinsanſpruchs. 
Zinſen werden vom Kl. nicht nur auf Grund des Zuſchlags⸗ 
beſcheides in Zuſammenhang mit der Forderungsübertragung 
im Verteilungstermin in Höhe von 4%, ſondern auch unter 
dem Geſichtspunkt des Verzuges gefordert, und zwar vom 
1. San. 1919 zu höheren Beträgen als 4%. Die Verzinſung 
des Bargebotes vom Zuſchlage ab beruht auf § 49 Abſ. 2 
nV. Die Beſtimmung gehört zu den geſetzlichen Verftei- 
gerungsbedingungen. Die Zinſen ſind ebenſo, wie in dem 
entſprechenden Falle des $ 452 BGB., geſetzliche, nicht ver⸗ 
tragsmäßige. Mit Recht aber hat das BG. angenommen, daß 
hier Zinſen an ſich auch unter dem Geſichtspunkt des Ver⸗ 
zuges geſchuldet werden. Zwar trat der Verzug noch nicht mit 
der Verkündung des Zuſchlagsbeſcheides ein, wohl aber kam 
die Bekl. dadurch in Verzug, daß ſie nicht zahlte, als der 
Kl. auf Grund der Forderungsübertragung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung Erfüllung verlangte. Aber dieſer Verzug 
bezog ſich nur auf den geſchuldeten Papiermarkbetrag und 
konnte für die Zeit der Geldentwertung auf den Aufwertungs⸗ 
betrag ſo lange nicht bezogen werden, als die Aufwertung 
nicht anerkannt war, da die Bekl. ſolange nicht ſchuld⸗ 
hafterweiſe die Erfüllung verweigerte. Bald nach dieſem 
Zeitpunkt, der etwa auf Anfang 1924 anzunehmen iſt, hörte 
aber mit dem Inkrafttreten der III. Steuer Not VO. v. 14. Febr. 
1924 die Möglichkeit eines Verzugs überhaupt auf. Denn dieſe 
enthält in 8 5 Abſ. 1 ſchon eine gleiche geſetzliche Stundung 
hinſichtlich der durch Hypotheken geſicherten Forderungen wie 
der $ 25 AufwG. Seitdem war die Bekl. jedenfalls nicht mehr 
in Verzug und konnten von ihr Zinſen unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte nicht mehr verlangt werden. Hiernach können Zinſen 
auf den Aufwertungsbetrag nur auf Grund des 8 49 Abſ. 2 
Zw G. als geſetzliche im engeren Sinne gefordert werden. 
Mit Unrecht will die Bekl. den 8 28 Aufmb., wonach der 
Aufwertungsbetrag bis zum 1. Jan. 1925 unverzinslich iſt, 
rückſtändige Zinſen als erlaſſen gelten und vom 1. Jan. 
1925 zunächſt nur Zinſen zu einem niedrigeren Zinsfuß ge⸗ 
ſchuldet werden, auch auf die hier geforderten Zinſen ange⸗ 
wendet wiſſen. Nach der überwiegenden Meinung des Schrift⸗ 
tums bezieht ſich die Regelung des 8 28 AufwG. nur auf 
vertragsmäßige, nicht aber auch auf geſetzliche Zinſen. Der 
8 28 bietet keinen genügenden Anhalt dafür, daß er weiter⸗ 
gehende Bedeutung haben ſollte, und einer ausdehnenden Aus⸗ 
legung ſteht das Bedenken entgegen, daß es ſich bei dem 
§ 28 um eine einſchneidende Ausnahmevorſchrift handelt. Der 
8 28. AufwG. ſchließt alſo einen weitergehenden Zinsanſpruch 
des Kl. nicht aus. Dieſe Zinſen können jetzt zugeſprochen 
werden, obwohl die Kapitalforderung wegen der geſetzlichen 
Stundung noch nicht geltend gemacht werden kann. Auch das 
Aufw®. hat für feinen Bereich von einem gewiſſen Zeitpunkt 
ab trotz der Stundung eine geringe Verzinſung eintreten 
laſſen. Da, wie unter I dargelegt worden iſt, durchgreifende 
Bedenken gegen die Höhe des von den Vorinſtanzen zugebil⸗ 
ligten Aufwertungsbetrages beſtehen, ſo muß zum Zwecke der 
Zinsberechnung in der weiteren Verhandlung vor dem BG. 
unter Berückſichtigung der angegebenen Richtlinien von neuem 
geprüft werden, in welchem Umfange dem Kl. eine Aufwer⸗ 
tung ſeiner Forderung zu gewähren iſt. 
(U. v. 17. Febr. 1928; 286/27 II. — Düſſeldorf.) [Ru.] 


5. § 10 Abſ. 3 AufwG. Auch wenn ein Guts⸗ 
überlaſſungsvertrag zugleich eine Ausein⸗ 
anderſetzung i. S. des § 10 Abſ. 1 Ziff. 2 Aufw G. 
enthält, bleibt die Aufwertung auf die Höchſt⸗ 
prozentſätze beſchränkt (Geyer, BayObLG. v. 
10. Okt. 1927 in AufwRſpr. 1927, 779). 1 

Der Vertrag v. 17. Sept. 1919, auf dem die aufzu⸗ 
wertende Forderung beruht, iſt ein ſolcher, durch den der 
Vater ſeinen Grundbeſitz bei Lebzeiten mit Rückſicht auf 
künftige Erbfolge ſeinem Sohn übertragen, dabei ausreichenden 
Lebensunterhalt für ſich und auch eine Vergütung für ſeine 
anderen Kinder ausbedungen hat. Das iſt zweifellos ein Guts⸗ 
überlaſſungsvertrag und die auf ihm beruhende Forderung 
des Antragſtellers iſt in der Aufwertbarkeit der in $ 10 Abſ. 3 
Aufivd. beſtimmten Schranke unterworfen. Daß dieſe Be⸗ 
grenzung auch beachtlich iſt, wenn der Vertrag gleichzeitig 
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eine Auseinanderſetzung i. S. des § 10 Nr. 2 enthält, iſt im 
Beſchl. des RG. v. 9. Juli 1927 ausgeführt. Auf die Frage, 
ob und in welcher Hinſicht hier eine „Auseinanderſetzung“ vor⸗ 
liegt, kommt es deswegen nicht an. In dem erwähnten Beſchl. 
iſt geſagt, daß die in § 10 Abs. 3 getroffene Beſchränkung der 
Aufwertung eine für Gutsüberlaſſungsverträge allgemein 
geltende Sonderregelung iſt, durch die der Geſetzgeber die 
wirtſchaftliche Stellung des Gutsübernehmers hat ſchützen 
wollen. Dieſelben Erwägungen müſſen ausſchlaggebend ſein, 
wenn die aufzuwertende Forderung ganz oder teilweiſe die 
Gewährung des Lebensunterhaltes für den Übertragsgeber 
bezweckt, wenn ſie alſo als eine Forderung von der in 8 10 
Abſ. 1 Nr 3 Aufwc. feſtgelegten Bedeutung anzuſehen iſt. 
Übrigens iſt eine Unterhaltsregelung in Gutsüberlaſſungs⸗ 
verträgen regelmäßig enthalten; ſie iſt nach RG. 118, 20%) 
geradezu ein Merkmal eines ſolchen Vertrags. Die Be⸗ 
ſchränkung des § 10 Abf. 3 würde in den meiſten Fällen von 
Gutsüberlaſſungsverträgen ausgeräumt werden, wenn man bei 
Forderungen aus derartigen Verträgen auf Grund des 8 10 
Abſ. 1 Nr. 3 unbeſchränkte Aufwertung zulaſſen wollte. Des⸗ 
wegen iſt es nicht von Belang, ob die aufzuwertende 
Forderung dazu beſtimmt iſt, dem Antragſteller einen Teil 
ſeines Unterhalts zu gewähren. 
— Berlin.) 
Sch. 


(Beſchl. v. 20. Juni 1928; 32/28 VB. 
6. 88 10, 69, 63 Abſ. 3 AufwG. Der Ver⸗ 
äußerer verpflichtet ſich zur Ablöſung einer von 
dem Erwerber übernommenen Darlehnshypo— 


1) JW. 1927, 2499. 


Zu 6. Die Nachprüfung des nicht ganz einfach gelagerten 
Rechtsfalles wird dadurch erſchwert, daß weder der Inhalt des mehr⸗ 
fach in Bezug genommenen Beſchluſſes des KO. v. 11. Nov. 1936, 
noch der der vom GBA. nachträglich erforderten Eintragungsbewilli⸗ 
gung v. 6. Dez. 1921, noch der Wortlaut der bei den Hypotheken 
bewirkten Eintragungen aus dem Urt. hervorgeht. Deshalb läßt ſich 
auch nicht mit Sicherheit erkennen, ob die Rechtsausführungen des 
Urt. dem Tatbeſtande des Falles in jeder Richtung gerecht werden 
und KR völlig erſchöpfen. Mit dieſem Vorbehalt erſcheinen ſie mir 
zutreffend. 8 

Nach dem Kaufvertrage hatten ſich die Kl. verpflichtet, die auf 
dem Grundſtück laſtende Darlehnshypothen des KR. von 125000 46 
zu kündigen und ſelbſt zu übernehmen, dergeſtalt, daß die beiden 
Hypotheken von 125 000 % und 25 000 % (Reſtkaufgeld) eine 
einheitliche Reſtkaufgeldhypothel von 150 000 % bilden ſollten. 
Es fragt ſich, auf weſſen Rechnung die Ablöſung der Hypothek des 
X. zu geſchehen hatte. Als Kaufpreis waren 300 000 %% vereinbart. 
Wenn dieſer dadurch belegt wurde, daß die Kl. 150 000 % bar und 
im übrigen die Reſtkaufgeldhypothek von 150 000 % erhielten, 
hierzu aber zwecks Erwerbes der Hypothek des K. ihrerſeits 125 000 406 
aufwenden mußten, ſo erhielten ſie für ihr Grundſtück im Ergebnis 
nur 175000 % ftatt der vereinbarten 300 000 5. Die Kl. ſtehen 
auf dem Standpunkte, daß die Ablöſung der Hypothek für Rechnung 
des Käufers G. erfolgt ſei und daß ihnen deshalb ein Verwen⸗ 
dungsanſpruch von 125 000 /, richtiger ein Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung ihrer notwendigen Aufwendungen bet Ausführung des mit 
dem Kaufvertrage verbundenen Auftrags zuſtehe. 

Das liegt an und für ſich nahe, ergibt aber nur einen An⸗ 
ſpruch gegen G., nicht gegen die Bekl. Denn dieſer Auſpruch iſt 
durch die von den letzteren übernommene Kaufgelderhypothek von 
150000 % nicht geſichert, weil dieſe einheitliche Hypothetz (die aus 
den 125 000 % des K. und 25000 % Reſtkaufprets entſtanden iſt) 
ſelbſtverſtändlich nicht gleichzeitig eine Kaufpreisforderung von 
150 000 % und eine Forderung auf Erſatz von Auslagen bei Er⸗ 
füllung des Auftrags in Höhe von 125000 J ſichern kann. Die 
Schuldübernahme der Behl. beſchränkt ſich auf die Kaufpreisreſt⸗ 
forderung. Inſoweit if daher die Entſch. des NO. gewiß zutreffend. 
Es ſcheint aber überhaupt davon auszugehen, daß die Abloſung der 
Hypothek des K. für Rechnung der Kl. zu gehen habe, daß der Kauf⸗ 
preis von 300 000 % für das hypothekenfreie Grundſtück 
vereinbart ſei, mit der Maßgabe, daß die von den Kl. heimgezahlte 
Fremdhypothel nicht gelöſcht, ſondern zur Sicherung der von G. 
noch geſchuldeten 125 000 % habe verwendet werden ſollen. 

Wenn der X. die Schuldübernahme G. nicht vor der Ablöſung 
feiner Hypothek genehmigt hatte, die Kl. alſo zu dieſer Zeit noch 
feine perſönlichen Schuldnerinnen waren, erwarben fie mit der Zah⸗ 
lung an &. deifen Hypothek als Eigentümergrundſchuld, wie im Urt. 
ausgeführt ift. Dieſes ſagt weiter zutreffend und im Einklang mit 
der in Schrifttum und Rechtſprechung vorherrſchenden Meinung, daß 
die Übernahme einer Fremdhypothek in Anrechnung auf den Kauf⸗ 
preis zwar in der Regel dahin zu deuten iſt, daß damit ein ent⸗ 
ſprechender Teil des Kaufpreiſes unmittelbar getilgt wird, daß aber, 


thek und zum Stehenlaſſen der ſo von ihm 
erworbenen Hypothek. Wann iſt in den A b⸗ 
machungen die dingliche Sicherung der Reſttauf⸗ 
geldforderung zu erblicken, wann die Umwan d⸗ 
lung der Grundſchuld in eine Reſtkaufgeld⸗ 
hypothek? f) 

(U. v. 26. März 1928; 356/27 VI. — BG. Frankfurt a. M.) 

Abgedr. ZW. 1928, 1371.81. 


* 7. 8 11 Aufw G. ſchränkt die durch 8 69 be⸗ 
gründete ausſchließliche Zuſtändigkeit der Auf⸗ 
wertungsſtelle ein. — 865 Aufw G. findet auch 
Anwendung, wenn das Kontokorrentverhältnis 
ſchon vor Beginn der Geldentwertung beendet 
war. 

Auf dem Grundbeſitz des Kl. in J. ruhen ſeit den Jahren 
1903 und 1908 für die Bekl. drei Hypotheken von 6000 %, 
7000 % und 8000 , die zur Sicherheit der Bekl. für ihre 
Forderungen, aus ihrem Kontokorrentverkehr mit dem Kl. 
dienen ſollten. Die Bekl. hat die Hypotheken zur Aufwertung 
angemeldet. Auf die Behauptung des Kl. jedoch, daß die Bekl. 
vollſtändig befriedigt ſei, und auf ſeinen Einwand, daß die 
Aufwertung durch 865 Aufwh. ausgeſchloſſen werde, iſt das 
Verfahren vor der Aufwertungsſtelle bis zur rechtskräftigen 
gerichtlichen Entſch. über den Anspruch ausgeſetzt worden. Der 
Kl. bat darauf im vorliegenden Rechtsſtreit Klage erhoben mit 
dem Antrage auf Feſtſtellung, daß die Bekl. die Aufwertung 
der Hypotheken nicht verlangen können und auf Verurteilung 
je nach dem Willen der Vertragſchließenden, trotz der Hypotheken⸗ 
übernahme die Kaufpreisforderung als ſolche fortbeſtehen kann. 
Gegen die Auslegung, die es dabei der Abrede der Vertragſchließen⸗ 
den im vorliegenden Falle gibt, iſt m. E. nichts einzuwenden. Die 
übernahme der Hypothek des X. ſollte hier den Kaufpreis nicht til⸗ 
gen; die Kl. ſollten vielmehr dieſe Hypothek für ſich erwerben (als 
Eigentümergrundſchuld), und dieſe Eigentümergrundſchuld ſollte als⸗ 
dann in eine Hypothek für ſie zur Sicherung ihrer Kaufpreisforde⸗ 
rung umgewandelt werden. Die Zuläſſigkeit dieſer Umwandlung 
kann nach 8 1198 BOB. nicht zweifelhaft fein. Es hätte aber auch 
die Eigentümergrundſchuld ohne Umwandlung in eine Kaufgeldhypo⸗ 
thek vermöge Vereinbarung der Beteiligten zur Sicherung der Kauf⸗ 
preisforderung dienen können. In letzterem Falle ware die Kauf⸗ 
preisforderung, weil ſie nicht durch eine Hypothek, ſondern durch eine 
Grundſchuld geſichert geweſen wäre, und deshalb die Vorſchriften der 
88 10 ff. Aufm®. nicht einſchlagen, die in 831 1 AufwG. zur ent⸗ 
ſprechenden Anwendung nicht mit berufen werden, gemäß 8 68 ill 
AufwG. nach allgemeinen Grundſätzen aufzuwerten. Stichtag für die 
Berechnung ihres Goldmarkbetrags iſt der Erwerb der Kaufpreis⸗ 
forderung durch die Kl., alſo der Tag des Abſchluſſes des notariellen 
Kaufvertrags. 

Iſt aber die Eigentümergrundſchuld gemäß 8 1198 BOB. in 
eine Kaufgeldhypothek für die Kl. umgewandelt und dies im Grund⸗ 
buch eingetragen worden, ſo liegt eine durch Hypothek geſicherte 
Kaufpreisforderung vor, deren Aufwertung ſich nach 8 10 AufwG. 
und 8 15 Aufw Nov. richtet. 

Die Behl. haben beim Erwerbe des Grundſtücks die einheitliche 
Kaufpreisforderung von 150 000 % in Anrechnung auf den Kauf⸗ 
preis übernommen und ſind, nachdem die Kl. die Schuldübernahme 
durch Schreiben vom 25. Febr. 1927 genehmigt haben, auch deren 
perſönliche Schuldner geworden. Hieraus würde ſich die Berechtigung 
des Hilfsantrags des Kl. ergeben. 

Das gleiche muß aber auch gelten, wenn der K. zu der Zeit, 
zu welcher er von den Kl. befriedigt worden iſt, die Schuldüber⸗ 
nahme G. in Auſehung ſeiner Hypothekenforderung bereits geneh⸗ 
migt hätte. Dann waren die Kl. nicht mehr ſeine perſönlichen Schuld⸗ 
nerinnen aus ſeiner Darlehnsforderung. Durch die Zahlung an ihn 
ging die Darlehusforderung mit der Hypothek nach 8 1143 1 BGB. 
auf ſie über, letztere als Eigentümerhypothek i. S. des 81177 11 
BGB. Dieſe konnte nach 8 1180 BGB. in eine Hypothek für eine 
Kaufgeldforderung durch Forderungsaustauſch umgewandelt werden. 
Das ſcheint nach der hierzu nötigen Eintragung im Grundbuche ge⸗ 
ſchehen zu ſein. Was iſt aber dann aus der der hypothekariſchen 
Sicherheit entkleideten Darlehnsforderung geworden? 

Das alles gilt auch, wenn die Ablöſung der Hypothek des K. 
für Rechnung G. geſchehen ſollte. Nur daß in dieſem Falle den Kl. 
daneben noch ein Aufwertungsanſpruch gegen G. in Anſehung ihres 
Aufwandes bei der Ablöfung in Höhe von annehmbar 125000 % 
zuſteht. Für die Berechnung des Goldmarkbetrags dieſer Summe 
würde dann der Tag der Zahlung an K. Stichtag fein, da an dieſem 
Tage der Erſatzanſpruch gegen G. entitanden ſein wurde. Für dieſen 
Aufwertungsanſpruch haften aber die Bekl. nicht. 

SenPräſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 
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der Bekl., in die Löſchung der Hypotheken zu willigen. Der 
Klage iſt entſprochen worden. 

Von Amts wegen zu prüfen war die die Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs betr. Frage, ob der vorliegende Streit durch die 
ordentl. Gerichte oder durch die Aufwertungsſtelle zu entſcheiden 
iſt (Urt. v. 24. Nov. 1927, V 169/271), bei Zeiler, Auf⸗ 
wertungsfälle, Nr. 982). Dieſe Frage iſt in erſterem Sinne zu 
beantworten. Der Senat hat zwar in ſeinem Urt. v. 21. April 
1928, 1284/27 wegweiſend ausgeſprochen, daß bei einem 
Streit über die Aufwertung hypothekariſch geſicherter Forde⸗ 
rungen die Aufwertungsſtelle auch über die Vorfrage zu ent⸗ 
ſcheiden habe, ob die Aufwertung durch 8 65 AufwG. aus- 
geſchloſſen werde. Aber der damalige Fall war inſofern weſent⸗ 
lich anders gelagert als der vorliegende, als die Frage der 
Anwendbarkeit des 8 65 AufwG. dort nicht wie hier durch die 
geſtellten Anträge der Beurteilung durch die ordentlichen 
Gerichte unterbreitet worden war. Es lag daher damals keine 
Veranlaſſung vor, auf die Vorſchrift in 8 77 AufwG. einzu⸗ 
gehen. Durch ſie wird aber nach der im Schrifttum herrſchen⸗ 
den Anſicht, die auch ſchon vom RG. für den inhaltlich gleich- 
lautenden 8 10 der III. Steuer Not VO. gebilligt worden iſt 
(Urt. v. 30. Nov. 1925, V 169/252), AufwRſpr. 1, 172), die 
durch 8 69 AufwG. begründete ausſchließliche Zuſtändigkeit der 
Aufwertungsſtelle weſentlich eingeſchränkt. Danach iſt es den 
Parteien unbenommen, einen Streit über die Aufwertbarkeit, 
und auch über die Höhe der Aufwertung hypothekariſch ge- 
ſicherter Forderungen zur Entſch. durch die ordentlichen 
Gerichte zu bringen, und das Gericht iſt nicht verpflichtet, das 
Verfahren von Amts wegen auszuſetzen. Hier wünſchen die 
Parteien nach ihren Anträgen und der ihnen gegebenen Be⸗ 
gründung, durch die ordentlichen Gerichte darüber entſchieden 
zu ſehen, ob die Aufwertung der Hypotheken der Bekl. durch 
865 AufwG. ausgeſchloſſen wird, ein Ausſetzungsantrag iſt 
nicht geſtellt, Ausſetzung auch nicht von Amts wegen an- 
geordnet. Daher hat das RG. in der Sache ſelbſt zu entſcheiden. 

Das angefochtene Urteil beruht auf der Annahme, daß die 
Bekl. eine Aufwertung ihrer etwa noch beſtehenden Forderung 
weder auf Grund der Beſtimmungen des AufwG. noch als 
Schadenserſatz wegen Verzuges beanſpruchen könne. Nach 
beiden Richtungen rügt die Reviſion Verletzungen des Geſetzes. 

Zur Frage der Aufwertung nach dem AufwG. nimmt das 
BG. zugunſten der Bekl. an, daß das Kontokorrentverhältnis 
zwiſchen den Parteien mit der Eröffnung des Konkurſes über 
das Vermögen des Kl. im Jahre 1915 beendet worden ſei, es 
meint aber, daß dem Aufwertungsverlangen der Bekl. gleich- 
wohl die Vorſchrift in 865 AufwöG. entgegenſtehe. 

Nicht unzweifelhaft iſt, ob die Anwendung des 8 65 
Aufw®. ausgeſchloſſen ift, wenn das Kontokorrentverhältnis 
ſchon vor der Entwertung des deutſchen Geldes beendet wurde. 
Dieſe Anſicht wird allerdings im Schrifttum vertreten. So von 
Neukirch, Kommentar zum AufwG. 5. Aufl. 865 A. 42 
unter Bezugnahme auf ein Urteil des KG. in 19 U 1078/3 
angezogen im Kommentar von Schlegelberger-Har- 
mening 5. Aufl. 865 A. 4. Das Urteil iſt zu 8 12 Abſ. 3 der 
III. SteuerNotVO. ergangen. Darin wird ausgeführt, der 
geſetzgeberiſche Gedanke des Verbots ſei in den Schwierigkeiten 
und Weiterungen zu finden, welche die Aufwertung eines 
Saldos in der Regel im Gefolge haben müßte. Es würde auf 
die nach ihrer rechtlichen Geſtaltung, nach Entſtehung und 
Fälligkeit verſchiedenen Einzelpoſten zurückgegriffen und die 
Aufwertung nach dieſen Umſtänden verſchieden vorgenommen 
werden müſſen. Das würde zu dem Geſchäftsverkehr abträg⸗ 
lichen Auseinanderſetzungen und Streitigkeiten führen. Wer in 
den letzten Jahren der Markentwertung ſich auf die Abrede 
einer laufenden Rechnung eingelaſſen habe, habe zudem mit 
der Möglichkeit der Entwertung ſeines etwaigen Saldoanſpruchs 
rechnen müſſen. Dieſe Gründe träfen auf Forderungen aus 
laufender Rechnung aus der Zeit vor der Markentwertung 
nicht zu. Es liege kein Grund vor, der den Geſetzgeber ver⸗ 
anlaßt haben könnte, ſie anders zu behandeln als andere auf⸗ 
wertbare Anſprüche. Mit ihnen ſei anſcheinend nicht gerechnet 
worden, da ſie ſelten lange unerledigt zu bleiben pflegten. Das 
Aufwertungsverbot von ſo einſchneidender wirtſchaftlicher Be⸗ 
deutung erfordere enge Auslegung. / 


) JW. 1928, 707. ) JW. 1926, 1163, 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dieſelbe Anſicht vertritt Levis, Aufwertung von Hypo⸗ 
theken, S. 11, im weſentlichen mit derſelben Begründung wie 
das KG., dem er beipflichtet. In der Begründung abweichend, 
aber für den vorliegenden Fall wohl mit dem gleichen Ergebnis 
Mügel, Das geſamte Aufwertungsrecht, 5. Aufl. 8 65 
AufwG. A. 3 S. 933. 

Dagegen beruft ſich die Rev. zu Unrecht auf den Kom⸗ 
mentar von Quaſſowski. Dort wird in 5. Aufl. 8 65 in 
A. Lund II keine Ausnahme für Kontokorrentforderungen aus 
der Zeit vor der Markentwertung gemacht, und in A. III wird 
die praktiſche Durchführung der Aufwertung für die nach 8 65 
i. Verb. m. 8 63 Abſ. 2 AufwG. bevorzugten Anſprüche be⸗ 
handelt. 

Andererſeits meinen Schlegelberger⸗-Harmening 
5. Aufl. 865 AufwG. A. 4 a. E. (ebenfo Lehmann⸗Boeſe⸗ 
beck 9 65 A. 5 und Michaelis, 2. Aufl. 8 65 A. 1), daß der 
kammergerichtlichen Entſch. bei dem klaren Wortlaut des 8 65 
für das AufwG. nicht beigetreten werden könne. 

Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht jedenfalls für die Auf⸗ 
faſſung des BG.; denn nach 8 1 Abſ. 1 Satz 1, 88 4ff., 9ff. 
findet es auf alle Hypotheken und durch Hypothek geſicherten 
Forderungen Anwendung, die auf vor dem 14. Febr. 1924 be⸗ 
gründeten Rechtsverhältniſſen beruhen, die Zahlung einer be⸗ 
ſtimmten in Mark ausgedrückten Geldſumme zum Gegenſtande 
haben und durch den Währungsverfall betroffen ſind. Auch 
865 umfaßt daher ſolche Rechte und Forderungen ohne weitere 
Ausnahmen, als fie dort ausdrücklich vorgeſehen find. Bei einer 
ſolchen geſetzlichen Regelung iſt es grundſätzlich nicht ohne 
weiteres ſtatthaft, andere Ausnahmen deshalb zuzulaſſen, weil 
der Grund, aus dem die Vorſchrift gegeben wurde, im Einzel⸗ 
fall nicht zutrifft. Dazu kommt, daß nicht feſtſteht und auch 
nicht einwandfrei feſtſtellbar iſt, welchen Erwägungen § 65 
AufwG. feine Entſtehung verdankt. Bei Erlaß des AufwG. 
ſind zum großen Teil wirtſchaftspolitiſche Gründe maßgebend 
geweſen, über die man verſchiedener Meinung ſein kann und 
die der Richter je nach ſeiner allgemeinen Einſtellung zum 
Aufwertungsproblem zu beurteilen geneigt ſein wird. Die 
Rechtsſicherheit erforderte deshalb gerade auf dieſem Gebiet 
eine klare, eindeutige Löſung, bei welcher der Verſchiedenheit 
der Einzelfälle nicht überall Rechnung getragen werden konnte. 
Bei dem umfaſſenden, klaren Wortlaut des Geſetzes verdient 
daher die Auffaſſung den Vorzug, daß die Beendigung des 
Kontokorrentverhältniſſes vor Beginn der eigentlichen Geld⸗ 
entwertung die Anwendbarkeit des 8 65 AufwG. nicht aus: 
ſchließt, zumal die entgegengeſetzte Meinung vielfach neuen 
Zweifeln Raum geben würde. Aus dieſen Gründen tritt der 
Senat in dieſem Punkt der Beurteilung des BG. bei. 

Die rechtliche Möglichkeit, trotz 8 65 AufwG. Erſatz des 
Geldentwertungsſchadens aus dem Rechtsgrunde des Verzuges 
zu verlangen, hat das BG. nicht verkannt, aber den Beweis 
eines Verzugs des Kl. vermißt. 

(U. v. 6. Juni 1928; 328/27 I. — Jena.) [Ka.] 

S8. § 12 Auf w G.; 8 15 Aufw Nov. Hat der Reſt⸗ 
kaufgeldgläubiger den Antrag auf höhere Auf- 
wertung der perſönlichen Forderung gemäß 812 
AufwG. nicht bis zum 31. Dez. 1925 geſtellt, fo 
kann dieſe Unterlaſſung auch durch einen aus 815 
Aufw Nov. geftellten Antrag auf Aufwertung 
über 100% des Nennbetrags nicht geheilt werden. 

Die beſondere Lage des Falles geſtattet es nicht, in der 
vom Vertreter des Antragſtellers vorgenommenen Anmeldung 
der Hypothek nebſt Forderung gleichzeitig einen Antrag dus 
§ 12 AufwG. zu ſehen, wie dies ſonſt bei den milden An⸗ 
forderungen an den Inhalt eines ſolchen Antrags unter Um⸗ 
ſtänden zuläſſig ſein mag (Mügel, Aufw., 5. Aufl., Anm. 3 
zu § 12). Es iſt die Eigenſchaft der Forderung als einer 
Kaufgeldforderung nicht angegeben und nicht irgendwie ein 
Verlangen nach beſtmöglicher Aufwertung kundgegeben, viel⸗ 
mehr iſt der eine ſolche höhere Aufwertung begehrende Satz 
des Vordrucks unausgefüllt gelaſſen und geſtrichen. Die Ent⸗ 
ſcheidung hängt daher davon ab, ob das feſtgeſtellte Fehlen 
des Antrags aus § 12 AufwG. die Anwendung des 8 15 
AufwNov. ausſchließt. 

$15 AufwNov. behandelt die Höheraufwertung von 
hypothekariſch geſicherten Forderungen aus Grundſtücks⸗ 
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verkäufen und Gutsüberlaſſungen, die 1921 begründet wur⸗ 
den. Das Aufiv®. hat einen Aufwertungshöchſtſatz von 100% 
des Goldmarkbetrages bei dieſen Forderungen beſtimmt (8 10 
Abſ. 3 Aufwch.); dieſe Einſchränkung der grundſätzlich an⸗ 
erkannten und für die Forderungen vom Jahre 1922 ab 
beibehaltenen freien Aufwertbarkeit für das Jahr 1921 wurde 
als unbillig empfunden. Der Geſetzgeber folgte zwar nicht 
dem Vorſchlage der juriſtiſchen Arbeiksgemeinſchaft, den Abi. 3 
des 8 10 AufwG. ganz aufzuheben (Wunderlich bei 
Mügel, AufwGͤKomm., 5. Aufl., S. 34), ſuchte aber dadurch 
dieſen Gläubigern zu helfen, daß er die Beſchränkung ab⸗ 
ſchwächte durch die Erhöhung des Höchſtſatzes von 100% auf 
400 (oder 600) % des Goldmarkwertes. Er milderte un⸗ 
erträgliche Härten durch Abänderung des Abſ. 3 8 10 Aufw., 
ließ aber im übrigen den 810 unberührt, führte alſo nicht 
eine neue, in ſich ſelbſtändige Sonderaufwertung abſchließen⸗ 
der Art ein. (So auch Püſchel: Zur. 1928, 69 ff., KO. 
v. 15. Dez. 1927, 9 Aw III 1452/27: AufwRſpr. 1928, 44 
Nr. 26 und zu 817 AufwNov. im Beſchl. v. 8. März 1928, 
9 Aw 47/28: JurRhöchſtRR. Nr. 765; OLG. Stuttgart vom 
7. Febr. 1928, Aw 9/28: AufwRſpr. 1928 SH. II, 63 Nr. 33.) 
Das in 8 15 AufwNov. geregelte Rechtsverhältnis blieb auch 
zur Zeit des Inkrafttretens der AufwNov. dasſelbe, für eine 
Kaufpreisreſtforderung gemäß 8 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG., 
wenngleich fie in 8 10 Abſ. 3 AufwG. in der Frage des 
Höchſtſatzes beſonders behandelt war, galt die allgemeine Vor⸗ 
ausſetzung, daß aus § 12 AufwG. ein Antrag auf Höherauf⸗ 
wertung bis zum 1. April 1926 geſtellt fein müſſe. Eine Be⸗ 
ſeitigung dieſer allgemeinen Vorſchrift des 8 12 AufwG. iſt 
nicht erfolgt. Auch der Wortlaut des 815 AufwNov. gibt 
keine Veranlaſſung, ſie anzunehmen, und ein Vergleich mit 
916 AufwNov. ſpricht gegen eine ſolche Beſeitigung. Da in 
815 nur die Höheraufmertung über 100% geregelt wurde, ſo 
brauchte nur der für ſie erforderliche Antrag aus 815 er⸗ 
wähnt zu werden, die übrigen Vorausſetzungen für die Auf⸗ 
wertung über 25% hinaus blieben dieſelben, wie ſie ſrüher 
in 88 10 und 12 AufwG. beſtimmt waren. Weder Sinn noch 
Zweck der neuen Vorſchriſt des 8 15 AufwNov. erfordern es, 
anders auszulegen und auch denjenigen Gläubiger zu be⸗ 
günſtigen, der durch Verſäumung der Antragsfriſt des 8 12 
Aufwch. ſchon 1926 den Anſpruch auf jegliche Höheraufwertung 
verloren hatte. Die Faſſung des 816 AufwNov. beſtätigt dies. 
Eine Wiedereinſetzung iſt dort für den Fall der Verſäumung 
der Anmeldungsfriſt des § 16 Aufm®. gegeben (vgl. dazu 
Lauterbach: Zur. 1928, 19), nicht aber bezüglich der be⸗ 
friſteten Anträge aus § 12 (8, 23, 26, 27) Aufm®., die unter 
den Vorausſetzungen der 88 203, 204, 206 und 207 BGB. 
auch nach Friſtablauf — entgegen der verſäumten Anmeldung 
aus 816 AufwG. — geſtellt werden konnten. Die Novelle hat 
nunmehr für die Anmeldungsfriſt des 8 16 AufwG. die Mög⸗ 
lichkeit einer weitgehenden Beſeitigung der Verſäumung ge⸗ 
ſchaffen, nicht aber hat fie auch über die ſchon im Aufw®. 
enthaltene Möglichkeit hinaus die Folgen der Verſäumung der 
Antragsfriſten beſeitigt. Die Schlußſätze in 88 12, 13, 15 
und 16 Abſ. 3 AufwNov. ergeben dies deutlich. Beſonders 
8 16 Abſ. 3 zeigt, daß die Anmeldung anders behandelt wer⸗ 
den ſoll als die erwähnten Antragſtellungen. Nur wenn die 
Anmeldung ſelbſt verſäumt war, alſo ein wirkſamer Antrag 
auf Höheraufwertung gar nicht geſtellt ſein konnte, ſoll eine 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand bezüglich der An⸗ 
meldungsfriſt auch zur Folge haben, daß ein Antrag aus 8 12 
AufwG. noch geſtellt werden kann. Eine Wiedereinſetzung 
gegen Verſäumung der Antragsfriſt ſelbſt, unabhängig von 
der in 8 16 Abſ. 3 AufwNov. beſtimmten Folge, gibt es nicht 
(vgl. Lauterbach a. a. O., Püſchel a. a. O. und Nadler: 
Fur. 1928, 61). Hätte das Geſetz den Gläubiger, der zwar 
angemeldet, aber nicht höhere Aufwertung beantragt hatte, 
ſchützen wollen, jo hätte es dies gejagt und nicht entgegen⸗ 
ſtehende Beſtimmungen beſtehen laſſen und wiederholt, wo⸗ 
nach nur unter gewiſſen Vorausſetzungen eine Friſtverſäumung 
zu 8 12 AufivNov. Bedeutung hat. Daß in manchen Fällen 
aus dieſer Regelung Härten entſtehen können (vgl. BayoOb ech. 
v. 17. Jan. 1928: AufwRſpr. 1928, 128 Nr. 76 und dazu 
Leiſer: KGBl. 1928, 58), läßt ſich nicht verkennen, 
wenngleich keineswegs die Anſicht des OL. Hamburg zu⸗ 
treffend erſcheint, daß wohl in den meiſten Fällen eine 
Höheraufwertung durch die Auslegung des KG. verhindert 
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werde; es iſt nicht anzunehmen, daß in ſo erheblichem Um⸗ 
fange Gläubiger zwar ihre Anſprüche angemeldet, aber bewußt 
eine Antragſtellung aus 8 12 Aufm®. unterlaſſen haben. 
Waren ihnen die für die Höheraufwertung in Frage ſtehenden 
Beträge von über 25— 100% zu gering, ſo werden ſie doch 
nicht erſt einen Aufwertungsanſpruch zum Satze von nur 
25% anmelden. Auch der von Cammerer (23. 1927, 946) 
erörterte Fall, daß ein Antrag aus 8 12 unterlaſſen ſei, weil 
der Schuldner freiwillig ſchon anfangs 1926 100% des Gold⸗ 
markwertes zugebilligt habe, ſpricht nicht gegen die Auslegung 
des KG. Denn in ſolchem Falle des Vergleichs oder An⸗ 
erkenntniſſes iſt der Anſpruch auf eine Weiſe erledigt, daß eine 
Antragſtellung aus $ 12 AufwG. nicht mehr in Frage kom⸗ 
men kann, weil das mit ihr zu Erſtrebende erreicht war. 
Solchenfalls kann wegen des Fehlens des Antrags aus 8 12 
AufwG. die Anwendung des 8 15 Aufw Nov. nicht verſagt 
werden (vgl. auch 8 17 daſ.). Auch die Materialien zur 
AufwNov. (Bericht des 13. RT Ausſch. III 1924/27 Druckſ. 
Nr. 3604, insbeſ. S. 124 ff.) ergeben nichts gegen die ſtren⸗ 
gere Auffaſſung des KG. Ihr war daher, im Einklang mit 
Roth und Püſchel a. a. O. ſowie Boldt: DStz. 1927, 
1130 Nr. 2, beizutreten, und es war, wie geſchehen, zu be⸗ 
ſchließen. 
(Beſchl. v. 14. Juli 1928; VB N Hembur 
Sch. 


9. 815 Aufw G.; 88 891, 1138 BGB. Nicht der 
Schuldner der im Rückwirkzeitraum gelöſchten 
Hyvothek hat die Rückzahlung vor dem 15. Juni 
1922 zu beweiſen, ſondern der Gläubiger die 
ſpätere Zahlung. 

ey. BG. begründet die Abweiſung der Klage folgender⸗ 
maßen: 
Aus 88 891, 1138 BGB. ergebe ſich die Vermutung, 
daß bis zu der nach dem 14. Juni 1922 erfolgten Löſchung 
Hypothek und dingliche Forderung beſtanden haben. Der 
Bekl. müſſe daher das frühere Erlöſchen beweiſen. Hinſichtlich 
der perſönlichen Forderung gelte dasſelbe nach dem Rechts⸗ 
grundſatz, daß der Schuldner das Erlöſchen einer einmal 
entſtandenen Forderung beweiſen müſſe. 8 363 BGB. könne 
hier, wo es ſich um Aufwertung und die Zeit der Be⸗ 
friedigung handle, nicht zur Anwendung kommen. Den Be⸗ 
weis, daß die 7000 % vor dem 15. Juni 1922 gezahlt und 
angenommen ſeien, habe der Bekl. nicht geführt. 

Die Rüge der Rev., dieſe Verteilung der Beweislaſt ſei 
rechtsirrtümlich, erweiſt ſich als begründet. 

Das Aufw®. geht, wie der Zuſammenhang feiner Be⸗ 
ſtimmungen ergibt, grundsätzlich davon aus, daß Hypotheken 
und die ihnen zugrunde liegenden Forderungen nur auf⸗ 
gewertet werden, wenn ihr Betrag noch nicht bezahlt und von 
dem Gläubiger angenommen worden iſt und es iſt ferner 
grundſätzlich dabei davon auszugehen, daß Zahlungen zum 
Nennbetrage zu bewerten ſind. Eine Ausnahme davon tritt 
nur dann ein, wenn der Gläubiger entweder ſich bei der An⸗ 
nahme ſeine Rechte vorbehalten hat oder die Leiſtung erſt nach 
dem 14. Juni 1922 angenommen hat. Hier iſt nun unstreitig 
bereits bis zum 5. Juni 1922 der ganze Hypothekenbetrag in 
Papiermark zum Nennbetrage gezahlt und ohne Vorbehalt 
angenommen, der Empfang auch vom Kl. beſcheinigt, ſowie 
die Löſchung bewilligt und noch im Juli 1922 im Grund⸗ 
buche gelöſcht worden. Da ſomit ein Vorbehalt nicht gemacht 
iſt, kommt eine Aufwertung nur kraft der im $ 15 vor⸗ 
geſehenen Ausnahme, alſo dann in Frage, wenn der Kl. die 
Leiſtung nach dem 14. Juni 1922 angenommen hat. Die Vor⸗ 
ausſetzungen dieſes beſonderen Anſpruchs muß der Kl. be⸗ 
weiſen, ſoweit nicht etwa kraft beſonderer Vorſchriften eine 
Vermutung zu ſeinen Gunſten Platz greift und ſomit dem 
Bekl. der Beweis des Gegenteils obliegt. Das BG. nimmt 
das an, aber die von ihm angezogenen Beſtimmungen und 
Rechtsgrundſätze können dieſe Annahme nicht rechtfertigen. 
8 891 Abſ. 1 BGB. ſtellt nur eine Vermutung zugunſten des 
noch im Grundbuche Eingetragenen auf und ebenſo Abſ. 2 
daſelbſt eine Vermutung zuungunſten desjenigen, deſſen Recht 
im Grundbuche eingetragen war und gelöſcht worden iſt. 
Keineswegs iſt aus dieſen Sondervorſchriften, die Ver⸗ 
mutungen nur für die genau beſtimmten Vorausſetzungen 
ſchaffen, zu folgern, daß die Vermutung gelten ſoll, ein ein⸗ 
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getragenes Recht habe bis zu dem Zeitpunkt der Löſchung 
demjenigen, für den es eingetragen iſt, zugeſtanden (ſo auch 
RGRKomm. 8 891 Anm. 6 a. E.). Ebenſowenig läßt ſich aus 
dem Rechtsſatz, der Schuldner, der ſich auf das Erlöſchen einer 
unſtreitig entſtandenen Forderung berufe, müſſe das beweiſen, 
für den vorliegenden Fall etwas folgern. Es greifen hier eben 
die beſonderen Beſtimmungen des AufwG. ein. 

Daß die an ſich grundſätzlich nach dem Geſetz ausreichende 
Zahlung geleiſtet iſt und daß der Kl. die Begleichung ſeines 
Anſpruchs beſcheinigt hat, ſteht hier feſt. In Frage ſteht nur, 
wann dieſe Zahlung geleiſtet iſt und ob deshalb die Aus⸗ 
nahmebeſtimmung des 8 15 AufwG. Platz greift. Ihre be⸗ 
ſonderen Vorausſetzungen muß derjenige nachweiſen, der ſich 
auf fie beruft, alſo hier der Kl. Gummel, der in JurR. 1,2 
(1926) Sp. 592 einen anderen Standpunkt vertritt, beruft ſich 
dafür lediglich darauf, daß nach der herrſchenden Anſicht der 
Aufwertungsanſpruch in der Forderung latent enthalten ſei, 
daß es als Ausnahme anzuſehen ſei, wenn die Aufwertung 
nicht erfolge, und daß daher nach 8 15 AufwG. nur aus⸗ 
nahmsweiſe die Aufwertung ausſcheide, wenn die Zahlung 
bereits vor dem 15. Juni 1922 erfolgt ſei. Ob der allgemeine 
Gedankengang ohne Rückſicht auf die Zeit der Zahlung über⸗ 
haupt anerkannt werden könnte, mag hier dahingeſtellt bleiben. 
Denn jedenfalls kann er auf das AufwG. keine Anwendung 
finden, das, wie oben dargelegt iſt, von einer ganz anderen 
grundſätzlichen Auffaſſung ausgeht. Es kann ſchließlich an der 
Beweislaſt des Kl. auch die vom BG. und von Gummel 
gar nicht in den Kreis ihrer Betrachtung gezogene Be⸗ 
ſtimmung des Art. 3 der DurchfVO. zum Aufio®. v. 29. Nov. 
1925 nichts ändern. Denn die dort aufgeſtellte Vermutung, 
daß nur die von dem Gläubiger angegebenen Zahlungen zu 
den von ihm angegebenen Zeiten angenommen ſind, gilt, wie 
der Wortlaut und der Zuſammenhang ergibt, nur, wenn es 
ſich um die Eintragung der Aufwertung im Grundbuch auf 
den Antrag des Gläubigers handelt, nicht aber im Verfahren 
vor der Aufwertungsſtelle und vor dem Prozeßgericht (fo 
auch Mügel, Das geſamte Aufwertungsrecht, Art. 3 Durchf⸗ 
VO. Anm. 1 a a. E., 5. Aufl. S. 1060; Neukirch, AufwG. 
Durch VO. Art. 3 Anm. Abſ. 1 S. 595, und Quaſſowski, 
Aufwd. DurchfVoO. Art. 3 Anm. Abſ. 2 S. 623). 

(U. v. 25. Juni 1928; 508/27 VI. — Berlin.) [Sch.] 


10. 88 15 Nr. 2, 86 Aufw G.; Art. 118 Abſ. 2 
Durchf Vo. Aufwertung der perſönlichen Forde- 
rung nach deutſchem Rechte, wenn das belaſtete 
Grundſtückinfolge des VV. nicht mehr zu Deutſch— 


Zu 10. Unterliegt die einer Hypothek zugrunde liegende perſön⸗ 
liche Forderung nach deutſchem Recht auch dann der Aufwertung, 
wenn das belaſtete Grundſtück infolge des Verſailler Vertrages nicht 
mehr zum Deutſchen Reich gehört? 

Der 6. ZS. bejaht die Frage in dem vorſtehenden Urt., wie vor 
ihm der 4. 85. in dem Urt. v. 5. März 1928, IV 504/27: JW. 
1928, 12088 und 1805 34. 

In ihrer Begründung ſtimmen die Urteile nicht überein. Das 
Urt. des 4. S. ſtützt ſich weſentlich nur auf den währungsrechtlichen 
Charakter der Aufwertung: 

„Nach § 1 find Anſprüche aufzuwerten, die auf einem 
vor dem 24. Febr. 1924 begründeten Rechtsverhältnis beruhen 
und die Zahlung einer beſtimmten in Mark oder einer 
anderen nicht mehr geltenden inländiſchen Währung aus⸗ 
gedrückten Geldſumme zum Gegenſtand haben. Iſt die ſtrei⸗ 
tige Forderung eine Markforderung in dieſem Sinne, fo iſt 
die Frage ihrer Aufwertung nach deutſchem Necht zu enk⸗ 
ſcheiden, gleichviel, ob der Erfüllungsort im Inland oder im 
Ausland liegt, und es kommt auch nicht darauf an, ob die 
Bekl. die deutſche Reichsangehörigleit verloren haben.“ 

Der währungsrechtliche Charakter der Aufwertung unterliegt zum 
wenigſten ſtarken Zweifeln (fiehe darüber neueſtens z. B. Blumen⸗ 
thal: JW. 1928, 1806). Geht man davon aus, die ſog. Aufwertung 
fei nicht währungsrechtlicher, ſondern ſchuldrechtlicher Natur, ſo be⸗ 
darf es nach dem Grundſatze des zwiſchenſtaatlichen Privatrechts zu⸗ 
nächſt der Prüfung und Bejahung der Anwendbarkeit des deutſchen 
Rechts, ehe auf Grund des 8 1 Aufm®. die Auſwertbarkeit der perſön⸗ 
lichen Forderung, trotzdem das belaſtete Grundſtück nicht mehr zum 
Deutſchen Reich gehört, bejaht werden kann. 

Das vorſtehende Urt. hat den Zweifeln der Rechtslage Rechnung 

etragen. 
nn „Will man die Währung, auf welche die Forderung 
lautet, für die Frage des anzuwendenden Aufwertungsrechts 
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land gehört. Anwendung des AufwG. auf Aus- 
länder. ) 
(u. v. 10. Mai 1928; 483/27 VI. — Berlin.) [Sch. 


Abgedr. ZW. 1928, 17905, 


11. 516 AufwG. Der Treugeber kann den 
Aufwertungsanſpruch auch im eigenen Namen 
verfolgen und dadurch die gegen den formell 
berechtigten Treuhänder laufende Anmeldefriſt 
wahren. ) 


Zutreffend geht das BG. davon aus, daß »ein Auf⸗ 
wertungsanſpruch zugunſten des Kl. nicht beſtehen könne, 
ſondern allenfalls zugunſten der Bank. Wenn es angenommen 
hat, daß dieſer, nach 8 15 AufwG. an ſich begründete, An⸗ 
ſpruch durch die Anmeldung des Kl. gewahrt worden ſei, ſo 
kann ihm kein Rechtsverſtoß zur Laſt gelegt werden. Der Kl., 
der urſprüngliche Gläubiger, hatte die Hypothek nur zu 
treuen Händen an die Bank abgetreten. Die Bank war ver⸗ 
pflichtet, ſie ihm zurückzuübertragen, ſobald ihre durch die Ab⸗ 
tretung geſicherte Forderung erledigt war. Im Verhältnis zur 
Bank war der Kl. der wahre Gläubiger. Ob das Schuld⸗ 
verhältnis zwiſchen der Bank und dem Kl., wie dieſer behauptet 
hat, zur Zeit der Rückzahlung oder auch nur der Anmeldung 
erledigt war, hat das BG. nicht feſtgeſtellt; aber auch wenn 
das nicht der Fall geweſen ſein ſollte, ſo hatte der Kl. doch ein 
rechtliches Intereſſe daran, daß der Aufwertungsanſpruch 
durch rechtzeitige Anmeldung gewahrt wurde. Zwar konnte er 
auf Grund des Treuhandverhältniſſes von der Bank ver⸗ 
langen, daß ſie auch in ſeinem Intereſſe die rechtzeitige An⸗ 
meldung vornahm. Gleichwohl muß dem Kl. auch das Recht 
zuerkannt werden, ſelbſt für die Anmeldung zu ſorgen; denn 
bei der Kürze der Anmeldefriſt wäre ſonſt die Gefahr gegeben 
geweſen, daß der Kl. ſeinen Anſpruch gegen die Bank — falls 
ſie ſich gegen die Erfüllung ihrer Anmeldefriſt geſträubt 
hätte — nicht rechtzeitig durchſetzen konnte. Der Senat hat 
ſchon in dem Urt. v. 28. März 1928 V 388/27 für einen 
gleichliegenden Fall ausgeſprochen, daß das Wort „Gläubiger“ 
im $ 16 AufwG. nicht in dem Sinn gepreßt werden dürfe, daß 
jede Anmeldung unwirkſam ſei, die nicht von dem nach außen 
hin augenblicklich berechtigten Inhaber des Aufwertungs⸗ 
anſpruchs ausgehe, daß vielmehr auch der Treugeber, dem die 
Hypothek noch nicht förmlich wieder zurückübertragen ſei, ein 
berechtigtes Intereſſe an der Anmeldung habe. Der Wirkſam⸗ 
keit der Anmeldung des Kl. tut es aber auch keinen Eintrag, 
daß darin nicht die Bank als die Aufwertungsgläubigerin be⸗ 


nicht allein entſcheidend fein laſſen, fo kommt im vorl. Falle 
hinzu, daß der Erfüllungsort nach vertraglicher Vereinbarung 
in Berlin liegt.“ 

Heurhchowsky hatte in feiner Gloſſe zu dem Urt. des 
4.86. JW. 1928, 1208 6 zur Bejahung der hier in Rede ſtehenden 
Frage der Aufwertbarkeit der perſönlichen Forderung mit Grund auch 
hingewieſen auf 8 15 Satz 2 Nr. 2 Aufwch., wonach der perſönliche 
Schuldner auf rückwirkende Aufwertung inſoweit nicht in Anſpruch 
genommen werden kann, als das belaſtete Grundſtück nicht mehr im 
Inlande liegt, und deshalb die Inanſpruchnahme des Eigentümers 
weſentlich erſchwert iſt, und auf Axt. 118 DurchfVO. v. 29. Nov. 1925, 
wonach ein deutſcher Gerichtsſtand für die Aufwertung der perſön⸗ 
lichen Forderung begründet iſt, wenn das Grundbuch nicht im In⸗ 
lande geführt wird. 

Das vorſtehende Urt. verwertet auch dieſe Gründe für ſeinen 
Standpunkt. RA. Dr. Plum, Köln. 


Zu 11. Der Entſch. iſt durchweg beizutreten. Die Literatur wie 
die Rſpr. ftehen einheitlich auf dem Standpunkt, daß an die Legi⸗ 
timation des Anmeldenden ſtrenge Anforderungen nicht zu ſtellen 
ſind. Wenn materiell gerechtfertigte Beziehungen mehrerer zu der an⸗ 
gemeldeten Hypothek bestehen, iſt jeder für ſich allein zur Anmeldung 
im Intereſſe aller legitimiert. Dies iſt für eine Reihe von Einzel⸗ 
fragen entſchieden, für Pfandrecht, Nießbrauch, eheliches Güterrecht, 
Geſellſchaft, Miterben und auch, wie in der vorliegenden Entſch., für 
Treuhandverhältniſſe. 

Daß die irrige Bezeichnung des Gläubigers ebenſo wie etwaige 
ſonſtige irrige Bezeichnung der Hypothek die Gültigkeit der An⸗ 
meldung nicht beeinträchtigt, entſpricht ebenfalls der allgemeinen Auf⸗ 
faſſung, die die Möglichkeit der Identifizierung der Hypothek als 
genügenden Inhalt der Anmeldung anſieht. 

RA. Dr. Hugo Emmerich, Frankfurt a. M. 


„57. Jahrg. 1928 Heft 45] 
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zeichnet iſt. Auch an den Inhalt der Anmeldung find grund⸗ 
ſätzlich milde Anforderungen zu ſtellen. Wie die Bezeichnung 
des perſönlichen Schuldners auch noch nach dem 1. Jan. 1926 
geändert werden kann, ſo iſt auch gegen die nachträgliche 
Anderung in der Bezeichnung des Gläubigers mindeſtens dann 
kein Bedenken zu erheben, wenn, wie hier, ſchon in der An⸗ 
meldung der Sachverhalt dargelegt iſt und ſo dem Schuldner 
die Beurteilung der Frage, wer als Gläubiger in Betracht 
komme, von Anfang an möglich war. 

Schließlich beſteht aber auch kein rechtliches Bedenken 
dagegen, daß der Kl. im Aufwertungsverfahren und in dem 


ſich daran anſchließenden Rechtsſtreit den Aufwertungsanſpruch 


der Bank im eigenen Namen geltend machte. Die Möglichkeit, 


fremde Rechte auf Grund einer Ermächtigung des Inhabers 
im eigenen Namen gerichtlich geltend zu machen, iſt in der 
Rſpr. des RG. für den Fall anerkannt, daß ein ſchutzwürdiges 
Intereſſe vorliegt. Ein ſolches Rechtsſchutzintereſſe muß im 
gegenwärtigen Fall auch dann anerkannt werden, wenn der 
Sicherungszweck ſchon vor der Klagerhebung beendigt geweſen 
wäre und danach der Kl. den Anſpruch und die rechtliche 
Möglichkeit gehabt hätte, daß der Auſwertungsanſpruch auf 
ihn förmlich übertragen und nunmehr als eigener von ihm 
verfolgt wurde. Daß die Bank den Kl. zur Geltendmachung 


Zu 12 u. 13. Die praktiſch bedeutſame Streitfrage, ob ein nach 
dem Inkrafttreten des AufwG. geſchloſſener Vergleich, worin der 
Gläubiger auf etwaige Rechte aus einer künftigen, das AufwG. 
ändernden Geſetzgebung verzichtet, der Anwendung des 8 17 AufwNov. 
entgegenſtehe, iſt in den beiden vorſtehenden Urteilen verneint. Dem 
iſt m. E. zuzuſtimmen. Wie ich JW. 1928, 698 zu der Streitfrage 
ausgeführt habe, mag es zweifelhaft ſein, ob die Beurteilung, die 
der Vergleich in der Aufwerkungsgeſetzgebung und Rſpr. gefunden hat, 
in allen Teilen befriedigt. Nach dem Gang, den die Rechtsentwicklung 
in dieſer Frage nun einmal genommen hat, iſt aber die Meinung, 
die in einem ſolchen Vergleich kein Hindernis ſieht, 8 17 AufwNov. 
anzuwenden, die billigenswertere. 

Die Bedenken, die in dogmatiſcher und rechtspolitiſcher Hinficht 
gegenüber Bedeutung und Tragweite der Urteile Abraham in 
ſeiner Erläuterung JW. 1928, 2214 geltend macht, halte ich nicht für 
überzeugend. 

Nach dem Vorgange mehrerer OLG. iſt es feſtſtehende Rſpr. 
des RG. geworden, daß ein Verzicht auf etwaige Rechte aus einen 
künftigen Geſetzgebung in Vergleichen aus der Zeit vor dem AufwG. 
der Anwendung des 867 Aufio&. nicht entgegenſteht. Die neuen 
Urteile des RG. haben dieſen Standpunkt in maßgebender Weiſe für 
die Entſcheidung der Streitfrage verwertet. Dem iſt m. E. entgegen 
Abraham unumwunden beizupflichten. Die Bedenken gegen die 
Wirkſamkeit der Verzichte ſind in beiden Fällen im weſentlichen die⸗ 
ſelben. Insbeſ. im Vergleich zu dem, was die AufwNov. dem Gläu⸗ 
biger neu gewährt, dürfte zumindeſt in zahlreichen Fallen das, was 
ein Vergleich auf der Grundlage des Aufwch. gewährt hat, ebenſo⸗ 
wenig eine zu billigende Abfindung ſein, wie das, was vor dem 
Aufwch. vergleichsweiſe zum Ausgleich der entwerteten Mark gezahlt 
worden iſt. 

Die Erwägung Abrahams aus 8 67 Abf. 3 Aufiv®., wonach 

ereinbarungen über die Aufwertung, die nach Erlaß des Aufn. 
getroffen ſind, wirkſam ſind, kann nicht zu feinem Ergebniſſe führen. 
867 Abſ. 3 iſt eben inſoweit durch 8 17 AufwNov. eingeſchränkt. 

Mit zutreffenden Gründen hat das RG. ferner den „aus der 
dem 8 17 AufwNov. entſprechenden Vorſchrift des § 15 des Entw.“ 
abgeleiteten Verſuch, die Wirkſamkeit des Verzichtes zu rechtfertigen, 
zurückgewieſen. Man wird noch hinzufügen dürfen, daß, worauf ich 
SW, 1928, 698 hinwies, mancher Verzicht nur deshalb zuſtande ge» 


Kommen iſt, weil der Verzichtende ſich belehren ließ, an eine Ande⸗ 


rung des Aufw®. ſei keinesfalls zu denken. 

Auch der Gedanke Abrahams, ein Vergleich mit Verzicht auf 
die Rechte aus einer künftigen Geſetzgebung falle deshalb aus dem 
Rahmen des 8 17 heraus, weil ein ſolcher nicht nur den Streit über 
die konkret zu regelnden Punkte, ſondern auch noch die allgemeine 
Ungewißheit über die etwaige künftige geſetzliche Regelung in ihrer 
Geſamtheit, eine Ungewißheit, die den im AufwG. ſchließlich geregelten 
Komplex weit überſchreite, umfaſſe, dürfte, wie ich auch ſchon in 
JW. 1928, 698 andeutete, nicht zutreffen. Haben Parteien ſich über 
beſtimmte Punkte, die durch die AuſwNov. zugunſten des Gläubigers 
neu geregelt ſind, unter Verzicht auf Rechte aus einer künftigen 
Geſetzgebung verglichen, ſo bleiben Gegenſtand des Vergleichs dieſe 
Punkte, mag der Verzichtende auch nicht nur auf das, was etwa 
nach geltendem Rechte, ſondern auch auf das, was ihm etwa nach 
einem zukünftigen Rechte mehr zuſtehen könnte, verzichtet haben. 

Dieſe Anſicht Abrahams hat denn auch, ſoweit ich ſehe, ſonſt 
keinen Beifall gefunden (ſiehe z. B. KG.: JW. 1928, 1403 9). 

Schließlich dürfte auch kein Grund beſtehen, die beiden Ent⸗ 


des formell noch ihr zuſtehenden Anſpruchs ermächtigt hat, iſt 
vom BG. ohne Rechtsverſtoß feſtgeſtellt. Die in der Erklärun 
der Bank zunächſt nur auf das Verfahren vor der Auf 
wertungsſtelle beſchränkte Ermächtigung erſtreckte ſich auch auf 
die Klage vor dem ordentlichen Gericht als die nach dem Gang 
des Aufwertungsverfahrens notwendige Folge. 


(u. v. 16. Juni 1928; 636/97 V. — Frankfurt.) [Sch.] 


12. 817 Aufw Nov. Wann betrifft ein Auf⸗ 
wertungsvergleich lediglich die in Art. II, III der 
Novelle bezeichneten Rechtsverhältniſſe? f) 


(Beſchl. v. 4. Juli 1928; 28/28 VB. — Berlin.) [Sch.] 
Abgedr. JW. 1928, 2214 u. 


13. 817 Aufw Nov. Die in einem Vergleich 
vereinbarte Rechtsbeſtändigkeit auch gegenüber 
Anderungen des Aufwertungsgeſetzes hindert 
die Geltendmachung der durch die Novelle zu⸗ 
gelaſſenen Anſprüche nicht. f) 

(Beſchl. v. 4. Juli 1928; VB 34/28. — München.) 
[Sch.] 
Abgedr. JW. 1928, 2215 19. 


ſcheide des RG. einengend auszulegen. Freilich betrafen die Urteile 
den Tatbeſtand des 815 AufwNob., der höheren Aufwertung der 
perſönlichen Forderung. 

Weshalb der Verzicht in einem Vergleiche über die übrigen, 
durch die AufwNov. neu geregelten Tatbeſtande anders auszulegen 
ſei, iſt nicht zu erſehen. Die Erörterungen Abrahams über einen 
Verzicht bei einem Tatbeſtande des 8 14 AufwNov. betreffen die 
Frage nach der Bedeutung des Wortes „lediglich“ in 817 AufwNov. 
in ſeiner Anwendung auf den Tatbeſtand des 814. Haben hier die 
Parteien über die Aufwertungspflicht gejtritten und ſich ſchließlich 
auf Zahlung eines Betrages verglichen, dann ſcheint es mir zum 
wenigſten gekünſtelt, anzunehmen, der Streit habe zwei Rechtsverhält⸗ 
niſſe betroffen, das Ob und das Wieviel, 814 habe aber nur das 
„Ob“ neu geregelt, und daher müſſe 8 17 kraft ſeines „lediglich“ 
ausſcheiden. Das hieße praktiſch im Falle eines Vergleiches, ſelbſt 
wenn dieſer nicht den Verzicht enthält, den 8 14 im großen und 
ganzen bedeutungslos machen. Wie ich ſchon a. a. O. betonte, wird 
im Zweifel 817 jo ausgelegt werden müſſen, daß die Wohltat der 
Neuerung der AufwNov. dem Gläubiger zuteil wird. Bei der Frage, 
ob ein Vergleich lediglich den Streit oder die Ungewißheit über ein 
in Art. II u. III AufwNov. bezeichnetes Rechtsverhältnis betrifft, darf 
nicht ein zu enger Auslegungsmaßſtab angewendet werden. Das Bay⸗ 
Obs. v. 27. Jan. 1928: Ring 1928, 325 29 ſagt zutreffend: 

„Man wird ... die in Art. II u. III bezeichneten Rechts⸗ 
verhältniſſe nicht zu eng faſſen und 8 17 nicht ſtreng und 
ausſchließlich auf die in Art. II u. III ausdrücklich geregelten 
Fragen beſchränken dürfen. Man wird ... vielmehr davon 
ausgehen müſſen, daß jedes Rechtsverhältnis einen gewiſſen 
Komplex von Fragen und insbeſ. ... umfaßt.“ 

Ebenſo ſagt das BayObLG. v. 4. Febr. 1928: JW. 1928. 1511, 
und zwar in einem den Art. III 8 14 betreffenden Tatbeſtand: 

. .. darf der Ausdruck in 8 17 „die in Art. II u. III 
bezeichneten Rechtsverhältniſſe nicht zu eng gefaßt und nicht 
bloß unmittelbar und ausſchließlich auf die in Art. II u. III 
geregelten Fragen beſchränkt werden; man muß vielmehr 
jeweils davon ausgehen, daß jedes Rechtsverhältnis einen 
ganzen Komplex von Fragen rechtlicher und tatſächlicher Art 
in ſich begreift. Soweit ein Vergleich ſich innerhalb dieſes 
Fragenkomplexes hält, betrifft er immer nur noch dieſes 
Rechtsverhältnis. 

Saft wörtlich ebenſo KG. v. 7. Juni 1928: JW. 1928, 1828: 

„Bei der Frage, ob ein Vergleich lediglich den Streit 
oder die Ungewißheit über ein in Art. II u. III AufwNov. 
bezeichnetes Rechtsverhältnis betrifft, darf nicht ein zu enger 
Auslegungsmaßſtab angewendet werden. Jedes Rechtsverhält⸗ 
nis ſchließt einen ganzen Komplex von Fragen rechtlicher und 
tatſächlicher Natur in ſich ein. Soweit ſich ein Vergleich 
innerhalb dieſes Fragenkomplexes hält, betrifft er lediglich 
dieſes Rechtsverhältnis.“ 

Man wird daher die Bedeutung der vorſtehenden Urteile dahin 
ſkizzieren dürfen: 

Ein Verzicht auf die Rechte aus einer etwaigen künftigen Geſetz⸗ 
gebung in einem nach dem Inkrafttreten des Aufwch. geſchloſſenen 
Vergleiche, ſteht der Anwendung des 8 17 Aufm Nov. nicht entgegen. 
Das iſt für den Tatbeſtand des von § 17 umfaßten 9 15 AufwNov. 
in den Urteilen ausdrücklich entſchieden. Es iſt kein Grund erſichtlich, 
weshalb für die übrigen von § 17 bezogenen Rechtsverhältniſſe etwas 
anderes zu gelten hätte. RA. Dr. Plum, Köln. 
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*** 14. 88 17, 2 Abſ. 1 AufwGG. Keine Aufwertung 
für den Zedenten einer Buchhypothek, wenn 
deren ſchon vor dem 13. Febr. 1924 vorgenommene 
Abtretung erſt nach dieſem Tage eingetragen 
worden iſt. f) 

Nach § 17 AufwG. wird die Hypothek unter den dort 
näher angegebenen Vorausſetzungen auf der Grundlage des 
für ihn maßgebenden Goldmarkbetrags (88 2, 3), unbeſchadet 
der Aufwertung zugunſten des Erwerbers, auch zugunſten des 
Zedenten aufgewertet, ſofern ſich nicht nach dem Schlußſatze 
des § 2 Abſ. 1 die Höhe der Aufwertung zugunſten des Er⸗ 
werbers nach der Zeit des Erwerbes durch den früheren Gläu⸗ 
biger beſtimmt. Nach dem Schlußſatze des 8 2 Abſ. 1 bleibt 
aber ein Erwerb, der nach dem 13. Febr. 1924 ſtattgefunden 
hat, für die Berechnung des Goldmarkbetrags außer Be⸗ 
tracht. Aus dieſer Vorſchrift ergibt ſich, daß, wenn der Er- 
werb der Forderung durch Abtretung nach dieſem Zeitpunkt 
erfolgt iſt, eine Aufwertung zugunſten des Zedenten nicht 
ſtattfindet. Daß der Begriff des Erwerbs i. S. des 8 2 
AufwG. nicht im wirtſchaftlichen Sinne, ſondern im Rechts⸗ 
ſinn aufzufaſſen ift, und daß der Erwerb im Rechtsſinne erſt 
bei Vollendung des letzten Tatbeſtandsmerkmals eintritt, hat 
der erk. Sen. in ſtändiger Rſpr. angenommen. Handelt es 
ſich, wie hier, um eine Buchhypothek, ſo gilt die allgemeine 
Vermutung des § 5 AufwG., nach der die Hypothek an dem 
Tage erworben iſt, an dem fie für den Gläubiger im Grund⸗ 
buch eingetragen worden iſt. Für eine Buchhypothek iſt daher 
nach 8 1154 Abſ. 3 i. Verb. m. 8 873 BGB. der Tag der 
Eintragung der Abtretung als Zeitpunkt des Erwerbs anzu⸗ 
ſehen, und wenn die Einigung über die Abtretung erſt ſpäter 
erfolgt iſt, der Zeitpunkt der Einigung. Daß in den Fällen, 
in denen zwiſchen dem Abtretungsakt und der Eintragung der 
Abtretung eine größere Zeitſpanne liegt, etwas anderes und 
als Erwerb nicht der Erwerb im Rechtssinne, ſondern der Er⸗ 
werb im wirtſchaftlichen Sinne zu gelten habe, trifft nicht zu. 
Für dieſe Meinung iſt aus den Beſchlüſſen des Senats VB 
26/27 und 27/27 in RG. 115, 6ff. und 13 ff. nichts zu ent⸗ 
nehmen. Denn in ihnen iſt zwar angenommen worden, daß, 
wenn die Veräußerung eines Grundſtücks nach dem zu ver⸗ 
mutenden Willen der Parteien nur zu einem Preiſe erfolgen 
ſollte, der dem Geldwerte zur Zeit des Angebots oder des 
Abſchluſſes des Schwarzverkaufs entſpreche, im Verhältnis der 
Parteien zueinander der Berechnung des Goldmarkbetrags 
dieſer Zeitpunkt zugrunde zu legen ſei. Im übrigen aber hat 
der erk. Sen. in ſeinem Beſchl. v. 9. Juli 1927 in RG. 117, 
432 ff. ausgeſprochen, daß die Parteien es nicht in ihrer Macht 
haben, mit Wirkung gegenüber Dritten den Zeitpunkt des 
Rechtserwerbs abweichend von der geſetzlichen Vorſchrift zu 
regeln. Einem mutmaßlichen Willen der Parteien kann daher 


Zu 14. Das RG. erkennt an, daß ſich aus der von ihm ver⸗ 
tretenen Anſicht im Einzelfalle Härten ergeben können. Man muß 
m. E. weiter gehen und ſagen, daß es widerſinnig iſt, wenn in Fällen, 
in denen die Einigung der Parteien über die Abtretung vor dem 
13. Febr. 1924, die Vollendung des Rechtserwerbs aber ſpäter erfolgt 
iſt, der Zeſſionar, der ein Papiermarkrecht erworben und, jedenfalls 
in der weitaus überwiegenden Zahl der Fälle, ein geringfügiges Ab- 
tretungsentgelt gezahlt hat, den vollen nach dem Zeitpunkt des Er⸗ 
werbs des Zedenten zu berechnenden Aufwertungsbetrag erhält, wäh⸗ 
rend der Zedent leer ausgeht. Man entgeht diefer Folge, wenn man 


nach der von mir in Anm. 4 zu 82 vertretenen Auffaſſung in Fällen, 


in denen ſich der Erwerbsakt aus mehreren Tatbeſtandsmerkmalen 
(Einigung und Eintragung oder Übergabe des Briefs) zuſammenſetzt, 
für die Anwendung des 82 nicht die Vollendung des Erwerbs, 
ſondern denjenigen Zeitpunkt zugrunde legt, in welchem der für die 
Willensrichtung der Parteien entſcheidende Teil des Tatbeſtandes des 
Erwerbs, d. h. die Einigung, fällt. Gegenüber dieſer meiner Auffaſſung 
wird immer wieder, fo auch in der jetzigen Entſch. des RG., geltend 
gemacht, daß es für 8 2 nicht auf den Erwerb im wirtſchaftlichen 
Sinne, ſondern auf den Erwerb im Rechtsſinne ankommt. Dies iſt 
auch nach meiner Anſicht zutreffend. Die Frage iſt aber die, ob in 
Fallen, in denen der Erwerb ſich in einem Zeitraume vollzieht, weil 
die zum Erwerb gehörigen Tatbeſtandsmerkmale in verſchiedene Zeiten 
fallen, der Zeitpunkt der Vollendung des Erwerbs oder ein anderer 
in den Erwerbszeitraum fallender Zeitpunkt entſcheidend iſt. Gerade 
die Beſtimmung des $2 Abſ. 1 Satz 4 iſt es geweſen, die mich zu 
der Meinung geführt hat, daß das Geſetz, wenn unterſtellt wird, daß 
es eine ſachgemäße Regelung gewollt habe, in meinem Sinne aus⸗ 
zulegen iſt. Ich habe bei der Auslegung des Auf. ſtets in den 
Vordergrund geſtellt, daß im Wege der Auslegung des in ſeiner 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


in Fällen der vorliegenden Art im Verhältnis zu dem Eigen⸗ 
tümer keine Bedeutung beigemeſſen werden. Tatſächlich kommt 
aber die Anſicht des BayObsG., das zwar ausſpricht, im 
Verhältnis des Zedenten zum Eigentümer ſei als Erwerb der 
Erwerb im Rechtsſinne zu verſtehen, das aber bei zeitlichem 
Auseinanderfallen der Zahlung des Abtretungsentgelts und 
der Eintragung der Abtretung im Grundbuch dem Zedenten 
das Recht auf Eintragung eines Teils ſeiner Hypothek zu⸗ 
billigt, darauf hinaus, daß im Verhältnis des Zedenten und 
des Zeſſionars zum Eigentümer in Fällen der vorliegenden 
Art nicht der Erwerb im Rechtsſinne, ſondern im wirtſchaft⸗ 
lichen Sinne maßgebend ſein ſoll. Das iſt aber gegenüber dem 
klaren, die Annahme einer Geſetzeslücke ausſchließenden Wort⸗ 
laute des Geſetzes (§ 17 i. Verb. m. § 2 Abſ. 1 Satz 4), das 
einen nach dem 13. Febr. 1924 ſtattgehabten Erwerb für die 
Berechnung des Goldmarkwertes außer Betracht läßt, in 
dieſem Falle den geſamten Aufwertungsbetrag dem Zeſſionar 
zuweiſt und mit dem Begriff des Erwerbes ein nach außen 
erkennbares Unterſcheidungsmerkmal aufſtellt, nicht anzu⸗ 
erkennen. 


Danach iſt aber eine Aufwertung zugunſten des Zedenten 
bei einer Buchhypothek in allen Fällen ausgeſchloſſen, in 
denen die Eintragung der Abtretung der Hypothek im Grund⸗ 
buch — oder bei einer erſt ſpäter erfolgten Einigung dieſe — 
nach dem 13. Febr. 1924 erfolgt iſt. Gleiches muß aber auch 
für die unechte Abtretung hinſichtlich des dinglichen Anſpruchs 
gelten. Daß ſich aus dieſer Rechtslage im Einzelfalle Härten 
für den Zedenten ergeben können, iſt anzuerkennen. Dieſe 
können jedoch dadurch beſeitigt werden, daß der Zedent gegen 
den Zeſſionar einen ſchuldrechtlichen Ausgleichsanſpruch er⸗ 
hebt, der auf die Vorſchrift des 8 242 BGB. in Verbindung 
mit der Eigenart der hier in Rede ſtehenden Fälle gegründet 
werden kann, bei denen es nicht zutrifft, daß die Aufwertung 
der III. Steuer NotVO. ſchon im Erwerbspreiſe berückſichtigt 
iſt. Dabei wird die Abgrenzung der Fälle dem verſtändigen 
Ermeſſen der ordentlichen Gerichte überlaſſen werden können, 
die für den Regelfall, falls nicht die auch hier gebotene 
Berückſichtigung aller Umſtände des einzelnen Falles eine ab⸗ 
weichende Beurteilung erheiſcht, den Ausgleich dahin zu ge⸗ 
währen haben werden, daß der Zeſſionar den Zedenten ſo zu 
ſtellen hat, als wenn die Eintragung der Abtretung bereits 
vor dem 13. Febr. 1924 im Zeitpunkte der Annahme des Ab⸗ 
tretungsentgelts durch den Zedenten erfolgt wäre. Inwieweit 
etwa für die unechte Zeſſion bezüglich des Ausgleichsanſpruchs 
beſondere Geſichtspunkte in Betracht kommen können, iſt hier 
nicht zu erörtern. 


(Beſchl. v. 22. Juni 1928; VB 23/28. — Venn 
— ). 


Faſſung mangelhaften Geſetzes ein ſachlich befriedigendes Ergebnis ger 
ſucht werden muß. Die Rſpr. iſt vielfach meinen Anregungen gefolgt. 
Leider hat aber meine Auslegung des 8 2 nur vereinzelt Anklang 
gefunden. Lehnt man meine Auffaſſung ab, wie dies das RG. in 
der vorl. Entf. tut, fo wird man dahin gedrängt, mit dem RG. 
eine Abhilfe für die durch das Geſetz vermeintlich geſchaffenen Miß⸗ 
ſtände durch Gewährung obligatoriſcher Ausgleichsanſprüche zu ſuchen, 
obwohl es ſchwierig iſt, derartige Anſprüche aus dem Geſetzesrechte 
herzuleiten. § 242 BGB. reicht hierzu nicht aus, wenn man in ihm 
nicht eine allgemeine Ermächtigung des Richters zur Entſcheidung nach 
Billigkeit ſieht. Dies ſcheint auch das RG. zu fühlen, indem es neben 
8242 auf die Eigenart des hier in Rede ſtehenden Falles verweiſt. 
Ahnliche Ausgleichsanſprüche werden angenommen in dem Verhältnis 
zwiſchen Veräußerer und Erwerber, wenn die beim Vertragsſchluß 
vorausgeſetzte Rechtslage durch die Beſtimmungen des Aufw®. eine 
Veränderung erfahren hat. Hier läßt ſich für die Annahme ſolcher 
Ausgleichsanſprüche geltend machen, daß bei der Beratung des Ge⸗ 
ſetzes der Rſpr. die Aufgabe zugewieſen worden iſt, eine Löſung der 
durch das Geſetz geſchaffenen Schwierigkeiten zu ſuchen. Man kann 
ferner darauf hinweiſen, daß dieſe Ermächtigung des Richters ſich 
nicht nur aus den ſog. Geſetzesmaterialien ergibt, daß vielmehr durch 
die Vorſchriften des Geſetzes eine Lücke entſtanden iſt, die durch den 
Richter ausgefüllt werden muß, da der Geſetzgeber die Regelung der 
ſich aus der Neuordnung des Aufwertungsrechts aufdrängenden Fragen 
über das gegenſeitige Verhältnis von Veräußerer und Erwerber unter- 
laſſen hat. Auch im vorl. Falle kann man m. E. die richterliche 
Schaffung eines Ausgleichsanſpruchs nur damit rechtfertigen, daß das 
Geſetz eine, Ausfüllung heiſchende Lücke geſchaffen hat. Da liegt es 
aber doch näher, zu prüfen, ob nicht durch eine andere Auslegung 
des Geſetzes die Notwendigkeit vermieden werden kann, eine ſtill⸗ 
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15. 820 Ab ſ. 2 Aufw G.; Art. 59 Ab ſ. 2 Durchf⸗ 
VO. z. Auf w G. 

1. Die Aufwertung, deren Erträgniſſe einer 
Teilungsmaſſe zufließen, hat lediglich die Hy⸗ 
pothekenbank anzumelden, nicht der Treu⸗ 
händer. 

2. Der Begriff „Gleichzeitigkeit“ in 8 20 A b ſ. 2 
Aufw G. iſt wörtlich, alſo nur i. S. eines zeitlichen 

uſammenhanges, auszulegen; wechſelſeitige 
Bedingtheit erfüllt den Begriff nicht. f) 

1. Das BG. hat den Einwand, die Anmeldung habe 
durch den Treuhänder der Kl., nicht durch dieſe ſelbſt erfolgen 
müffen, abgelehnt. Der Treuhänder werde bei jeder Hypo⸗ 
thekenbank durch die Auſſichtsbehörde beſtellt. Er ſei nach 
herrſchender Lehre eine Zweckperſon, aber weder Vertreter 
der Hypothekenbank noch Inhaber der von der Hypotheken⸗ 
bank ausgegebenen Pfandbriefe und folle die Intereſſen der 
Pfandbriefgläubiger ſchützen. Die Pfandbriefe des modernen 
Rechts ſeien keine Hypothekentitel, gewährten den Inhabern 
der Pfandbriefe weder ein Generalpfandrecht an den ſämt⸗ 
lichen Hypothekenforderungen noch ein Spezialpfand an den 
Hypothekenforderungen der Kreditanſtalt, wie es bei den alten 
und neuen preußiſchen Landſchaften der Fall ſei, ſondern ge⸗ 
währten den Pfandbriefgläubigern nur für den Fall des Kon⸗ 
kurſes ein Vorzugsrecht auf vorzugsweiſe Befriedigung aus 
der aus Hypothekenforderungen beſtehenden Deckungsmaſſe 
der Hypothekenbank. Sie ſtänden in keinen rechtlichen Be⸗ 
ziehungen zu dem Hypothekenſchuldner, Gläubiger der Hypo⸗ 
thekenforderung fei und bleibe die Hypothekenbank. Zum 
Schutze der Pfandbriefgläubiger ſei durch die Einräumung 
des Mitverſchluſſes der Hypothekenurkunden dem Treuhänder 
nur eine tatſächliche, aber keine rechtliche Verfügungsgewalt 
über die Hypotheken eingeräumt. Deshalb ſei nur die Hypo⸗ 
thekenbank, nicht der Treuhänder zur Anmeldung des Auf⸗ 
wertungsanſpruchs bei der Aufwertungsſtelle berechtigt. 

Dieſen Ausführungen, die einen Rechtsirrtum nicht er⸗ 
kennen laſſen, iſt noch folgendes hinzuzufügen: Durch Art. 59 
Abſ. 2 DurchfVo. find für die Dauer des Verteilungsver⸗ 
fahrens die dem Treuhänder in 88 30 und 31 HypPankG. 
eingeräumten Befugniſſe, insbeſ. das erwähnte, ihm durch 
831 Abſ. 1 Hyp Bank. übertragene Mitverwahrungsrecht an 
den Hypothekenbriefen ausdrücklich außer Kraft geſetzt, und 
es iſt ihm lediglich die Befugnis zur Einſicht in die Bücher 
und Schriften der Bank und das Recht auf Auskunftsertei⸗ 
lung im Rahmen des 8 32 Abſ. 1 und 2 HypBanf®. be- 
laſſen worden. Zum Erſatz für dieſe und die übrigen in Abſ. 2 
des Art. 59 erwähnten, für die Dauer des Verteilungsverfah⸗ 
rens außer Anwendung geſetzten Beſtimmungen des Hyp⸗ 
Bank. iſt in Art. 59 Durchf VO. angeordnet, daß die 
Teilungsmaſſe, in die nach 8 48 Aufw®. und Art, 58 Durchf⸗ 
VO. die Erträge aus den aufgewerteten Hypotheken fließen, 
von der Hypothekenbank geſondert von ihrem ſonſti⸗ 
gen Vermögen zu verwalten iſt. Danach ſteht die Ver⸗ 
waltung der im Vermögen der Hypothekenbank verbleiben⸗ 
den und lediglich von ihrem übrigen Vermögen zu ſon⸗ 
dernden Teilungsmaſſe lediglich der Hypothekenbank, nicht 
dem Treuhänder zu, und nur die Bank und nicht der 
Treuhänder iſt zur Geltendmachung von Anſprüchen für die 

eilungsmaſſe berechtigt (ſo auch Mügel, 5. Aufl. Anm. 1 
zu Art. 59 Durchf VO. S. 1143; Quaſſowski, 5. Aufl. 
J und II zu Art. 60 DurchfVoO. S. 715, 716; Schlegel⸗ 
berger⸗Harmening, Anm. 1 zu Art. 58 DurchfBO. 
S. 605). Daraus ergibt ſich aber weiter, daß Anſprüche auf 
Aufwertung von Hypotheken, deren Erträge in die Teilungs⸗ 


ſchweigende Ermächtigung des Richters, an Stelle des Geſetzgebers 
tätig zu werden, anzunehmen. 
Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


Zu 15. 1. Die ausſchließliche Legitimation der Hypothekenbank 
zur Geltendmachung der Aufwertungsanſprüche ſteht außer Zweifel. 
e Ausführungen der Entſch. hierzu iſt in allen Punkten beizu⸗ 

eten. 

2. Die enge ſich an den Wortlaut haltende Auslegung des 8 20 
Abſ. 2 Aufwch., daß die Löſchungsbewilligung zeitlich ſpäteſtens bei 
Einreichung des Eintragungsantrages oder bet der nachfolgenden 
Einigung gemäß 8892 Abſ. 2 VOL. erteilt fein mühe, entſpricht 
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maſſe einer Hypothekenbank fließen, lediglich von der Hypo⸗ 
thekenbank und nicht von ihrem Treuhänder anzumelden ſind. 

2. Mit Recht hat ferner das BG. angenommen, daß die 
Hypothek durch gutgläubigen Erwerb des Grundſtücksergen⸗ 
tums nicht erloſchen iſt. Die Anwendung des Abf. 1 des 820 
AufwG. hat es zutreffend mit der Begründung ausgeſchloſſen, 
daß die Hypothek z. Z. des Eigentumserwerbs durch die 
Genannten im Grundbuch noch eingetragen war. Aber auch 
den gutgläubigen Erwerb nach Abſ. 2 des 820 AufmG®. hat 
es ohne Rechtsirrtum verneint. Dazu hat es ausgeführt: 
Dieſe Beſtimmung ſetze voraus, daß ſpäteſtens im Zeitpunkte 
des Umſchreibungsantrages bzw. der Auflaſſung die 
Löſchungsunterlagen vorlägen. Daß ſei aber hier nicht der 
Fall. Der Umſchreibungsantrag der Bekl. zu 1 und der 
Frau K. ſei am 4. Sept. 1923 geſtellt worden und die Auf⸗ 
laſſung vorher erfolgt. Die Löſchungsbewilligung ſtamme 
jedoch erſt vom 7. Sept. 1923. Ob die Genannten das 
Grundſtück in dem Glauben und mit Rückſicht darauf er⸗ 
worben hätten, daß die Hypothek als abgelöſt gelte, ſei un⸗ 
erheblich, da die objektiven Vorausſetzungen des 8 20 Aufw®. 
nicht gegeben ſeien. Unerheblich ſei aber auch, daß die 
Löſchungsunterlagen z. Z. der Eintragung der Genannten 
erteilt geweſen ſeien. Dem in dem Urt. des 14. ZS. vom 
9. Nov. 1926 (14 U 7761/26 in JW. 1927, 1027) vertretenen 
gegenteiligen Standpunkt iſt das BG. in längeren Rechts⸗ 
ausführungen entgegengetreten. 

Die Rev. macht demgegenüber folgendes geltend. Da die 
Löſchungsunterlagen z. Z. der Eintragung am 2. Okt. 1923 
bereits vorgelegen hätten, ſei den Erwerbern der Schutz des 
guten Glaubens gemäß § 20 Abi. 2 AufwG. zuzubilligen. 
Selbſt wenn man aber mit dem BG. davon ausgehen wollte, 
daß ſpäteſtens mit dem Vorliegen des Umſchreibungsantrags 
auch die Löſchungsunterlagen hätten vorhanden ſein müſſen, 
ſo ſei ſeine Entſch. nicht haltbar. Nach dem von ihm feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalt hätten Grundſtücksverkäufe, Auflaſſung, 
Eintragungsantrag einerſeits ſowie Rückzahlung des Hypo⸗ 
thekenkapitals und Erteilung der Löſchungsbewilligung an⸗ 
dererſeits in engem Abhängigkeitsverhältnis voneinander ge⸗ 
ſtanden. Es ſei davon auszugehen, daß die Kl. — wie unter 
Beweis geſtellt worden ſei — am 29. Aug. 1923 mit dem 
Bekl. zu 3 vereinbart habe, mit der Zahlung von 
126610000 Papiermark am 30. Aug. 1923 mittags 1 Uhr 
ſolle die Hypothek als abgelöſt gelten. Dieſe Zahlung ſei ge⸗ 
leiſtet worden. In Erfüllung dieſer Vereinbarung habe dann 
die Kl. die Löſchungsbewilligung erteilt und alsdann ſei der 
Umſchreibungsantrag geſtellt worden. Das habe natürlich 
einige Tage in Anſpruch genommen. Der Umſchreibungs⸗ 
antrag ſei am 4. Sept. 1923 eingegangen und die Löſchungs⸗ 
bewilligung ſei am 7. Sept. 1923 erteilt worden. Trotzdem 
handle es ſich um einen einheitlichen Vorgang. Das Er⸗ 
fordernis der Gleichzeitigkeit i. S. des 820 Abſ. 2 AufwG. 
ſei damit gegeben. Es könne keinem Zweifel unterliegen, daß 
das Wort „gleichzeitig“ in § 20 Abſ. 2 AufwG. nicht im 
ſtreng wörtlichen Sinne auszulegen jet. Auch hier mußten 
die Grundſätze von Treu und Glauben ſowie die vernünftige 
und billige Auffaſſung des Verkehrs den Ausſchlag geben. 

Dieſe Angriffe ſind nicht begründet. Das von dem BG. 
angeführte Urt. des 14. 3S. des KG. hat dem erk. Senat 
bereits zur Nachprüfung vorgelegen. Sein Standpunkt iſt 
in dem Urt. v. 28. Mai 1927, V 532/26 (RG. 116, 345 ff.)) 
mißbilligt worden. In dieſer Entſch,, an der der erk. Sen. 
in ſtändiger Rſpr. feſtgehalten hat (J. B. V 401/21, Urt. v. 
21. März 1928; V 282/27, Urt. v. 1. Febr. 1928) und auf 
die verwieſen wird, iſt mit eingehender Begründung dar⸗ 
gelegt, daß die Vorſchrift des 8 20 Abſ. 2 AufwG. im Falle 


der ſtändigen Rſpr. des RO. Sie wird dem Wortlaut des Geſetzes 
wie auch der Tatſache gerecht, daß es ſich hier um eine die Rechte 
des Gläubigers einſchränkende Ausnahmevorſchrift handelt. Für die 
Praxis iſt es von Bedeutung, daß dem Erwerber trotz der ſpäteren 
Erteilung der Löſchungsbewilligung die Vorſchriften über den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs zuſtatten gekommen wären, wenn im 
Grundbuch zunächſt die Hypothek gelöſcht und dann erſt die Eigen⸗ 
tumsänderung eingetragen worden wäre; vgl. hierzu das auch in der 
Entſch. erwähnte Urt. v. 28. Mai 1927 (V 532/26) RG. 116, 345 
— JW. 1927, 1827 und die Anm. von Boeſebeck daf. S. 210% 
RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
1) JW. 1927, 1827. 
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des Eigentumswechſels dem Wortlaute folgend eng, und 
zwar dahin auszulegen iſt, daß die Löſchungsbewilligung 
den Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs nur 
dann rechtfertigt, wenn ſie ſpäteſtens z. Z. des Ein⸗ 
tragungsantrags oder der nachfolgenden Einigung gemäß 
8 892 Abſ. 2 BGB. erteilt war. Danach hat aber das BG. 
mit Recht den Schutz des guten Glaubens gemäß 8 20 Abſ. 2 
Auf. verſagt. Denn die am 7. Sept. 1923 ausgeſtellte, 
am 8. Sept. 1923 beglaubigte und beim GBA. erſt am 
2. Febr. 1925 eingegangene Löſchungsbewilligung der Kl., 
kann dem Eigentümer oder ſeinem Vertreter nicht vor dem 
8. Sept. 1923 zum Beſitz übergeben, „erteilt“ (RG. 116, 
346 unten) worden ſein. Demgegenüber iſt es aber rechtlich 
ohne Belang, ob etwa die Kl. mit dem Bekl. zu 3 am 
29. Aug. 1923 vereinbart hat, es ſolle mit der Zahlung von 
126610000 Papiermark mittags 1 Uhr die Hypothek als 
abgelöſt gelten. Auch der eine abweichende Beurteilung 
rechtfertigende Fall (RG. 116, 351, 356), daß die Löſchung 
der Hypothek vor der Eintragung der Bekl. als Eigentümer 
erfolgt iſt, liegt nicht vor. Denn die Löſchung der Hypothek 
iſt erſt am 17. April 1925, alſo lange Zeit nach der am 
2. Okt. 1923 erfolgten Eintragung der Genannten als Grund⸗ 
ſtückseigentümer vorgenommen worden. 
(U. v. 23. Juni 1928; 509/27 V. — Berlin.) [Sch.] 

Zu 16. 1. Bei der Entſch. handelte es ſich, wie aus dem nicht⸗ 
abgedruckten Teil der Entſcheidungsgründe hervorgeht, um die Über⸗ 
tragung eines Grundſtücks von einer GmbH. (Einmanngeſellſchaft) 
auf den alleinigen Geſellſchafter. Die Frage, ob in derartigen Fällen 
wirtſchaftlicher Perſonengleichheit der Schutz des guten Glaubens ge⸗ 
mäß 8 892 BGB. überhaupt eingreift, läßt das NG. dahingeſtellt. 
Es führt ſtatt deſſen aus, daß die Übertragung von der GmbH. auf 
den alleinigen Geſellſchafter gemäß 8 22 Abſ. 3 Aufv®. anfechtbar 
ſei. Dieſe Methodik der Urteilsbegründung iſt inſofern ungewöhnlich, 
als es nähergelegen hätte, zunächſt die von keiner tatſächlichen Vor⸗ 
frage abhängige reine Rechtsfrage des gutgläubigen Erwerbs zu 
prüfen, und erſt, wenn nicht ſchan dieſe Prüfung zu einer Entſch. 
i. S. der Klage führte, auf die von einer Reihe von tatſächlichen 
Umſtänden abhängige Frage der Anfechtungsmöglichkeit einzugehen. 
Dies lag um fo mehr nahe, als ſich der erk. Gen. bereits früher 
dahin ausgeſprochen hatte, daß es im Auſwertungsrecht bei wirtſchaft⸗ 
licher Perſonengleichheit von Veräußerer und Erwerber keinen guten 
Glauben gebe, und zwar nicht nur in der Entſch. v. 15. Juni 1927, 
RG. 117, 265 ff. = SW. 1927, 2623 für Übertragungen zwiſchen 
Geſamthandsgemeinſchaft und Geſamthänder, ſondern auch in der 
Entſch. v. 26. Nov. 1927: JW. 1928, 620 ff. für Übertragungen 
zwiſchen juriſtiſchen Perſonen und ihren Geſellſchaftern. (Anm. von 
Lion⸗Levi: JW. 1928, 1555.) In der letzteren Entſch. war das 
RG. ſogar ſchon über das, was es im vorl. Fall auszuſprechen 
brauchte, inſofern hinausgegangen, als es auch eine etwaige Ver⸗ 
ſchiebung in der Größe der Anteilsrechte für bedeutungslos erklärt 
hatte. Außer den angegebenen Entſch. des RG. haben ſich gegen den 
Schutz des guten Glaubens in derartigen Fällen ausgeſprochen: KG. 
v. 20. Jan. 1927: JurR. 1927 Nr. 624 = Aufwgfſpr. 1927, 
4. Sonderh. S. 37; v. 20. Jan. 1927: JW. 1927, 1431 mit Anm. 
von Fritz Bing; v. 17. Febr. 1927: Such. 1927 Nr. 1220 = 
Aumftipr. 1927 S. 367; v. 31. März 1927: Zur. 1927 Nr. 1141; 
v. 3. Nov. 1927: Zur. 1928 Nr. 47; v. 29. März 1928: JurR. 
1928 Nr. 1144; BayObecg. v. 18. Dez. 1926: AufwRſpr. 1927 
S. 137; v. 25. Juni 1927: Aufwqgſpr. 1927 S. 661; v. 3. Okt. 
8. 069 * 1928 Nr. 424; OLG. Karlsruhe: AufwRſpr. 1927 

2. Daß die Anfechtung gemäß 8 22 lediglich die Abſicht des 
Veräußerers zur Vereitelung der Aufwertung und die Kenntnis des 
Erwerbers hiervon, nicht auch die Kenntnis der Unrichtigkeit des 
Grundbuchs vorausſetzt, iſt m. W. unbeſtritten und kann auch kaum 
in Zweifel gezogen werden, da die Beſtimmung andernfalls ihren 
Zweck verfehlt hätte (ebenſo OLG. Köln: Aufwotſpr. 2, 63). 

3. Das Urt. bemerkt, ſoweit die Rev. die Feſtſtellung einer 
gegen die Aufwertungsanſprüche gerade der Kl. gerichteten Abſicht 
vermiſſe, irre ſie zunächſt darin, daß das Anfechtungsrecht der KO. 
und des RAN. die Abſicht der Benachteiligung eines beſtimmten 
Gläubigers erfordere. Es weicht dann aber einer Klärung dieſer 
Frage aus, indem es anſchließend ausführt, daß man im vorl. Fall 
bei der Veräußerung des Grundſtücks ſämtliche Aufwertungsanſprüche 
und darunter auch den des Kl. habe vereiteln wollen. Hier ſcheint 
mir der Hinweis auf die KO. und das AnfG. mindeſtens miß⸗ 
verſtändlich zu fein. Im Gegenſatz zu der KO. und dem Anf®. ge⸗ 
nügt für 8 22 Abſ. 3 Aufto g. die allgemeine Abſicht der Benach⸗ 
teiligung irgendeines Gläubigers nicht, ſondern die Benachteiligungs⸗ 
abſicht muß ſich, wie der Wortlaut ergibt, auf die Eintragung des 
aufgewerteten Rechts an der bisherigen Rangſtelle beziehen (Mügel, 
Anm. 3 zu 8 22 Wufwb. und die dort zitierte Entſch. des OLG. 
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16. 822 Abſ. 3 AufwG. Die Anfechtung der 
im 1. Halbjahr 1925 erfolgten Veräußerung des 
mit der aufzuwertenden Hypothek belaſtet ge⸗ 
weſenen Grundſtücks ſetzt lediglich die Abſicht 
des Veräußerers zur Vereitelung der Aufwer⸗ 
tung und die Kenntnis des Erwerbers hiervon 
zur Zeit der Umſchreibung voraus, nicht au 
die Kenntnis der Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buch s. f) 

(U. v. 7. Dez. 1927; 89/27 V. — Berlin.) Sch.] 
Abgedr. JW. 1928, 482 14. 


6 25 88 22 Abſ. 2, 17, 67 AufwG.; 8 892 Abſ. 2 


1. Die vor dem 1. Juli 1925 erfolgte Umſchrei⸗ 
bung auf den Zeſſionar geſtattet dem vor dem 
1. Juli 1925 eingetragenen Gläubiger der Gold⸗ 
markhypothek die Berufung auf die Löſchung 
der abgetretenen Hypothek nur dann, wenn der 
Zeſſionar die Löſchungsunterlagen ebenfalls 
vor dem 1. Juli 1925 erteilt hat. 

2. An der Rechtſprechung, wonach der vor dem 
1. Juli 1925 geſchloſſene Vergleich zwiſchen dem 
Eigentümer und dem Zeſſionar dem auf Rück⸗ 
wirkung geſtützten Aufwertungsanſpruch des 
Zedenten entgegenſteht, wird feſtgehalten. ) 

(U. v. 26. Nov. 1927; 6/27 V. — Berlin.) Sch.] 


Abgedr. JW. 1928, 17125. 


Kiel). Fraglich könnte m. E. nur ſein, ob ſich die Benachteiligungs⸗ 
abſicht gerade auf das ſtreitige Auſwertungsrecht oder auf irgendein 
anderes Aufwertungsrecht beziehen kann. Auch hier ſcheint mir der 
Wortlaut dafür zu ſprechen, daß ſich die Benachteiligungsabſicht 
gerade auf das ſtreitige Aufwertungsrecht beziehen muß, was ſich 
insbeſ. aus dem auf eine beſtimmte Hypothek hinweiſenden Ausdruck 
„an der bisherigen Rangſtelle“ ergibt. 

4. Dafür, daß entgegen Weigert: JW. 1927, 1814 eine 
nach dem 1. Jan. 1926 erfolgte Genehmigung der Schuldüber⸗ 
nahme zuläſſig und wirkſam iſt, haben ſich eine Reihe von Entſch. 
ausgeſprochen, und zwar außer den bereits bei Weigert zitierten 
RG. v. 9. Febr. 1928: AufwRſpr. 1928, 329; v. 2. Mai 1928: 
Aufwgſpr. 1928, 468 und 24. März 1928: AufwKart. 8 16 


Karte Nr. 38. 
RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


Zu 17. Die Entf. ſtellt die praktiſche Nutzanwendung von 
Rechtsgrundſätzen dar, die das NG. früher bereits ausgeſprochen hat. 

1. Im Gegenſatz zu der früher herrſchenden Auffaſſung hat das 
NO. bekanntlich erſtmalig in der Entf. v. 9. Mai 1927 (JW. 1927, 
1626 ff.) ausgeſprochen, daß es bei nicht gelöſchten Aufwertungs⸗ 
hypotheken gegenüber der rückwirkenden Aufwertung des Zedenken 
einen gutgläubigen Erwerb nicht gibt. Dieſen Standpunkt hat das 
RS. trotz der dagegen erhobenen Angriffe in fpäteren Urt. aufrecht 
erhalten. Von dieſem Standpunkt geht auch die vorliegende Ent⸗ 
ſcheidung aus. 

2. Daraus ergab ſich im vorliegenden Fall, daß die Gläu⸗ 
bigerin der Hypothek von 30000 GM. nur dann gutgläubig den 
Rang vor der Zedentenaufwertung hätte erwerben können, wenn vor 
dem in § 22 Abſ. 2 Aufwch. beſtimmten Stichtag, d. h. vor dem 
1. Juli 1925, entweder die Hypothek gelöſcht (8 20 Abſ. 1 AufwG.) 
oder eine dem 8 29 GBO. entſprechende Löſchungsbewilligung oder 
löſchungsfähige Quittung erteilt worden wäre (8 20 Abf. 2 Aufwch.). 
Da vorliegend die Löſchungsbewilligung früheſtens am 1. Juli 1925, 
alſo erſt nach Inkrafttreten der Grundbuchſperre des 822 Abſ. 2 
erteilt wurde, liegen die Vorausſetzungen für einen gutgläubigen Er⸗ 
werb gemäß 88 20, 22 AufwG. in Verbindung mit 8892 BGB. 
nicht vor. 

8. Dem Urt. iſt auch beizupflichten, wenn es den Umſtand für 
unerheblich hält, daß die Gläubigerin der neubeſtellten Hypothek 
mit der Gläubigerin der abgetretenen Aufwertungshypothek identisch 
war und infolgedeſſen bis zum Inkrafttreten des Aufwch. jederzeit 
die Löſchung der Aufwertungshypothek in die Wege leiten Ronnte. 
Bei den ſachenrechtlichen Vorſchriften über den gutgläubigen Erwerb 
handelt es ſich um ſtrenges Recht, das einer freien Auslegung nicht 
zugänglich iſt. Soweit die Tendenz im Aufwertungsrecht dahin geht, 
den Begriff des guten Glaubens abweichend von den allgemeinen 
bürgerlichrechtlichen Grundſätzen nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
auszulegen, handelt es ſich immer nur um die Einſchränkung des 
guten Glaubens, nicht aber um eine Erweiterung der Vorſchriften 
über den gutgläubigen Erwerb. So nimmt die Aufwotſpr. an, daß 
es einen gutgläubigen Erwerb bei juriſtiſcher Verſchiedenheit und wirt⸗ 
ſchaftlicher Perſonengleichheit zwiſchen Veräußerer und Erwerber 


57. Jahrg. 1928 Heft 45] 


18. 88 47, 49 Aufw®. Aufwertungspflicht be⸗ 

ſteht nur beim Umtauſch von Schuldverſchrei⸗ 
ungen in andere gleichartige Schuldver⸗ 
ſchreibungen desſelben Unternehmens, nicht 
aber wenn Aktien eingetauſcht wurden. 

Der Vorbehalt bei Annahme der Leiſtung 
braucht zeitlich nicht immer mit der Annahme 
zuſammenzufallen; entſcheidend find die Um⸗ 
ſtände des Einzelfalles. f) 

(u. v. 10. Mai 1928; 758/27 IV. — Frankfurt.) (Ka. 


Abgedr. ZW. 1928, 1794 u. 


19. 88 59 ff. Auf w G.; Art. 95ff., 103, 110 Durchf⸗ 
BD. Das grundſätzlich dem der Verſicherungs⸗ 
unternehmung beſtellten Treuhänder zuſtehende 
Prozeßführungsrecht kann mit deſſen Zuſtim⸗ 
mung von der Verſicherungsunternehmung ſelbſt 
ausgeübt werden. In der bloßen Mitanmeldung 
der Hypothek zur Aufwertung liegt die Ge⸗ 
nehmigung zur Prozeßführung noch nicht. f) 

In betreff der zum Aufwertungsſtock gehörenden Hypo⸗ 
theken fteht zwar, wie der erk. Sen. bereits ausgeführt hat 
Urt. v. 25. Jan. 1928, V 300/27 und v. 16. Mai 1928, 

577/27 [JW. 1928, 2129), das Verwaltungs- und damit 
auch das Prozeßführungsrecht grundſätzlich nicht der Ver⸗ 
ſicherungsunternehmung, ſondern dem ihr beſtellten Treu⸗ 
händer zu. Dadurch wird aber, wie ebenfalls dort bereits an⸗ 


nicht gibt, während fie es umgekehrt ablehnt, bei juriſtiſcher Per⸗ 
ſonengleichheit und wirtſchaftlicher Perſonenverſchiedenheit einen gut⸗ 
gläubigen Erwerb anzuerkennen (vgl. auf der einen Seite z. B. die 
Entſch. RG. 117, 265 JW. 1927, 2623 und JW. 1928, 620 und 
1555, auf der anderen Seite RG. v. 10. Nov. 1927: Aufweart. 
820 Karte Nr. 22 a). Die Perſonengleichheit bezüglich des Glau- 
bigers der beiden ihrem Range nach ſtreitigen Hypotheken hätte um⸗ 
gekehrt nur dazu führen können, einen gutgläubigen Erwerb, falls 
dieſer nicht an und für ſich ſchon im Hinblick auf die Daten auß⸗ 
geſchloſſen wäre, zu zerſtören. 

3. Das NO. hält an ſeiner Auffaſſung, daß der mit dem 
Zeſſionar geſchloſſene wirkſame Vergleich den Aufwertungsanſprüchen 
des Zedenten entgegenſteht, trotz aller Angriffe feſt, ſo daß ſich all⸗ 
mählich wohl auch die Gegner dieſer Auffaſſung mit dieſer Ripr. 
werden abfinden müſſen. 

RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


Zu 18. 1. Das Rc. läßt hier, wie in dem auf Induſtrie⸗ 
obligationen bezüglichen ähnlichen Fall RG. 113, 317 JW. 1926, 
1795 die Frage 1 0 ob der Austauſch von Kommunalobligationen 
gegen Aktien der ausgebenden Akt®. auf Grund eines Ende 1923 
von der AktG. gemachten Angebots als ein Vergleich 1. S. des 
867 Aufwch. anzusehen iſt. Nach feiner Anſicht kaun, auch wenn ein 
Vergleich vorliegt, nach 88 49, 35 Aufw®. nur aufgewertet werden, 
wenn der Gläubiger ſich ſeine Rechte „vorbehalten“ hatte. Zu dem 
gleichen e kommt Mügel S. 964, aber aus einem an⸗ 
deren Grunde: er will, wenn der Gläubiger die Papiere in Durch⸗ 
führung des Vergleichs dem Schuldner zurückgegeben hat, die 
Aufwertung deshalb nicht mehr zulaſſen, weil der Gläubiger zur 
Aufwertung nach den betr. Vorſchriften der 88 33 f. (und ent⸗ 
ſprechend 88 47f.) die Papiere noch in Beſitz haben muß. Beide 
Auffaſſungen kommen darauf hinaus, daß bei Vor⸗ 
liegen eines Vergleichs trotz $ 67 A b ſ. 2 die Papiere, 
die dem Gläubiger gehörten, nicht mehr aufge- 
wertet werden können. Wenn das NG. die Aufwertung da⸗ 
von abhängig macht, daß der Gläubiger ſich ſeine Rechte vor⸗ 
behalten hat, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß damit kaum je zu 
einer Aufwertung zu kommen iſt; denn ein „Vorbehalt der Rechte“ 
verträgt ſich begrifflich mit einem Vergleich nicht, iſt ihm weſens⸗ 
fremd; ein Vergleich, wie er im Falle dieſer Art vorliegt, ſoll 
die hinſichtlich der Aufwertung möglicherweiſe beſtehenden Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten beſeitigen, nicht aber ihre Erledigung einer 
ſpäteren Zeit vorbehalten. 0 

Das Ergebnis iſt eigenartig: 8 67 Abſ. 2 beſtimmt, 
daß der Vergleich der Aufwertung nicht entgegenſteht. In Wirklich» 
keit ift fie nach der gegebenen Auslegung trotzdem ausgeſchloſſen. 

em RG. gegenüber wird man darauf verweiſen können, daß 8 20 
von der Aufwertung „trotz bewirkter Leiſtung“ handelt. Sit Diele 
Vorausſetzung wirklich gegeben? Das NG. nimmt es ohne nähere 
darlegung an unter Berufung auf NG. 113, 317; 119, 80, die 
aber Näheres darüber, ob die Aktien in Erfüllung der urſprüng⸗ 
lichen Verpflichtung aus den Kommunalanleihen hingegeben ſind, 
nicht enthalten. Der Vergleich begründet unter den Parteien neue 
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erkannt iſt, nicht ausgeſchloſſen, daß mit Zuſtimmung des 
Treuhänders die Verſicherungsgeſellſchaft ſelbſt klagt oder ver⸗ 
klagt wird. Es ſteht im pflichtgemäßen Ermeſſen des Treu⸗ 
händers, inwieweit er ſich bei der Feſtſtellung des Auf⸗ 
wertungsſtocks der Hilfe der Verſicherungsunternehmung, ſei 
es durch im voraus erteilte Einwilligung in ihre eigene 
Prozeßführung, ſei es durch deren nachträgliche Genehmigung 
bedienen will. Der Fall läßt ſich dem vergleichen, daß für 
eine Partei ein Geſchäftsführer ohne Auftrag oder ein Be⸗ 
vollmächtigter ohne Beibringung einer Vollmacht prozeß⸗ 
führend auftritt (5 89 ZPO.). Die Partei muß ſolchenfalls 
die Prozeßführung gegen ſich gelten laſſen, wenn ſie auch nur 
mündlich Vollmacht erteilt, oder wenn ſie die Prozeßführung 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat. Unter ſolchen 
Vorausſetzungen läßt ſich deshalb auch das rechtliche Inter⸗ 
eſſe der Kl. an einer Feſtſtellung der Bekl. gegenüber nicht 
aus dem Grund verneinen, weil die Entſcheidung dem Treu⸗ 
händer gegenüber nicht Rechtskraft erlangen und alſo ſachlich 
auch gegen die Bekl. nicht wirken würde. Denn die von ihm 
gebilligte Prozeßführung muß der Treuhänder gegen ſich gel⸗ 
ten laſſen. 

Tatfrage aber iſt, ob die Zuſtimmung des Treuhänders 
vorliegt, und inſoweit ergibt ſich gegen das angefochtene Ur⸗ 
teil das rechtliche Bedenken, daß bisher die Zuſtimmung des 
Treuhänders lediglich daraus gefolgert iſt, daß er ſich der 
Aufwertungsanmeldung der Bekl, angeſchloſſen hatte. Wie 
aber bereits zu V 577/27 dargelegt iſt, läßt ſich der Tatſache 
der bloßen Mitanmeldung einer Hypothek zur Aufwertung 


Verpflichtungen, die in einem völligen oder teilweiſen Erlaß der 
Verpflichtungen aus dem urſprünglichen Vertrag und in der Leiſtung 
der in dem Vergleich etwa übernommenen Gegenleiſtung beſtehen 
(vol. u. a. Titze Heft 8 der Kohlrauſch ſchen Enzyklopädie? 
S. 40, der bemerkt, „daß die wechſelſeitigen Leiſtungsverſprechen 
als vergleichsweiſe Zuwendungen an die Stelle des wegen jeiner 
Unbeſtimmtheit von den Parteien verlaſſenen Rechtsverhältniſſes 
treten“). Wenn in Ausführung des Vergleichs geleiſtet wird, ſo 
iſt das nicht eine Erfüllung der urſprünglichen Verpflichtung, ſon⸗ 
dern der durch den Vergleich neu übernommenen. Die Sachlage iſt 
alſo die gleiche wie wenn der Schuldner noch nicht geleiſtet hat; 
anwendbar iſt alſo m. E. 8 45, nicht 8 47 Aufw®. Allerdings hat 
der Gläubiger nicht mehr die Papiere, deren Beſitz im allgemeinen 
Vorausſetzung der Aufwertung iſt. Hier, wo ſie ſich bereits infolge 
übertragung durch den Gläubiger auf den Schuldner im Beſiße 
des letzteren befinden, wird man indeſſen, abweichend von Mügel, 


den Beſitz nicht mehr zur Vorausſetzung der Auſwertung machen 


können. Das Geſetz würde, anders ausgelegt, mit der einen Hand 
die Aufwertungsmöglichkeit nehmen, die es mit der anderen gibt, 
und das wird man nicht als ſeinen Sinn annehmen können. Hier⸗ 
nach ſcheint mir, daß im Falle der vorliegenden Art nachträglich 
nach 8 45 bzw. 33 aufgewertet werden muß, vorausgeſetzt, daß 
die Vereinbarung zwiſchen Gläubiger und Schuldner als ein Ver⸗ 
gleich anzuſehen iſt. 

2. Liegt dagegen kein Vergleich vor, ſo kommt es nur darauf 
an, ob ein Vorbehalt bei der Entgegennahme der Alitien ge⸗ 
macht wurde. Die Darlegungen des Urteils darüber, ob ein Vor⸗ 
behalt vorliegt, ſtehen mit der ſonſtigen Rſpr. in Einklang. Ohne 
grundſätzlich die Möglichkeit eines nachträglichen Vorbehalts aus⸗ 
zuſchließen, folgert das RO. aus dem beſonderen Umſtande, daß die 
Parteien das Geſchäft bereits als vollſtändig abgewickelt betrachtet 
hatten, als die Gläubigerin mit dem Wunſche auf höhere Aufs 
wertung hervortrat. 

3. Daß die 88 32, 80 GV. ſich nicht ausdehnend auf den 
Umtauſch von Kommunalobligationen oder Pfandbriefen gegen 
Aktien beziehen laſſen, entſpricht der herrſchenden Meinung und 
verdient Zuſtimmung. 

Staatsſekretär z. D. Dr. 


Zu 19. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Sie bewegt ſich auf der 
Linie des Urt. v. 25. Jan. 1928 (JW. 1928, 1369 28) und verlangt 
mit Recht, daß die Feſtſtellung, ob der Treuhänder der Prozeß⸗ 
führung der Verſicherungsgeſellſchaft zugeſtimmt hat, in einer 
jeden Zweifel ausſchließenden Weiſe getroffen wird. Denn ohne eine 
ſolche Zuſtimmung iſt, wie ich in der Anm. zu der gen. Entſch. 
(JW. 1928, 1589 ausgeführt habe, die Prozeßführung nicht zu⸗ 
läſſig. Die Klage müßte daher mangels Zuſtimmung des Treu⸗ 
händers abgewieſen werden. Würde ihr ſtattgegeben und ſtellte 
ſich hinterher heraus, daß es an der Zuſtimmung des Treuhänders 
mangelte, jo würde, wie die Bekl. mit Recht, hervorgehoben hat, 
das Urteil keine Rechtswirkungen zwiſchen ihr und dem reis 
händer haben. Wenn das NG. auch eine nur ſtillſchweigende Zu⸗ 
ſtimmung für ausreichend hält, ſo iſt das theoretiſch richtig, kann 
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ein ſicherer Schluß darauf, daß der Treuhänder auch die pro⸗ 
zeſſuale Geltendmachung oder Verteidigung des Rechts der 
Verſicherungsunternehmung überlaſſen wollte, nicht entnehmen. 
Zur Klarſtellung hierüber bedurfte es daher der Zurück⸗ 
verweiſung der Sache. 
(U. v. 12. Juli 1928; 51/28 V. — Berlin.) Sch.] 

20. 8 63 AufwG. Vorausſetzungen für An⸗ 

nahme eines Beteiligungsverhäktniſſes zwiſchen 


Darlehnsgeber und⸗ nehmer. Beteiligung an Er⸗ 
trägniſſen oder Gewinn iſt nicht erforderlich. f) 


In der Reviſionsinſtanz handelt es ſich, da der Bekl. 
nunmehr ausdrücklich ſeine Bereitwilligkeit zur Aufwertung 
in Höhe von 25% erklärt, indem er den Fall des 863 
Abſ. 1 Nr. 1 AufwG. als gegeben anfieht, während das BG. 
in Übereinſtimmung mit dem Standpunkt der Kl. deren An⸗ 
ſpruch aus einem Beteiligungsverhältnis i. S. des 8 63 Abſ. 2 
Nr. 1 Auftw®. herleitet, nur noch um die Entſcheidung der 
Frage, ob eine „Vermögensanlage“ oder ein „Beteiligungs⸗ 
verhältnis“ i. S. dieſer Geſetzesvorſchriften vorliege. 

Das BG. hält für die Annahme eines Beteiligungsver⸗ 
hältniſſes für erforderlich, aber auch für ausreichend eine 
Intereſſengemeinſchaft, die über das einſeitige Intereſſe des 
Darlehnsgebers an Kapitalſicherheit und Zinſen hinaus ein 
weitergehendes wirtſchaftliches Ergebnis bezweckt. Es ſieht 
(mit Ouaſſowski, Aufm®., 5. Aufl., S. 187, Note zu 
$ 10 Ziff. 1) als genügende Vorausſetzung an, „daß der Geld⸗ 
geber über den Zweck der Kapitalaufbewahrung und Kapital⸗ 
nutzung hinaus wirtſchaftlich am Geſchäft intereſſiert iſt, fo- 
fern die Intereſſenverknüpfung zwiſchen Gläubiger und 
1 ausdrücklich oder ſtillſchweigend den Vertragszweck 
bildet“. 

Dieſe Vorausſetzungen ſieht das BG. auf Grund des 
vorliegenden Sachverhalts als gegeben an. Es ſtellt feſt, daß 
beide Parteien als Pächter bzw. Mieter von Räumen in dem⸗ 
ſelben Hauſe das übereinſtimmende größte Intereſſe hatten, 
ſich im Beſitze ihrer Räume zu erhalten und daß fie durch den 
notariellen Vertrag v. 20. Juni 1921 den gemeinſamen Zweck 
verfolgten, ſich dieſen Beſitz ihrer Räume durch Ankauf des 
Hauſes zu ſichern, der nach außen zwar auf den Namen des 
Bekl. allein geſchehen ſollte, für den aber die zunächſt er⸗ 
forderlichen Mittel gemeinſam aufgebracht wurden. Dieſe be⸗ 
liefen ſich auf 2 350 000 %, um in dieſer Höhe der damaligen 
Grundſtückseigentümerin ein bares Darlehn zu gewähren und 
dafür von dieſer ein befriſtetes bindendes Kaufangebot auf das 
Grundſtück zu erhalten. Zu jener Darlehnsſumme trug die 
Kl. durch die dem Klageanſpruch zugrunde liegende Hingabe 
von 1500000 % an den Bekl., alſo in Höhe von mehr als 
7 bei, während letzterer den Reſt von 850000 % übernahm. 

Die Intereſſenverknüpfung der Parteien ergibt ſich nach 
der Feſtſtellung des BG. aber auch aus dem weiteren Inhalte 
des Vertrages v. 20. Juni 1921, wonach der Bekl. das allein 


aber praktiſch, wenn nämlich ſpäter die Zuſtimmung beſtritten wird 
und nicht zu beweiſen iſt, zu unangenehmen Folgerungen führen. 
Auch eine ſtillſchweigende Zuſtimmung muß daher, die man wohl 
dem Urteil entnehmen darf, in einer jeden Zweifel ausſchließenden 
Weiſe ſchon im Prozeß der Geſellſchaft gegen den Schuldner feſt⸗ 


geſtellt werden. 
26Dir. Kerſting, Berlin. 


Zu 20. Es wäre im vorl. Falle gar nicht nötig geweſen, bie 
Alternative „Vermögensanlage oder Beteiligung“ zu ſtellen. Da näm⸗ 
lich (nach dem Tatbeſtande) die ſtreitige Forderung gar nicht durch 
Hypothek geſichert war, fo genügte für die freie, nicht auf 250% be⸗ 
ſchränkte Aufwertung ſchon die negative Feſtſtellung, daß keine Ver⸗ 
mögensanlage vorliegt. Die poſitive Feſtſtellung, daß es ſich um ein 
Beteiligungsverhältnis handelt, wäre nur dann erforderlich geweſen, 
wenn die ſtreitige Forderung hypothekariſch geſichert geweſen wäre 
(8 10 Abi. 1 Aufw®.); für Forderungen aber, die nicht durch Hypo⸗ 
thek geſichert find, wird (im Unterſchiede zu 810) die freie Auf⸗ 
wertung nur von der rein negativen Bedingung abhängig gemacht, 
daß keine „Vermögensanlage“ gegeben ift (863 Aufto G.). Die Feſt⸗ 
ſtellung aber, daß es ſich nicht um eine Vermögensanlage handelt, 
war im vorl. Falle außerordentlich einfach zu treffen. So ſchwierig 
auch dieſer Begriff zu definieren ſein mag, das eine ſteht jedenfalls 
feſt, daß man von einer Vermögensanlage nicht ſprechen kann, wenn 
es dem Gläubiger nicht darum zu tun war, ſein Geld unterzubringen. 
Daß aber im vorl. Falle der Gläubiger für ſeine 1,5 Millionen viel 
beſſere Verwendung gehabt hätte, als ſie auf Zinſen anzulegen, und 
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auf ſeinen Namen lautende bindende Verkaufsangebot der 
Grundſtückseigentümerin, um das Intereſſe der Kl. zu ſichern, 
innerhalb einer beſtimmten Friſt anzunehmen oder die Rechte 
aus dem Angebot an ſie abzutreten hatte. Für den Fall ſeines 
Grundſtückserwerbes mußte er der Kl. eine weitgehende Ver⸗ 
längerung ihres Miet- bzw. Pachtrechtes gewähren. 

Endlich weiſt das BG. noch zur Unterſtützung und Be⸗ 
ſtätigung des ſich ſeiner Anſicht nach ſchon aus den vor⸗ 
ſtehenden Tatſachen ergebenden Schluſſes auf das Beſtehen 
eines „Beteiligungsverhältniſſes“ unter den Parteien noch 
auf den Umſtand hin, daß in dem notariellen Vertrage v. 
20. Juni 1921 nach Erwähnung, daß die Parteien Räume 
des fraglichen Hauſes gemietet bzw. gepachtet hätten und der 
Bekl. deſſen Erwerb beabſichtige, ausdrücklich geſagt ſei: „An 
dieſer Transaktion beteiligt ſich die Ufa in folgender Weiſe ..“ 
Der Rechtsauffaſſung des BG., in dieſem Sachverhalt die 
Vorausſetzungen für ein „Beteiligungsverhältnis“ i. S. des 
8 63 Abſ. 2 Nr. 1 Aufiv®. zu erblicken, war beizutreten. 

Der Umſtand, daß in dem Urt. des erk. Sen. v. 4. Febr. 
1927, II 338/261) in AufwRſpr. 2, 329 ausgeſprochen iſt, 
es komme für die Annahme eines Beteiligungsverhältniſſes 
darauf an, ob dem, der Geld für ein fremdes Geſchäftsunter⸗ 
nehmen hergebe, in irgendeiner Weiſe ein Anteil am Gewinn 
zugeſagt werde, ſteht dieſer Anſicht nicht entgegen. Die tat⸗ 
ſächlichen und daher auch die rechtlichen Verhältniſſe jenes 
Falles lagen anders als hier. Denn die Kl. hat hier nicht 
in ein fremdes Geſchäftsunternehmen Geld gegeben, das in 
dieſem arbeiten ſoll, ſondern ſie hat dem Bekl. zwecks Siche⸗ 
rung bzw. Vorbereitung eines nach der Angabe im Vertrage 
als Vertragszweck gemeinſchaftlich mit ihm erſtrebten wirt⸗ 
ſchaftlichen Ergebniſſes den vereinbarungsgemäß hierbei auf 
ſie entfallenden Betrag in der Form eines Darlehns gewährt. 
Dieſe Geldhingabe erſchöpfte ſich ſomit nicht in dem ein⸗ 
ſeitigen Intereſſe der Kl. an einer auf eine gewiſſe Dauer 
berechneten Verwendung von Vermögensſtücken zum Zwecke 
der Kapitalerhaltung und Kapitalnutzung („Vermögensanlage“ 
i. S. des § 63 Abſ. 1 AufmG.). Die Gewährung des Betrages 
geſchah vielmehr auf Grund der ausdrücklich als Vertrags⸗ 
zweck ausgeſprochenen Intereſſenverknüpfung zwiſchen Gläu⸗ 
biger und Schuldner, nämlich zu dem von ihnen verfolgten 
gemeinſamen Zwecke der Erhaltung ihres Mietbeſitzes in dem 
fraglichen Hauſe. 

Es beſtehen keine rechtlichen Bedenken, in einer ſolchen 
ausdrücklich als Vertragszweck — wie hier — ausgeſprochenen 
Intereſſengemeinſchaft die ausreichenden Vorausſetzungen für 
die Annahme eines „Beteiligungsverhältniſſes“ i. S. des 8 63 
Abſ. 2 Nr. 1 AufwG. zu erblicken (übereinſtimmend Quaſ⸗ 
ſowski, Note zu 8 10 Ziff. 1; Beſchlüſſe der Aufwertungs⸗ 
ſenate des KG. v. 5. Mai 1927 und 21. April 1927: JW. 
1927, 186610 u. 11 ſowie des BayObL®. v. 24. Sept. 1927: 
JW. 1928, 1841). Ob das gleiche auch in einem Falle an» 
zunehmen wäre, wo die Intereſſenverknüpfung zwiſchen Gläu⸗ 


daß er durch die Gewährung des Darlehns in Wahrheit ein Opfer 
brachte, weil er ſich mit dieſem Opfer die Verlängerung ſeines Miet⸗ 
vertrages erkaufen mußte, iſt völlig klar. Da es alſo an einer Ver⸗ 
mögensanlage fehlt, ſo findet freie Aufwertung ſtatt, ohne daß die 
weitere Frage, ob ein Beteiligungsverhältnis gegeben iſt, noch er⸗ 
heblich wäre. 

Theoretiſch bleibt die Frage, was ein Beteiligungsverhältnis iſt, 
natürlich wichtig, ſchon im Hinblick auf 810 Ziff. 1. Das RG. führt 
das Schrifttum und die Rſpr. zu dieſer Frage nur teilweiſe an; 
weitere Angaben hierzu bringt Heilfron: Stg. 1928, 564 ff. Es 
iſt ſicherlich richtig, daß der Geſetzgeber noch etwas Beſonderes hat 
ausdrücken wollen, wenn er neben der „Geſellſchaft“ noch „andere 
Beteiligungsverhältniſſe“ beſonders erwähnt. Das ſog. „partiariſche 
Darlehn“ kann allein nicht gemeint ſein, weil es in Wahrheit in der 
Praxis faſt gar nicht vorkommt, und weil es für den Geſetzgeber ſehr 
nahe gelegen hätte, das partiariſche Darlehn ausdrücklich zu nennen, 
wenn die Bedeutung der Beſtimmung hierauf hätte beſchränkt ſein 
ſollen. Andererſeits aber erſcheinen die Entſch., in denen das feſt ver⸗ 
zinsliche Darlehn ſchon deshalb als „Beteiligung“ angeſehen wurde, 
weil das Geld für werbende Zwecke gegeben war, ſehr bedenklich. 
Mindeſtens aber kann man ſagen, daß eine Beteiligung nicht not⸗ 
wendig einen Anteil am Gewinn oder Verluſt bedeutet, ſondern daß 
es auch genügt, wenn das Darlehn für einen beſtimmten Zweck ge⸗ 
geben iſt, und der Gläubiger an der beſtimmungsmäßigen Ver⸗ 
wendung ein unmittelbares rechtliches Intereſſe hat, oder — anders 


1) JW. 1927, 1360. 


57. Jahrg. 1928 Heft 45 
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biger und Schuldner nicht den aus drücklich ausgeſprochenen 
Vertragszweck bildet, kann hier dahingeſtellt bleiben, da es 
ich hier um die ausdrückliche Erklärung dieſes Vertrags⸗ 
zweckes handelt. Im übrigen ſteht auch Quaſſowski a. a. O. 
auf dem Standpunkte, die Grenzen des Begriffes des Beteili⸗ 
gungsverhältniſſes grundſätzlich nicht zu weit zu ziehen. 
Die Rev., die unter Bezugnahme auf das oben genannte 
Urt. des erk. Sen. die Annahme eines Beteiligungsverhält⸗ 
niſſes unter allen Umſtänden abhängig machen will von der 
nteilnahme des Gläubigers an den Erträgniſſen eines 
Geſchäftsunternehmens in dem engeren Sinne einer Beteili⸗ 
gung am Gewinn, konnte daher keinen Erfolg haben. Die 
Rev. irrt, wenn ſie meint, daß bei einer anderen als der von 
ihr vertretenen Auffaſſung ein Beteiligungsverhältnis ſtets 
dann vorliegen müſſe, wenn der Geldgeber für die Hergabe 
des Darlehns noch andere Beweggründe als die Anlegung und 
Verzinſung des Geldes hatte, z. B. wenn es ihm als Neben⸗ 
zweck darauf ankam, vom Schuldner die Berechtigung zu er⸗ 
halten, auf ſeinem Jagdgebiete Wild zu ſchießen. Die vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen laſſen keinen Zweifel darüber, daß es 
ſich in Fällen ſolcher Art nicht um ein Beteiligungsverhältnis 
i. S. des 8 63 Abſ. 2 Nr. 1 Aufiv®. handeln kann. Von einer 
zum Vertragszweck gemachten wirtſchaftlichen Intereſſenver⸗ 
knüpfung zwiſchen Gläubiger und Schuldner bei Hingabe des 
arlehns kann in Fällen, wie ſie die Rev. im Auge hat, 
keine Rede ſein. 


(u. v. 18. Mai 1928; 500/27 II. — Berlin.) (Ku. ] 


21. 863 Abſ. 3 Satz 1 Aufw G.; 88 157, 364 BG B. 

1. In der beim Kauf eines Grundſtückes ge⸗ 
troffenen Vereinbarung der Beſtellung einer 
Grundſchuld in Höhe des nicht bar zu zahlenden 
Kaufpreiſes liegt keine Vereinbarung einer Lei⸗ 
fung an Erfüllungsſtatt, ſondern die der ur⸗ 
ſprünglichen Leiſtung. 

2. Da in Mecklenburg einzelne Volkskreiſe 
auch heute noch an der dem früheren Landesrecht 
entſprechenden Auffaſſung feſthalten, wonach 
neben Grundſchulden eine perſönliche Forderung 
beſtehen bleibt, iſt trotz der entgegengeſetzten 
Auffaſſung anderer Volkskreiſe Mecklenburgs 
im Einzelfall feſtzuſtellen, ob die Vertrags⸗ 
ſchließenden dem Kreiſe angehören, der die her⸗ 
kömmliche Auffaſſung vertritt. In dieſem Falle 
iſt das durch Grundſchuld geſicherte Reſtkauf⸗ 
geld nach 863 Abſ. 3 Satz 1 aufzuwerten. ) 

Durch notariellen Vertrag v. 16. Febr. 1919 verkaufte 
der Kl. fein Grundſtück in Z. in Mecklenburg für 68 000 % an 
den Bekl. Nach 82 des Vertrages war der Kaufpreis dadurch 
zu „berichtigen“, daß der Bekl. 12 000 % Grundſchulden 
übernahm, 25 000 bar zahlte und „den Reſt des Kauf⸗ 
preiſes von 31000 %“ als Grundſchuld eintragen ließ, deren 


ausgedrückt — wenn ſich aus der beſtimmungsmäßigen Verwendung 
des Geldes für den Gläubiger gewiſſe Rechte ergeben. Ein ſolches 
Recht aus der beſtimmungsmäßigen Verwendung des Geldes war im 
vorl. Falle für den Gläubiger ſein Anſpruch auf Verlangerung des 
Mietvertrages. Darum iſt die Frage nach dem Vorliegen einer Be⸗ 
teiligung, wenn ſie auch unerheblich kt doch mit Recht bejaht worden. 
ze RA. Jacobſohn, Breslau. 


Zu 21. Das RG. gibt in dem Urt. v. 16. Jan. 1928 und v. 

13. Febr. 1928 (JW. 1928, 1811) dem typiſchen Grundſtückskauf⸗ 
vertrag eine ganz neue und überraſchende Auslegung, die zu dem 
unbilligen Ergebnis führt, daß der Verkäufer bei Eintragung 
einer Grundſchuld für das Reſtkaufgeld und bei übernahme einer 
igentümergrundſchuld in Anrechnung auf den Kaufpreis von der 
reien (höheren) Aufwertung ausgeſchloſſen wird, die er im Fall 

er Eintragung einer Hypothek zu beanſpruchen hätte. 1 

Der über ganz Deutſchland verbreitete typiſche Grundſtücks⸗ 
kaufvertrag ſetzt den Kaufpreis in einer beſtimmten Geldſumme 
feſt, und beſtimmt ſodann, daß dieſer Preis teils durch Übernahme 
er eingetragenen Velaſtungen, teils durch Zahlung, teils durch Ein- 
tragung einer Hypothek oder Grundſchuld für den Verkäufer „be⸗ 
richtigt“, „beglichen“, „entrichtet“ oder „getilgt“ werden ſoll. Ent⸗ 
gegen dem Wortlaut dieſes Vertrages ſieht das RG. in der Uber- 
nahme der Belastungen, die für einen anderen als den Verkäufer 
eingetragen find, ſtets, in der Übernahme einer für den Verkäufer 
eingetragenen Eigentümergrundſchuld und der Beſtellung einer 


Kündigung, ſolange die Zinſen pünktlich gezahlt würden und 
das Grundſtück nicht weiterveräußert würde, dem Kl. nicht 
früher als zum Johannistermin 1924 geſtattet war. Der 
Kaufvertrag gelangte zur Ausführung. Die Parteien ſind dar⸗ 
über einig, daß der Aufwertungsbetrag der Grundſchulden 
nach dem AufwG. 2573 GM. beträgt. Der Kl. verlangt dar⸗ 
über hinaus aber noch 11 842 als Aufwertungsbetrag ſeiner 
perſönlichen Forderung aus dem Kaufvertrage, zu deren 
Sicherung nach ſeiner Meinung die Grundſchulden haben 
dienen ſollen. Der Bekl. tritt dieſer Forderung nach Grund 
und Höhe entgegen. Er iſt der Meinung, daß mit der Ein⸗ 
tragung der Grundſchulden ein entſprechender Teil der per⸗ 
ſönlichen Forderung erloſchen ſei, alfo nicht mehr aufgewertet 
werden könne, und beruft ſich darauf, daß er dem Kl. am 
4. Juli 1923 100 000 % ausbezahlt und dabei mit ihm ver⸗ 
einbart habe, durch die Zahlung ſolle jegliche Forderung des 
Kl. aus dem Kaufvertrage erloſchen ſein. Der Kl. erwidert 
darauf, daß der Bekl. die 100 000 6, die damals einen Wert 
von 2,68 GM. gehabt hätten, in Abweſenheit des Kl. ſeiner 
Ehefrau auf den Tiſch gelegt, daß dieſe es aber abgelehnt habe, 
die Zahlung als Erfüllung gelten zu laſſen. Das OLG. wies 
die Klage ab, die Rev. führte zur Zurückverweiſung. Das BG. 
nimmt zwar ohne Rechtsirrtum an, daß der Streit der Par⸗ 
teien ſich nicht darum dreht, ob die Eintragung der Grund⸗ 
ſchuld eine Leiſtung an Erfüllungsſtatt, ſondern 
darum, ob ſie die nach dem Vertrage geſch uldete Leiſtung 
war. Die davon abweichende Anſicht des LG. und der Rev., 
welche unter anderen materiellen Rechtsverletzungen auch 
Verletzung des 8 364 BGB. rügt, trifft nicht zu. Der ein⸗ 
heitliche Vertrag kann nicht dergeſtalt in zwei Teile zerlegt 
werden, als ob zunächſt ein Kaufpreis in Geld und dann 
„an Erfüllungsſtatt“ andere als Geldleiſtungen, nämlich Über⸗ 
nahme beſtehender Belaſtungen und Schaffung einer neuen 
Grundſchuld, vereinbart ſeien. Vielmehr ſind ſolche von vorn⸗ 
herein vereinbarten Leiſtungen, mit denen der Kaufpreis ab⸗ 
gegolten ſein ſoll, als die vertraglich geſchuldeten anzuſehen, 
und der in Geld aufgeſtellte Kaufpreis nur als eine Rech⸗ 
nungsgröße, welche beſtimmt iſt, die Höhe der einzelnen Lei⸗ 
ſtungen zu erläutern. Ob bei dieſer Auffaſſung die Be⸗ 
zeichnung „Kaufvertrag“ noch zutrifft, mag dahingeſtellt blei⸗ 
ben. Im ſtrengen Rechtsſinne verſteht man unter Kaufver⸗ 
trägen ſolche, bei denen der Preis nur in Geld beſteht (vgl. 
Enneccerus, 18 bis 22. Aufl., 1 2 S. 305), was, genau 
genommen, ſchon dann nicht mehr zutrifft, wenn in Anrech⸗ 
nung auf den Kaufpreis Schulden übernommen werden. Jeden⸗ 
falls kann aus der verkehrsüblichen Bezeichnung „Kauf⸗ 
vertrag“ für die ſtreitige Frage nichts zugunſten des Kl. 
geſchloſſen werden, und es iſt dem BG. darin beizutreten, daß 
gegenüber dem Beſtreiten des Bekl. der Kl. einen Vertrags⸗ 
inhalt zu beweiſen hat, nach welchem auch in Höhe der ein⸗ 
getragenen 31000 % ein Kaufpreis in Geld vereinbart war, 
für welchen die Grundſchuld nur als Sicherung dienen ſollte. 
Der Beweis würde ſich erübrigen, wenn ſich aus der Ver⸗ 


Grundſchuld für den Verkäufer in Anrechnung auf den Kaufpreis 
im Zweifel die unmittelbar geſchuldete Leiſtung und verneint in⸗ 
ſoweit die Entſtehung einer Kaufgeldforderung und den Charakter 
des Vertrages als „Kauf“. 

I. Die „übernahme“ der für einen anderen als den Ver⸗ 
käufer eingetragenen Belaſtungen erſcheint rechtlich als vertrags⸗ 
mäßiger Verzicht des Käufers auf den ihm an ſich nach 8 439 
Abſ. II BGB. zustehenden Anſpruch auf Beſeitigung dieſer Be⸗ 
laſtungen. Inſoweit iſt der im Vertrag feſtgeſezte Kaufpreis in 
der Tat nur eine „Rechnungsgröße“ und eine Kaufgeldforderung 
trotz des abweichenden Wortlautes des Vertrages nicht entſtanden, 
weil inſoweit ihre Entſtehung rechtlich gar nicht denkbar iſt. Ganz 
anders liegt die Sache bei der Übernahme einer für den Verkäufer 
eingetragenen Eigenkümergrundſchuld und bei der Beſtellung einer 
Grundſchuld für den Verkäufer. Hier iſt die Entſtehung einer per⸗ 
ſönlichen Reſtkaufgeldforderung rechtlich und tatſächlich durchaus 
möglich. Hier liegt kein Grund vor, dem Wortlaut des Ver⸗ 
trages, nach welchem ſolche Reſtkaufgeldforderung zur Ent 
ſtehung gelangen ſoll, mit dem RG. ſeine Bedeutung abzuſprechen. 
Wenn der Wortlaut eines Vertrages in einem Punkte nicht zu⸗ 
trifft, kann man ihm doch um deswillen nicht in einem ganz au 
deren Punkte die Geltung verſagen. Das RG. bürdet dem Ver⸗ 
käufer die Beweislast dafür auf, daß der Wortlaut des Vertrages 
mit dem Willen der Parteien übereinſtimmt. Das iſt eine unzu⸗ 
läſſige Verſchiebung der Beweislast. Der Verkäufer braucht ſich zum 
Beweiſe für die Begründung der perſönlichen Reſtkaufgeldforderung 
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tragsurkunde ſelbſt durch Auslegung die Richtigkeit der Auf⸗ 
faſſung des Kl. ergäbe. Allein auch darin hat das BG. nichd 
geirrt, daß das nicht der Fall iſt. Schon aus der Übernahme 
von 12000 % Belaſtungen in Anrechnung auf den Kaufpreis 
ergibt ſich, daß der Kaufpreis von 68 000 % nur eine Rech⸗ 
nungsgröße und daß nicht beabſichtigt war, in Höhe der 
vollen 68 000 % eine Geldforderung entſtehen zu laſſen. Wenn 
daher in dem Vertrage von dem „Kaufpreiſe“ und dem „Reſte 
des Kaufgeldes“ die Rede iſt, ſo laſſen ſich daraus ebenſo⸗ 
wenig Schlüſſe ziehen wie aus der Bezeichnung „Kaufvertrag“. 
Die Rüge der Verletzung des 8415 3PO. iſt unbegründet; 
nichts ſpricht dafür, daß das BG. irgendwelche der beur⸗ 
kundeten Erklärungen als nicht abgegeben erachtet habe; aber 
ſie beſagen nicht das, was der Kl. aus ihnen herausleſen will. 
Der Kl. hat in der mündlichen Verhandlung vor dem Rev. 
noch aus der Vertragsbeſtimmung, daß im Falle der Weiter⸗ 
veräußerung des Grundſtücks die Grundſchuld gekündigt wer⸗ 
den könne, auf das Beſtehenbleiben einer perſönlichen Kauf⸗ 
geldforderung zu ſchließen verſucht. Auch dieſer Verſuch muß 
mißlingen. Jene Vertragsbeſtimmung iſt auch dann hinreichend 
zu erklären, wenn nur eine dingliche Belaſtung beſtehen blieb, 
denn auch für deren Sicherheit war die Perſon des Eigen⸗ 
tümers ſelbſtverſtändlich von Bedeutung. Iſt hiernach aus 
der Urkunde ſelbſt kein Anhalt für die Vertragsauslegung des 
Kl. zu gewinnen, ſo konnte ein ſolcher doch aus einer Ver⸗ 
kehrsſitte gewonnen werden, nach welcher eine Grundſchuld 
neben einer beſtehenbleibenden Reſtkaufgeldforderung nur zu 
deren Sicherung eingetragen zu werden pflegt (8 157 BGB.). 
Das Beſtehen einer ſolchen Verkehrsſitte und deren Offen⸗ 
kundigkeit, die den Kl. des Beweiſes entheben würde ($ 291 
ZPO.) iſt für Mecklenburg in ähnlichen Rechtsſtreitigkeiten 
ſchon wiederholt erörtert worden (RG. v. 6. April 1927, 
V12/271)). Das BG. hat zu dieſer Frage in den verſchiedenen 
Rechtsſtreitigkeiten nicht gleichmäßig Stellung genommen. In 
der vorl. Sache ſtellt es feſt, daß bis 1900 die Grund⸗ 


im Falle der Übernahme einer für den Verkäufer eingetragenen 
Eigentümergrundſchuld in Anrechnung auf den Kaufpreis und der 
Beſtellung einer Grundſchuld für den Verkäufer zur Berichtigung 
des Kaufpreiſes nur auf den klaren und eindeutigen Wortlaut des 
Vertrages zu berufen. Sache des Käufers iſt es dann, zu 
behaupten und zu beweiſen, daß der Wortlaut nicht 
dem Sinn entſpricht. 

II. Dieſen Beweis kann der Käufer nicht führen. Denn bei 
dem typiſchen Grundſtückskaufvertrag entſpricht die Entſtehung der 
perſönlichen Kaufgeldforderung, wenn auch nicht immer dem klar 
bewußten Willen, ſo doch den Intentionen der Parteien 
und einer in ganz Deutſchland verbreiteten Verkehrsſitte. 

Durchweg werden für geſtundete Reſtkaufgelder Hypotheken 
eingetragen. Daß neben der Hypothek eine perſönliche Forderung 
entſteht, iſt den Vertragsparteien meiſt nicht klar bewußt, da ſie 
den Hauptwert auf die dingliche Sicherung legen. Trotzdem ent⸗ 
ſteht die Forderung, was ſich aus dem Weſen der Hypothek ergibt. 
Da aber nach dem typiſchen Grundſtückskaufvertrag regelmäßig 
Hypotheken für das Reſtkaufgeld eingetragen werden, beſteht eine 
allgemeine Verkehrsſitte, nach welcher bei dem typiſchen Grund⸗ 
ſtückskaufvertrag perſönliche Reſtkaufgeldforderungen entſtehen. Es 
liegt kein Grund vor, dieſe Verkehrsſitte im Falle der Beſtellung 
von Grundſchulden auszuſchalten. Denn die Vertragsparteien pflegen 
zwiſchen Hypothek und Grundſchuld keinen Unterſchied zu machen, 
weil ſie ihn nicht kennen und ohne eingehende Rechtsbelehrung 
gar nicht zu begreifen vermögen. Perſönliche Forderungen pflegen 
auch neben Grundſchulden zu beſtehen. Der Umſtand, daß ſtatt der 
Hypothek die Form der Grundſchuld gewählt iſt, beweiſt auch dann, 
wenn die Parteien den Unterſchied kennen, nicht, daß ſie die Ent⸗ 
ſtehung einer perſönlichen Forderung ausſchließen, ſondern nur, 
daß ſie die dingliche Belaſtung nicht in die der Hypothek eigen⸗ 
tümliche Abhängigkeit von der Forderung bringen wollten. Die für 
Hypotheken zweifellos beſtehende Verkehrsſitte muß deshalb auch 
für Grundſchulden gelten, bei denen der Verkäufer das gleiche 
Auge ſſte an der Entſtehung der Forderung hat wie bei Hypo⸗ 
theken. 

III. Steht hiernach die Entſtehung der Reſtkaufgeldforderung 
außer Zweifel, ſo kommt nur noch in Frage, ob ſie durch die Be⸗ 
ſtellung der Grundſchuld getilgt wird. Hierfür trifft wiederum den 
Käufer die Beweislast. Für ihn ſpricht ſcheinbar der Wortlaut des 
Vertrages, wonach der Kaufpreis durch die Beſtellung „berichtigt“ 
werden ſoll. Dieſer Wortlaut laßt nach dem Urt. des OLG. 
Roſtock v. 19. Dez. 1927: Meckl. Ztſchr. 44, 233 „keinen Zweifel, 
daß die Grundſchulden an Erfüllungs Statt beſtellt werden ſollten“, 


9) JW. 1927, 2505. 


ſchulden, damals nach Hypotheken genannt, regelmäßig zur 
Sicherung perſönlicher Forderungen gedient hätten, daß ſi 

ſeitdem aber ein Umſchwung vollzogen habe und die An⸗ 
ſchauung, daß neben der Grundſchuld noch eine Kaufpreis⸗ 
forderung beſtehen geblieben ſei, zwar „in manchen Volks⸗ 
kreiſen“ auch fpäter noch gegolten haben möge, „ebenſoſehr 
oder vielfach noch in einem größeren Umfange“ aber auch die 
entgegengeſetzte Auffaſſung vertreten ſei; der Käufer denke 
„regelmäßig“ nicht daran, daß er für die Bezahlung der 
Grundſchulden auch perſönlich mit ſeinem ganzen Vermögen 
aufzukommen habe. Dieſe Feſtſtellung iſt unklar und er⸗ 
möglicht keine Beurteilung der entſcheidenden Frage. Denn 
die „Volkskreiſe“, in denen ſich jene ältere Auſchauung er⸗ 
halten hat, können gerade diejenigen ſein, zu welchen die 
Parteien zur Zeit des Vertragsſchluſſes gehörten. Zudem 
beruht die Feſtſtellung auf einer rechtsirrigen Erwägung. 
Das BG. begründet ſie nämlich „vor allem“ auf die Wahr⸗ 
nehmung, daß ſeit 1900 die vertraglichen Beſtimmungen über 
den Eintritt in eine perſönliche Verbindlichkeit bei Übernahme 
eingetragener Belaſtungen, unter denen auch hier wohl Grund⸗ 
ſchulden zu verſtehen ſind, abgenommen hätten. Hierin liegt 
eine zu eng am Wortlaut haftende Auslegung der Verträge, 
in denen in Anrechnung auf den Kaufpreis Belaſtungen vom 
Käufer übernommen werden. Auch wenn dieſe Belaſtungen 
nicht Grundſchulden, ſondern Hypotheken ſind, pflegt ſelten die 
Übernahme der perſönlichen Schuld beſonders vereinbart zu 
werden, ſie gilt nach der Verkehrsauffaſſung als ſo ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die Übernahme von Hypotheken in An⸗ 
rechnung auf den Kaufpreis in der Regel als Übernahme der 
perſönlichen Schuld neben der dinglichen zu deuten iſt. Das 
iſt ſeit langem Rſpr. des RG. (vgl. RGRKomm., 6. Aufl., 
8415 Anm. 1). Was bei Hypotheken ſelbſtverſtändlich iſt, kann. 
es ebenſowohl bei Grundſchulden fein oder geworden fein, ſo⸗ 
fern ſie zur Sicherung von perſönlichen Forderungen dienen. 
Aus der Nichterwähnung der perſönlichen Forderung in 


während das OLG. Stettin: Aufwffpr. II, 391 meint, „dieſe 
formularmäßige Faſſung des notariellen Vertrages beſagt nichts 
für den Parteiwillen“. Ich halte beides für unzutreffend: M. E. 
kennzeichnet der Wortlaut bei genauerer Betrachtung nur den 
Zweck, nicht die Wirkung der Beſtellung. Er beſagt nicht, daß 
die Forderung mit der Beſtellung der Grundſchuld unmittelbar ge⸗ 
tilgt fein ſoll, ſondern nur, daß die Beitellung die Tilgung zum 
Endzweck hat, daß ſie alſo ac ibel der Pee geſchehen ſoll. 
Der Wortlaut des Vertrages iſt bei der Beſtellung einer Hypothen 
und einer Grundſchuld der gleiche. Bei der Hypothek kann er nur 
den Sinn haben, daß die Beſtellung erfüllungshalber geſchieht. 
Es beſteht kein Grund, ihm im Falle der Beſtellung einer Grund⸗ 
ſchuld einen andern Sinn unterzulegen. 

Die Verpflichtung zur Beſtellung der Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld tritt hiernach zu der in erſter Linie vereinbarten Reſt⸗ 
kaufgeldforderung hinzu, und ur rechtlich nicht, wie das RG. 
unter Umſtänden annimmt, „ſicherungshalber“, ſondern erfüllungs⸗ 
halber. Sie iſt eine andere als die zunächſt geſchuldete Leiſtung. Es 
findet daher die Auslegungsregel des § 363 Abſ. 2 BGB. An⸗ 
wendung. Daß beide Verbindlichkeiten uno actu entftehen, iſt 
rechtlich unbedenklich. Aus welchen Gründen das NG. dieſe durch 
den eindeutigen Wortlaut des Vertrages gebotene Auffaſſung 
für eine unzuläſſige „Zerlegung“ des „einheitlichen“ Vertrages an⸗ 
ſieht, verſtehe ich nicht. Anſcheinend überſieht es die hiſtoriſche Ent⸗ 
wicklung des Vertrages. Die Vereinbarung des Geſamtkaufpreiſes 
wird durch die nachfolgende Vereinbarung über die Art der Be⸗ 
richtigung nicht rückwirkend aufgehoben. Beide Vereinbarungen 
werden beim Abſchluß des Vertrages Teile desſelben und bleiben 
nebeneinander von Beſtand. 

IV. Hiernach bedarf es beim typiſchen Grundſtuckskaufvertrag 
nicht einer Erforſchung des Parteiwillens, der ſich im Einzelfall gar 
nicht ermitteln läßt, nicht der vom RG. geforderten unmöglichen 
Feſtſtellung einer Verkehrsſitte, „nach welcher eine Grundſchuld 
neben einer beſtehen bleibenden Reſtkaufgeldforderung nur zu 
deren „Sicherung“ eingetragen zu werden pflegt“. Vielmehr liefert 
die Vertragsurkunde ſelbſt in allen Fällen des typiſchen Grund⸗ 
ſtückskaufvertrages vollen Beweis dafür, daß bei Beſtellung einer 
Grundſchuld ebenſo wie bei Beſtellung einer Hypothek ſtels eine 
perſönliche Kaufgeldforderung zur Entstehung gelangt und von Ber 
ſtand bleibt. 

Bei der großen wirtſchaftlichen Bedeutung der erörterten 
Frage, namentlich für Mecklenburg, wo für Reſtkaufgelder regel⸗ 
mäßig Grundſchulden eingetragen werden, wäre es dringend er⸗ 
wünſcht, wenn dem RG. Gelegenheit gegeben würde, feine Stellung“ 
nahme einer Nachprüfung zu unterziehen. 0 

RegR. Radloff, Schwerin i. M. 
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derartigen Verträgen kann alſo auf ihr Nichtbeſtehen nicht 
geſchloſſen werden. Auf dieſem irrigen Schluſſe beruht aber 
zum erheblichen Teile die Feſtſtellung des BG. über die 
ſtreitige Verkehrsſitte. Behufs nochmaliger Prüfung dieſer 
Frage mußte daher das BU. aufgehoben und die Sache zu⸗ 
rückverwieſen werden. 
(U. v. 16. Jan. 1928; 341/27 VI. — Roſtock.) 
Sch.] 


22. 866 AufwG. Für die Anwendbarkeit die⸗ 
fer Geſetzesſtelle entſcheidet nicht die Abſicht des 
Darlehnsgebers bei der Hingabe des Darlehns, 
ſondern der von der aufnehmenden Bank ver⸗ 
folgte Zweck. f) 

Es handelt ſich nur um die Frage, ob § 66 AufwG. 
auf den vom Bc. feſtgeſtellten Sachverhalt anwendbar iſt 
oder nicht. Das angefochtene Urteil verneint die Frage. Es 
führt aus: Zwar ſpreche manches dafür, daß die Aufnahme 
des Darlehns zu innerhalb des Bankbetriebes liegenden 
Zwecken erfolgt ſei. Aber in Wirklichkeit habe ſie mit dem 
Bankbetriebe nichts zu tun gehabt; denn der Kl., der es nur 
um eine ſichere Anlage ihres Geldes gegen erſte Hypothek auf 
einem wertvollen Grundſtück zu tun geweſen ſei, habe in der 
Bekl. nur die Eigentümerin des Grundſtücks geſehen und auf 
deren Perſon, insbeſ. auf ihre Eigenſchaft als Bank, keinen 
Wert gelegt. Die Parteien hätten weder vor noch nach der 
Darlehnsaufnahme in einem bankmäßigen Verkehr geſtanden. 
Die Verzinſung ſei die für Hypothekendarlehn übliche geweſen. 


Zu 22. A. Das Urt. entſpricht der ſtändigen Rſpr. des NG. Ich 
halte dieſe Rſpr. nicht für zutreffend. Sie macht aus § 66 Aufn. 
an Stelle einer Beſtimmung, die der Eigenart der Bankguthaben 
Rechnung tragen will (ſ. die Überſchrift des 866), ein Privileg der 
Banken. Das RG. erkennt ſelbſt an (Urt. v. 17. Okt. 1927: RG. 
118, 210), daß 8 66 nicht auf alle Darlehnsſchulden einer Bank ans 
zuwenden iſt, daß alſo der Wortlaut des Geſetzes nicht allein ent⸗ 
ſcheidend iſt. Es bleibt aber auf halbem Wege ſtehen, wenn es als 
entſcheibend anfieht, ob die Bank das Darlehn aufgenommen hat, um 
den Beſtand ihrer dem Ausleihgeſchäft dienenden Gelder zu vermehren. 
Wie in anderen Fällen, in denen die Eigenart des Rechtsverhältniſſes 
Sondervorſchriften über die Aufwertung zugrunde liegt, z. B. bei Ge⸗ 
fälligkeitsdarlehen, kann es nicht darauf ankommen, welchen Zwech 
der einzelne Vertragsteil mit dem Geſchäfte verfolgt hat, ſondern es 
muß entſcheiden, wie das Geſchäft nach dem gemeinſamen Vertrags⸗ 
willen aufzufaſſen iſt. Gewiß hat das RG. recht, wenn es ſagt, daß 
die Abſicht des Darlehnsgebers, ſich durch das Darlehn eine Ver⸗ 
mögensanlage zu verſchaffen, nicht ausreicht, um die Anwendung des 
866 auszuschließen. Auf der anderen Seite kann aber auch die ein⸗ 
ſeitige Abſicht des Darlehnsempfängers, das Geld in einer beſtimmten 
Weiſe zu verwenden, zum mindeſten dann nicht entſcheidend ſein, 
wenn dieſe Abſicht dem anderen Teile beim Vertragsſchluß nicht er⸗ 
kennbar geworden iſt. Seine einſeitige Abſicht kann um ſo weniger 
in Betracht kommen, als das Geſetz nach ſeiner Überſchrift eine 
Sondervorſchrift nicht für Bankſchulden, ſondern für Bankguthaben 
gibt, alſo Gewicht darauf legt, welche Eigenſchaft das Guthaben 
hat. Ob ein Bankguthaben vorliegt, muß nach der Geſamtheit aller 
Umſtände entſchieden werden. In der Regel wird es genügen, daß das 
Darlehn einer Bank gegeben iſt. Die Tatſache allein, daß das Dar⸗ 
lehn durch Hypothek geſichert iſt, ſchließt die Annahme eines Batık- 
guthabens nicht aus, da das Geſetz nach ausdrücklicher Vorſchrift an⸗ 
gewendet ſein will ohne Rückſicht darauf, ob das Darlehn durch 
Hypothek geſichert iſt. Die Frage muß m. E. — im Gegenſatz zu der 
Rſpr. des NG, Urt. v. 17. Dez. 1927: NO. 119, 289, v. 5. Mai 
1928: Ripr. i. AufwS. 1928, 491, 492, 493 und v. 23. Mai 1928: 
Ahr. i. AufwS. 1928, 521 — dahin geſtellt werden, ob das Bank⸗ 
guthaben die Hauptſache iſt und die Hypothel nur ein Sicherungs⸗ 
mittel, oder ob wirtſchaftlich die Beſtellung der Hypothek im Vorder⸗ 
grund ſteht und die Tatſache, daß der Schuldner eine Bank tft, 
bei der Bewilligung des Darlehns keine Rolle geſpielt hat. Der letztere 
Fall iſt m. E. unzweifelhaft dann gegeben, wenn die Bank ein Pfand⸗ 
briefdarlehn aufgenommen hat (vgl. S. 949 meines Buches „Das 
geſamte Aufwertungsrecht“ unter 4). Hier widerſpricht es der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung, ein Bankguthaben anzunehmen. Ich bin daher ent» 
gegen der Rſpr. des RG. der Meinung, daß hier 866 nicht an⸗ 
gewendet werden kann. Im vorl. Falle ſcheint der Sachverhalt eben⸗ 
falls ſo zu liegen, daß für den Glaubiger in einer für den Schuldner 
erkennbaren Weiſe das Ausleihen von Geld gegen Hypothek das 
Weſen des Geſchäfts ausmachte und die Bankeigenſchaft der Schuld⸗ 
nerin für das Zuſtandekommen des Geſchäfts ohne Bedeutung war. 

Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


B. Gegen die Beſtimmung des 8 66, daß die dort bezeichneten 
Anſprüche auch dann nicht aufwertbar ſind, wenn ſie durch Hypothek 


Die Bekl. habe nicht einen bankmäßigen Kredit, ſondern, mit 
Hilfe eines Hypothekenmaklers, einen Hypothekenkredit ger 
ſucht. Das Darlehn ſei zehn Jahre lang unkündbar geweſen, 
und eine Vertragsbeſtimmung, wie ſie ſonſt dem Geſchäfts⸗ 
gebrauch zwiſchen einer Bank und ihren Kunden entſpreche, 
daß nämlich die Bank langfriſtige Darlehn auf Wunſch vor⸗ 
zeitig gegen entſprechenden Zinsabzug zurückzahlen müſſe, ſei 
nicht vereinbart worden. Daher könne nicht angenommen 
werden, daß im vorliegenden Falle „die Hingabe des Dar⸗ 
lehns mit dem Bankbetriebe verknüpft geweſen ſei“. 

Dieſe Ausführungen ſtehen mit der Rſpr. des NG. nicht 
im Einklang. Danach iſt nicht, wie das BG. es tut, auszu⸗ 
gehen von der Abſicht, die der Darlehns geber bei der Hin⸗ 
gabe des Darlehns verfolgt hat, ſondern von den Zwecken, 
für die das Darlehn von der Bank aufgenommen worden iſt. 
Vorausſetzung fir die Anwendbarkeit des 8 66 Abſ. 1 AufwöG. 
ift nur, daß ' die geliehenen Gelder in wirtſchaftlicher Beziehung 
zum eigentlichen Bankbetrieb ſtehen, alſo dazu dienen ſollten, 
den Beſtand der dem Ausleihegeſchäft dienenden fremden 
Gelder zu vermehren (RG. 118, 210, 216/17 )). Die Ver⸗ 
einbarung, daß das Darlehn hypothekariſch ſichergeſtellt wer⸗ 
den ſoll, ſchließt, wie das Geſetz ausdrücklich ſagt, die An⸗ 
wendbarkeit des 8 66 Abſ. 1 nicht aus. Die Gelder brauchen 
auch nicht „bankmäßig gegeben und bankmäßig hereingenom⸗ 
men“ zu ſein (Rc. 118, 214/15); 119, 290%); 114, 354 )). 
Das BG. iſt ſelbſt auf Grund der von ihm getroffenen tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen zu dem Ergebnis gelangt, daß „die 
Aufnahme des Darlehns ſehr wohl zu innerhalb des Bank⸗ 


geſichert find, wendet ſich mit Recht Abraham (Vorbem. 16 vor 
§ 4) unter Billigung von Neukirch (8 4 Anm. 2; 866 Anm. 2 II). 
Er bezeichnet ſie als eine widerſinnige, für die Gläubiger eine geradezu 
unglaubliche Härte bedeutende und in dieſer Allgemeinheit durch 
keinerlei wirtſchaftliche Erwägungen gerechtfertigte. Es kann ferner 
m. E. kaum einem Zweifel begegnen, daß die von Mügel oben und 
in ſeinem Aufwertungsbuch (S. 949/50) im Gegenſatz zu der Rſpr. 
des RG. vertretene Auffaſſung allein der als berechtigt anzuerkennen⸗ 


den Verkehrsanſchauung entſpricht, jedenfalls für den Regelfall hypo⸗ 


thekariſcher Sicherſtellung. Da ja, worauf Mügel oben zutreffend 
hinweiſt, das RG. ſelbſt den Wortlaut des Geſetzes nicht als allein 
entſcheidend anſieht, ſo wird man doch wohl kaum mit Neukirch 
genötigt ſein, anzunehmen, daß der Wortlaut des Geſetzes keine andere 
als die erwähnte „in höchſtem Maße befremdliche“ Auslegung zulaſſe. 
Man wird aber auch wohl die Hoffnung nicht aufzugeben brauchen, 
daß für ſo klar liegende Fälle, wie ſie von Mügel zum Gegen⸗ 
ſtand der Erörterung gemacht worden ſind, das RG. vielleicht doch 
ſeinen bisherigen Standpunkt aufgeben wird. 

Als etwas durchaus Neues, bisher in der Rſpr. des RG. noch 
nicht zu Findendes erſcheint mir der Satz: „Beweispflichtig iſt, da 
es ſich um eine Ausnahme von der Regel der Aufwertun handelt 
(rechtshindernde Tatſache), die Beklagte.“ Hierfür legt es Wert auf 
die vom BGG. nicht berückſichtigte Behauptung der Behl., ſie habe ſich 
kurz vor Aufnahme des Darlehns einer finanziellen Rekonſtruktion 
unterziehen müſſen, und es habe im Rahmen dieſes Programms ge⸗ 
legen, die fog. eigenen flüſſigen Mittel durch Aufnahme langfristiger 
Hypothekendarlehen zu vermehren und dadurch die Bilanz liquider 
zu geſtalten. Durch das Verlangen nach Berückſichtigung dieſer Be⸗ 
weisanträge durch das Beh. gibt das NG. zu erkennen, daß es für 
den Fall, daß der Bekl. dieſer Beweis gelingt, die Abweiſung der 
Klage für geboten erachtet. Dieſe Regelung der Beweislaſt wie auch 
ihre Begründung kann eutſchieden nicht als zutreffend anerkannt 
werden. Für die Beweisverteilung kann es nicht darauf ankommen, 
daß die Bekl. eine Ausnahme von der Regel der Aufwertung be⸗ 
hauptet. Entſcheidend iſt vielmehr die Beſtimmung des 866 AufwG., 
die für Banken uſw., ſoweit es ſich um Anſprüche gegen ſie aus 
Darlehen oder gewiſſen Verwahrungsverträgen handelt, die Auf⸗ 
wertungspflicht als Regel ausſchließt. Liegt ein derartiges Rechts⸗ 
verhältnis vor, ſo darf ſich ein Bankunternehmen vorerſt auf dieſen 
geſetzlichen Aufwertungsausſchluß beruſen und abwarten, ob der 
Gegner eine Ausnahme von dieſer geſetlichen Regelung nachzuweiſen 
vermag. Als Ausnahme von der in 866 geſetzlich geregelten Aus⸗ 
nahme von der allgemeinen Aufwertungspflicht haben nach der bereits 
ziemlich reich entwickelten Rſpr. des RG. ſolche Fälle zu gelten, in 
denen es ſich nicht um zum Betriebe des Bankgewerbes gehörige Ge⸗ 
ſchäfte, insbeſ. nicht um die Hereinnahme fremder Gelder für den 
Bankbetrieb, handelt. Eine derartige Ausnahme von der geſetzlich feſt⸗ 
gelegten Ausnahme muß der ſich darauf Berufende beweiſen, nicht 
aber trifft die Bank die Beweispflicht für das Gegenteil. Die vom 
NG. hier ausgeſprochene Auffaſſung wird, ſoweit ich überſehen kann, 
nur von Quaſſowski (S. 518) vertreten mit der Begründung, 


1) JW. 1927, 2908. 
3) JW. 1927, 2908. 


2) JW. 1927, 2908. 
4) J. 1928, 482. ZW. 1927, 35, 
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betriebs liegenden Zwecken erfolgt ſein“ könne. Beweispflichtig 
iſt, da es ſich um eine Ausnahme von der Regel der Auf⸗ 
wertung handelt (rechtshindernde Tatſache), die Bekl. Sie 
hatte auch entſprechende Behauptungen aufgeſtellt. Insbeſ. 
hatte ſie vorgetragen, ſie habe ſich kurz vor der Aufnahme des 
Darlehns einer finanziellen Rekonſtruktion unterziehen müſſen 
und es habe im Rahmen des Rekonſtruktionsprogramms ger 
legen, die fog. eigenen flüſſigen Mittel durch Aufnahme lang⸗ 
friſtiger Hypothekendarlehn zu vermehren und dadurch die 
Bilanz liquider zu gejtälten (Bl. 68, ferner Bl. 70, 72). 
(U. v. 9. Juli 1928; 61/28 IV. — Berlin.) [Ka.] 


23. 88 66,1 Aufw G.; 88 263—265 BGB.; Art. 18 
Durch fVoO. z. Aufw G.; 8 6 1. preuß. VO. v. 10. Dez. 
1925. Pfandbriefhypothek, Wahlſchuld oder ka- 
eultas alter nativa. Auslegung der Satzung des 
vormaligen Berliner Pfandbriefinſtituts. 8 1 
ſetzt nur einen konkreten Entwertungsfall vor⸗ 
aus, nicht auch, daß der Gläubiger letzten Endes 
irgendwie eine Einbuße ſeines Vermögens er- 
litten hat. Die Aufwertung von Pfandbriefdar⸗ 
lehn iſt erſchöpfend geregelt. ) 

Der Anſicht des BG., daß die Darlehnshypothek der Auf⸗ 
wertung nach den Vorſchriften des Aufw®. unterliege, iſt im 
Ergebnis zuzuſtimmen. Es kann jedoch dem BG. darin 
nicht beigepflichtet werden, daß es ſich hier um eine Wahl⸗ 
ſchuld i. S. der 88 263 bis 265 BGB. handle. In dieſer Hin⸗ 
ſicht fällt ihm ein Rechtsverſtoß zur Laſt, weil es den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen einer Wahlſchuld und einer Schuld mit facultas 
alternativa nicht gehörig gewürdigt hat. Das BG. hat feine 
Anſicht mit folgenden Ausführungen begründet: Die Ein⸗ 
tragung der Hypotheken der Kl. als Darlehnsmarkhypotheken 
und die Verpflichtungserklärung der Bekl. unter zwei der 
Schuldurkunden v. 1. April 1919, das „Kapital“, alſo eine 
Geldſumme zurückzuzahlen, ergäben ſchon, daß der Kl. eine 
Geldforderung zugeſtanden habe. Dem ſtehe nicht entgegen, 
daß nach 8 63 Ziff. 7 Abſ. 3 der Satzung der Kl. i. d. Faſſ. 
v. 3. Jan. 1918, deren Beſtimmungen ſich die Bekl. unter⸗ 
worfen hätten, die Kl. verpflichtet ſei, Rückzahlung in Pfand⸗ 
briefen derſelben Art und Verzinſung entgegenzunehmen, in 
welchen das Darlehn gegeben worden ſei. Die Satzung ergebe 


der Beweis für die Nichtaufwertung liege dem ob, der ſich auf ſie 
beruft, alfo den Bauken. Wenn Mügel (S. 948) ſich dahin aus⸗ 
läßt, daß in der Regel die Tatſache, daß ein Bankunternehmen 
Schuldner eines Darlehns iſt, genüge, um die Nichtaufwertung zu 
begründen, daß aber Ausnahmen zuläſſig ſeien, falls beſondere An⸗ 
haltspunkte dafür gegeben ſind, daß die Nichtaufwertung den Abſichten 
des Geſetzes nicht entſpricht, ſo kann dies m. E. nur in dem von 
mir vertretenen Sinne verſtanden werden. Zweifelhafter erſcheint mir 
die Beantwortung der gleichen Frage, wenn es ſich um eine Verein⸗ 
barung der Anlegung des Geldes in wertbeſtändigen oder auf⸗ 
gewerteten Vermögensgegenſtänden handelt (8 66 Abſ. 1 am Schluß). 
Schlegelberger-Harmening (8 66 Anm. 5a), Quaſſowski 
(a. a. O.), Mügel (866 Anm. 7 Abſ. 2), Lehmann⸗Boeſebech 
(8 66 Anm. 9) treten dafür ein, daß nach der Faſſung — und zwar, 
wie Schlegelberger-Harmening betonen, gewollt — im Be⸗ 
ſtreitungsfall die Bank für den Mangel einer derartigen Vereinbarung 
beweispflichtig ſei. Emmerich (866 Anm. 1 am Ende) nimmt trotz 
der („übrigens unklaren“) Faſſung die Beweispflicht des Gläubigers 
an. Bemerkenswert erſcheinen die ſich gegen Schlegelberger⸗ 
Harmening und die Beweispflicht der Banken richtenden Aus⸗ 
führungen von Neukirch (866 Anm. 3 Abſ. 5), die dahin gehen, 
daß bei der Art, wie das Geſetz entſtanden iſt, aus ſeinem Wort⸗ 
laute ſo weitgehende Schlußfolgerungen nicht gezogen werden könnten, 
zumal die Annahme, daß die Bank in jedem Falle beweiſen müſſe, 
daß eine tatſächlich äußerſt ſeltene Vereinbarung nicht geſchloſſen 
worden ſei, fernliege. Mag auch dieſer letztere Grund beſonderer Über⸗ 
zeugungskraft entbehren, jo wird man doch nicht außer Betracht laſſen 
dürfen, daß man eine Beweispflicht für eine Negative nicht ohne 
beſonders ſchwerwiegende — hier nicht vorhandene — Gründe nicht 
auferlegen ſoll. Da Fälle einer derartigen Vereinbarung, wie Neu⸗ 
kirch zutreffend bemerkt, äußerſt ſelten ſein werden, ſo wird es 
fraglich ſein, ob das RG., das bisher noch nicht Gelegenheit gehabt 
hat, zu dieſer Frage Stellung zu nehmen, in abjehbarer Zeit dazu 
kommen wird, hierzu ſich zu äußern. 
Reichsgerichtsrat a. D. Simonſon, Leipzig. 


Zu 2326. 1. Nr. 23, 24 handeln von Pfandbrief⸗ 
darlehen des Berliner Pfandbriefamtes (gegeben auf Grund der 
Satzungen von 1894, 1918 und 1921), Nr. 25 von einem Schuld⸗ 


vielmehr, daß das Schuldverhältnis der Parteien ein Wahl⸗ 
ſchuldverhältnis gem. 88 262 bis 265 BGB. ſei. Sei dies 
ſchon bei unbefangenem Leſen aus der Beſtimmung des 8 63 
Ziff. 7 Abſ. 2 der Satzung: „Bei der Kündigung iſt gleich⸗ 
zeitig zu erklären, ob die Rückzahlung bar oder in Pfand⸗ 
briefen erfolgen ſoll,“ zu entnehmen, ſo ergebe dies zweifels⸗ 
frei die Vorſchrift des § 74 Abſ. 1, die laute: „Bei frei⸗ 
willigen wie notwendigen Darlehnsrückzahlungen iſt nach der 
Wahl des Schuldners Barzahlung oder Zahlung in nicht 
ausgeloſten Pfandbriefen zuläſſig.“ Das Darlehn ſelbſt jet in 
Pfandbriefen gegeben worden. Gegenſtand des Schuldverhält⸗ 
niſſes ſei aber Barzahlung oder Rückgabe von Pfandbriefen 
geweſen. Das Schuldverhältnis ſei auf zwei Leiſtungen ge⸗ 
gangen, von denen die Bekl. eine zum Zwecke der Erfüllung 
auszuwählen gehabt hätten. Die Geldforderung aus einem 
derartigen Wahlſchuldverhältniſſe könne durch Hypothek ge⸗ 
ſichert werden. Als die Bekl. in ihrem Kündigungsſchreiben 
vom Juni 1923 Barzahlung leiſten zu wollen erklärt hätten, 
ſei gem. § 263 Abſ. 2 BGB. die Barleiſtung zu der von 
Anfang an allein geſchuldeten Leiſtung, der Anſpruch der Kl. 
ein Geldſummenanſpruch geworden. Die Vorausſetzungen des 
8 1 AufwG. ſeien ſomit gegeben. Dadurch, daß die Kl. im 
Dezember 1923 den Bekl. nachgelaſſen hätte, die Schuld durch 
Pfandbriefe abzulöſen, ſei an der bereits eingetretenen Be⸗ 
ſchränkung des Schuldverhältniſſes auf die Geldſchuld nichts 
geändert worden, vielmehr der Tatbeſtand des Art. 18 Durchf⸗ 
BD. z. AufwG. gegeben. 

Dieſe Ausführungen des BG. laſſen den erwähnten 
Rechtsverſtoß erkennen. Nach 8 63 Abſ. 2 Ziff. 3 der Satzung 
iſt der Schuldner berechtigt, zur Tilgung ſeiner Darlehns⸗ 
ſchuld nach Ablauf von zwei Jahren ſeit Aushändigung der 
Pfandbriefe jederzeit bare Zahlungen in beliebiger Höhe 
zu leiſten. Dem Pfandbriefinſtitut iſt in 8 63 Abſ. 2 Ziff. 8 
außer den in den $$ 32 bis 34 behandelten beſonderen Fällen 
nur die Befugnis zuerkannt, die Tilgung der Schuld nach 
§ 66 zu verlangen. Es kann daher, von jenen Ausnahme⸗ 
fällen abgeſehen, lediglich beanſpruchen, daß der Schuldner 
das Darlehn jährlich mit 150% über den Zinsfuß der Pfand- 
briefe (vgl. 8 7 Abſ. 2 Ziff. 2 des Statuts) tilgt, von denen 
1, zur Beſtreitung der Betriebskoſten, das zweite Viertel aber 
zur Verſtärkung der Sicherheitsmaſſe und nachdem das Gut⸗ 


verſchreibungsdarlehn der Landeskreditkaſſe in Kaſſel, die 
durch Zuſchläge zu den Zinszahlungen zu amortiſieren und bei Kün⸗ 
digung uſw. tach Wahl des Schuldners in bar oder in Pfandbriefen 
und Schuldverſchreibungen zurückzuzahlen ſind. In allen Fällen war 
zu entſcheiden, ob der Anſpruch der Gläubiger auf Rück⸗ 
zahlung eine Geldforderung iſt, die unter das Aufwö. fällt. 
Die Urteile bejahen dies übereinſtimmend, am eingehendſten Nr. 23. 
Sie folgen damit der in der Rſpr. auch ſonſt vertretenen Anſicht 
KG., 3. AufwSen. für Pfandbriefdarlehen der Schlesw.⸗Holſt. und 
Pomm. Landſchaft (JW. 1927, 1698), KG. für Pfandbriefdarlehen des 
Berliner Pfandbriefamtes auf Grund des 6. Satzungsnachtrages von 
1894 (DJ. 1927, 1486), OLG. Kiel für den Landſch. Creditverband 
der Prov. Schlesw.⸗Holſt. (Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1927, 169). Gleichwohl 
enthalten die Urteile Reine generelle Entſcheidung für 
alle Pfandbriefdarlehen. Vielmehr muß die Rechtslage von 
Fall zu Fall geprüft werden (vgl. die verſchiedenen landſchaftl. Syſteme 
bei v. Brünneck, Die Pfandbriefſyſteme der preuß. Landſchaften). 
Insbeſ. wird es zweifelhaft fein, ob eine unter 8 1 Aufm®. fallende 
Geldforderung vorliegt, wenn die Darlehnsvaluta in Pfandbriefen ge⸗ 
ſchuldet und gegeben iſt, und die Rückzahlung, von dem Fall der 
Amortiſation abgeſehen, in Pfandbriefen erfolgen kann. Das Urteil 
Nr. 23 mißt allerdings dem Umſtand, daß das Darlehn in Pfand⸗ 
briefen gegeben war, keine Bedeutung bei, und das KG. behandelt 
in JW. 1927, 1699 ein ſolches in Pfandbriefen gegebenes und zurück⸗ 
zuzahlendes Darlehn, bei dem die Differenz zwiſchen dem Kurswert 
der Pfandbriefe und dem Nennbetrag des Darlehns durch einen baren 
Zuſchuß ausgeglichen wurde, wie es in der Praxis häufig geſchah, als 
unter 5 1 fallend. Das Urteil Nr. 24 weiſt dagegen ausdrücklich auf 
die Frage hin, „wie die Rechtslage ware, wenn die Darlehnsgeberin 
ſeinerzeit dem Darlehnsnehmer Schuldverſchreibungen ausgehändigt 
hätte“, ſieht aber von einer Erörterung ab, weil das Darlehn, obwohl 
die Valuta nach dem Darlehnsvertrag in Schuldverſchreibungen der 
Kl. auszuzahlen war, tatſächlich in bar gegeben ſei. Ahnlich das oben 
erwähnte Urteil des OLG. Kiel, dieſes mit der eigenartigen Be⸗ 
gründung, die in der Schuldurkunde übernommene Verpflichtung, in 
Pfandbriefen zurückzuzahlen, ſei in der Grundbucheintragung nicht in 
Bezug genommen, wobei ganz offen bleibt, welche perſönliche Forde⸗ 
rung durch die Hypothek gedeckt wird, eine Forderung auf Geld oder 
auf Pfandbriefe. M. E. kann das AufwG. auf Pfandbriefdarlehen, die 
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haben des Grundſtücks an dieſer Maſſe auf 5% angewachſen 
iſt, zur Bildung und Verſtärkung der Tilgungsmaſſe beſtimmt 
iſt. Dieſe, von dem BG. bei der Auslegung nicht herangezoge⸗ 
nen Vorſchriften der Satzung behandeln aber den Regel⸗ 
fall der Tilgung des Darlehns durch Abzahlung und Amorti⸗ 
ſation, während 88 63 Ziff. 7 und 74 lediglich die Vorſchriften 
über die Befugnis des Schuldners zur Tilgung der Schuld 
durch Rückzahlung auf Kündigung enthalten. Jene Be⸗ 
ſtimmungen ergeben aber, daß es ſich um eine Geldſchuld 
handelt, die durch Barzahlung, und nicht durch Hingabe 
von Pfandbriefen — abgeſehen von dem Falle der Rückzah⸗ 
lung auf Kündigung — abzutragen iſt. Wenn das BG. aus 
der Beſtimmung des 8 74 der Satzung, nach der nach der 
Wahl des Schuldners Barzahlung oder Zahlung in nicht 
ausgeloſten Pfandbriefen zuläſſig iſt, das Beſtehen einer 
Wahlſchuld entnehmen zu dürfen vermeint, ſo haftet es dabei 
zu ſehr an dem Wortlaute dieſer Vorſchrift. Zu beachten iſt 
ferner, daß die vor der Neufaſſung des Statuts v. 3. Jan. 
1918 geltende Faſſung vorſchrieb: „XV. Außer dem Falle 
des § 11 ift bei freiwilligen wie notwendigen Rückzahlungen 
nach der Wahl des Schuldners Barzahlung oder Angabe von 
nicht ausgeloſten Pfandbrieſen an Zahlungs Statt zu⸗ 
läſſig.“ Auch dieſe Faſſung ſpricht dafür, daß die Schuld eine 
Geldſchuld iſt, daß ſie es auch im Falle der Kündigung 
bleibt, und daß die vom Schuldner etwa gegebenen Pfand⸗ 
briefe nicht Gegenſtand ſeiner Schuld, ſondern nur ein 
Mittel zu deren Tilgung ſein ſollten. Hieran wird da⸗ 
durch nichts geändert, daß der Schuldner ſich ſchon bei der 
Kündigung darüber erklären muß, ob er bar zahlen oder 
Pfandbriefe liefern will. Auch nichts dadurch, daß, wenn der 
Schuldner bei der Kündigung nichts hinſichtlich feines Wahl⸗ 
rechts erklärt, unwiderleglich angenommen wird, er habe die 
Erſatzleiſtung gewählt, jo daß er nunmehr nur noch in Pfand⸗ 
briefen zurückzahlen kann. Allerdings enthält die hier zu⸗ 
grunde liegende Satzung v. 3. Jan. 1918 gerade die Worte 
„An Zahlungs Statt“ nicht. Die Streichung dieſer Worte 
iſt aber, wie der Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten, des Juſtizminiſters, des Finanzminiſters 
und des Miniſters des Innern v. 3. Jan. 1918 klar ergibt, 
lediglich in Ausführung des der Direktion des Pfandbriefamtes 
durch Beſchluß der Gen V. v. 28. Juni 1913 erteilten Er⸗ 
mächtigung vorgenommen worden, Anderungen der Satzung, 
ſofern fie rein redaktionekler Natur find oder zur Verbeſſe⸗ 
rung und Verdeutſchung des Wortlautes erwünſcht erſcheinen, 
zu treffen. Eine ſachliche Anderung dahin, es ſolle für die 
unter der Herrſchaft der neuen Satzung begründeten Pfand⸗ 
briefdarlehn abweichend von dem bisherigen Rechtszuſtand, 
eine Wahlſchuld des Schuldners begründet werden, iſt daher 
mit der Streichung jener Worte nicht beabſichtigt geweſen. 
Vielmehr iſt davon auszugehen, daß auch für die unter der 
Herrſchaft der neuen Satzung v. 3. Jan. 1918 aufgenommenen 
Darlehn die Schuld eine Geldſchuld ſein und daß dem 
Schuldner, wie bisher, nur das Recht gegeben ſein ſollte, ſich 
durch Leiſtung von Pfandbriefen von ſeiner Geldſchuld zu be⸗ 
freien (Geldſchuld mit facultas alternativa des Schuldners). 
Danach kommt aber 8 1 AufwGf. zur Anwendung. Denn der 
für die Anwendung dieſer Vorſchrift maßgebende Gegenſtand 
des Anſpruchs beſtimmt ſich nicht nach der Leiſtung, durch 
deren Bewirkung ſich der Schuldner von der ihm an ſich ob⸗ 
liegenden Leiſtungspflicht befreien kann, ſondern nach der 
Leiſtung, die der Gläubiger fordern kann (ſo zutreffend KG.: 
JW. 1927, 1699). Das iſt aber im vorliegenden Falle, wie 
dargelegt, eine Geldſchuld. Hiernach erübrigt, ſich eine 
Erörterung darüber, wieweit der 8 1 auf Wahlſchulden an- 
wendbar iſt. 


in Pfandbriefen gegeben und in ſolchen zurückzuzahlen waren, keine 
Anwendung finden. . 

2. Ganz folgerichtig iſt es, wenn Nr. 23 den Einwand des 
Darlehnsſchuldners zurückweiſt, die Forderung auf Rückzahlung des 
Pfandbriefdarlehns ſei durch den Währungsverfall gar nicht 
betroffen und falle aus dieſem Grunde nicht unter das AufwG. 
Wenn es ſich hier um eine Geldforderung handelt, wie das Urteil 
annimmt, war ſie bereits entwertet, als ſie in Pfandbriefen dem 
Nennbetrage nach getilgt wurde. 1 

3. Die Entſch. Nr. 24, 25, 26 enthalten ſodann wichtige 
Grundſätze über die Anwendung des 866 Anf w. In allen 
drei Fällen handelt es ſich um Hypothekendarlehen an Banken; die 


Die Rev. ſtellt weiter in Abrede, daß es ſich hier um eine 
Forderung handle, die vom Währungsverfall betroffen worden 
ſei. Dazu hat ſie ausgeführt: Der Anſpruch der Kl. ſei auf 
Rückgabe von Pfandbriefen gleicher Art, wie die von ihr hin⸗ 
gegebenen, gegangen. Nach der Satzung der Kl. ſeien die 
Darlehnsſchuldner des Pfandbriefamtes zur Erfüllung ihrer 
Pflichten, insbeſ. gegenüber der Sicherheitsmaſſe, die für die 
Pfandbriefgläubiger beim Pfandbriefamt eingerichtet ſei, in 
Jahresgeſellſchaften eingeteilt. Danach hätten bei dem Rück⸗ 
fluß von gleichwertigen Pfandbriefen das Pfandbriefamt und 
die Sicherheitsmaſſe ganz unabhängig von dem Stande der 
Währung in demſelben Maße von Verbindlichkeiten frei wer⸗ 
den müſſen, als gleichwertige Pfandbriefe zurückgefloſſen ſeien. 
Derartige Leiſtungen ſeien alſo in ihrer Wirkung von der 
Währung völlig unabhängig. Bei der Rückgabe von Pfand⸗ 
briefen gleichen Wertes wie die hingegebenen erhalte die Kl. 
dasſelbe zurück, was ſie bei der Begründung des Schuldver⸗ 
hältniſſes hingegeben habe. Eine Aufwertung ſei ſomit auch 
vom wirtſchaftlichen Standpunkte nicht gerechtfertigt. Das 
Pfandbriefamt ſei auch inſofern gar nicht vom Währungs⸗ 
verfall betroffen, als bei Rückgabe der Pfandbriefe dieſe aus 
dem Verkehr gezogen und inſoweit das Pfandbriefamt in glei⸗ 
cher Höhe Schulden getilgt habe. An dieſen Ausführungen iſt 
zunächſt unzutreffend, daß der Anſpruch der Kl. auf Rückgabe 
von Pfandbriefen gegangen ſei. Vielmehr iſt ihr Anſpruch, 
wie dargelegt, auf Zahlung einer Geldſumme gerichtet, 
von der ſich die Bekl. lediglich durch Hingabe von Pfand⸗ 
briefen befreien konnten. Im übrigen kann es nicht zweifel⸗ 
haft fein, daß der Anſpruch der Kl. vom Währungsverfall 
betroffen worden iſt. Die Rückgewähr durch Hingabe der 
92500 % Pfandbriefe iſt erſt am 2. Jan. 1924 erfolgt, als 
der Anſpruch der Kl. bereits völlig entwertet war. Für die 
Frage, ob der Anſpruch vom Währungsverfall betroffen wor⸗ 
den iſt, iſt es aber auch unerheblich, was mit den Mitteln, 
die dem Pfandbriefamt durch die Hypothekenſchuldner zuge⸗ 
floſſen ſind, ſchließlich geſchehen iſt und ob und in welcher 
Weiſe das Pfandbriefamt durch die Leiſtungen ſeiner Schuld⸗ 
ner etwa ihre eigenen Schulden getilgt hat. Daß möglicher⸗ 
weiſe das Pfandbriefamt von dem Währungsverfall nicht 
berührt worden iſt, mag ſein. Das iſt aber nicht das Ent⸗ 
ſcheidende. Denn §8 1 AufwG. ſetzt nicht voraus, daß der 
Gläubiger letzten Endes irgendwie in ſeinem Vermögen 
beſchädigt worden iſt, ſondern nur, daß ſein konkreter 
Anſpruch durch den Währungsverfall betroffen worden iſt. 
Das trifft aber hier zu. Übrigens handelt es ſich hier tat⸗ 
ſächlich gar nicht um die Frage, ob der im Streite befangene 
Anſpruch der Kl. vom Währungsverfall betroffen worden iſt, 
ſondern darum, ob ihr Anſpruch durch Hingabe von Pfand⸗ 
briefen bereits völlig getilgt worden iſt, ſo daß aus dieſem 
Grunde eine Aufwertung nicht ſtattfindet. Aber auch das 
letztere iſt zu verneinen. Die Frage, ob und inwieweit Pfand⸗ 
briefe anzurechnen ſind, iſt erſchöpfend und ausſchließlich 
durch Art. 18 DurchfVO. z. AufwG. i. Verb. m. 8 6 1. VO. 
v. 10. Dez. 1925 (Pr&SS. 169) geregelt worden. Lediglich 
nach dieſen Vorſchriften iſt die Frage der Tilgung zu ent⸗ 
ſcheiden. Inſoweit handelt es ſich aber, wie das KG. zutref⸗ 
fend annimmt, um einen Streit über die Höhe der Aufwer⸗ 
tung, zu deſſen Entſcheidung die Aufwertungsſtelle zuſtän⸗ 
dig iſt. 

Hiernach iſt die Entſcheidung des B., daß der von der 
Kl. geltend gemachte Aufwertungsanſpruch den Vorſchriften 
des AufwG. unterliege, im Ergebnis zutreffend. 

Einen Schadenserſatzanſpruch der Bekl. aus dem Grunde, 
weil die Kl. inſofern ſchuldhaft gehandelt habe, weil ſie 
Pfandbriefe der Jahre 1922 und 1923 angeſchafft habe, hat 


Urteile erklären übereinſtimmend nach § 66 eine Aufwertung für aus⸗ 
geſchloſſen. Der Einwand, daß nur bankmäßig hereingenommene 
Gelder unter 8 66 fielen, wird unter Hinweis auf RG. V v. 5. Juli 
1926 (RG. 114, 354 = JW. 1927, 35) abgelehnt (Nr. 24); kon⸗ 
ſeguent, aber doch geeignet, Zweifel an der Richtigkeit dieſer ſtarren 
Auslegung zu erwecken, iſt es, wenn im Zuſammenhang damit es 
für unerheblich erklärt wird, daß die Rückzahlung des Darlehns in 
Nr. 25 auf 40 (!) Jahre verteilt war. Dem Einwand, für Pfand⸗ 
briefdarlehen könne 8 66 nicht gelten (vgl. Mügel S. 948 Aum. 3; 
Qnaffowskid S. 515), wird entgegengehalten, daß innere Gründe 
für eine ſolche Einſchränkung und ebenſo entgegenſtehende Vorſchriften 
fehlten (Nr. 24), ohne daß auf das Urt. v. 17. Oltt. 1927, das nach 
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das BG. mit der Begründung abgelehnt, damals habe eine 
unterſchiedliche Bewertung der Pfandbriefe der in Frage 
kommenden Jahrgänge nicht ſtattgefunden. Die Kl. habe nicht 
vorausſehen können, daß die Aufwertungsgeſetzgebung des 
Jahres 1925 zu einer unterſchiedlichen Bewertung führen 
werde. Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen, ſind auch von der Rev. nicht angegriffen worden. 
Zur Entſcheidung dieſer Frage war aber das KG. nicht be⸗ 
rufen. Denn der Schadenserſatzanſpruch kann nur im Wege 
der Aufrechnung geltend gemacht werden. Über die Frage der 
Aufrechnung hat aber das ordentliche Gericht zu entſcheiden 
(ſo auch Quaſſowski zu 8§ 69, 70 S. 345 Nr. 3a; 
Schlegelberger-Harmening, 8692; auch wohl Mü⸗ 
gel S. 990). 


(U. v. 23. Mai 1928; 399/27 V. — Berlin.) [Sch.] 

24. 866 Aufw G.; 8344 HGB. Neue Berliner 
Pfandbriefe. Keine Wahlſchuld, ſondern Facul- 
tas alter nativa, an Stelle Geldrückzahlung 
Pfandbriefe zu liefern. Das Aufwertungsverbot 
gilt demnach für eine Hypothek, die eine Bank 
in ſolchen Pfandbriefen in ihren Geſchäfts⸗ 
betrieb aufgenommen hat. f) 

Unſtreitig iſt die Bekl. ein Unternehmen, deſſen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der Anſchaffung und Darleihung von Geld 
dient. Gegenüber der Berufung der Bekl. auf 8 66 AufwG. 
hat die Klagepartei, das Berliner Pfandbriefamt, zunächſt 
geltend gemacht, daß auf Pfandbriefdarlehn § 66 AufwG. 
überhaupt keine Anwendung finden könne, denn deren Auf- 
wertung richte ſich nicht nach den allgemeinen Beſtimmungen 
des AufwG., ſondern nach den für fie beſonders erlaſſenen 
Vorſchriften, nämlich nach der preuß. VO. v. 10. Dez. 1925; 
neben dieſen ſei für eine Anwendung des 8 66 kein Platz. 
Wenn das aber nicht richtig ſein ſollte, ſo ſei doch im vor⸗ 
liegenden Falle der Tatbeſtand des 8 66 nicht gegeben. Die 
Bekl. hat die Anwendbarkeit des AufwG. überhaupt in Zweifel 
gezogen, indem fie darauf hingewieſen hat, daß nach § 48 der 
Satzung des Pfandbriefinſtituts in der Faſſung des Nach⸗ 
trages v. 28. April 1876 die Rückzahlung eines Darlehns 
überhaupt nur in Pfandbriefen zuläſſig ſei, alſo ein Anſpruch 
i. S. des 8 1 AufivG. nicht vorliege. 

Das Aufwertungsverbot des 8 66 gilt nur für Anſprüche 
i. S. des $ 1 AufwG. Vorfrage iſt alſo, ob der in Betracht 
kommende Anſpruch der Kl. die Zahlung einer beſtimmten 
in Mark ausgedrückten Geldſumme zum Gegenſtande hat. Das 
KG. geht bei ſeiner Erörterung ohne weiteres von $ 48 der 
Satzung i. d. Fall, v. 28. April 1876 aus, wonach freiwillige 
wie notwendige Rückzahlungen eines gewährten Darlehns nur 
in Pfandbriefen beſtimmter Art zuläſſig ſeien. Es meint, daß 
es ſich hier gleichwohl um einen Anſpruch i. S. des § 1 handle, 
weil im Regelfalle das Pfandbriefdarlehn durch Amortiſierung, 
alſo durch Zahlung in Mark, und nur ausnahmsweiſe in 
Pfandbriefen zurückgezahlt werde. Die regelmäßige Art der 
Rückzahlung ſei, ſo iſt erſichtlich der Gedankengang, entſchei⸗ 
dend für die Natur des Darlehnsanſpruchs überhaupt. Ob 
dem letzteren beigetreten werden könnte, braucht nicht unter⸗ 
ſucht zu werden. Der Ausgangspunkt des KG. iſt unrichtig. 
Der von ihm zugrunde gelegte § 48 der Satzung gilt über⸗ 
haupt nicht für Darlehn in neuen Berliner Pfandbriefen; für 
dieſe war zur Zeit der Hingabe des hier ſtreitigen Darlehns 
der Abſchnitt B des 6. Nachtrags der Satzung v. 7. Nov. 
1894 maßgebend, der unter Nr. XV beſtimmte, daß, außer in 
dem hier nicht in Betracht kommenden Falle des & 11, bei frei⸗ 
willigen wie notwendigen Rückzahlungen nach der Wahl des 
Schuldners Barzahlung oder Angabe von nicht ausgeloſten 


anderen Richtungen zu deuten ſchien (vgl. JW. 1927, 2908 und Anm. 
von Mügel dazu), eingegangen wird. Im übrigen wird zur Be⸗ 
gründung hauptſächlich auf das Urt. v. 17. Dez. 1928 (RG. 119, 289 
JW. 1928, 482) Bezug genommen. Doch gehen die Entſch. Nr. 24, 
25 tatſächlich einen Schritt weiter als jenes Urteil. Dort gehörte der 
Erwerb von Grundſtücken und die Aufnahme von Hypotheken in ge⸗ 
wiſſem Umfange zum Bankbetriebe des Darlehnsſchuldners. Dasſelbe 
trifft für Nr. 26 zu. In Nr. 24 und 26 wird hierüber aber nichts 
gefagt, ſondern § 66 für anwendbar erklärt, ohne daß ein ſolcher 
Zuſammenhang mit der Betriebslweiſe der Bauk vorlag. Eine Ein⸗ 
ſchränkung im Sinne der bereits erwähnten Entſch. IW. 1927, 
2908 findet ſich indeſſen am Schluß von Nr. 28, indem ofen ge⸗ 


Pfandbriefen an Zahlungs Statt zuläſſig ſei und der Schuld⸗ 
ner, wenn er Barzahlung wähle, das bei der Kündigung er⸗ 
klären müſſe. Die Satzungen von 1918 wie die von 1921 wei⸗ 
chen hiervon nur inſoweit ab, als es hier ſtatt „Angabe von 
Pfandbriefen an Zahlungs Statt“ heißt: „Zahlung in Pfand⸗ 
briefen.“ Nach der Satzung i. d. Faſſ. von 1894, unter deren 
Herrſchaft die Bekl. das ſtreitige Darlehn erhalten hat, kann 
kein Zweifel ſein, daß im Falle der Kündigung die Kl. zu⸗ 
nächſt lediglich einen Anſpruch auf Zahlung von Geld hat 
und es dem Schuldner freiſteht, Pfandbriefe an Zahlungs 
Statt zu liefern. Daran wird nichts dadurch geändert, daß der 
Schuldner ſich ſchon bei der Kündigung darüber erklären muß, 
ob er bar zahlen oder Pfandbriefe liefern will. Auch nichts 
dadurch, daß, wenn er wie hier bei der Kündigung nichts hin⸗ 
ſichtlich ſeines Wahlrechts erklärt, unwiderleglich angenommen 
wird, er habe die Erſatzleiſtung gewählt, ſo daß er nunmehr 
nur noch in Pfandbriefen zurückzahlen kann. 

Die Kl. iſt in ihrem Briefe v. 21. Nov. 1922 an den 
Bekl. davon ausgegangen, daß die Satzung von 1921 maß⸗ 
gebend ſei. Ob das richtig iſt, braucht nicht erörtert zu wer⸗ 
den, denn auch dann würde nicht anders zu entſcheiden ſein. 
Das iſt in dem gleichzeitig mit der vorliegenden Entſcheidung 
verkündeten Urteil in der Sache St. w. das Berliner Pfand⸗ 
briefamt (V 399/27) mit Bezug auf die Satzung von 1918 
dargelegt, und dieſe Erwägungen treffen auch für die Satzung 
von 1921 zu, die in dem hier fraglichen Punkte ebenſo lautet. 

Der ſtreitige Anſpruch unterfällt ſonach dem Aufw®. 
Es find aber auch die Vorausſetzungen des $ 66 erfüllt. Un⸗ 
richtig iſt die Erwägung der Kl., § 66 ſei durch die für Pfand⸗ 
briefdarlehn geltenden beſonderen Vorſchriften ausgeſchloſſen. 
Die Kl. hat dabei vor allem die preuß. VO. v. 10. Dez. 1925 
im Auge. Dieſe enthält aber nirgends eine Andeutung nach 
der fraglichen Richtung, würde auch zu einer ſolchen Aus⸗ 
nahmebeſtimmung nicht ermächtigt ſein. Auch eine ſonſtige 
Beſtimmung, die für Anſprüche aus Pfandbriefdarlehn die 
Anwendung des 8 66 ausſchlöſſe, iſt nicht zu finden, und 
innere Gründe zu einer ſolchen einſchränkenden Auslegung des 
$ 66 find nicht erſichtlich. Die Rev. hat ſich jenen Gedanken 
der Kl. auch nicht zueigen gemacht. 

Der Tatbeſtand des 8 66 iſt jedenfalls feinem Wortlaut 
nach gegeben. Eine der dort vorgeſehenen Ausnahmen liegt 
nicht vor. Das BG. meint aber, im Hinblick auf die Bezeich⸗ 
nung „Bankguthaben“ in den Überſchriften vor 88 65, 66 
und vor § 66 gelte das Aufwertungsverbot nur für Bank⸗ 
guthaben in dem im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr üblichen 
Sinne dieſes Wortes, d. h. nur für ſolche Forderungen, in 
denen die Beziehungen zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
nach den im Bankbetriebe üblichen Geſchäftsbedingungen ge⸗ 
regelt ſeien. Im vorliegenden Falle beſtimme ſich aber das 
Rechtsverhältnis der Parteien lediglich nach der Satzung der 
Kl. Das iſt rechtsirrig, wie in dem Urt. v. 7. Okt. 1926: 
RG. 114, 3541) dargelegt iſt. An den dort ausgeſprochenen 
Rechtsgrundſätzen wird feſtgehalten. 

Die Kl. hat in den Vorinſtanzen weiter geltend gemacht, 
es handle ſich um ein regelrechtes Grundſtücksbeleihungsgeſchäft, 
bei dem die Eigenſchaft der Bekl. als eines Bankunternehmens 
keinerlei Rolle geſpielt habe. Dieſe habe als Eigentümerin des 
demnächſt belaſteten Grundſtückes nach der Satzung der Kl. 
einen Anſpruch auf die Beleihung gehabt. Daß aber 8 66 
AufwG. auch für reine Immobiliargeſchäfte gilt, hat der Senat 
ſchon im Urt. v. 15. Dez. 1927: RG. 119, 2891 ausgeſpro⸗ 
chen. Auch die ſatzungsmäßige Pflicht der Kl. zur Beleihung 
kann keinen Unterſchied machen, denn irgendwelche Umſtände 
auf ſeiten des Geldgebers ſpielen für den Tatbeſtand des § 66 
keine Rolle. 


laſſen wird, „ob anders zu entſcheiden wäre, wenn das Darlehn 
zur Anſchaffung eines Grundſtücks beſtimmt geweſen und verwendet 
worden wäre, mindeſtens etwa dann, wenn das Grundſtück nicht aus⸗ 
ſchließlich dem Bankbetriebe dient“. 

M. E. geht die Rſpr. hier ganz ähnlich wie die Auslegung des 
Begriffs „Schuldſcheindarlehns“ in 88 30, 40 AnlAblGg. zu formal 
vor. Sie haftet an dem Wortlaut des Geſetzes, der in beiden Fällen 
(fa zu 866 z. B. Mügel S. 944ff.) nach der Entſtehungsgeſchichte 
nur ein ſehr unvollkommener Ausdruck des Willens des Geſetzgebers 
iſt, und kommt damit zu einer Auslegung, die über die ratio legis 


1) JW. 1927, 35. 


2) JW. 1928, 482. 
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Streit beſtand in der Vorinſtanz unter den Parteien noch 
darüber, zu welchem Zwecke die Bekl. das Darlehn aufgenom⸗ 
men und verwendet habe. Die Bekl. hat behauptet, und unter 
Zeugenbeweis geſtellt, daß ſie lediglich die Beleihungsfähig⸗ 
keit des ihr ſchon ſeit Jahrzehnten gehörigen Grundſtücks 
ausgenutzt habe, um die Betriebsmittel ihres Bankgeſchäftes 
zu vermehren. Die Kl. hat das beſtritten und behauptet, es 
ſei durchaus möglich, daß das Geld zur Ablöſung einer an⸗ 
deren fälligen Hypothekenſchuld oder ſonſtwie im Intereſſe 
des Grundſtücks verwendet worden ſei. Nach § 344 HGB. 
gilt bis zum Beweis des Gegenteils die Darlehnsaufnahme 
als zum Betrieb des Handelsgewerbes der Bekl. gehörig, und 
zwar, da ſie unſtreitig kein anderes Handelsgewerbe als ein 
Bankiergeſchäft betreibt, als zum Betriebe ihres Bankgeſchäfts 
gehörig. Es braucht hier nicht geprüft zu werden, inwieweit 
der von einer Bank mit der Darlehnsaufnahme verfolgte 
Zweck, falls außerhalb des Rahmens des eigentlichen Bank⸗ 
betriebes liegend, der Anwendung des 8 66 im Wege ſteht. 
Denn es wäre Sache der Kl. geweſen, gegenüber der im vor⸗ 
liegenden Falle beſtehenden Vermutung mindeſtens ſchlüſſige 
Behauptungen aufzuſtellen. Daran aber hat ſie es durchaus 
fehlen laſſen. Ihr Hinweis auf bloße Möglichkeiten genügt 
nicht. 

(U. v. 23. Mai 1928; 486/27 V. — Berlin.) Sch.] 

25. 866 AufwG. Dem Aufwertungsverbot 
ſteht der Umſtand nicht entgegen, daß die Gläu⸗ 
bigerbank der Schuldnerbank das hypothekariſche 
Darlehn lediglich zur ſicheren Anlage ihrer Mit⸗ 
tel auf lange Zeit (40 Jahre) gegeben und auf 
die Eigenſchaft der Darlehnsnehmerin als Bank 
keinen Wert gelegt hat. Auch eine allgemeine 
Verpflichtung der Bank zur Hergabe des Dar- 
lehns iſt ohne Bedeutung. ) 

Die Bekl. beruft ſich gegenüber dem an ſich begründeten 
Aufwertungsanſpruch der Kl. auf 866 AufwG. Das Os. 
hat ohne Rechtsirrtum ſeine Anwendbarkeit bejaht. Es handelt 
ſich um ein hypothekariſches Tilgungsdarlehn der bei der Kl. 
damals üblichen Art. Der Rechtsvorgänger der beklagten Bank, 
der Heſſiſche Bankverein, hatte es unter Vorlegung der er⸗ 
forderlichen Grundſtückspapiere in der Höhe erbeten und er⸗ 
halten, die ſich aus dem Schätzungswert des Grundſtücks und 
der für die Kl. vorgeſchriebenen Beleihungsgrenze ergab. Die 
Kl. hatte es in von ihr ausgeſtellten Schuldverſchreibungen der 
Serie 24 zugeſagt, ſie hat aber demnächſt die betreffenden 
Schuldverſchreibungen ſelbſt verwertet und den Erlös, der 
dem Nennwert der Papiere entſprach, der Darlehnsſucherin 
ausgezahlt. Das Darlehn war von ſeiten der Kl. nur unter 
gewiſſen Vorausſetzungen kündbar. Die Schuldnerin durfte 
jederzeit mit Sechsmonatsfriſt kündigen, aber bis zum 1. Juli 
1921 nur in Schuldverſchreibungen der Kl. der Serie 24 zu⸗ 
rückzahlen; im übrigen hatten Abtragungen in der Regel in 
bar zu erfolgen, jedoch konnte die Schuldnerin auch Schuld⸗ 
verſchreibungen der Kl. „in Zahlung geben“. 

Ohne Rechtsirrtum haben zunächſt die beiden Vorder⸗ 
gerichte angenommen, daß der geltend gemachte Anſpruch dem 
Aufwcz. unterfalle. Der Umſtand, daß nach dem Darlehns⸗ 
vorvertrag die Darlehnsvalnta in Schuldverſchreibungen der 
Kl. auszuzahlen war, ſteht der Anwendbarkeit des Aufm®. 
nicht entgegen, denn tatſächlich iſt das Darlehn, und zwar 
in der vollen zugeſagten Höhe, bar gegeben worden. Es braucht 
alſo hier nicht erörtert zu werden, wie die Rechtslage wäre, 
wenn die Kl. ſeinerzeit dem Heſſiſchen Bankverein Schuldver⸗ 
ſchreibungen ausgeliefert hätte. Daß der Schuldner bis zum 
1. Juli 1921 nur in Schuldverſchreibungen zurückzahlen durfte 


hinausgeht. Daß eine Bank ſich der Aufwertung eines Darlehns ent⸗ 
ziehen kann, das eine andere Bank ihr gegeben hat und das für 
diefe die Grundlage ihres ganzen Geſchäftsſyſtems iſt, erſcheint dem 
natürlichen Empfinden widerſinnig, wenn es lediglich damit begründet 
wird, daß der Geldnehmer eben auch eine Bank iſt, und will mir 
auch nicht als eine notwendige Konſequenz aus dem Geſetz erſcheinen, 
wie auch Mügel a. a. O. und Quaſſowski S. 515 dieſe Aus⸗ 
legung ablehnen. 8 

4. Der bisherigen Rſpr. entſpricht es, wenn in allen drei Entſch. 
erklärt wird, daß es auf die „Abſichten des Geldgebers“ bei der 
Derlehnshingabe für die Anwendung des 8 66 nicht ankommt (ſiehe 
jedoch Neukirch, Anm. zu RG. v. 17. Dez. 1927: JW. 1928, 482); 
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und von da ab berechtigt war, Schuldverſchreibungen in Zah⸗ 
lung zu geben, ändert nichts daran, daß der Anſpruch der 
Kl. Ende 1922 die Zahlung einer beſtimmten in Mark aus⸗ 
gedrücken Geldſumme zum Gegenſtand hatte, mag nun die 
Rückzahlung, worüber nichts feſtgeſtellt iſt, in barem Gelde 
oder in Schuldverſchreibungen erfolgt ſein. 

Darüber, daß es ſich bei dem Heſſiſchen Bankverein und 
der jetzigen Bekl. um Unternehmungen handelt, deren Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der Anſchaffung und Darleihung von Geld 
dient, beſteht kein Streit. Die Kl. will aber gleichwohl den 
866 Aufw®. ausgeſchaltet haben, und zwar meint fie, daß 
dieſe Beſtimmung nur Darlehnsforderungen und Anſprüche 
aus 8 700 BGB. betreffe, die aus dem eigentlichen Bank⸗ 
kundenverkehr mit der Bank erwachſen ſeien, nicht aber un⸗ 
kündbare Tilgungsdarlehn, wie hier, die von Nichtkunden 
ohne Rückſicht auf die Bankeigenſchaft des Geldnehmers und 
allein mit Rückſicht auf die dingliche Sicherheit, als reiner 
Immobiliarkredit, gegeben ſeien. Dieſe Auffaſſung iſt vom 
BG. mit Recht zurückgewieſen worden. Zutreffend verweiſt das 
angefochtene Urteil auf das Urt. des RG. v. 7. Okt. 1926: 
RG. 114, 3541), wo dargelegt iſt, daß $ 66 AufwG. ſich nicht 
auf den Kreis der von der Bank mit ihren Kunden in bank⸗ 
üblicher Weiſe abgeſchloſſenen Geſchäfte beſchränkt. In dem 
Urt. des Sen. v. 17. Dez. 1927: RG. 119, 289 2) tft weiter 
ausgeſprochen, daß es der Anwendbarkeit des 8 66 AufwG. 
nicht im Wege ſteht, wenn der Darlehnsgeber ein reines 
Hypothekengeſchäft machen wollte und auf die Perſon, nament⸗ 
lich auf die Bankeigenſchaft, des Darlehnsnehmers kein Ge⸗ 
wicht gelegt, ſondern ausſchließlich die dingliche Sicherheit 
hat enticheiden laſſen. Daran iſt feſtzuhalten. Eine abwei⸗ 
chende Auffaſſung iſt auch nicht etwa deshalb geboten, weil 
es ſich im vorliegenden Falle um ein Darlehn handelt, deſſen 
Rückzahlung, wie die Rev. behauptet, auf 40 Jahre verteilt 
war; wenn es einmal nicht auf die Banküblichkeit der Dar⸗ 
lehnsbedingungen ankommt, ſo kann es keinen Unterſchied 
machen, ob das Darlehn, wie in dem RG. 114, 354 entſchie⸗ 
denen Falle, auf 10 Jahre oder wie hier auf 40 Jahre oder 
länger feſt gegeben iſt. 

Daß der Heſſiſche Bankverein das Kapital ſeinerzeit auf⸗ 
genommen hätte, um die Baukoſten für ſein neuerrichtetes 
Bankgebäude zu decken, hat das BG. für widerlegt erachtet. 
Er hat es getan, um ſeine Ausleihmittel zu vermehren. Es 
kann alſo dahingeſtellt bleiben, ob § 66 etwa dann nicht ein⸗ 
ſchlüge, wenn das Darlehn zur Anſchaffung eines Grundſtücks 
beſtimmt geweſen und verwendet worden wäre, mindeſtens 
etwa dann nicht, wenn, wie die Rev., übrigens neu, behaup⸗ 
tet, das Grundſtück nicht ausſchließlich dem Bankbetriebe dient. 

Ohne Bedeutung iſt es auch, ob die Kl. etwa zur Ge⸗ 
währung von Darlehn, ſoweit beſtimmte Vorausſetzungen er⸗ 
füllt find, verpflichtet war, wie die Rev. vorgetragen hat. 
Irgendwelche Umſtände auf der Seite des Geldgebers ſpielen 
für den Tatbeſtand des 8 66 AufwG. keine Rolle. 

(U. v. 5. Mai 1928; 495/27 V. — Kaſſel.) [Sch.] 

26. 866 Aufw G. Die Verwendung des einer 
Bank gegebenen Darlehens zum Erwerb von 
Grundſtücken ſteht dem Aufwertungsverbot 
jedenfalls dann nicht entgegen, wenn der Er⸗ 
werb von Grundſtücken in den Rahmen der Ge⸗ 
ſchäfte der Bank fällt, z. B. Erwerb von ihr be⸗ 
liehener Grundſtücke zur Vermeidung von Ver⸗ 
luſten; auch die ſo vorliegende wertbeſtändige 
Anlage fteht dem Verbot nicht entgegen. ) 

„Da es ſich um ein einer Bank gegebenes Darlehen han⸗ 
delt, ift der Tatbeſtand des § 66 jedenfalls nach dem Wort⸗ 


demgemäß erklären es Nr. 24, 26 für unerheblich, wenn der Dar⸗ 
lehnsgeber ſtatutenmäßig zur Hingabe der Hypothen an die Bank, 
die in feinem Bezirk ein Grundſtück hatte, verpflichtet war. 

Dagegen muß auch nach der Rſpr. des NG. die Bank das 
Darlehn in ihrem Geſchäftsbetrieb, und zwar in ihrem Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb als Bank, aufgenommen haben. An ſich wird 
dies allgemein oder doch bis zu einem gewiſſen Grade (vgl. Nr. 26) 
nach 8 344 HGB. vermutet. Will der Gläubiger dieſe Vermutung ent- 
kräften, ſo muß er, wie Nr. 24, 26, wie mir ſcheint mit Recht, 
fordern, genau ſubſtantiierte Behauptungen aufſtellen. 


) JW. 1927, 35. 2) JW. 1928, 482. 
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laut dieſer Beſtimmung erfüllt. Die Rev. will aber die Vor⸗ 
ſchrift dahin einſchränken, daß ſie ſich nur auf Darlehen be⸗ 
ziehe, die vom Geldgeber im Bewußtſein und mit Rückſicht 
auf den Charakter des Darlehnsnehmers als eines Bank⸗ 
unternehmens gegeben ſeien, nicht aber auf ſolche, die wie 
das vorliegende reine Grundkreditgeſchäfte darſtellten, alſo 
allein mit Rückſicht auf die dingliche Sicherheit zuſtande 
gekommen ſeien. Dieſe Auffaſſung iſt vom Senat ſchon in 
dem Urt. v. 17. Dez. 1927 (RG. 119, 289 1)) abgelehnt wor⸗ 
den; daran iſt feſtzuhalten. Die Anwendbarkeit des § 66 läßt 
ſich auch nicht, wie die mündliche Reviſionsbegründung ver⸗ 
ſucht hat, mit dem Hinweis auf die Langfriſtigkeit und die im 
Verhältnis zu den üblichen „feſten Bankgeldern“ niedrige 
Verzinslichkeit in Frage ſtellen; in dieſer Beziehung iſt auf 
die Entſch. in RG. 114, 3452) zu verweiſen. 

Die Rev. iſt ſchließlich auf die von der Bekl. in den Vor⸗ 
inſtanzen aufgeſtellte Behauptung zurückgekommen, daß die Kl. 
die Darlehensvaluta zum Erwerb von Grundſtücken verwendet 
habe. Die Bekl. hat dort daraus die Nichtanwendbarkeit des 
§ 66 unter einem doppelten Geſichtspunkt herleiten wollen: 
einmal ſei der Erwerb von Grundſtücken im allgemeinen dem 
Bankbetrieb fremd, 8 66 wolle nur die Aufwertung 
ſolcher von Bankunternehmungen aufgenommenen Darlehen 
ausſchließen, die den Zwecken des bankmäßigen Geldumſatzes 
gedient hätten und der Bank Ausleihmittel hätten zuführen 
ſollen; ferner aber ſeien die zum Erwerb von Grundſtücken 
hereingenommenen fremden Mittel auch wertbeſtändig 
angelegt und ſo den Wirkungen des Währungsverfalls ent⸗ 
zogen worden. Dazu iſt folgendes zu bemerken. 

Inwieweit etwa trotz der Vorſchrift des $ 66 eine Dar⸗ 
lehensſchuld einer Bank dann aufzuwerten iſt, wenn das 
Kapital zum ſpekulativen Erwerb von Grundſtücken verwendet 
worden iſt, braucht hier nicht entſchieden zu werden. Eine 
ſolche beſtimmte Behauptung hat die Bekl. nicht aufgeſtellt: 
fie hat nur behauptet, die 120000 % ſeien ſeinerzeit von der 
Kl. zum Erwerb von Grundſtücken verwendet worden. Die 
Kl. hat das beſtritten und unter Hinweis auf ihr Kaſſebuch 
vorgetragen, das Geld ſei in ihre allgemeine Kaſſe gefloſſen 
und ebenſo wie ihre übrigen Kaſſenmittel für das laufende 
Geſchäft verwendet worden; übrigens bringe die Art ihres 
Geſchäftsbetriebes es mit ſich, daß ſie Grundſtücke ihrer Kun⸗ 
den, z. B. von Bauunternehmern, in der Zwangsverſteigerung 
erſtehen müſſe, um ihr darauf ausgeliehenes und hypothe⸗ 
kariſch ſichergeſtelltes Geld zu retten. Dem hat, wie der Tat⸗ 
beſtand des angefochtenen Urteils ausdrücklich feſtſtellt und 
auch die vorgetragenen Schriftſätze der Bekl. ergeben, dieſe 
nichts entgegenzuſetzen gewußt. Unter dieſen Umſtänden kann 
dem BG. nicht entgegengetreten werden, wenn es die bloße 
Behauptung der Bekl., die Kl. habe mit der Darlehensvaluta 
Grundſtücke erworben, nicht für ausreichend hält, die Ver⸗ 
mutung zu widerlegen, daß auch ein etwa mit dem ſereitigen 
Darlehen finanzierter Grundſtückserwerb in den Rahmen des 
Bankbetriebs der Kl. gefallen ſein würde. Es mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die vom KG. angezogene Beſtimmung des 
§ 344 HGB. allein zur Begründung dieſer Vermutung aus⸗ 
reicht, und ob ſie nicht etwa zunächſt nur eine Vermutung für 
die Zugehörigkeit des ſtreitigen Darlehensgeſchäfts zum 
Handelsgeſchäft, nicht aber gerade zu dem Bankbetrieb der 
Kl. ergibt. Denn jedenfalls konnte das BG. aus dem durch 
Belege wie z. B. die gedruckten Geſchäftsberichte unterſtützten 
eingehenden Vortrag der Kl. entnehmen, daß es nach der be- 
ſonderen Art des klägeriſchen Geſchäftsbetriebes nichts Un⸗ 
gewöhnliches, ſondern gerade in dieſer Eigenart begründet iſt, 
wenn gelegentlich Grundſtücke erworben werden. Dann aber 
konnte es von der Bekl. mindeſtens die beſtimmte Behaup⸗ 
tung erwarten, daß abweichend davon im vorliegenden Fall 
das aufgenommene Kapital einem Grundſtückserwerb ganz 
anderer, aus dem eigentlichen Bankbetrieb herausfallender 
Art gedient habe. Es kann nicht die Rede davon ſein, daß 
damit die Anforderungen an die Darlegungspflicht der Bekl. 
überſpannt ſeien. 


5. Nr. 26 bringt zum Ausdruck, daß 8 66 nicht ſchon aus⸗ 
geſchloſſen iſt, wenn die Bank den Darlehnsbetrag wertbeſtändig an⸗ 
gelegt hat, ſondern nur dann, wenn ſolche Anlage vereinbart war. 

Staatsſekretär z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 


) JW. 1928, 482. 2) JW. 1927, 36. 


Aber auch der Umſtand, daß die Darlehensvaluta durch 
die von der Kl. vorgenommene Anlage in einem Grundſtück, 
die hier zu unterſtellen iſt, wenigſtens einigermaßen wert⸗ 
beſtändig erhalten geblieben iſt, kann die Anwendung des 
§ 66 AufwG. nicht hindern. Nur wenn dieſe Art der Anlage 
auf einer Vereinbarung, ſei es auch nur einer ſtillſchweigen⸗ 
den, der Parteien beruht hätte, wäre eine Ausnahme von 
dem Aufwertungsverbot begründet. Von einer ſolchen Ver⸗ 
einbarung hat aber die Bekl. nichts behauptet. 


(u. v. 5. Mai 1928; 594/27 V. — Berlin.) Sch.) 


27. 867 AufwG. Eine Sparkaſſe kann die 
Hinfälligkeit eines Vergleichs und einer Auf⸗ 
geldabmachung auch dann geltend machen, wenn 
die oberſte Landesbehörde die Aufwertung ein⸗ 
heitlich geregelt und dabei von der Bildung 
einer Teilungsmaſſe abgeſehen hat. Ein Ver⸗ 
zicht auf höhere Aufwertung iſt auch dann un⸗ 
wirkſam, wenn er zwar nicht in einem Vergleich, 
aber doch in einer „anderen Vereinbarung“ i. S 
von § 67 Aufw G. enthalten ift.f) 

Das BG. iſt der Anſicht, daß das Anfang Dez. 1923 
zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Abkommen ſich nicht als 
ein Auſwertungsvergleich i. S. des § 67 Aufm®. darſtelle, 
meint aber in Übereinſtimmung mit dem LG., deſſen Aus⸗ 
führungen es inſoweit billigt, daß ein vertragsmäßiger Ver⸗ 
zicht der Kl. auf weitere Aufwertungsanſprüche vorliege, der 
den Aufwertungsanſpruch der Kl. beſeitigt habe. Ob der An⸗ 
ſicht des BG., daß ein Vergleich nicht vorliege, beizupflichten 
ſein möchte, bedarf keiner Prüfung, da die Rechtslage, wie 
die Rev. zutreffend hervorhebt, die gleiche iſt, mag ſich das 
Abkommen der Parteien rechtlich als ein Aufwertungs⸗ 
vergleich oder als eine andere Vereinbarung ohne Vergleichs- 
natur darſtellen. . 

Liegt ein Vergleich i. S. des 8 67 Aufiw®. vor, fo 
ſteht er, da er in der Zeit vom 15. Juni 1922 bis zum 
14. Febr. 1924 abgeſchloſſen worden iſt, nach 867 Abſ. 2 
Satz 1 AufwG. der Aufwertung nicht entgegen. Denn ſelbſt 
wenn man zugunſten des Bekl. unterſtellt, daß die Stadt⸗ 
gemeinde Dresden, ſoweit ſie die ſtädtiſche Sparkaſſe betreibt, 
Kaufmannseigenſchaft beſitzt und den Vergleich im Betriebe 
ihres Handelsgewerbes abgeſchloſſen hat, würde dennoch der 
Vergleich die Aufwertung nach § 67 Abſ. 2 Satz 2 Halbſatz 2 
AufwöG. nicht beſeitigen. Nach 855 Aufiv®. werden Spar⸗ 
guthaben bei öffentlichen oder unter Staatsaufſicht beſtehende 
Sparkaſſen in der Weiſe aufgewertet, daß eine Teilungsmaſſe 
gebildet wird, die von einem Treuhänder unter die Gläubiger 
zu verteilen iſt. Durch § 58 Ziff. 7 AufwG. find die oberſten 
Landesbehörden ermächtigt worden, einen Einheitsſatz für 
ſämtliche Sparkaſſen eines Landes oder einzelne Landesteile 
oder für beſtimmte Arten von Sparkaſſen feſtzuſetzen. Dem⸗ 
entſprechend iſt für Sachſen bei allen öffentlichen oder unter 
Staatsaufſicht ſtehenden Sparkaſſen ein Aufwertungsſatz von 
12½ % des Goldmarkbetrags der Sparguthaben ohne Bil- 
dung einer Teilungsmaſſe durch die 1. VO. zur Durchführung 
der Aufwertung der Sparguthaben v. 15. Febr. 1926 (GBl. 
34) beſtimmt worden. Dadurch iſt jedoch den ſächſiſchen Spar⸗ 
kaſſen die Berufung auf die Beſtimmung des 8 67 Abſ. 2 
Satz 2 Halbſatz 2 AufwG. nicht entzogen worden. Bei der 
Aufnahme dieſer Vorſchrift ging man davon aus, daß den in 
88 47, 51 Abſ. 3, 55, 59 AufwG. genannten Kreditanſtalten 
und Verſicherungsunternehmungen eine bevorzugte Stellung 
gegenüber anderen kaufmänniſchen Aufwertungsgläubigern ein⸗ 
geräumt werden ſollte, bei denen die Bildung einer Teilungs⸗ 
maſſe nicht in Frage kommt. Dieſes Vorrecht wird aber den 
Sparkaſſen nicht wieder dadurch entzogen, daß die Landes⸗ 
behörde in Verfolg der ihr eingeräumten Ermächtigung ledig⸗ 
lich aus Gründen einer Vereinfachung und Erleichterung des 
Verteilungsverfahrens von der Bildung einer Teilungsmaſſe 
für Sparkaſſen abgeſehen und einen feſten Aufwertüngsſatz 
eingeführt hat. Im Sinne des $ 67 Abſ. 2 Satz 2 Halbſatz 2 
Zu 27. Aus dem Urteil des RG. ſind drei Rechtsgrundſätze zu 
entnehmen: 

1. Die in dem 8 67 Abſ. 2 Satz 2 Halbſatz 2 den Sparkaſſen 


eingeräumte bevorzugte Rechtsſtellung ſteht ihnen auch dann zu, wenn 
gem. § 59 Ziff. 3 ein Einheitsſatz der Aufwertung feſtgeſetzt wird. 


57. Jabrz. 1928 Heft 45 


Rechtſprechung 


FASER) 


Aufivb. iſt es vielmehr bei Sparkaſſen, bei denen durch 
landesgeſetzliche Anordnung die Bildung eines Teilungsſtocks 
ausgeſchloſſen iſt, nach wie vor ſo anzuſehen, als wenn die 
Aufwertung zugunſten eines Teilungsſtocks erfolgt. (Ebenſo 
KG., Beſchl. v. 24. März 1927, 9 AW III 297/27: Ring 
Aufwgiſpr. II, 314 Nr. 149; Stettin, Urt. v. 22. März 1927, 
4U 62/27: Ring Aufwgkſpr. II, 457 Nr. 215; Mügel, 
5. Aufl., Anm. 6 zu 8 67 S. 966; Quaſſowski ©. 352; 
Lehmann-Boeſebeck S. 267.) Danach ſteht das Ab⸗ 
kommen der Parteien, wenn man es als einen Aufwertungs⸗ 
vergleich anſieht, der Aufwertung der ſtreitigen Hypothek nicht 
entgegen. 

Würde ſich aber das Abkommen der Parteien nicht als 
ein Aufwertungsvergleich i. S. des § 67 Aufw®., ſondern als 
eine „Vereinbarung“ ohne die Merkmale eines Aufwertungs⸗ 
vergleichs darſtellen, ſo wird ſie nur inſoweit aufrechterhalten, 
als ſie den Anforderungen des Geſetzes genügt, d. h. als der 
Betrag, deſſen Zahlung der Schuldner zugeſagt hat, die Sätze 
des Geſetzes erreicht oder überſteigt (Urt. des erk. Sen. vom 
22. Juni 1927, V 564/26, RG. 117, 300). Soweit die Ver⸗ 
einbarung, wie es hier der Fall iſt, dieſem Erfordernis nicht 
entſpricht, ſteht ſie einer Aufwertung nicht entgegen. 

An dieſer Rechtslage vermag auch der Umſtand, daß die 
Kl. nach der Annahme der Vorinſtanzen auf eine höhere Auf⸗ 
wertung verzichtet hat, nichts zu ändern. Denn wie der 
erk. Sen. in ſtändiger Rſpr. (zuletzt noch im Urt. v. 19. Mai 
1928, V 500/27) ausgeſprochen hat, kann ein ſolcher Verzicht 
nur als ein Teil des Vergleichs angeſehen werden, deſſen Un⸗ 
wirkſamkeit auch die Unwirkſamkeit des in ihm enthaltenen 
Verzichts zur notwendigen Folge hat. Nichts anderes kann 
aber auch von einem Verzicht gelten, der in einer Verein⸗ 
barung erklärt worden iſt, die ſich zwar nicht als ein Auf⸗ 
wertungsvergleich i. S. des § 67 Aufiv®. darſtellt, aber nach 
dem Dargelegten gleichfalls unwirkſam iſt und der Aufwer⸗ 
tung nicht entgegenſteht. Auch der in einer ſolchen Verein⸗ 
barung enthaltene Verzicht teilt das rechtliche Schickſal der 
Vereinbarung. Daß im vorliegenden Falle aus der Art des 
Zuſtandekommens jener Abmachung etwas Gegenteiliges ent⸗ 
nommen werden müßte, trifft nicht zu. Daß die hier vor⸗ 
liegende Vereinbarung die Frage der Aufwertung betraf, hat 
das BG. ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt. Danach iſt aber der 
Aufwertungsanſpruch der Kl. auf keinen Fall beſeitigt, mag 
man das Abkommen der Parteien als einen Aufwertungs⸗ 
vergleich oder als eine bloße „Vereinbarung“ würdigen. 

(U. v. 7. Juli 1928; 553%7 V. — Dresden.) [Sch.] 


Dies war ſchon bisher wie herrſchende Anſicht; das RG. hat aber 
bisher keine Gelegenheit gehabt, zu dieſer Frage Stellung zu nehmen. 
2. Vereinbarungen, die nicht die Merkmale eines Aufivertungs- 
vergleichs enthalten, werden durch 867 nur inſoweit aufrechterhalten, 
als ſie den Anforderungen des Geſetzes genügen, d. h. als der Betrag, 
deſſen Zahlung der Schuldner zugeſagt hat, die Sätze des Geſetzes er⸗ 
reicht oder überſteigt. Dieſer in dem Urt. v. 22. Juni 1927 aus⸗ 
geſprochene Grundſatz wird in der vorl. Entſch. beſtätigt. 

3. Die ſtändige Rſpr. des RG., wonach ein in einem Vergleich 
ausgeſprochener Aufwertungsverzicht als ein Teil des Vergleichs an⸗ 
zuſehen iſt und deshalb, wenn der Vergleich unwirkſam iſt, ebenfalls 
unwirkſam iſt, wird auch auf den Fall ausgedehnt, daß der Verzicht 
nicht in einem Vergleiche, ſondern in einer nicht als Vergleich an⸗ 
zuſehenden Vereinbarung enthalten iſt. Steht dieſe Vereinbarung dem 
Aufwertungsanſpruche nicht entgegen, ſo gilt dies auch von dem in 
der Vereinbarung ausgeſprochenen Verzichte. Die Bedeutung des 867 
beſteht nach der Auffaſſung des N®. darin, daß eine Vereinbarung, 
die einen Vergleich über die Höhe der Aufwertung darſtellt, wirk⸗ 
ſamer iſt als eine Vereinbarung, welche der Geldentwertung Rechnung 
trägt, ohne daß ſich der Gläubiger der Möglichkeit des Beſtehens 
eines Aufwertungsanſpruchs bewußt geweſen iſt, indem nur die erſtere 
unter Umſtänden der Erhebung von Aufwertungsanſprüchen entgegen⸗ 
ſteht. Daher iſt es nur folgerichtig, daß dem Verzicht in der Verein⸗ 
barung keine weitergehende Wirkung beigemeſſen wird, als dem Ver⸗ 
zicht in einem Vergleich. Im übrigen kann ich mir nicht vorſtellen, 
daß ein Verzicht auf Aufwertungsanſprüche ausgeſprochen wird, wenn 
nur eine Vereinbarung, kein Vergleich, vorliegt. Denn wenn aus⸗ 
drücklich auf etwaige Aufwertungsanſprüche verzichtet wird, beweilt 
dies, daß die Möglichkeit des Beſtehens von Aufwertungsauſpruchen 
ins Auge gefaßt iſt, ſo daß die Vorausſetzung für die Annahme 
eines Aufwertungsvergleichs gegeben iſt. 

Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


2. Aufwertung außerhalb des Aufwertungsgeſetzes. 


28. 88 202, 242 BG B. Durch die grundlegenden 
Urteile des RG. war ſpäteſtens Mitte 1924 die 
Rechtslage ſoweit geklärt, daß die Verjährung 
von Aufwertungsanſprüchen nicht mehr gehemmt 
war (1920-1923 vollſtändig abgewickelte Han⸗ 
delsverkäufe; Klagerhebung Dezember 1926). 5) 


Die Kl. hat in den Jahren 1920 bis März 1923 an die 
Bekl., ſämtlich kleinere Landwirte, Vieh verkauft; für die Be⸗ 
zahlung der Kaufpreiſe waren teilweiſe bis zu eineinhalb 
Jahren reichende Zahlungsfriſten vereinbart; auch dieſe wur⸗ 
den nicht durchweg eingehalten. Stets wurde der Kaufpreis 
teils in ganzer Summe, teils in Teilzahlungen in mehr oder 
weniger ſtark entwertetem Gelde entrichtet. Die Zahlungen 
wurden ſämtlich ohne Vorbehalt angenommen und ſind bis 
Mitte März 1923 erfolgt. Mit den in der zweiten Hälfte 
Dezember 1926 zugeſtellten Klagen verlangt die Kl. Auf⸗ 
wertung der in entwertetem Gelde bezahlten Kaufpreiſe. Sie 
wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. 

Es ift feſtſtehende Rechtſprechung des RG., daß die gleiche 
Verjährungsfriſt wie für den Hauptanſpruch auch für den 
Aufwertungsanſpruch als einen Teil des Hauptanſpruchs 
Platz greift, und daß in Anlehnung an die Beſtimmung des 
8 202 BGB. die Verjährung der Aufwertungsanſprüche bis 
zu dem Zeitpunkte gehemmt war, in dem ſich der Auſwer⸗ 
tungsgedanke unter Billigung des RG. durchgeſetzt hatte 
(RG. 111, 1471); JW. 1926, 1544; 1927, 98317 und die 
daſelbſt angezogenen Entſch.). Streitig iſt nur unter den Par⸗ 
teien, in welchem Zeitpunkt die Hemmung der Verjährung 
als beſeitigt anzuſehen iſt. Das BG. nimmt an, daß jeden⸗ 
falls ſeit Mitte 1924 einem Gläubiger zugemutet werden 
konnte, die Anwendung des § 242 BOB. auch auf die Frage 
der Aufwertung vorbehaltlos angenommener, entwerteter Zah⸗ 
lungen richterlichem Urteil zu unterbreiten, und daß eine dar⸗ 
auf gerichtete Klage zu dieſem Zeitpunkt Ausſicht auf Erfolg 
hatte. Das BG. befindet ſich in dieſem Punkte im weſentlichen 
in Übereinſtimmung mit der Anſicht des erk. Sen,, die in 
RGE. III 62/27 v. 28. Okt. 1927 (JW. 1928, 100°) ihren 
Ausdruck dahin gefunden hat, das rechtliche Hindernis für 
die Geltendmachung des Aufwertungsbegehrens ſei jedenfalls 
im Monat Januar 1924 weggefallen. Der jener Entſch. zu⸗ 
grunde liegende Tatbeſtand unterſchied ſich allerdings in 
mehrfacher Beziehung von dem vorliegenden. Denn einmal 
ſtand in jenem Rechtsſtreit ein noch nicht getilgter Papiers 
markanſpruch zur Entſcheidung, während es fich in dem gegen- 
wärtigen Prozeſſe um die Aufwertung vorbehaltlos angenom—⸗ 


Zu 28. Das Urteil entſcheidet zwei Fragen, erſtens, wann die 
in der Rſpr. des NG. angenommene Hemmung der Verjährung 
wegen Nichtanerkennung der Aufwertung in der Rſpr. ihr Ende 
erreicht hat; zweitens, ob bei den kurzen Verjährungen der 88 196, 
197 BGB. nach Ablauf der Hemmung die Verjahrungsfriſt alsbald 
oder erſt mit dem Ende des Jahres in Lauf geſetzt wird. Die erſte 
Frage wird dahin beantwortet, daß es nicht darauf ankomme, ob 
gerade bez. des in Frage kommenden Tatbeſtandes die Zuläaſſigkeit 
der Aufwertung anerkannt ſei, ſondern daß es genüge, daß ſich 
überhaupt der Aufwertungsgedanke durchgeſetzt habe, und damit die 
rechtliche Unmöglichkeit der Geltendmachung von Aufwertungs⸗ 
anſprüchen weggefallen ſei. Den entſcheidenden Zeitpunkt ſieht das 
RS. in dem Bekanntwerden der grundlegenden Entſch. des RG. 
aus dem zweiten Halbjahr 1923 und, nimmt daher an, daß der 
Hemmungsgrund ſpäteſtens am 1. Juni 1924 weggefallen ſei. Der 
1. Juli 1924 wird als der ſpäteſte Termin bezeichnet; da die maß⸗ 
gebenden Entſch. des R., insbeſ. die Entſch. v. 28. Nov. 1923, 
ſehr bald in weiteſten Kreiſen bekauntgeworden find, wird man die 
Hemmung ſchon in den erſten Monaten 1924 als beendet anzuſehen 
haben. Die zweite Frage wird dahin entſchieden, daß die Verjährungs⸗ 
friſt mit dem Wegfall des Hemmungsgrundes in Lauf geſetzt oder, 
falls die Verjährung ſchon vor Eintritt der Hemmung begonnen 
hatte, fortgejeßt wird. 

Jun bezug auf die erſte Frage nimmt die Entſch. des RG. 
(7. Sen.) v. 8. Mai 1928 (Rſpr. i. AuſwS. 1928, 512) einen ab⸗ 
weichenden Standpunkt ein, nämlich dahin, daß die Hemmung der 
Verjährung nicht vor Frühjahr 1925 ihr Ende erreicht habe, weil der 
Anspruch auf nachträgliche Aufwertung von Forderungen deren 
Nennbetrag bezahlt war, erſt ſeit dem Urteile v. 3. Dez. 1924 als 
endgültig anerkannt angeſehen werden könne. Ich halte, wie ich 
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Rechtiprechung 
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mener, in entwertetem Gelde geleiſteter Zahlungen handelt, 
und zum anderen war in dem früheren Rechtsſtreit der Kl. 
ſelbſt am 9. Febr. 1924 zur Goldmarkberechnung über⸗ 
gegangen, hatte alſo damit zu erkennen gegeben, daß er ſich 
ſpäteſtens von dieſem Zeitpunkt an der Aufwertungsmöglich⸗ 
keit ſeines Anſpruchs bewußt war. Indeſſen kann dieſen 
Unterſchieden keine ausſchlaggebende Bedeutung für die Be⸗ 
antwortung der hier zunächſt allein zu entſcheidenden Frage, 
wann der Grund für die Hemmung der Verjährung weg⸗ 
gefallen iſt, beigemeſſen werden. Die Frage der Verjährungs⸗ 
hemmung und deren Dauer ſteht in engem Zuſammenhang 
mit dem Weſen und dem Zweck des Rechtsgebildes der Wer- 
jährung überhaupt, und es iſt daher vorerſt hierauf einzu⸗ 
gehen. Der Verjährungsbegriff beruht auf dem Grund⸗ 
gedanken, „daß gewiſſe tatſächliche Zuſtände, welche längere 
Zeit hindurch unangefochten beſtanden haben, im Intereſſe 
des Rechtsfriedens und der Rechtsſicherheit als zu Recht be⸗ 
ſtehend anerkannt werden“ (Motive zum BGB. bei Mug⸗ 
dan, Die geſamten Materialien zum BGB. Bd. 1 S. 511). 
Die amtliche Begründung führt weiter aus (a. a. O. S. 512): 
„Grund und Zweck der Anſpruchsverjährung iſt, der By 
helligung mit veralteten Anſprüchen ein Ziel zu ſetzen. Der 
Verkehr erträgt es nicht, daß lange verſchwiegene, in der Ver⸗ 
gangenheit vielleicht weit zurückliegende Tatſachen zur Quelle 
von Auforderungen in einem Zeitpunkte gemacht werden, in 
welchem der in Anſpruch genommene Gegner infolge der ver⸗ 
dunkelnden Macht der Zeit entweder nicht mehr oder doch nur 
ſchwer noch in der Lage iſt, die ihm zur Seite ſtehenden ent⸗ 
laſtenden Umſtände mit Erfolg zu verwerten. .. Der Schwer: 
punkt der Verjährung liegt nicht darin, daß dem Berechtigten 
ſein gutes Recht entzogen, ſondern darin, daß dem Verpflich⸗ 
teten ein Schutzmittel gegeben wird, gegen vorausſichtlich un⸗ 
berechtigte Anſprüche ohne Eingehen auf die Sache ſich zu 
verteidigen. Die Verjährung iſt das Mittel zum Zwecke, nicht 
Selbſtzweck.“ ... 

In gleichem Sinne ſpricht die Denkſchrift zum BGB. 
von einem dem Verpflichteten zur Verfügung geſtellten 
„Schutzmittel gegen die Behelligung mit dem verjährten An⸗ 
ſpruche“ (Mugdan a. a. O. S. 842). Hierzu kommt bei der 
Verjährung von Aufwertungsanſprüchen noch der weitere Ge⸗ 
ſichtspunkt, daß bei einer gerichtlichen Geltendmachung ſolcher 
Anſprüche nach Ablauf langer Zeit eine zuverläſſige Be⸗ 
urteilung, welcher Ausgleich den Belangen beider Teile ge: 
recht wird, zum mindeſten ſehr erſchwert, wenn nicht unmög⸗ 
lich ſein wird (RG. 118, 378 )). 

Eine Hemmung der Verjährung ($ 202 BGB.) läßt der 
Entwurf „im Intereſſe möglichſt wirkſamer Geſtaltung der 
Verjährung nur in beſchränktem Umfange zu“ (Denkſchrift 
bei Mugdan a. a. O. S. 841). Die Motive ſprechen von 
einem Ruhen der Verjährung nur inſolange, als „die Gel⸗ 
tendmachung eines Anſpruchs rechtlich ausgeſchloſſen iſt“ 
— agere non valenti non currit praescriptio — und von 
einem „Ausſchluß der Rechtsverfolgung“ (Mugdan 
a. a. S. S. 524). 

Iſt hiernach davon auszugehen, daß nach dem Willen des 
Geſetzgebers die Rechtseinrichtung der Verjährung dem Inter⸗ 
eſſe des Rechtsfriedens und der Rechtsſicherheit zu dienen be⸗ 
ſtimmt iſt, daß ſie als Schutzmittel zugunſten des Schuldners 
mit möglichſt wirkſamer Geſtaltung gedacht iſt, und die Hem⸗ 
mung der Verjährung nur in beſchränktem Umfange zu⸗ 
gelajfen werden ſoll, fo wird man das Anwendungsgebiet der 
letzteren möglichſt eng abgrenzen müſſen. Dies um ſo mehr, 
als ſchon die Anwendung des § 202 BGB. auf die Un⸗ 
möglichkeit der Verwirklichung von Aufwertungsanſprüchen 
nur im Wege der Analogie erfolgen konnte, alſo immerhin 
eine, nur mit Erwägungen der Billigkeit zu rechtfertigende 
Erweiterung der Ausnahmemaßregel auf einen vom Geſetz⸗ 
geber 1 vorausgeſehenen und nicht vorausſehbaren Fall 
darſtellt. 

Die Anwendung dieſer Grundſätze auf die zur Entſchei⸗ 
dung ſtehenden Anſprüche laſſen die Annahme des BR, daß 


bereits im 8 19 des erſten Teiles meines Buches „Das geſamte Auf⸗ 
wertungsrecht“ ausgeführt habe, die Anſicht des 3. Sen. für zufrej- 
fend, daß es für die Frage der Verjährung nur darauf ankommt, 
daß die Aufwertung grundſätzlich anerkannt worden iſt und daß es 


2) JW. 1928, 650, 


der Hemmungsgrund ſpäteſtens mit dem 1. Juli 1924 weg⸗ 
gefallen ſei, und das Ruhen der Verjährungsfriſt ſpäteſteus 
mit dieſem Zeitpunkte ſein Ende gefunden habe, zutreffend 
erſcheinen. Die grundlegenden, oft erörterten Entſch. des RG., 
durch welche mit dem Grundſatz Mark gleich Mark gebrochen 
und die Notwendigkeit eines gerechten Ausgleichs des durch 
die Geldentwertung hervorgerufenen ſtarken Mißverhältniſſes 
zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung nach den Grundſätzen von 
Treu und Glauben anerkannt wurde, ſind bereits in der zwei⸗ 
ten Hälfte des Jahres 1923 ergangen. Mit dem Bekannt⸗ 
werden dieſer Urteile war die rechtliche Unmöglichkeit der 
Geltendmachung von Aufwertungsanſprüchen beſeitigt, die 
Bahn war frei, um den Aufwertungsgedanken in ſeiner An⸗ 
wendung auf die verſchiedenſten Rechtsgebiete und in jeder 
möglichen Erſcheinungsform zur richterlichen Anerkennung zu 
bringen. Daß der Ausbau und die Vertiefung dieſer einmal 
zum Durchbruch gelangten Rechtsanſchauung durch die Recht⸗ 
ſprechung nur allmählich vor ſich ging, liegt in der Natur der 
Fortbildung des Rechts durch die Rechtſprechung begründet; 
dieſe Rechtsentwicklung iſt auch heute noch nicht abgeſchloſſen, 
vielmehr ſehen ſich die Gerichte ſtändig vor neue Fragen des 
Aufwertungsrechts geſtellt. Ein bemerkenswerter Schritt auf 
diefem Wege war unzweifelhaft die höchſtrichterliche An⸗ 
erkennung, daß auch vorbehaltloſe Annahme der Zahlung in 
der Zeit des Währungsverfalls die Geltendmachung von Auf⸗ 
wertungsanſprüchen nicht ausſchließe. Allein zutreffend weiſt 
das angefochtene Urteil darauf hin, daß bereits Anfang 1923 
Anſätze zu dieſer Rechtſprechung in die Erſcheinung getreten 
waren (vgl. RG. 109, 196 )), und daß bereits in der erſten 
Hälfte des Jahres 1924 auch Urteile höherer Gerichte in 
dieſem Sinne ergangen ſind. Auch die durch die Beſtimmung 
in § 11 der III. Steuer NotVO. v. 14. Febr. 1924 vorüber⸗ 
gehend hervorgerufenen Zweifel, ob das Verbot der rück⸗ 
wirkenden Aufwertung von Anſprüchen aus Rechtsverhältniſſen 
der in $ 1 dieſer VO. bezeichneten Art ſich auch auf das Ge⸗ 
biet der jog. freien Aufwertung erſtrecke, waren, wie das BU. 
darlegt, bald und jedenfalls noch in der erſten Hälfte des 
Jahres 1924 behoben. — Wie dem aber auch ſein möge, — 
der ausſchlaggebende Geſichtspunkt iſt und bleibt, daß mit dem 
Bekanntwerden der grundlegenden Entſch. des RG. aus dem 
zweiten Halbjahr 1923 der Ausſchluß der Rechtsverfolgung 
und die rechtliche Unmöglichkeit der Geltendmachung von Auf⸗ 
wertungsanſprüchen weggefallen war, und daß daher von 
einer Hemmung der Verjährung in dem oben erörterten Sinne 
von da an keine Rede mehr fein kann. Der Anſicht der Rev., 
die dieſen Zeitpunkt entſprechend dem Bekanntwerden wei— 
terer Entſch. des RG. in den November und Dezember 1924 
und in das Jahr 1925 verlegt wiſſen will, und den im 
Schrifttum vertretenen, teilweiſe noch weitergehenden Mei⸗ 
nungen (vgl. die in RG. 119, 234 ff.); JW. 1927, 291514 
und 1928, 649 21 aufgeführten Schriftſteller) vermag der 
Senat — ſoweit es ſich um die hier allein zu entſcheidende 
Frage der Verjährung und ihrer Hemmung handelt — nicht 
beizutreten. Die bloße Zweifelhaftigkeit einer Rechtsfrage be- 
rechtigt nicht, mit der Rev. von einer bis in das Jahr 1925 
reichenden Rechtsverwirrung und Rechtsunſicherheit zu ſpre⸗ 
chen, die eine bis in dieſe Zeit fortdauernde Hemmung der 
Verjährung zur Folge gehabt hätte. Zutreffend führt der 
BR. aus, der Grundgedanke der reichsgerichtlichen Hem⸗ 
mungstheorie ſei nicht der, daß eine in allen Einzelheiten 
feſtſtehende, von höchſtrichterlichen Entſcheidungen gerade auch 
in Anwendung auf die Beſonderheiten der einzelnen Rechts⸗ 
gebiete und Rechtsbegriffe gebilligte Gerichtspraxis vorliegen 
müſſe, um die durch die Rechtsverwirrung der Inflationszeit 
in eine Art Hemmung geratene Verjährung wieder in Lauf 
zu ſetzen. In der Tat kann — immer wieder unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Anſpruchsverjährung und der Verjährungs⸗ 
hemmung geſehen — dem Gläubiger nicht zugeſtanden werden, 
mit der gerichtlichen Geltendmachung feiner Aufwertungs⸗ 
anſprüche zu zögern, bis auch der letzte Zweifel auf dem Ge⸗ 


nicht erforderlich iſt, daß volle Klarheit über das Beſtehen eines 
Auſwertungsanſpruchs geſchaffen worden iſt. Auch in bezug auf bie 
zweite Frage ſteht das jetzt vorl. Urteil des RG. im Einklang mit 
meinen Ausführungen. 

Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
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biet des Auſwertungsrechts gelöſt ſein wird, vorausgeſetzt, 
daß dieſer Fall überhaupt eintreten ſollte, oder bis ein ſeiner 
Rechtsſtreitigkeit gleich gelagerter Fall höchſtrichterlich ent⸗ 
ſchieden iſt. Mit Recht weiſt der BR. darauf hin, daß in ge⸗ 
wiſſem Sinne noch jetzt faſt jeder Aufwertungsprozeß ein 
Riſiko in ſich birgt. Dieſe Gefahr hat aber nach dem geſetz⸗ 
geberiſchen Grund und Zweck der Verjährung und ihrer 
Hemmung der Gläubiger auf ſich zu nehmen, er darf ſie 
nicht auf die Schuldner abwälzen. Nicht ohne Grund hat der 
Prozeßbevollmächtigte des größten Teils der Bekl. in der 
mündlichen Verhandlung ausgeführt, daß, wenn die Entſchei⸗ 
dung einer Rechtsfrage auch nur zweifelhaft ſei, von einer 
rechtlichen Unmöglichkeit der Anſpruchsverfolgung und dem⸗ 
gemäß von einer Verjährungshemmung nicht mehr geſprochen 
werden könne. Zweifelhafte Rechtsfragen auf ſeine Gefahr 
zum gerichtlichen Austrag zu bringen, muß dem Anſpruchs⸗ 
berechtigten auf allen Rechtsgebieten zugemutet werden und 
wird ihm zugemutet, ohne daß er ſich gegenüber dem Ver⸗ 
jährungseinwand darauf berufen kann, die betreffende Rechts⸗ 
frage habe noch keine oder keine völlige Klärung durch die 
Rechtſprechung erfahren; den Fragen des Aufwertungsrechts 
eine andere Behandlung zuteil werden zu laſſen, fehlt jede 
Berechtigung und müßte dazu führen, den Abſichten des Ge⸗ 
ſetzgebers, durch die Rechtsbildung der Verjährung den Rechts- 
frieden und die Rechtsſicherheit zu gewährleiſten und dem 
Verpflichteten ein Schutzmittel an die Hand zu geben, die An⸗ 
erkennung zu verſagen. 

Muß hiernach ſchon vom reinen Rechtsſtandpunkt aus 
mit dem BG. das der Geltendmachung der Auſprüche ent⸗ 
gegenſtehende Hindernis als ſpäteſtens mit dem 1. Juli 1924 
beſeitigt angeſehen werden, ſo bedarf es nicht erſt noch der 
Heranziehung der das ganze Rechtsleben und damit auch das 
Inſtitut der Anſpruchsverjährung und ihrer Hemmung be⸗ 
herrſchenden Grundſätze von Treu und Glauben, um zu dem 
gleichen Ergebnis zu gelangen (vgl. zit. RG. 119, 235/36 5)). 

Auch darin iſt den vorderen Rechtszügen beizutreten, daß 
der Lauf der Verjährung alsbald mit dieſem Zeitpunkt be⸗ 
gann, oder — falls vor der Hemmung begonnen, was im 
einzelnen nicht feſtſteht — fortgeſetzt wurde, und nicht erſt 
mit dem Schluß des Jahres 1924, daß ſonach der 8 201 
BGB. hier keine Anwendung finden kann. Aus Satz 1 des 
§ 201 läßt ſich ohnehin nichts zugunſten der Rev. ableiten, 
da die Entſtehung des Auſwertungsanſpruchs (8198 BGB.) 
in allen Fällen vor dem Beginn des Jahres 1924 liegt. 
Aber auch Satz 2 daſelbſt iſt nicht anwendbar. Für den Fall 
der Unterbrechung der Verjährung (88 108 ff. BGB.) ſteht 
außer Zweifel, daß nach ihrer Beendigung eine neue Ver⸗ 
jährung ſofort — nicht erſt nach § 201 Satz 2 BGB. mit 
dem Schluſſe des Jahres — in Lauf geſetzt wird. Dies iſt 
ſowohl in den Motiven ausgeſprochen (Mugdan a. a. O. 
S. 523), als auch in der Rſpr. des RG. anerkannt (NO. 65, 
268; zit. RGE. III 62/27). Weiſt nun auch die Hemmung 
der Verjährung in mancher Beziehung eine gewiſſe Überein⸗ 
ſtimmung mit der Unterbrechung auf, ſo geht es doch nicht 
an, ſie ihr in dieſem Punkte ohne weiteres gleichzuſtellen. 
Allein die für die Verjährungshemmung ſelbſtändig vor⸗ 
zunehmende Prüfung der Anwendbarkeit des 8 201 Satz 2 
muß gleichfalls zur Verneinung dieſer Frage führen, wobei es 
keinen Unterſchied macht, ob der Lauf der Verjährung vor 
Eintritt des Hemmungsgrundes ſchon begonnen hatte oder 
nicht. In der in Rede ſtehenden Geſetzesſtelle findet ſich zwei⸗ 
mal das Wort „Friſt“. Dieſer Ausdruck bezeichnet nach dem 
Sprachgebrauch des BGB. einen abgegrenzten, alſo beſtimmt 
bezeichneten und jedenfalls beſtimmbaren Zeitraum, wenn 
auch in dem weiteren Sinne, daß er nicht zuſammenhängend 
zu verlaufen braucht (8 191 BGB.; Motive bei Mugdan 
a. a. O. S. 508; RENKomm. Anm. 1 zu $ 186). In dieſem 
Rechtssinne läßt fi wohl von einer Verjährungsfriſt und 
einer Stundungsfriſt — bei beſtimmter Dauer der Stun⸗ 
dung — ſprechen, nicht aber von einer Hemmungsfriſt, da die 
Dauer der Verjährungshemmung, beſtehend in der Ausſichts⸗ 
loſigkeit der Erhebung einer Aufwertungsklage, im voraus 
ganz unbeſtimmt und unbeſtimmbar war. Iſt demgemäß ſchon 
nach der Rechtsſprache des BGB. für die Anwendung des 
§ 201 Satz 2 im vorliegenden Falle kein Raum, ſo kommt 
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hinzu, daß der $ 205 BGB. hinſichtlich der Dauer der Ver⸗ 
jährungshemmung lediglich beſtimmt, der „Zeitraum“ — 
nicht die Friſt! — währenddeſſen die Verjährung gehemmt 
iſt, werde in die Verjährungsfriſt nicht eingerechnet. Daraus 
ergibt ſich klar, daß, wenn beiſpielsweiſe der Aufwertungs⸗ 
anſpruch i. J. 1923 entſtanden iſt (8 198 BGB.), die Ver⸗ 
jährung beim Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 8 201 
Satz 1 mit dem Ablauf des 31. Dez. 1923 begonnen hätte, 
und daß lediglich der Zeitraum vom 1. Jan. 1924 bis zum 
Wegfall des Hemmungsgrundes in die Verjährungsfriſt nicht 
eingerechnet wird. Hätte dieſer Zeitpunkt noch weiter — bis 
zum Schluß des Jahres 1924 — hinausgerückt werden ſollen, 
ſo hätte es eines klaren Ausſpruchs im Geſetz zum mindeſten 
durch Bezugnahme auf $ 201 Satz 2 bedurft. Von ſelbſt er⸗ 
gibt ſich eine ſolche Herübernahme nicht, da ſich § 201 ganz 
offenſichtlich auf die vorausgehenden Paragraphen des Ge⸗ 
ſetzes bezieht, während die Beſtimmungen über die Hemmung 
der Verjährung erſt mit § 202 beginnen. 

War hiernach die Verjährung ſpäteſtens vom 1. Juli 
1924 an wieder in Lauf geſetzt, ſo war ſie zur Zeit der Klag⸗ 
erhebung im Dezember 1926 bezüglich aller eingeklagten An⸗ 
ſprüche vollendet, und es bedarf keiner Stellungnahme zu 
dem weiteren rechtlichen Geſichtspunkt des B., daß eine Auf⸗ 
wertung der bereits vor Mitte Auguſt 1922 geleiſteten und 
vorbehaltlos angenommenen Papiermarkzahlungen im Be⸗ 
reiche des Handelsverkehrs ausgeſchloſſen ſei, wie auch eine 
Erörterung des Geſichtspunktes einer Anſpruchsverwirkung 
nicht veranlaßt iſt. 

(U. v. 8. Juni 1928; 426/27 III. — Stuttgart.) [Sch.] 


29. 88 202, 242, 286 BG B. 1. Der Grundſatz der 
Hemmung der Verjährung von Aufwertungs⸗ 
anſprüchen bis in die zweite Hälfte des Jahres 
1923 gilt auch für Schadenserſatzanſprüche. 2. Bei 
Schadenserſatzanſprüchen wegen Verzuges iſt zu 
prüfen, ob und wieweit der Geſchädigte bei recht⸗ 
zeitiger Zahlung in der Lage geweſen wäre, ſich 
das Geld wertbeſtändig zu erhalten. Dagegen 
ſpielt bei ihnen die billige Rückſichtnahme auf 
die Intereſſen beider Parteien keine Rolle. Da⸗ 
her kommt der fog. Verarmungsfaktor auf ſeiten 
des Bekl. nicht in Betracht. 

Für Aufwertungsanſprüche hat das RG. wiederholt den 
Grundſatz ausgeſprochen, daß deren Verjährung früheſtens im 
Lauf des Jahres 1923 beginnen konnte, weil bis dahin der 
Aufwertungsgedanke ſich in der Rſpr. noch nicht durchgeſetzt 
hatte und die Schranke des Satzes „Mark gleich Mark“ noch 
nicht gefallen war, ſo daß Klagen auf Aufwertung damals 
noch keine Ausſicht auf Erfolg gehabt hätten (RG. 111, 
1471); 112, 3272)). Das BG. meint, dieſer Grundſatz laſſe 
ſich nur i. S. einer Hemmung der Verjährung verſtehen, in⸗ 
ſofern als dieſe nicht laufen könne, ſolange der Kl. nicht in 
der Lage ſei, die Einflüſſe der Geldentwertung abzuwenden. 
Letztere Möglichkeit beſtehe aber gerade immer bei Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen. Hier ſei derjenige, welcher Wiederherſtellung 
des früheren Zustandes, z. B. Werterſatz für eine zerſtörte 
Sache verlange, ſofern der urſprünglich geforderte Betrag 
wegen der Geldentwertung hierzu nicht mehr ausreichend ſei, 
in der Lage, durch Erweiterung ſeines Antrages oder Er⸗ 
hebung einer neuen Klage ſich die nötige Deckung für ſeinen 
Schaden zu verſchaffen. Dieſe Auffaſſung iſt aber abzulehnen. 
Auch für Schadenserſatzklagen iſt der obenerwähnte Grund⸗ 
ſatz vom RG. zur Anwendung gebracht worden, indem es an⸗ 
nahm, daß auch dieſe erſt durchdringen konnten, nachdem ſich 
der Aufwertungsgedanke Bahn gebrochen hatte (RG. vom 
31. März 1926, 18/263), Recht 1926 Heft 5 Nr. 785), In 
RG. v. 24. Okt. 1925, IV 176/25 JW. 1926, 154 iſt ins. 
beſondere gerade für die Verjährung aus $ 852 BGB. bei 
einem Schadenserſatzanſpruch aus 8 945 ZPO. darauf hin⸗ 
gewieſen, daß dieſe Verjährung die Kenntnis des Verletzten 
von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen vor⸗ 
ausſetzt, daß der Kl. aber, wenn ihm auch der infolge der 
Geldentwertung eingetretene Schaden von Mitte Nov. 1920 
an bekannt war, doch damals noch nicht wiſſen konnte, daß 
ihm aus der Geldentwertung ein Schadenserſatzanſpruch er⸗ 
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wachſen war. Auch in der vom BG. angeführten Entſch. RG. 
102, 144%) iſt der Eintritt der Verjährung verneint worden. 
Wenn dort davon ausgegangen iſt, daß die Verjährung Ende 
1918 oder Anfang 1919 begonnen habe, ſo reichte dieſe An⸗ 
nahme damals aus, um die im Jahre 1920 ſtattgefundene 
Klagerweiterung als noch vor Eintritt der Verjährung erfolgt 
anzuſehen. Im übrigen hat ſich die Anſchauung des RG. über 
den Zeitpunkt, wann Aufwertungsanſprüche oder Schadens⸗ 
erſatzanſprüche wegen Geldentwertung mit Ausſicht auf Er⸗ 
folg gerichtlich geltend gemacht werden konnten, in dem Sinne 
entwickelt, daß dies erſt in der zweiten Hälfte des Jahres 
1923 möglich war (RG. 111, 1475); 113, 141%); Warn Kipr. 
1926 Nr. 126). Eine Art Hemmung der Verjährung ift vom 
RG. (WarnRſpr. 1925 Nr. 190; ZW. 1926, 153°; RG. 111, 
148 )) nur in dem Sinne angenommen worden, daß die Ver⸗ 
jährung, ſolange der Aufwertungsgedanke ſich in der Recht⸗ 
ſprechung nicht durchgeſetzt hatte, nicht zu laufen beginnen 
konnte. Da hier, wie auch das BG. ſelbſt angenommen hat, 
mit der Klage im Vorprozeß urſprünglich der geſamte der 
Erblaſſerin der Kl. erwachſene Schaden eingeklagt war, ſo iſt 
die Annahme des BG., daß die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung durch die Klage des Vorprozeſſes ſchon etwa Ende 
des Jahres 1921 geendet habe, nicht haltbar (RG. 106, 184 5); 
108, 40°); 110, 39019). Da die gegenwärtige Klage im 
Jan. 1925 erhoben iſt, mußte vielmehr der Einwand der Ver⸗ 
jährung verſagen. Hiernach ſind die Schadenserſatzanſprüche 
mit Unrecht vom BG. aus dem Rechtsſtreit ausgeſchieden 
worden. Die Behandlung des Klaganſpruchs als reinen Auf⸗ 
wertungsanſpruchs war deshalb nicht zutreffend. Von den bei⸗ 
den als verjährt ausgeſchalteten Schadenserſatzanſprüchen be⸗ 
traf der eine nach der Darlegung im BU. den Schaden, für 
welchen im Vorprozeß infolge der Geldentwertung Erſatz nicht 
habe verlangt werden können, und der deshalb erneut geltend 
gemacht werde, der andere den Schaden, der durch den Ver⸗ 
zug des Bekl. mit der ihm obliegenden Erſatzleiſtung ent⸗ 
ſtanden ſein ſollte. Was den erſteren Schadenserſatzanſpruch 
betrifft, ſo war es den Kl., da das Papiermarkurteil keine 
Rechtskraft gegenüber dem jetzigen Anſpruch geſchaffen hat, 
unbenommen, auf das dem Vorprozeß zugrunde liegende 
Sachverhältnis zurückzugehen, wie auch dem Bekl. neue Ein⸗ 
wendungen offen blieben (RG. 110, 389 1); 113, 5512)). Die 
Kl. hatten aber in dieſer Richtung, wie das BG. ausführt, 
nichts Neues vorgetragen, insbeſ. hinſichtlich des ihnen durch 
die Verſumpfung der Wieſen etwa entgangenen Subſtanz⸗ 
wertes keine näheren Darlegungen gemacht. Es erſcheint auch 
ausgeſchloſſen, daß die Kl., nachdem ſie ſich in dem durch 
30 Jahre hindurch geführten Vorprozeß ſchließlich ſelbſt im 
Anſchluß an die Gutachten auf den Standpunkt geſtellt hatten, 
ihr Schaden beſtehe in dem geſchmälerten Ertrage der Wieſen 
während des Zeitraums von 1890—1908, dieſe Frage von 
neuem hätten aufrollen wollen. Demgemäß haben ſie mit 
der gegenwärtigen Klage auch nur die ihnen im Vorprozeß für 
den Minderertrag der Wieſen zugeſprochenen 77 705,40 PM. 
nebſt Zinſen in Goldmark verlangt, ohne einen weiteren in 
jenem Zeitraum entſtanden Schaden darzulegen. Auf dieſer 
Grundlage ließe ſich ein Schadenserſatzanſpruch an ſich in 
doppelter Weiſe begründen, nämlich einmal ohne weiteres als 
Schadenserſatz dafür, daß den Kl. in den Jahren 1890 bis 
1908 ein Gewinn von 77 705,40 Vorkriegsmark entgangen 
und dadurch ein gegenwärtiger Vermögensverluſt von min⸗ 
deſtens 77 705,40 GM. entſtanden ſei, ferner aber als Scha⸗ 
denserſatz dafür, daß der Fiskus mit der Zahlung der Ent⸗ 
ſchädigung für den entgangenen Gewinn, die er ſchon vor der 
Geldentwertung hätte leiſten ſollen, in Verzug gekommen ſei. 
Auch der Schadenserſatz wegen Verzuges mit der Zahlung iſt 
ebenſo wie ein nicht auf Verzug geſtützter Schadenserſatz⸗ 
anſpruch von dem ſeitens des BG. ausſchließlich geprüften 
Aufwertungsanſpruch feiner rechtlichen Natur nach durchaus 
verſchieden. Denn während der letztere aus 8 242 BOB. ab⸗ 
geleitet wird, iſt der Schadenserſatzanſpruch wegen Verzuges 
des Bekl. mit der Zahlung der den Kl. nach den Ergebniſſen 
des Vorprozeſſes zuſtehenden Beträge gemäß SS 286 Abſ. 1 
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und 288 Abſ. 2 BGB. zu beurteilen (RG. 109, 34813); 110, 
390, 39110; 111, 365, 366). Allerdings konnte auch der 
Schadenserſatzanſpruch wegen Verzuges nicht einfach mit dem 
Sinken der deutſchen Währung ſeit Eintritt des Verzuges be⸗ 
gründet werden; vielmehr kam hierbei noch weiter in Be⸗ 
tracht, ob und in welchem Maße es den Kl. oder deren Erb⸗ 
laſſerin gelungen ſein würde, die ihnen zukommenden Ent⸗ 
ſchädigungen, wenn dieſe rechtzeitig gezahlt worden wären, vor 
Entwertung zu ſchützen. Die grundfägfiche Zuläſſigkeit dieſes 
Geſichtspunktes iſt in der reichsgerichtlichen Rſpr. anerkannt. 
Durch den Schadenserſatz ſoll der Berechtigte ſo geſtellt wer⸗ 
den, wie er ſtehen würde, wenn das ſchädigende Ereignis 
nicht eingetreten wäre, nicht aber günſtiger. Wollte man den 
Kl. die verlangten Goldmarkbeträge unverkürzt zuſprechen, ſo 
würden ſie durch den Schadensfall unter Umſtänden den Vor⸗ 
teil einer völlig wertbeſtändigen Vermögensanlage erlangt 
haben, den ſie ſonſt vielleicht nie erreicht hätten. Dies käme 
alſo auf eine Beſſerſtellung der Kl. hinaus, auf die ſie keinen 
Anſpruch hatten (WarnRſpr. 1926 Nr. 10, RG. v. 29. Jan. 
1926, II 212/25). Sache des Tatrichters iſt es, nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeſſen zu beurteilen, inwieweit es den Kl. ge⸗ 
lungen wäre, das Geld bei rechtzeitiger Zahlung vor Ent⸗ 
wertung zu ſchützen. Die Beweislaſt, daß die Kl. das Geld 
auch bei rechtzeitigem Empfang ſich nicht oder doch nicht voll⸗ 
ſtändig hätten wertbeſtändig erhalten können, traf den Bekl. 
(WarnRſpr. 1926 Nr. 68; ZW. 1925, 1988. Hierbei mag 
ihm allerdings die Erfahrung zuſtatten kommen, daß es den 
meiſten Bevölkerungsſchichten nicht möglich geweſen iſt, ſich 
ihr Vermögen die Inflationszeit hindurch wertbeſtändig zu 
erhalten (WarnRſpr. 1926 Nr. 34). Demgegenüber hatten 
aber die Kl. hier, wie die Rev. hervorhebt, geltend gemacht, 
daß ihre Erblaſſerin, wenn ſie die ihr vom LG. zugeſprochene 
Urteilsſumme nebſt Zinſen in dieſem Jahr erhalten hätte, 
ſich davon ein Allodgut gekauft haben würde, die etwaigen 
Reſtkaufgelder in der Inflationszeit oder noch vorher ab⸗ 
geſtoßen und auch die hochwertigen Nutzungen aus dem Allod⸗ 
gut bezogen haben würde. Dieſe Anführungen ſind aller⸗ 
dings vom BG. zum größten Teil, wenn auch nicht ganz er⸗ 
ſchöpfend, gewürdigt. Dieſe Würdigung iſt aber nur im 
Rahmen der Aufwertungsfrage, nicht unter dem Geſichtspunkt 
des Schadens, daher von einem anderen rechtlichen Stand⸗ 
punkt aus erfolgt. Wie die Rev. zutreffend geltend macht, 
war aber in erſter Reihe zu prüfen, ob den Kl. der von ihnen 
behauptete Schaden erwachſen war. Für die Aufwertung 
nach 8 242 BGB. iſt nämlich als außerordentlicher Rechts⸗ 
behelf nach der Rſpr. des RG. erſt dann Raum, wenn die den 
Anſpruch ſtützenden beſonderen Rechtsſätze verſagen und es ſich 
nun darum handelt, einen allen Umſtänden des Falles Rech⸗ 
nung tragenden billigen Ausgleich der Folgen der Geldentwer⸗ 
tung zu finden (RG. 109, 63:5); 110, 134, 135 16); 111, 365, 
366). Bei der Feſtſtellung der Entſtehung und der Höhe eines 
Schadens hat der Richter auch gemäß § 287 ZPO. noch eine 
freiere Stellung (RG. 111, 366). Vor allen Dingen ſpielt 
aber bei der Frage des Schadenserſatzes die billige Rückſicht⸗ 
nahme auf die Intereſſen beider Parteien keine Rolle. Es 
kommt daher auf ſeiten des Bekl. der ſog. Verarmungsfaktor, 
dem das BG. offenbar einen ſehr ſtarken Einfluß auf die Be⸗ 
meſſung der den Kl. zugeſprochenen Summe eingeräumt hat, 
dabei überhaupt nicht in Betracht. Zur Beurteilung des 
Aufwertungsanſpruchs würde hiernach das BG. erſt gelangen 
können, wenn es die Entſtehung eines Verzugsſchadens ver⸗ 
neinte. 


(U. v. 29. Sept. 1926; 533/25 V. — Marienwerder.) 
Sch.] 


30. 8242 BGB. Nach Eintragung der Rente 
beſteht keine perſönliche Kaufpreis forderung 
mehr, es iſt auch kein dahingehender Wille der 
Vertragsſchließenden anzunehmen. Über das 
Beſtehen und den gemäß 8242 BGB. zu bemeſſen⸗ 
den Umfang einer Verpflichtung zur Erhöhung 
der durch die Inflation entwerteten Rente ent⸗ 


1) JW. 1925, 1623. 
10) JW. 1925, 948. 


13) JW. 1925, 768, 
15) JW. 1925, 230. 
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ſcheidet das ordentliche Gericht, nicht die Landes⸗ 
kulturbehörde. f) 

Der Erblaſſer der Bekl., die während des Rechtsſtreits 
an ſeine Stelle getreten ſind, kaufte durch Rentengutsvertrag 
v. 31. Okt. 1913 i. Verb. mit dem Rentengutsrezeß v. 
24. März 1916, der am 30. März 1916 von der General⸗ 
kommiſſion beſtätigt wurde, von der Kl. eine Sieblerſtelle 
für den Kaufpreis von 73950 6, wovon 9000 % durch 
Barzahlung und 64 950 % durch eine Rente „belegt“ wurden. 
Die Rente wurde größtenteils durch die Rentenbank ab⸗ 
gelöſt, die Reſtrente wurde am 39. Aug. 1920 im Betrage 
von 797,79 jährlich für die Kl. eingetragen, und zwar 
zuſammen mit den übrigen zur Rentengutsbildung gehörigen 
Grundbucheintragungen. Der Erblaſſer der Bekl. machte von 
ſeinem vertraglichen Ablöſungsrecht in bezug auf dieſe Reſt⸗ 
rente Gebrauch, indem er nach vorangegangener ſechs⸗ 
monatiger Kündigung am 10. Nov. 1922 einen Barbetrag 
von 17 728,67 % an die Kl. bezahlte. Die Rente wurde am 
7. Dez. 1922 im Grundbuche gelöſcht. Im Auguſt 1923 
wurde auch die Rentenbankrente abgelöſt und gelöſcht. Im 
Aufwertungsverfahren wurde die Rente der Kl. mit 16,75 GM. 
jährlich neu eingetragen, und zwar mit dem Vorrange vor 
einer im Oktober 1935 eingetragenen Goldmarkhypothek von 
14000 GM. 

Schon im Aufwertungsverfahren hatte die Kl. neben der 
Aufwertung des dinglichen Rechts auch eine perſönliche Kauf⸗ 


geldforderung geltend gemacht und deren Aufwertung verlangt. 


Die Aufwertungsſtelle verwies ſie damit auf den Prozeßweg. 
Sie verfolgt dieſen Anſpruch im vorliegenden Rechtsſtreit und 
verlangt mit der Begründung, daß der Erblaſſer der Bekl. 
durch feine Kündigung das ganze Ablöſungskapital fällig ge⸗ 
macht habe und nach Abzug der Papiermarkzahlung noch 
17 715,20 % aufwerten mitjfe, in erſter Linie 4100 % nebſt 
Zinſen als Teilbetrag einer Aufwertung von 75 v. H. der 
perſönlichen Forderung. In zweiter Linie verlangt ſie Auf⸗ 
wertung der dinglichen Rente auf 198,84 GM. (d. h. 25 % 
von 797,79 %) mit der Behauptung, daß der Erblaſſer der 
Bekl. ſeine Pflicht zu einer ſolchen Aufwertung rechtsverbind⸗ 
lich anerkannt habe, und entſprechende Eintragung ins Grund⸗ 
buch. In dritter Linie bittet ſie um Feſtſtellung, daß ihr gegen 
die Bekl. eine aufzuwertende perſönliche Forderung von 
17 715,20 % aus dem Rentengutsvertrage zuſtehe. Die Bekl. 
beſtreiten den Anſpruch nach Grund und Höhe. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, das KG. die Bell. 
unter Vorbehalt der Beſchränkung ihrer Haftung auf den 
Nachlaß zu 4100 RM verurteilt, die in 5 Teilbeträgen bis 
zum 2. Jan. 1932 zu entrichten und v. 1. Jan. 1928 ab mit 
5% zu verzinſen ſind; mit der Mehrforderung iſt die Kl. 
abgewieſen. Die Rev. der Bekl. führte zur Zurückverweiſung. 

Das KG. nimmt richtig an, daß eine Reallaſt ebenſo 
wie eine Grundſchuld zur Sicherung einer perſönlichen Forde⸗ 
rung verwendet werden kann (NÖ. 113, 103 1)) und- daß, 
wenn ein ſolches dingliches Recht in Anrechnung auf den 
Kaufpreis vom Käufer beſtellt wird, geprüft werden muß, 
ob mit der Beſtellung ein entſprechender Teil des Kaufpreiſes 
getilgt oder eine Kaufgeldforderung geſichert werden ſoll. Auch 
darin iſt dem BG. beizuftinmen, daß eine Leiſtung „an Er⸗ 
füllungsſtatt“ hierbei nicht in Betracht kommt, daß es fich 
vielmehr um die Frage handelt, welches die vertraglich ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung, und daß dies eine Frage der Vertrags⸗ 
auslegung iſt (vgl. Urt. des erk. Sen. v. 16. Jan. 1928, 
VI 341/27, abgedr. LZ. 1928, 398, ferner das zum Ab⸗ 
drucke in der amtlichen Sammlung beſtimmte Urt. v. 13. Febr. 
1928, VI 333/27). Das BG. meint nun aber, daß die dem 
Rentengutsgeber geſchuldete, einen Teil des Kaufpreiſes 
bildende Rente zunächſt als perſönliche Schuld des Renten⸗ 
gutsnehmers zu betrachten ſei, daß mit ihrer Eintragung 


Zu 30. Die Entſch. iſt ſo eingehend und ſo überzeugend begrün⸗ 
det, daß es genügt, die geprägten Leitſätze zuſammenzuſtellen. Wird 
ein Rentengut begründet, jo ſtellt die vereinbarte Rente nach frü⸗ 
herem Rechte wie nach dem BOB. eine reine dingliche Belaſtung 
dar, neben der nicht noch eine perſönliche Verpflichtung zur Zah⸗ 
lung der Rentenbeträge beſtehen ſoll. Es iſt deshalb unbegründet, 
wenn das KG. hierfür eine Lücke des Vertrages konfteuteren will, 
die im Wege der ergänzenden Auslegung durch Einfügung einer an⸗ 


2) JW. 1926, 2625. 


als Reallaſt das Fortbeſtehen einer entſprechenden perſön⸗ 
lichen Kaufgeldforderung nicht notwendig ausgeſchloſſen werde, 
daß die Vertragsparteien an ein ſolches Fortbeſtehen zwar 
wohl nicht gedacht, aber eben dadurch in dem Vertrage eine 
Lücke gelaſſen hätten, welche im Wege der ergänzenden Aus⸗ 
legung ausgefüllt werden könne und i. S. der Kl. ausgefüllt 
werden müſſe, weil andernfalls ſich durch den Währungs⸗ 
verfall und die Aufwertungsgeſetzgebung unbillige Folgen 
für die Kl. ergäben. Dieſe Erwägungen ſind nicht frei von 
Rechtsirrtum. 

Sie berückſichtigen nicht die geſchichtliche Entſtehung der 
Rentengüter. Das Rentengut iſt nicht erſt durch die Geſetze 
v. 26. April 1886 (GS. 131), 27. Juni 1890 (GS. 209) 
und 7. Juli 1891 (GS. 279) geſchaffen, ſondern beſtand ſchon 
vorher in dem durch 8 91 AblöſungsG. v. 2. März 1850 
zugelaſſenen Umfange (ogl. den Kommiſſionsbericht zu dem 
Geſ. von 1886, Druckſ. des Abgeordnetenhauſes 16. LegPer. 
1. Seſſ. 1886 Nr. 125, 16 ff., Begründung zu dem Entwurfe 
des Geſ. von 1890, Herrenhaus Seſſ. 1890 Nr. 25, 8ff., 
ferner Entſch. des Oberlandeskulturgerichts v. 26. Juli 1895, 
Ztſchr. für Landeskulturgeſetzgebung 33, 284). Die genannten 
Geſetze erleichterten nur die Bildung von Rentengütern. 
Während dieſer ganzen Entwicklung gab es darüber keinen 
Zweifel, daß die dem Rentengut bei deſſen Begründung auf⸗ 
erlegten Renten reine Reallaſten waren und eine perſönliche, 
dinglich geſicherte Forderung des Rentengutausgebers aus 
dem Kaufvertrage daneben nicht beſtand (vgl. die genannten 
Geſetzesmaterialien, ferner Siber, Zr. für Landeskultur⸗ 
geſetzgebung 34, 315; Haack, Preuß. Agrargeſetzgebung, 
2. Aufl., I, 19). Die genannten Geſetze enthalten keinerlei 
Andeutung des Beſtehens einer perſönlichen Kaufpreisforde⸗ 
rung neben der Reallaſt. Dieſe entſtand nach preußiſchem 
Rechte durch Vertrag als dingliches Recht, ihrer Eintragung 
ins Grundbuch bedurfte es nach 8 12 EigentumserwerbsG. 
v. 5. Mai 1872 nur zur Erlangung der Wirkſamkeit gegen 
Dritte (vgl. Förſter⸗Eccius, Preuß. Privatrecht, 7. Aufl., 
3, 429). Hierin trat allerdings mit der Einführung des BGB. 
eine Anderung ein, denn nunmehr bedurfte es nach den 
88873, 1105 BGB. zur Begründung von Reallaſten der 
Einigung und Eintragung. Daß damit die rechtliche Natur 
der Rentengutsrenten verändert worden ſei, iſt aber nicht 
anzunehmen. Wenn ſich bei länger hinausgeſchobener Ein⸗ 
tragung auch eine Zwiſchenzeit ergibt, in welcher die vom 
Käufer geſchuldete Rente noch keinen dinglichen, ſondern nur 
perſönlichen Charakter hat, eine Zwiſchenzeit, in welcher die 
Rente im Falle des 8 12 des Gef. v. 7. Juli 1891 ſogar 
ſchon vor ihrer Entſtehung als Reallaſt abgelöſt werden kann 
(vgl. Haack a. a. O. 19, 20), jo folgt daraus doch nicht, 
daß nach der Eintragung der Rente eine perſönliche Kauf⸗ 
preisforderung nach dem Willen der Vertragſchließenden noch 
fortbeſtehen ſoll. Dafür bietet denn auch, worauf das BG. 
ſelbſt zutreffend hingewieſen hat, der zwiſchen der Kl. und dem 
Erblaſſer der Bekl. formularmäßig geſchloſſene Rentenguts⸗ 
vertrag ſowie der Rentengutsrezeß keinerlei Anhalt. Vielmehr 
weiſt Ziff. IV Abſ. 4 der einen Beſtandteil des Rentenguts⸗ 
vertrages bildenden „Allgemeinen Bedingungen“ ganz klar 
auf eine rein dingliche Haftung des Rentenpflichtigen hin, 
indem daſelbſt die Fälle aufgeführt ſind, in denen der Renten⸗ 
berechtigte Zahlung der Ablöſungsſumme „aus dem Renten⸗ 
gute“ beanſpruchen kann; von einer Haftung des Renten⸗ 
pflichtigen mit ſeinem übrigen Vermögen iſt keine Rede. 
Bei dieſer Sachlage iſt die Annahme einer Lücke im Vertrage 
unbegründet. Die Vertragsparteien haben in Anrechnung auf 
den Kaufpreis, der inſoweit nur eine Rechnungsgröße bildete, 
die Begründung einer Reallaſt vereinbart, ohne daß daneben 
noch eine andere Forderung des Verkäufers beſtehen ſollte. 
Die davon abweichende Auslegung des BG. iſt nicht mög⸗ 


geblich vereinbarten, zuſätzlichen perſönlichen Schuldverpflichtung vom 
Richter ausgefüllt werden dürfte. Das würde deutlicher hervor⸗ 
treten, wenn in 8 1199 BOB, nicht von Rentenſchuld, ſondern ſinn⸗ 
gemäß und richtig von „Rentengrundſchuld“ geſprochen würde. 
Von beſonderer Bedeutung iſt, daß das NG. die Entſch. ob 
und inwieweit die vereinbarte Rente aufzuwerten ſei, dem Rechts“ 
wege der ordentlichen Gerichte zuſpricht; im Gegenſatze zu dem 
Oberlandeskulturamte, das dieſe Aufwertungsfragen ſeiner eigenen 
Zuſtändigkeit unterwerfen will. Dieſe Stellungnahme, die insbes. 
das Rg. als RerInſt. ſichert, entspricht dem allgemeinen Grundſatze, 
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lich, und die Folgen, welche ſich aus dem Vertrage, wie er 
geſchloſſen iſt, für die Aufwertung ergeben, konnen an ſeinem 
Inhalte nichts ändern (vgl. auch Urt. v. 26. Okt. 1927, 
V 55,27; Zeiler, Aufwertungsfälle 4. Bd. Nr. 933). 

Die von dem BG. empfundene Unbilligkeit liegt aber 
auch nicht eigentlich darin, daß neben der Reallaſt keine per⸗ 
ſönliche Forderung beſteht, deren Aufwertung verlangt wer⸗ 
den könnte. Inſofern liegt der Fall nicht anders, als wenn 
in Anrechnung auf den Kaufpreis eine Grundſchuld beſtellt 
worden wäre, die zu ſeiner Tilgung, nicht nur zur Sicherung 
einer Kaufpreisforderung gedient hätte, wie das häufig ge⸗ 
ſchehen iſt. Auch in ſolchem Falle muß ſich der Verkäufer 
mit der Aufwertung des dinglichen Rechts begnügen. Die 
ungünſtige Lage der Kl. iſt vielmehr im vorliegenden Falle 
auf die ſpäte Eintragung der Rente zurückzuführen. Wäre 
die Rente vor dem 1. Jan. 1918 eingetragen worden, ſo wäre 
ihr Goldmarkbetrag nach 82 AufwG. ihrem Nennbetrage 
gleich geweſen, und die Kl. hätte alsdann einen weſentlich 
höheren Aufwertungsbetrag aus dem dinglichen Rechte zu 
beanſpruchen. Kann daher aus den erörterten Gründen dem 
Hauptantrage und dem zweiten Hilfsantrage der Kl. mangels 
einer Kaufgeldforderung nicht ſtattgegeben werden, ſo bleibt 
zu prüfen, ob ihrem erſten Hilfsantrage nicht ganz oder teil⸗ 
weiſe entſprochen werden kann, mit welchem ſie bittet, die 
Bekl. zur Aufwertung der Rente auf jährlich 198,84 % 
und zur Bewilligung einer entſprechenden Grundbucheintra⸗ 
gung zu verurteilen. Allerdings könnte die Kl. die Eintragung 
dieſes Betrages, ſoweit er den nach den §8 4, 31 AufwG. 
ihr zuſtehenden Betrag überſteigt, mit Rückſicht auf die im 
Oktober 1925 für einen Dritten eingetragene Goldmark⸗ 
hypothek nicht an der bisherigen Rangſtelle beanſpruchen, 
denn inſoweit käme ihr 8 22 Abſ. 2 Aufw®. nicht zu Hilfe 
(vgl. 8 67 Abſ. 1 Satz 2 AufwGh.). Aber immerhin wäre ihre 
Rechtſtellung damit verbeſſert. 

Die Kl. hat ihren erſten Hilfsantrag darauf geſtützt, 
daß der Erblaſſer der Bekl. ſich rechtsverbindlich verpflichtet 
habe, die Rente auf 198,84 % jährlich aufzuwerten. Die 
Abgabe einer ſolchen Verpflichtungserklärung it ſtreitig, die 
Aufwertungsſtelle hat nach Angabe des vorgetragenen Inhalts 
der Klageſchrift die Kl. damit auf den Prozeßweg verwieſen. 
In der Tat würde der Streit über das Beſtehen eines ſolchen 
beſonderen Verpflichtungsgrundes die Zuläſſigkeit der Auf⸗ 
wertungsſtelle (869 AufwG.) überſchreiten und vor das 
ordentliche Prozeßgericht gehören. Aber auch abgeſehen von 
einer beſonderen Verpflichtungserklärung wird gegebenenfalls 
geprüft werden müſſen, ob die Pflicht zur Bewilligung der 
Eintragung einer höheren als der aus dem AufwG. ſich er⸗ 
gebenden Rente nicht ſchon aus 8242 BGB. unter dem 
Geſichtspunkte begründet iſt, daß die Eintragung von 
797,79 Papiermark jährlicher Rente am 30. Aug. 1920 mög⸗ 
licherweiſe nicht mehr diejenige Vertragserfüllung war, auf 
welche die Kl. nach dem Vertrage Anſpruch hatte. 

Auch dieſe Frage wird von dem ordentlichen Gericht, 
nicht etwa von der Landeskulturbehörde, zu entſcheiden ſein. 
Allerdings hat das Oberlandeskulturamt in neueren Entſch. 
die Zuständigkeit der Landeskulturbehörde für Aufwertungs⸗ 
fragen (Ztſchr. für Agrar⸗ und Waſſerrecht 7, 175; 10, 70) 
wie auch für andere bürgerlich⸗rechtliche Streitigkeiten (a. a. O. 
7, 169, 265; 8, 76) bejaht. Darin kann ihm aber nicht ge⸗ 
folgt werden. Die früher ziemlich weitgehende Zuſtändigkeit 
der Auseinanderſetzungsbehörden (vgl. RG. 40, 224) iſt 
durch 81 Abſ. 5 des Gef. über Landeskulturbehörden v. 
3. Juni 1919 (Preuß. GS. 101) neu geregelt worden, und 
zwar bahin, daß den ordentlichen Gerichten die Entſch. von 
Streitigkeiten über ſolche Rechtsverhältniſſe zurückgegeben iſt, 
die außerhalb eines Auseinanderſetzungs⸗ (oder Rentenguts⸗ 
Verfahrens Gegenſtand eines Rechtsſtreits hätten werden 
können und dann vor die ordentlichen Gerichte gehört hätten. 
Die Faſſung dieſer Vorſchrift lehnt ſich nach Ausweis der 
Begründung (Druckſ. Nr. 191 der Verfaſſunggebenden Preuß. 
Landesverſammlung) abſichtlich an 866 des Gef. betreffend 
das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten i. d. Faſſ. 
der Bek. v. 10. Okt. 1899 (GS. 403) an. Das Gef. beab⸗ 


wonach nur die reinen Auseinanderſetzungsangelegenheiten den Lan⸗ 
deskulturbehörden übertragen ſind, während die Erfüllung des 
Rentenverſprechens und ſein rechtlicher Inhalt lediglich nach den 


ſichtigt alſo, den ordentlichen Gerichten die Entſch. ſolcher 
Streitigkeiten zu überlaſſen, für welche nach dem genannten 
Verfahrensgeſetze die Rev. an das RG. zugelaſſen war. Die 
Begründung ergibt in ihrem allgemeinen Teile (IIa und b) 
weiter, daß die Landeskulturbehörden aus richterlichen in 
Verwaltungsbehörden umgeſtaltet werden und von der Entſch. 
aller rein bürgerlichen Streitigkeiten befreit werden ſollten, ſo 
daß — nach Annahme der Begründung — die noch zu er⸗ 
wartenden Streitigkeiten teils Angelegenheiten des öffentlichen 
Rechts, teils Anordnungen der Behörde betreffen würden. Mit 
dieſer, auch im Wortlaut des 81 Abſ. 5 klar zum Ausdruck 
gelangten, Abſicht des Gef. iſt es nicht vereinbar, wenn das 
Oberlandeskulturamt die Zuſtändigkeit der Landeskulturbehör⸗ 
den für eine bürgerlich⸗rechtliche Streitigkeit ſchon darum 
für gegeben hält, weil ſie den Beſtand oder die Erfüllung 
eines Rentengutsvertrages betrifft, der in der durch Art. 12 
81 Preuß. Ausf. z. SGB. zugelaſſenen ſchriftlichen Form 
abgeſchloſſen iſt und in dieſer Form nur im Rentenguts⸗ 
verfahren vorkommt (Ztſchr. für Agrar⸗ und Waſſerrecht 
7, 170, 176, 266; 8, 76; 10, 70). Vielmehr iſt nach 8 1 
Abſ. 5 des Geſ. v. 3. Juni 1919 die Zuſtändigkeit der ordent⸗ 
lichen Gerichte für Streitigkeiten, wie ſie bei jedem Kauf⸗ 
vertrage vorkommen können, nicht darum ausgeſchloſſen, well 
der Kaufvertrag ein Renkengutsvertrag iſt, gleichviel, in 
welcher Form er geſchloſſen iſt. Nur dieſe Auslegung wird 
dem Zwecke des Gef. gerecht und ſteht mit der Rſpr. im 


Einklang, welche ſich für die Zuläſſigkeit der Rev. auf Grund 


des 8 66 des Gef. betreffend das Verfahren in Auseinander- 
ſetzungsſachen entwickelt hat (vgl. Urt. des RG. v. 29. März 
1901: JW. 1901, 371; Beſchl. v. 26. Nov. 1901, VII B 
128/01; Urt. v. 11. Nov. 1902, VII 286/02; Urt. v. 11. Mai 
1917, VII 433/16; teilweiſe abgedr. in der Ztſchr. für die 
Landeskulturgeſetzgebung 40, 304). Nach dieſer Rſpr. war 
die Rev. für ſolche Rechtsverhältniſſe zuläſſig, welche auch 
außerhalb eines Verfahrens der Auseinanderſetzungsbehörden 
denkbar ſind. Die Auslegung, welche das Oberlandeskulturamt 
dem 8 1 Abſ. 5 des Gef. v. 3. Juni 1919 gibt, müßte alſo 
dazu führen, daß für viele Streitigkeiten, die vor dieſem Geſ. 
im Wege der Rev. gegen Urt. des Oberlandeskulturgerichts 
an das RG. gebracht werden konnten, nach dem Fortfall 
dieſes Inſtanzenzuges die Anrufung eines ordentlichen Ge⸗ 
richts überhaupt verſchloſſen wäre. Das liegt aber nicht i. S. 
des Geſ., das ſeinen Wortlaut in 81 Abſ. 5 gerade an 8 66 
des älteren Verfahrensgeſetzes angelehnt hat. Zwar findet ſich 
auch in dem Urt. des Preuß. Gerichtshofes zur Entſch. der 
Kompetenzkonflikte v. 13. Dez. 1924 (Ztſchr. für Agrar⸗ und 
Waſſerrecht 5, 59 [63]) im Anſchluſſe an Holzapfel (daſ. 
1, 256) der Satz, daß 81 Abſ. 5 des Gel. v. 3. Juni 1919 
auf Streitigkeiten über den rechtlichen Beſtand des Renten⸗ 
gutsvertrages und ſeine Erfüllung nicht angewendet werden 
könne. Jene Ent. verneinte die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
für die während Schwebens eines Rentengutsverfahrens von 
dem Rentengutsnehmer erhobene Klage auf Auflaſſung des 
Rentenguts. Die Entſch. ſelbſt iſt zu billigen; ihre Richtigkeit 
ergibt ſich ſchon daraus, daß im Rentengutsverfahren nach 
812 Abſ. 2 des Geſ. v. 7. Juli 1891 der Erwerb des 
Rentengutnehmers ſich ohne Auflaſſung vollzieht (vgl. Beſchl. 
des KG., 1. 3 S., v. 24. Juni 1926, Ztſchr. für Agrar⸗ und 
Waſſerrecht 8, 155), daß die Klage auf Auflaſſung alſo einen 
unzuläſſigen Eingriff in das Rentengutsverfahren bedeutet. 
Der genannte Satz der Begründung war daher für die Entſch. 
nicht erforderlich, er findet aber auch in 81 Abſ. 5 des Gef. 
v. 3. Juni 1919 keine Grundlage und iſt darum zu bean⸗ 
ſtanden. 

Nun iſt die Frage, ob die als Kaufpreis dem Renten⸗ 
gutsverkäufer zuſtehende Reſtrente zwiſchen dem Vertrags⸗ 
ſchluſſe und ihrer Eintragung ins Grundbuch infolge 
Währungsverfalls in ihrem Geldwerte ſo gemindert iſt, daß 
ihre Eintragung zum Nennbetrage nach 8 242 BGB. nicht 
mehr als Vertragserfüllung gelten kann, offenbar dem Renten⸗ 
gutsverfahren nicht eigentümlich. Sie iſt auch außerhalb eines 
ſolchen Verfahrens denkbar. Sie taucht überall da auf, wo 
der Käufer in Anrechnung auf den Kaufpreis die Eintragung 


Normen des bürgerlichen Rechtes zu beurteilen ſind und deshalb vor 
die ordentlichen Gerichte gehören. 
Geh. Rat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 
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einer Rente oder Grundſchuld geſchuldet und die Eintragung 
ſich bis in den Währungsverfall hinein verzögert hat. Sie iſt 
nur ein Fall der Aufwertung eines Kaufpreiſes. Wie ſie vor 
dem Geſ. v. 3. Juni 1919, wenn der Währungsverfall ſchon 
damals erheblichere Fortſchritte gemacht hätte, im Falle der 
Entſch. durch die Auseinanderſetzungsbehörden beim Vor⸗ 
handenſein der Reviſionsſumme vor das RG. hätte gebracht 
werden können, jo gehört fie jetzt nach 8 1 Abſ. 5 des ge⸗ 
nannten Gef. vor die ordentlichen Gerichte. Das BG. wird 
ſie alſo im vorliegenden Falle zu prüfen haben, wenn nicht 
der Erblaſſer der Bekl. ſich ohnehin verpflichtet hat, die Rente 
entſprechend dem Verlangen der Kl. aufzuwerten. Es bedarf 
daher keiner Unterſuchung, ob nicht die Zuſtändigkeit der 
Landeskulturbehörden ſchon durch die Beendigung des Ver⸗ 
fahrens ausgeſchloſſen iſt (vgl. RG. 40, 211, 224). Auch 
bedarf es keiner Verweiſung durch das Kulturamt auf den 
Rechtsweg gemäß $22 des Gef. v. 3. Juni 1919. Denn der 
ordentliche Rechtsweg vor dem ordentlichen Gericht iſt zu⸗ 
läſſig (8 17 GG.). 


(u. v. 4. Juni 1928; 9/28 VI. — Berlin.) Sch. 


* 31. 8242 BGB. Das Vorhandenſein eines 
Ausgleichsanſpruchs im Aufwertungsverfahren 
iſt für die zur Entſcheidung über den Härte⸗ 
einwand berufene Aufwertungsſtelle ebenſo 
Vorfrage wie für das ordentliche Gericht bei 
der Entſcheidung über den Ausgleichsanſpruch 
die Frage, ob und wieweit der normale Auf⸗ 
wertungsſatz etwa nach § 15 Satz 2 Au fw G. zu 
mindern iſt. In beiden Fällen iſt es lediglich 
eine Frage der Zweckmäßigkeit, ob die eine oder 
die andere Stelle die Vorfrage ſelbſt beant⸗ 
worten will auf die Gefahr, daß die zur un⸗ 
mittelbaren Entſcheidung zuſtändige Stelle 
anders urteilt, oder ob ſie deren Entſcheidung 
abwarten will. f) 


Die Antragſtellerin war Gläubigerin zweier Darlehns⸗ 
hypotheken von je 5000 , die ihr vom Antragsgegner, der 
damals Eigentümer des belaſteten Grundſtücks und perſön⸗ 
licher Schuldner war, am 17. Febr. 1923 zurückgezahlt wor⸗ 
den ſind, worauf die Löſchung erfolgte. Der Antragsgegner 
hat dann das Grundſtück im Auguſt 1924 veräußert. Die An⸗ 
tragſtellerin betreibt lediglich die Aufwertung der perſönlichen 
Forderung, und zwar gegen den Antragsgegner. Dieſer hat 
eingewendet, er ſei jetzt völlig vermögenslos und müſſe des⸗ 


Zu 31. Nach Maßgabe des geſetzlichen Rechts, auf deſſen Un⸗ 
vollkommenheit gerade in bezug auf die Zerreißung zuſammengehöriger 
und überhaupt nur gemeinſam befriedigend entſcheidbarer Sachen ich in 
dem Aufſatz „General⸗Aufwertungsverfahren“ hingewieſen habe, Konnte 
das NG. nicht wohl zu einer anderen Entſch. gelangen als derjenigen, 
daß es dem Zufall bzw. dem Ermeſſen der beteiligten Inſtanzen über⸗ 
laſſen bleibt, welche von ihnen zuerſt entſcheidet und ſich damit not⸗ 
gedrungen in bezug auf die Vorfrage, wie die andere Stelle ent⸗ 
ſcheiden würde, mit einer hypothetiſchen eigenen Annahme 
anſtatt der wirklichen, erſt ſpater eintretenden Entſch. dieſer 
Stelle begnügen muß. Daß dabei mangels Bindung der zweiten 
Stelle an die Vermutungen der erſten über den zu erwartenden 
Entſcheidungsinhalt der zweiten die allergrößten Unzuträglich⸗ 
Reiten entſtehen können, bedarf keiner Ausführung. Da die Aus⸗ 
ſetzung geſetzlich aber nur fakultativ iſt, war eine andere Entſch. 
nicht möglich. Wäre ſie aber auch getroffen worden, ſo hätte ſie 
ja nur dahin gehen können, daß die eine oder die andere Stelle 
ausſetzen und die andere oder die eine (ordentliches Gericht im 
Ausgleichsprozeß oder AufwStelle im Aufwertungsſtre't) zuerſt ent⸗ 
cheiden muß. Beide können natürlich aufeinander nicht warten. 
Es liegt eben ein Zirkelverhältnis vor. 8 

Praktiſch fragt ſich daher nur, wie die beteiligten Gerichte 
und Anwälte die Nachteile nach Möglichkeit vermeiden können. 
Hier ſcheinen mir insbeſ. folgende Wege erwägenswert: 

1. beruht naturgemäß die Gefahr einander widerſprechender 
Entſch. bzw. Entſcheidungsannahmen nach Lage der Materie viel⸗ 
fach weniger auf der Möglichkeit verſchiedener Rechtsauffaſſungen 
als auf einem verſchiedenen, zu anderweiter tatſächlicher Wür⸗ 
digung zwingenden Tatſachenmaterial, wenn auch die Möglichkeit, 
aß das Tatſachenmaterial verſchieden gewürdigt wird, nicht aus⸗ 
zuſchließen iſt. 

Die daraus zu ziehende Folgerung für alle Beteiligten iſt 
die, die Ausſetzung ſo ſpät wie möglich eintreten zu laſſen und in 


halb von jeder Aufwertungspflicht verſchont werden. Die 
Aufwertungsſtelle hat den Aufwertungsbetrag auf O GM. 
feſtgeſetzt. Das LG. hat die fofortige Beſchwerde zurück⸗ 
gewieſen, weil der Antragsgegner völlig verarmt ſei, auch ſei⸗ 
nen Abkäufer wegen der Aufwertungspflicht nicht in Anſpruch 
nehmen könne. Das KG. möchte der ſofortigen weiteren Be⸗ 
ſchwerde ſtattgeben und die Sache unter Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes zur weiteren Erörterung und Entſchei⸗ 
dung an das LG. zurückverweiſen, weil dieſes rechtsirrig die 
rechtliche Möglichkeit eines Ausgleichsanſpruchs des Antrags⸗ 
gegners gegenüber ſeinem Abkäufer verneint habe. Das KG. 
glaubt aber daran gehindert zu ſein durch das Urteil des RG. 
v. 10. März 1928 — V 250/27 — und namentlich den darin 
enthaltenen Satz: „Ehe die Frage ſpruchreif werden kann, 
ob durch die von den Kl. zur Erfüllung des Aufwertungs⸗ 
anſpruchs der früheren Hypothekengläubigerin etwa aufzuwen⸗ 
denden Beträge eine Erſchütterung der Vertragsgrundlage 
eingetreten ſei, und die Kl. deswegen eine Ausgleichsforderung 
gegen die Bekl. erheben können, muß eine ausreichende Ge⸗ 
wißheit darüber beſtehen, ob die Kl. ihrerſeits dem Auf⸗ 
wertungsbegehren der früheren Hypothekengläubigerin ent⸗ 
ſprechen müſſen, oder ob ihnen gemäß 8 15 Abſ. 1 Nr. 2 
AufwöG. ein Recht auf Wegfall oder Minderung der rück⸗ 
wirkenden Aufwertung zuſteht.“ 

Dieſes Urteil ſehe alſo, meint das KG., nicht bereits in 
der Schaffung des Anſpruchs auf rückwirkende Aufwertung 
durch das AufwG. die Erſchütterung der Grundlage des Kauf⸗ 
vertrags und den rechtfertigenden Grund für den Ausgleichs⸗ 
anſpruch, ſondern erſt in der Feſtſtellung eines Aufwertungs⸗ 
anſpruchs, die zeitlich dem Rechtsſtreit über den Ausgleichs⸗ 
anſpruch vorausgehen und unabhängig von der Frage eines 
Ausgleichsanſpruchs getroffen werden müſſe. Das KG. hält 
dieſe Auffaſſung, die übrigens auch dem Standpunkt des 
6.36. in RG. 119, 133 widerſpreche, für unrichtig; ſie führe 
wirtſchaftlich zu einem Ergebnis, das gerade durch die Zu⸗ 
billigung des Ausgleichsanſpruchs vermieden werden ſolle, 
nämlich dazu, daß der Erwerber eines früher hypothekariſch 
belaſteten Grundſtücks mühelos einen großen Gewinn ein⸗ 
ſtreiche, während der Veräußerer und ſeine Gläubiger ſich 
empfindliche Vermögenseinbußen gefallen laſſen müßten. Es 
beruht indeſſen auf einem Mißverſtändnis, wenn das KG. 
meint, es ſei durch das Urteil des 5. 38S. v. 10. März 1928 
gehindert, dem LG. aufzugeben, vor neuer Entſcheidung über 
den auf § 15 Satz 2 AufwG. geſtützten Herabſetzungsantrag 
des Antragsgegners zu erörtern, ob dieſem etwa ein Aus⸗ 
gleichsanſpruch gegen feinen Abkäufer zuſtehe. Der in dieſem 


beiden Verfahren (beiden, weil ja die Parteien und daher auch 
die Zeugnisfähigkeiten verſchieden ſind) die Sache ſoweit wie mög⸗ 
lich katſächlich zu fördern und zu klären, damit dann der ordent⸗ 
liche Richter ſich nach Möglichkeit eine zutreffende Vorſtellung 
darüber machen kann, ob und inwieweit die AufwStelle abwerten 
würde, und umgekehrt. Erſt nach tunlichſt vollſtändiger Klärung 
mag die eine oder andere Stelle zuerſt entſcheiden und dann die 
anderegmit Vertagung oder Ausſetzung warten. 

2. Da aber auch dieſe Möglichkeit nur tatſächliche, nicht 
rechtliche Chancen für die Vermeidung ſich widerſprechender Entſch. 
bietet, empfiehlt es ſich, nach Wegen zu ſuchen, die es ermöglichen, 
die beiden zuſammengehörigen Sachen von einem und demſelben 
Inſtanzenzuge endgültig entſcheiden zu laſſen. 

In dieſer Beziehung bietet vielleicht RG.: Recht 1928, 469 
Nr. 1894 Ansſichten, in welcher dargelegt wird, daß das Prozeß⸗ 
gericht auch in Sachen, die zur ſog. ausſchließlichen Zuſtändigkeit 
der AufwStelle gehören, entſcheiden kann, wenn ein Ausſetzungs⸗ 
antrag von beiden Seiten nicht geſtellt wird und das Gericht die 
Ausſetzung nicht für angemeſſen hält. Hier könnte alſo, wenn die 
örtliche Zuſtändigkeit gegeben oder gem. 88 60, 36 380. unter 
Berückſichtigung der genannten Entſch. zu ſchaffen iſt, einer der 
Beteiligten, am beſten der in der Mitte ſtehende perſönliche 
Schuldner und frühere Eigentümer, gegen die beiden anderen ge⸗ 
meinſchaftlich Klage erheben, im Beiſpielsfalle gegen den Gläubiger 
auf negative Feſtſtellung, daß er nicht oder nicht über ſoundſo viel 
aufzuwerten braucht, und gegen den Grundſtückserwerber auf 
Feſtſtellung der Ausgleichspflicht. Umgekehrt könnte gem. 5 AL 
Aufwcz. die Zuſtändigkeit der Aufwetelle auch fur den Aus- 
gleichsanſpruch vereinbart werden, was allerdings den Verzicht 
auf das RG. und auf die obligatoriſche mündliche Verhandlung 
in ſich ſchließt. f 

3. Der dritte Weg wäre der der Streitverklindung im Aus⸗ 
gleichsprozeß und, wenn man dieſelbe im Aufwertungsverfahren 
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Urteil entſchiedene Fall lag wie folgt: Die Kl. hatten Ende 
1922 oder Anfang 1923 ein Grundſtück, das damals laſten⸗ 
frei war, an den gutgläubigen Bekl. verkauft. Auf Grund des 
§ 15 Aufw®. hatte ein früherer Hypothekengläubiger von den 
Kl. Aufwertung auf noch 5762 GM. verlangt. Die Kl. nah⸗ 
men darauf den Bekl. auf Zahlung dieſer 5762 GM. und 
hilfsweiſe auf Befreiung von der Aufwertungsſchuld in An⸗ 
ſpruch. Das klagabweiſende Urteil der Vorinſtanz iſt auf⸗ 
gehoben worden, weil es entgegen der vom Senat gebilligten 
Rſpr. des 6. 35. die rechtliche Möglichkeit eines Ausgleichs⸗ 
anſpruchs verneint hatte. Dem Vordergericht, an das die 
Sache zurückverwieſen wurde, iſt dabei aufgegeben worden, 
unter Berückſichtigung aller in Betracht kommenden, nament- 
lich der in dem grundlegenden Urteil RG. 112, 329 ange⸗ 
führten, Umſtände ſorgfältig zu prüfen, ob und gegebenenfalls 
in welchem Umfang ein Ausgleichsanſpruch beſtehe. Die Ent⸗ 
ſcheidung darüber hänge aber weſentlich von der — nur von 
der Aufwertungsſtelle endgültig zu entſcheidenden — Frage 
ab, ob etwa nach § 15 Satz 2 Nr. 2 der Aufwertungsanſpruch 
zu mindern oder womöglich ganz zu verſagen ſei, und das 
Vordergericht müſſe daher erwägen, ob es ſich nicht empfehle, 
die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle abzuwarten. Damit 
iſt allerdings geſagt — und daran muß auch jetzt feſtgehalten 
werden —, daß der Verkäufer dann nicht von einer durch das 
AufwG. verurſachten Erſchütterung der Grundlage feines 
Verkaufs ſprechen und von ſeinem Abkäufer deswegen eine 
über den Vertragsinhalt hinausgehende Leiſtung verlangen 
kann, wenn ſeine eigene Leiſtung trotz des nicht erwarteten 
Inkrafttretens des Aufm®. und feines 815 Satz 1 ſich tat⸗ 
ſächlich überhaupt nicht oder doch nur unerheblich erhöht hat, 
etwa weil er auf Grund der Härteklauſeln des § 15 Satz 2 
ganz oder bis auf einen unerheblichen Betrag von ſeiner nach 
Satz 1 gegebenen Aufwertungspflicht freizuſtellen iſt. So hat 
auch ſchon das Urteil RG. 112, 331 den Ausgleichsanſpruch 
auf die Fälle eingeſchränkt, in denen nicht nach 815 Nr. 1—3 
eine Aufwertung ausgeſchloſſen iſt. Mit jenem vom KG. her⸗ 
vorgehobenen Satz iſt aber nicht geſagt, daß die Aufwertungs⸗ 
ſtelle ohne Rückſicht auf die Möglichkeit eines Ausgleichs⸗ 
anſpruchs über die Einwendungen des Schuldners aus 8 15 
Satz 2 eutſcheiden müßte, und daß namentlich auch die Frage, 
ob der Schuldner im Hinblick auf den geringen Verkaufserlös 
ganz oder teilweiſe von der Aufwertungspflicht zu befreien ſei, 
ohne Rückſicht darauf beantwortet werden müßte, daß ſich 
möglicherweiſe dieſer Verkaufserlös durch einen Nachforde⸗ 


für zuläſſig hält, auch im Abwertungsſtreit (vgl. auch KG., Aufw⸗ 
Sen.: DNotg. 1927, 104; Nadler, 3. Aufl., S. 163164). 

Übrigens dürfte, wenigſtens für Preußen, wo ich mir allein 
ein Urteil erlauben kann, durch die Qualität der höchſtrichterl. 
AufwRſpr. das obenerwähnte formelle Bedenken einigermaßen zer⸗ 
ſtreut werden. 

4. In jedem Falle werden die Beteiligten, insbeſ. die auf 
Richterſeite Beteiligten, angeſichts der geradezu vernichtenden Fol⸗ 
gen, welche eintreten, wenn die zweitentſcheidende Stelle anders 
entſcheidet, als die erſtentſcheidende bei ihrer Eutſch. dies an⸗ 
genommen hat, auf möglichſt erſchöpfende und überzeugende Ver⸗ 
arbeitung des Tatſachenmaterials und der rechtlichen Geſichtspunkte 
beſonders Bedacht nehmen müſſen, um dieſe für die rechtliche 
Sicherheit und das Vertrauen in die Rechtspflege unerträglichen 
Folgen zu verhüten, eine gewiß ſchwere und nicht vollkommen, 
aber doch nach Möglichkeit annäherungsweiſe lösbare Aufgabe, 
namentlich dann, wenn demnächſt auch die zweite Stelle nicht die 
Tendenz verfolgt, vermeidbare Divergenzen der Beurteilung un⸗ 
bedingt eintreten zu laſſen. Denn es iſt unerträglich, daß, wenn 
etwa das ordentliche Gericht eine Ausgleichspflicht des neuen 
Eigentümers als nicht gegeben deswegen feſtgeſtellt hat, weil es 
angenommen hat, daß ihm die volle Abwertung gelingen werde, er 
nun im Abwertungsſtreite doch durchdringt und ſo der perſönliche 
Schuldner nach beiden Seiten hin der Leidtragende wird oder um⸗ 
gekehrt. In der Tat wird ja bei der zweiteutſcheidenden Stelle 
ſchon die Tatſache, daß die Vorfrage nunmehr rechtskräftig in dem 
einen oder anderen Sinne feſtſteht, weitgehendſt berückſichtigt wer⸗ 
den können, wenn ſie auch nicht zwingend zu der der Annahme der 
erſten Stelle entſprechenden Entſch. führt, da ja neue Tatſachen 
eine anderweite Beurteilung nahelegen können. 

Eine vollkommene Löſung könnte nur das Geſetz nach Maß⸗ 
gabe des obenerwähnten Aufſatzes gewährleiſten. 

5. könnte noch in Betracht kommen, ob nicht durch eine be⸗ 
dingte feſtſtellungsmäßige Entſch. (die Stellung der richtigen An⸗ 
träge, auf welche hinzuwirken wäre, vorausgeſetzt) den Schwierig⸗ 
keiten einigermaßen abgeholfen werden kann. Man Könnte bei⸗ 


rungsanſpruch des Verkäufers, nämlich den auf die un⸗ 
erwartete Aufwertungspflicht geſtützten Ausgleichsanſpruch, er⸗ 
höht. Solche Anſicht ſtände, wie das KG. zutreffend bemerkt 
hat, in unvereinbarem Widerſpruch zu der im Urteil RG. 112, 
329 zur Begründung des Ausgleichsanſpruchs angeſtellten 
und auch vom 5. ZS. gebilligten Erwägung, daß eine Herab⸗ 
ſetzung der Aufwertungsanſprüche der früheren Hypotheken⸗ 
gläubiger ſolange und ſoweit nicht angängig ſei, als die Mög⸗ 
lichkeit beſtehe, die wirtſchaftliche Lage des Aufwertungs⸗ 
ſchuldners durch die Zubilligung eines Rückgriffsrechts gegen 
ſeinen Abkäufer zu beſſern. Daraus folgt mit Denknotwendig⸗ 
keit, daß bei der Entſcheidung über die vom Schuldner auf 
Grund des § 15 Satz 2 geltend gemachten Einwendungen be⸗ 
rückſichtigt werden muß, ob dem Schuldner ein Ausgleichs⸗ 
anſpruch gegen ſeinen Abkäufer zuſteht. 

Etwas Abweichendes ergibt ſich auch nicht aus der im 
Urteil v. 10. März 1928 angezogenen Entſch. v. 14. Mai 
1927, V 235/26. Dort hatte der auf Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrags belangte Grundſtücksverkäufer ſich vom Vertrag los⸗ 
jagen wollen, weil er auf Grund des § 15 AufwG. nachträg⸗ 
lich auf Aufwertung in Höhe von 18000 und 24750 GM. in 
Anſpruch genommen war. Das RG. hat das Rücktrittsrecht 
deshalb verſagt, weil der Bekl. (Verkäufer und Aufwertungs⸗ 
ſchuldner) ſich zur Zeit ſeiner Rücktrittserklärung überhaupt 
noch nicht mit ſeinen Gläubigern über den Aufwertungs⸗ 
anſpruch und namentlich über die Möglichkeit einer Herab⸗ 
ſetzung auf Grund des § 15 Satz 2 auseinandergeſetzt hatte. 
Ehe über das Vorhandenſein einer — den Rücktritt etwa 
rechtfertigenden — Erſchütterung der Vertragsgrundlage ent⸗ 
ſchieden werden könne, müſſe zum mindeſten eine ausreichende 
Gewißheit beſtehen über die in Betracht kommenden Beträge, 
d. h. über die vom Verkäufer auf Grund des § 15 AufwG. an 
die früheren Hypothekengläubiger tatſächlich zu leiſtenden 
Summen. Auch damit iſt weder geſagt, daß, ehe über das Be⸗ 
ſtehen eines Ausgleichsanſpruchs befunden werden könne, die 
endgültig geſchuldeten Beträge durch die Aufwertungsſtelle 
rechtskräftig feſtgeſetzt ſein müßten, noch auch, daß die Auf⸗ 
wertungsſtelle bei ihrer Feſtſetzung keine Rückſicht darauf neh⸗ 
men dürfte, daß ſich der Kaufvertrag möglicherweiſe wegen 
der nachträglich entſtandenen Aufwertungspflichten des Ver⸗ 
käufers ändere. 

Die vom KG. dem Urteil v. 10. März 1928 untergelegte 
Rechtsanſicht folgt aber auch nicht aus der Begründung, die 
das Urteil für den Ausgleichsauſpruch gibt. Dieſes führt aus, 


ſpielsweiſe daran denken, daß der ordentliche Ausgleichsprozeß zu⸗ 
nächſt in Feſtſtellungsform dahin geht, daß Feſtſtellung verlangt 
wird, daß von der etwaigen, dem Kl. im Aufwertungsverfahren 
auferlegten Aufwertung der Bekl. dieſem einen beſtimmten Bruch⸗ 
teil (oder das Ganze) abzunehmen habe. 

Würde beiſpielsweiſe in dieſem Prozeß feſtgeſtellt, daß die 
Verhältniſſe des Kl. ſo ſind, daß aus ſeiner Perſon eine Auf⸗ 
wertung überhaupt unangemeſſen iſt, ſo würde feſtzuſtellen ſein, daß 
die geſamte Aufwertung vom Bekl. zu erſetzen iſt. Dann würde 
die AufwStelle zwar formell nicht daran gebunden ſein, daß der 
Aufwertungsſchuldner und Ausgleichskläger in ſeiner Perſon nach 
der Auffaſſung des ordentlichen Gerichts für eine Aufwertung über⸗ 
haupt tragunfähig fein foll. Praktiſch würde aber, ſorgfältige 
Prüfung im erſten Prozeß vorausgeſetzt, damit gerechnet werden 
können, daß die AufwStellen und Beſchwerdeinſtanzen des Auf⸗ 
wertungsverfahrens ſich inſoweit dem Prozeßgericht anſchließen. 
Beide würden dann vor der Tatſache ſtehen, daß damit gerechnet 
werden kann, daß die geſamte, dem Aufwertungskläger zuge⸗ 
billigte Aufwertung vom Ausgleichsbeklagten zu tragen iſt, und 
könnten danach die Aufwertungshöhe ſo bemeſſen, daß der Auf⸗ 
wertungsgläubiger zu ſeinem Recht kommt, der perſönliche Schuldner 
gemäß ſeinem Ausgleichsurteil befreit bleibt und der Ausgleichs⸗ 
ſchuldner angemeſſen belaſtet wird. 

Schwieriger iſt es ſchon, wenn das Ausgleichsgericht zu einer 
Verteilung bzw. zu einer Halbierung des Ausgleichsanſpruchs 
kommt. Denn dieſe Halbierung hat praltiſch ja eine ganz ver⸗ 
ſchiedene Bedentung für beide Beteiligte, je nachdem, wie groß 
die abſolute Summe it, die die Aufwstelle dann feſtſetzt. Deshalb 
iſt dieſe Entſch. ſchon für das Ausgleichsgericht ſchwierig. Die 
Aufwlelle wiederum kann geneigt fein, mit Rückſicht darauf, daß 
die Laſt ſich auf zwei Schultern verteilt, höher zu gehen, als ſie 
ſonſt gehen würde. 

Auch hier wird nur eine möglichſt ſorgfältige Begründung 
des zuerſt ergehenden Urteils unter genauer Ermittlung der 
Verhältniſſe der beiden Schuldner und möglichſt auch ſchon des 

läubigers helfen, bei welcher, verſtändnisvolles Verhalten der 
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wenn der Verkäufer nachträglich die Forderungen der früheren 
Hypothekengläubiger aufwerten müſſe, „könne je nach Lage der 
geſamten Umſtände, namentlich der im Urteil RG. 112, 329 
angeführten, ein ſolches Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung eintreten, daß die Geſchäftsgrundlage völlig 
verſchoben ſei, und es gegen Treu und Glauben verſtoßen 
würde, wenn der Käufer den Verkäufer unter den alten Be⸗ 
dingungen am Vertrag feſthalten wollte“. Auch hier wird 
allerdings vorausgeſetzt, daß die tatſächliche Leiſtungs⸗ 
pflicht des Verkäufers aus der rückwirkenden Aufwertung als 
beſtimmter Rechnungspoſten in die den Wert von Leiſtung 
und Gegenleiſtung vergleichende Rechnung eingeſtellt werden 
kann. Das iſt aber nicht immer ſchon dann unmöglich, wenn 
die Aufwertungsſtelle noch nicht geſprochen hat. Das Prozeß⸗ 
gericht iſt weder verfahrensrechtlich noch begrifflich gehindert, 
dieſe Vorfrage ſelbſt zu entſcheiden. Es wird ſich nur fragen, 
ob das zweckmäßig iſt, weil die Möglichkeit beſteht, daß die 
Aufwertungsſtelle anders entſcheidet. Aus jenem Satz folgt 
aber auch keineswegs, daß der Auſwertungsbetrag zunächſt 
ohne Rückſicht auf einen Ausgleichsanſpruch feſtgeſetzt werden 
müßte, der etwa dem Aufwertungsſchuldner auf Grund des 
Kaufvertrags in der ihm infolge der neuentſtandenen Auf⸗ 
wertungspflichten gegebenen Geſtaltung zuſteht. Vielmehr 
ſteht auch der 5. 3. auf dem Standpunkt — und das ergibt 
ſich auch aus dem Urteil v. 10. März 1928 —, daß von eimer 
unbilligen Härte i. S. des 8 15 Satz 2 Aufw. keine Rede 
ſein kann, ſoweit der Auſwertungsſchuldner ein Rückgriffsrecht 
gegen ſeinen Abkäufer hat. Das Vorhandenſein eines Aus⸗ 
gleichsanſpruchs iſt daher für die zur Entſcheidung über den 
Härteeinwand berufene Aufwertungsſtelle ebenſo Vorfrage, 
wie das ordentliche Gericht bei der Entſcheidung über den 
Ausgleichsanſpruch zunächſt fragen muß, welcher Betrag für 
die Aufwertung in Betracht kommt, ob und wieweit der nor⸗ 
male Aufwertungsſatz etwa nach 8 15 Satz 2 AufwG. zu min⸗ 
dern iſt. In beiden Fällen iſt es lediglich eine Frage der 
Zweckmäßigkeit, wie die eine oder die andere Stelle vorgehen 
will, ob ſie die Vorfrage ſelbſt beantworten will auf die Ge⸗ 
fahr, daß die zur unmittelbaren Entſcheidung zuſtändige Stelle 
anders urteilt, oder ob ſie deren Entſcheidung abwarten will. 

Sonach beſteht weder zwiſchen dem 6. und dem 5. 388. 
des RG. noch zwiſchen dem letzteren und dem KG. über die in 
dem Vorlegungsbeſchluß geſtellte Frage eine Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit, und es war, wie geſchehen, die Entſcheidung über 
die weitere ſofortige Beſchwerde abzulehnen. 

(Beſchl. v. 27. Juni 1928; VB 31/28. — Berlin.) 
| 


AuftwStelle vorausgeſetzt, damit gerechnet werden kann, daß dieſe 
ſich auch hinſichtlich der abſoluten Summe, mit welcher das Aus— 
gleichsgericht gerechnet hat, einigermaßen deſſen Auffaſſung an⸗ 
ſchließt. Wenn dagegen ein Ausgleichsanſpruch beſtimmter Höhe 
oder bis zu einem beſtimmten Höchſtbetrage verlangt und zu⸗ 
gebilligt wird, iſt es ſchon erheblich zweifelhafter, ob die Aufw⸗ 
Stelle dann zu einem Ergebnis kommt, das in Verbindung mit. 
dem des Ausgleichsgerichts das Richtige trifft. Auch hier wird nur 
übrigbleiben, daß in möglichſt ſorgfältiger Erörterung der ge⸗ 
fanten Verhältniſſe das Prozeßgericht im Ausgleichsverfahren ſich 
auch über diejenige Aufwertungshöhe, die nach ſeiner Meinung an⸗ 
gemeſſenerweiſe dem Gläubiger von der AufwsStelle zugebilligt 
werden wird, ausſpricht, um fo die Aufwstelle zu überzeugen und 
zu verhüten, daß dieſe zu einem ganz anderen Ergebnis kommt, 
wodurch, da die Belaſtung des Ausgleichsſchuldners nunmehr feſt⸗ 
ſteht, der Aufwertungsſchulduer und Ausgleichsgläubiger zu jtark 
oder zu wenig belaſtet wird. f 
Jedenfalls liegt in dieſer Möglichkeit einer bedingten und 
prozentualen Entſch. im Ausgleichsprozeß ein Vorzug, der dafur 
ſprechen dürfte, daß die AufwStelle ausſetzt und das ordentliche 
Gericht zuerſt ſpricht. Denn für die AufwStelle läßt ſich, wenn um⸗ 
gekehrt verfahren wird, ſchwer eine analoge Möglichkeit denken, 
in bedingter Form auf das Ergebnis des Ausgleichsverfahrens 
Rückſicht zu nehmen. Allenfalls könnte man hier an einen Leil⸗ 
beſchluß denken, in welchem zunächſt erklärt wird, daß ber Auf⸗ 
wertungsſchuldner unabhängig von dem Ausgleichsverfahren zu⸗ 
nächſt in beſtimmter Höhe zur Aufwertung verurteilt wird (wobei 
auch X — 146 fein kann), vorbehaltlich ſpäterer weiterer Ver⸗ 
urteilung, ſobald ein Ausgleichsanſpruch feſtſteht. Dann müßte nun⸗ 
mehr die Ausgleichsklage erhoben und durchgeführt werden, die 
etwa dahin gehen müßte, feſtzuſtellen, daß der Bell. verpflichtet 
iſt, jede noch weiter von der Aufwstelle dem Kl. auferlegte Auf⸗ 
wertung zu tragen. Hier treten dann dieſelben Schwierigkeiten auf, 
die auch in erſten Fall nicht zu umgehen waren, aber eher noch im 


32. 8242 BGB. Maß der Aufwertung bei 
Grundſtückspreiſen. Die Kaufkraft des Vertrags⸗ 
preiſes auf dem Grundſtücksmarkt am Tage des 
Vertragsſchluſſes iſt zugrunde zu legen und dabei 
der heutige Grundſtückswert als Erkenntnis- 
quelle zu berückſichtigen. 

Das BG. hat die Aufwertungsberechtigung bezüglich 
dieſer beiden Zahlungen deshalb verneint, weil ſeit dem 
28. März 1922 bis zu den Zahlungstagen die Entwertung 
noch nicht ſo weit fortgeſchritten geweſen ſei, daß es den Kl. 
nach Treu und Glauben nicht zugemutet werden könnte, dieſe 
Entwertung zu tragen und ſich die Zahlungen zum Nenn⸗ 
betrage auf den Kaufpreis anrechnen zu laſſen. Dieſe Auf⸗ 
faſſung ſteht im Einklang mit der Rſpr. des RG. und insbeſ. 
auch des erk. Sen. (vgl. Urt. v. 22. Okt. 1927, VI 56/271) 
und v. 14. Nov. 1927, VI 143/272); in Zeiler „Auf⸗ 
wertungsfälle“ Nr. 923 und 960). Wollte man, wie die Rev. 
es wünſcht, hierbei berückſichtigen, daß bei Abgabe des Kauf⸗ 
angebots v. 28. März 1922 bereits der Papiermarkkaufpreis 
unter Verkennung des Weſens der Geldentwertung beſtimmt 
worden ſei, fo würde das zu einer Verſchiebung der vertrags⸗ 
mäßigen Grundlage des Kaufvertrags führen; es iſt vielmehr 
an der vertragsmäßig feſtgeſetzten Papiermarkkaufpreisſumme 
als der von den Vertragsparteien gewollten bei der Frage der 
Anrechnung der geleiſteten Zahlungen auszugehen. 

Dagegen erſcheint im übrigen das bei der Bemeſſung der 
Aufwertung eingeſchlagene Verfahren nicht frei von Rechts⸗ 
irrtum. Das BG. hat zwar den Hinweis der Kl. als richtig 
anerkannt, daß die Aufwertung den Geldbetrag berückſichtigen 
ſolle, der unter den gegenüber der Zeit des Vertragsſchluſſes 
veränderten Verhältniſſen der Kaufkraft entſpreche, die dem 
vereinbarten Kaufpreis zur Zeit des Kaufabſchluſſes inne⸗ 
gewohnt habe. Es hat ferner als richtig anerkannt, daß der 
Papiermark im Jahre 1922 eine größere Kaufkraft inne⸗ 
gewohnt habe, als ihr Umrechnungsbetrag in Goldmark er⸗ 
gebe, es hat aber daraus nur die Folgerung gezogen, daß es 
der Bemeſſung des damaligen Wertes des Kaufpreiſes ſtatt 
der Goldmarktabelle des Aufiv®. oder des Dollarkurſes die 
Reichsrichtzahlen für Lebenshaltung zugrunde gelegt hat. 
Dadurch wurde das BG. der Aufgabe der Aufwertung, die 
vom Währungsverfall betroffene Geldleiſtung auf der Grund⸗ 
lage der heutigen Währung durch Schaffung eines billigen 
Ausgleichs zwiſchen den Intereſſen des Gläubigers und des 
Schuldners feſtzuſtellen, nicht gerecht. Es iſt dabei unbeachtet 
gelaſſen, daß der Papiermark auf dem Grundſtücksmarkte bis 
weit in die Inflationszeit hinein eine weit höhere Kaufkraft 
innegewohnt hat als auf anderen Marktgebieten, und es kann 
deshalb die dem vereinbarten Vertragspreiſe bei Grundſtücks⸗ 
käufen z. Z. des Vertragsſchluſſes innewohnende Kaufkraft 
nicht lediglich nach den Reichsrichtzahlen beurteilt werden, 
vielmehr iſt hierzu der Gegenwartswert als Erkenntnisquelle 
mit heranzuziehen. 

Rechtsirrig iſt auch der Standpunkt des BG., daß der 
Aufwertung der Zeitpunkt des Juli 1922 zugrunde zu legen 
ſei, da bis zu dieſem Zeitpunkte die Kl. keinen Anſpruch auf 
Aufwertung gehabt hätten. Nach ſtändiger Rſpr. des RG. iſt 
der Aufwertung der Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes und, wenn 
Vertragsangebot und Vertragsannahme auseinanderfallen, 
grundſätlich der Zeitpunkt des erſteren zugrunde zu legen (vgl. 
Urt. des RG. v. 21. Sept. 1926, II 484/25; v. 2. Mai 1927, 
V 389/26; v. 22. Okt. 1927, VI 59/279); in Zeiler „Auf⸗ 


verſtärkten Maße, inſofern nämlich die prozentuale Entſch. über 
die Verteilung der vorausſichtlichen Mehraufwertung ſich wegen der 
praktiſchen Tragweite zwiſchen Ausgleichsgläubiger und Schuldner 
ſchwer von den wirklichen in Betracht kommenden abſoluten 
Summen trennen läßt. Auch hier müßte dann die Aufwötelle 
ſchon durchblicken laſſen, mit welchen Summen ſie rechnet, und 
dann müßte in gleicher Weiſe, wie oben, hierauf nach Moglichkeit 
im Intereſſe des richtigen Geſamtergebniſſes von den Prozeß⸗ 
gerichten Rückſicht genommen werden. 5 

Eine Ausſetzung in beiden Verfahren muß naturgemäß durch 
Eingreifen der oberen Inſtanzen vermieden werden. 

6. Schließlich iſt der Weg der Abtretung des Ausgleichsanſpruchs 
vom perſönlichen Schuldner an den Gläubiger zu erwähnen. Auch 
Pfändung könnte in Frage kommen. . 

Rl. Dr. v. d. Trend, Berlin. 
3) JW. 1928, 160. 


1) JW. 1928, 163. ) IW. 1928, 492. 
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wertungsfälle“ Nr. 494, 614, 924). Die vom BG. angeſtellte 
Erwägung, daß die Kl., wäre der geſamte Kaufpreis am 
1. Juli 1922 gezahlt worden, ſich mit dieſer Zahlung hätten 
zufrieden geben müſſen, mag an ſich für den vorliegenden Fall 
zutreffen, ſteht aber einer Aufwertung des tatſächlich nicht 
gezahlten Teiles des Kaufpreiſes nicht entgegen und iſt auch 
für die Frage, welcher Zeitpunkt der Aufwertung zugrunde zu 
legen iſt, ohne Bedeutung. 
(U. v. 18. Juni 1928; 47/28 VI. — Hamburg.) 
lech. 


33. § 242 BGB. Aufwertung einer Enteig⸗ 
nungsentſchädigungsſumme. 

Die Kl. war Eigentümerin der Herrſchaft Sundiſche 
Wieſe auf der Halbinſel Zingſt, die ihr auf Antrag des erſt⸗ 
beklagten Landlieferungsverbandes zu Siedlungszwecken ent⸗ 
eignet worden iſt. Durch Beſchluß des Ständigen Ausſchuſſes 
der Provinz Pommern v. 12. Juni 1923, der am 3. Juli 
1923 zugeſtellt worden iſt, iſt die Entſchädigungsſumme auf 
1131 Millionen Mark feſtgeſetzt worden. Gegen dieſe Feſt⸗ 
ſetzung iſt Einſpruch bei der Spruchkammer des Landeskultur⸗ 
amts von der Kl. erhoben worden, der aber zurückgenommen 
iſt, als es zwiſchen der Kl. und der Zweitbeklagten, die die 
enteigneten Güter von dem Erſtbeklagten übernommen hatte 
und zur Begleichung der Entſchädigung verpflichtet war, am 
27. Juli 1923 zu einem Vergleich kam, in dem die Zweit⸗ 
beklagte ſich der Kl. gegenüber verbindlich machte, die Ent⸗ 
eignungsentſchädigung auf 2 Milliarden Mark zu erhöhen. 
Die von dem Ständigen Ausſchuß feſtgeſetzte Entſchädigungs⸗ 
ſumme von 1131 Millionen Mark hatte die Zweitbeklagte be⸗ 
reits am 5. Juli 1923 zugunſten der Kl. und der nach § 37 
PrEnteignG. Berechtigten namens des Landlieferungsver⸗ 
bandes unter Verzicht auf die Rücknahme hinterlegt; der Reſt 
von 869 Millionen Mark ſollte nach dem Vergleich in Höhe 
von 760 500 000 4 in Roggenrentenbriefen und im Betrage 
von 108 500 000 % bar bezahlt werden. 

Die Kl. ſpricht der Hinterlegung der 1131 Millionen 
Mark befreiende Wirkung ab; die Leiſtungen aus dem Ver⸗ 
gleich ſind bisher auch nicht voll erfüllt worden. Die Kl. ver⸗ 
langt die Umwertung der ihr zuſtehenden Entſchädigungs⸗ 
ſumme von der Bekl. und gibt den Wert der ihr in dem Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſe des Ständigen Ausſchuſſes 
zugebilligten Entſchädigungsſumme auf 449 445 AH, den Wert 
der in dem Vergleiche vereinbarten Entſchädigung auf 835 000 
Reichsmark an. 

Im gegenwärtigen Rechtsſtreit hat ſie einen Teilbetrag 
von 10000 % nebſt Zinſen gegen die Bekl. eingeklagt. 

Kl. iſt bis auf einen anerkannten Betrag von beiden Vor⸗ 
inſtanzen abgewieſen, das BU. war vom RG. aufgehoben; 
doch hat das BG. nach erneuter Verhandlung wieder ab⸗ 
gewieſen. Das RG. hat aufgehoben. 

Das BG. nimmt an, daß durch den Vergleich auch die 
Folgen der Geldentwertung haben geregelt werden ſollen. 
Das iſt unzutreffend. Der Vergleich ſpricht in Ziff. II nur 
davon, daß die Landbank (Bekl. zu 2) die Enteignungs⸗ 
entſchädigung, die der Ausſchuß auf 1131 Millionen Papier⸗ 
mark feſtgeſetzt hat, auf 2 Milliarden Papiermark erhöhe. 
Dies bedeutete aber nach Wortlaut und Sinn nichts anderes, 
als daß der Wert des enteigneten Grundbeſitzes an dem maß⸗ 
gebenden Stichtage, dem 12. Juni 1923, auf 869 Millionen 
Papiermark höher bemeſſen wurde, als ihn der Ausſchuß feſt⸗ 
geſetzt hatte. Darum iſt es auch unrichtig, wenn das BG. 
meint, daß die Vergleichsparteien in der Summe von zwei 
Milliarden Mark offenbar den Wert des enteigneten Grund⸗ 
ſtücks am 27. Juli 1923, d. i. dem Vergleichstage, haben zum 
Ausdruck bringen wollen. Es iſt dabei auch ſchon verkannt, 
daß es für die Höhe der Enteignungsentſchädigung nach dem 
Geſetz immer nur auf den Wert des enteigneten Grundbeſitzes 
zur Zeit der Entſchädigungsfeſtſetzung durch den Ausſchuß 
oder genauer der Zuftellung des Feſtſetzungsbeſchluſſes an⸗ 
kommt. Daß die Vergleichsparteien lediglich eine Erhöhung 
des von dem Ausſchuß feſtgeſetzten Entſchädigungsbetrages be- 
abſichtigten, geht am beſten auch daraus hervor, daß auch mit 
dem Einſpruch gegen die Feſtſetzung des Ausſchuſſes beim 
Landeskulturamt von der Kl. ausgeſprochenermaßen nur die 
Feſtſetzung eines höheren Werts des enteigneten Grundbeſitzes 
und der Entſchädigungsſumme bezweckt worden war. 


Rechtsirrig ſtützt das BG. ſeine Auffaſſung, daß durch 
die Zulage von 869 Millionen Papiermark alle Geldent⸗ 
wertungsanſprüche der Kl. haben ausgeglichen ſein ſollen, auf 
die Tatſache, daß die Vergleichsparteien vor dem Abſchluß 
des Vergleichs über die Frage der Geldentwertung verhandelt 
haben und gerade mit Rückſicht auf ſie auf eine vergleichs⸗ 
weiſe und baldige Erledigung ihres Streits Gewicht gelegt 
haben. Denn dabei iſt nicht berückſichtigt, daß damals der 
Verkehr und die Rſpr. noch von dem Grundſatz: Mark gleich 
Mark beherrſcht wurden und deshalb ſowohl die Kl. wie die 
Landbank offenbar der Anſicht geweſen ſind, daß die Kl. ſich 
auch bei weit hinausziehender Erledigung der Entſchädigungs⸗ 
feſtſetzung durch das Landeskulturamt mit dem Nennbetrage 
der Entſchädigung in Papiermark werde begnügen müſſen und 
dieſe immer wertloſer werden würde, je länger ſich die Ent⸗ 
ſcheidung hinzog. Wenn aber von dieſem Geſichtspunkte die 
Vergleichsparteien auf die gütliche Erledigung der Entſchädi⸗ 
gungsfrage Wert gelegt haben, ſo haben ihre Erwägungen be⸗ 
züglich der Geldentwertung eine ganz andere Bedeutung, als 
das BG. ſie ihnen zumißt. Es iſt auch ein unannehmbares 
Ergebnis, daß ſich die Kl. durch die Mehrzahlung von 
869 Millionen Mark wegen ihrer geſamten Geldentwertungs⸗ 
auſprüche für befriedigt erklärt haben ſollte. Denn, wie die 
Rev. mit Recht hervorhebt, gleicht die Entſchädigungsſumme 
von 2 Milliarden Papiermark nach den eigenen Feſtſtellungen 
des BG. auch nicht annähernd die Geldentwertung v. 12. Juni 
1923 bis zum 27. Juli 1923 aus. In Wirklichkeit ſtellt ſie 
ſogar nur etwa ein Fünftel der durch den Ausſchuß feſt⸗ 
geſetzten Entſchädigungsſumme von 1131 Millionen Mark, 
alſo weſentlich weniger als dieſe, dar. Daß man mit der 
Vergleichsſumme die aus dem Währungsverfall während der 
Zeit vom 12. Juni bis zum 27. Juli 1923 gewonnenen Geld⸗ 
entwertungsanſprüche der Kl. hat beglichen ſein laſſen wollen, 
erſcheint deshalb unmöglich, zumal wenn man feſthält, daß 
ſich die Vergleichsparteien wohl ſelber auch bewußt geweſen 
ſind, daß die Mark v. 27. Juli 1923 weniger wert war als 
die v. 12. Juni 1923, da ſie bei den Vorbeſprechungen des 
Vergleichs ja auch die weitere Entwertungsgefahr ins Auge 
gefaßt haben. 

Haben die Kl. und die Landbank durch den Vergleich aber 
nichts anderes getan, als den Wert des enteigneten Grund⸗ 
beſitzes für den 12. Juni 1923 als Stichtag auf 2 Milliarden 
Mark vereinbart und demgemäß dann auch die Entſchädigungs⸗ 
ſumme auf dieſen Betrag feſtgeſetzt, ſo hat die Kl. zum Aus⸗ 
gleich der Geldentwertung einen Anſpruch auf Umwertung 
dieſer Entſchädigungsſumme nach Maßgabe der vom erk. Sen. 
in ſtändiger Rſpr. aufgeſtellten Grundſätze, auf die ſchon im 
früheren Revllrt. hingewieſen iſt. Daß die Entſchädigungs⸗ 
ſumme durch den Vergleich vertraglich feſtgeſetzt iſt, hin⸗ 
dert die Anwendung dieſer Grundſätze nicht (RG. 114, 186 1)). 
Auch die Entſch. RG. 112, 522) ſteht ihr nicht entgegen. Denn 
dort iſt nur ausgeſprochen, daß, wenn die Landeskulturbehörde 
mit bindender Kraft für das Gericht bereits über die Folgen 
der Geldentwertung bei der Feſtſetzung der Entſchädigungs⸗ 
ſumme entſchieden hat, das Gericht nicht in der Lage iſt, 
dieſe Entſcheidung unter Berückſichtigung der reichsgerichtlichen 
Rſpr. über die Umwertung der feſtgeſetzten Enteignungs⸗ 
entſchädigung zu ändern. Im gegebenen Falle iſt aber durch 
die Vereinbarung der Parteien eine bindende Erledigung der 
Geldentwertungsfrage nicht geſchaffen. Es iſt auch folgendes 
zu beachten: Erſt ſpäter iſt vom RG. der Satz aufgeſtellt, daß 
die Enteignungsentſchädigung eine Wertſchuld iſt und der Ent⸗ 
eignete darum einen Anſpruch auf die Summe hat, die ihm 
als Entſchädigung zu zahlen geweſen wäre, wenn der jetzige 
Kaufkraftwert der Mark auch ſchon zur Zeit der Entſchädi⸗ 
gungsfeſtſetzung oder Entſchädigungsvereinbarung beſtanden 
hätte. Er iſt damals noch nicht erkannt geweſen, und auch aus 
dieſem Grunde hat vermutlich ein Verzicht auf die ſich aus 
ihm ergebenden Rechte nicht im Willen der Kl. gelegen. Dies 
kann aus der Entſch. des Senats in RG. 118, 273) ent⸗ 
nommen werden. 

Von dem ſich aus der Umwertung ergebenden Entſchädi⸗ 
gungsbetrage muß ſich die Kl. die empfangenen Zahlungen 
abrechnen laſſen, wobei auch dieſe unter Berückſichtigung des 
Kaufkraftwertes der Mark zur Zeit der Zahlung umzurechnen 


1) JW. 1926, 2629. 2) JW. 1926, 168. 3) JW. 1997, 2411. 
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ſind. Unbedenklich ergibt ſich dann aber auf jeden Fall der 
mit der Klage geforderte Teilbetrag zugunſten der Kl. 

Schon wenn man die 1131 Millionen Papiermark be⸗ 
rückſichtigt, deren Hinterlegung nach der rechtlich einwand⸗ 
freien Annahme des BG. zwar keine befreiende Wirkung ge⸗ 
habt hat, die aber vereinbarungsgemäß bei dem Vergleich als 
Zahlung in Anrechnung gebracht ſind, verbleibt dieſer Vetrag 
für die Kl. Die Kl. hat in Höhe der 1131 Millionen Mark 
einen Anſpruch auf den Kaufkraftwert vom 12. Juni 1923. 

(U. v. 13. Juli 1928; 23/28 VII. — Berlin.) [Ku.] 


34. 88 415, 398, 399, 404 B B. Der Anſpruch 
des Veräußerers auf Befreiung von der per⸗ 
ſönlichen Schuld kann dem Hypothekengläubiger 
abgetreten werden; war die Schuld eine Reſt⸗ 
kaufgeldforderung, ſo iſt die Aufwertungsſtelle 
für den Streit zwiſchen dem Gläubiger und 
dem Grundſtückseigentümer über die Höhe der 
Aufwertung zuſtändig. 7) 

Der Anſpruch auf Befreiung von einer Schuld kann an 
den zu befriedigenden Gläubiger wirkſam abgetreten werden. 
Das hat das RG. gerade für den Fall, wenn der Erwerber 
eines Grundſtücks im Kaufvertrag die Hypothekenſchulden 
des Verkäufers übernommen hat, in JW. 1912, 857 aus⸗ 
geſprochen und grundſätzlich auch allgemein für Schuld⸗ 
befreiungsanſprüche anerkannt (RG. 80, 183; 81, 250. 
Von dieſer in ſpäteren Entſch. feſtgehaltenen Rechtsanſicht ab⸗ 
zugehen, bieten die Ausführungen der Rev. keinen Anlaß. 
Nachdem der Gläubiger die zwiſchen dem Voreigentümer und 
dem Bekl. als Erwerber vereinbarte Schuldübernahme, welche 
der Regel nach als befreiende zu denken iſt (RG. 75, 3402), 
abgelehnt hatte, kam Sch. eine doppelte Rechtsſtellung zu. Er 
war einerſeits perſönlicher Schuldner der Reſtkaufgeldforde⸗ 
rung ſeines Verkäufers H. oder deſſen Erben geblieben und 
andererſeits war er Gläubiger des Anſpruchs aus der Er⸗ 
füllungsübernahme (§ 329 Bg.), die der Bekl. ihm gegen. 
über eingegangen war. übertrug Sch. in feiner letzteren 
Eigenſchaft den Erfüllungsanſpruch an ſeinen Gläubiger, ſo 


Zu 34. Dem Urteil iſt im Ergebnis zuzuſtimmen, wenn auch 
die theoretiſche Begründung nicht vollſtändig befriedigt. 

1. Der aus der Erfüllungsübernahme entſpringende Anſpruch 
des Schuldners gegen den Übernehmer iſt auf rechtzeitige Be⸗ 
friedigung des Gläubigers durch den Übernehmer gerichtet. In der 
Hand eines Dritten hat ein derartiger Anſpruch regelmäßig Reinen 
Zweck; inſofern iſt er höchſtperſönlich. Anders aber, wenn der An⸗ 
ſpruch gerade dem Gläubiger des zu befreienden Schuldners abge⸗ 
treten wird. Dieſer hat ein eigenes Intereſſe an der Erfüllung des 
Befreiungsanſpruchs, und andererſeits wird der Übernehmer durch 
die Abtretung nicht beſchwert (Rc. 81, 253 — JW 1913, 497) 
Denn nach dem Zweck des Vertrages zwiſchen Schuldner und 
Übernehmer ſollte ja der Gläubiger durch Genehmigung gerade 
0 unmittelbaren Anſpruch gegen den Übernehmer gewinnen 

nnen. 
2. gutreffend iſt es weiter, daß der Übernehmer auch nicht 
inſoweit durch die Abtretung benachteiligt wird, als dem Schuldner 
ſelbſt die Härteklauſel (815 Nr. 2 Aufwch.) zur Seite geſtanden 
hätte. Zwar richtete ſich die Befreiungspflicht nach dem Inhalt der 
Schuldverpflichtung des Schuldners und, wenn auch der Übernehmer 
kein Recht darauf gehabt hätte, daß der Schuldner die Härte⸗ 
klauſel vorbringt, ſo wäre ihm doch in Anwendung des Gedankens 
des 8 770 Bas. eine dilatoriſche Einrede zugeſtanden. Aber der 
Umfang der Aufwertungspflicht des Schuldners bemißt ſich nach der 

ſpr. mit nach dem Werte feines Befreiungsanſpruches. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung kann im Streit zwiſchen Gläubiger und übernehmer mit⸗ 
entſchieden werden, jo daß eine aufſchiebende Einrede jeden Zweck 
verliert. ! 
5; 3. Theoretiſch nicht einwandfrei erjcheint mir dagegen die 
Ausführung des RG.: „Der Gläubiger erlangt nicht eine neue 
Forderung, ſondern hat auch nach der Abtretung nur einen einzigen 
Anſpruch auf Erfüllung ſeiner perſönlichen Forderung, und dies iſt 
der durch die Hypothek geſicherte“; unverſtändlich blieb mir der 
folgende Satz: „Der Bekl. haftet den Kl. als dinglicher Schuldner 
aus der Hypothek ſowohl auf Grund des Vertrags (7) und der 
Abtretung des Erfüllungs anſpruchs (? bei ihm handelt es ſich doch 
nicht um „dingliche Schuld‘), wie als Eigentümer kraft Geſetzes.“ 

ewiß kann der Gläubiger nur einmal Erfüllung verlangen, 
trotzdem aber mehrere auf dasſelbe Ziel gerichtete Erfüllungs- 


1) JW. 1913, 497. 2) JW. 1911, 442. 
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trat dieſer nach 8 398 BGB. an Stelle Sch.s und erlangte 
wegen ſeiner reſtlichen Kaufpreisforderung einen unmittel⸗ 
baren Anſpruch gegen den Bekl. Hierdurch iſt, wenn man von 
dem Eingreifen des AufwG. zunächſt abſieht, eine Ver⸗ 
änderung des Leiſtungsinhaltes i. S. des § 399 BGB. nicht 
eingetreten. Denn die Schuld des Bekl. beſtand nach wie vor 
darin, daß er die Kaufpreisforderung des erſten Verkäufers 
H. zu verzinſen, abzutragen und bei Fälligkeit zu begleichen 
hatte. Mit dem Entſtehen eines direkten Anſpruchs H.s gegen 
ihn mußte der Bekl. von vornherein rechnen, da er ſich nicht 
dagegen hätte wehren können, wenn H. die Schuldübernahme 
genehmigt hätte. Der Gläubiger erlangt nicht eine neue For⸗ 
derung, ſondern hat auch nach der Abtretung nur einen ein⸗ 
zigen Anſpruch auf Erfüllung ſeiner perſönlichen Forderung, 
und dies iſt der durch die Hypothek geſicherte. Der Bekl. haftet 
den Kl. als dinglicher Schuldner aus der Hypothek ſowohl 
auf Grund des Vertrags und der Abtretung des Erfüllungs⸗ 
anſpruchs, wie als Eigentümer kraft Gefetzes. Ob außerdem 
Sch. neben dem Bekl. als Geſamtſchuldner für die perſönliche 
Schuld noch haftet (8 421 BGB.), konnte das OLG. dahin⸗ 
geftellt laſſen und bedarf auch jetzt keiner Entſch., weil Sch. 
von den Kl. nicht in Anſpruch genommen ift. Es mag ſein, 
daß Sch. ſich durch die Abtretung des Erfüllungsanſpruchs 
für ſich allein von ſeiner eigenen Schuld gegenüber 9.3 Erben 
nicht befreien konnte. Die Rechtslage des Bekl. würde durch 
die Mithaftung Sch.3 nicht verſchlechtert fein. Denn da der 
Bekl. nach dem Vertrag bereit und verpflichtet war, als 
Alleinſchuldner einzutreten, ſo würde er nicht dadurch be⸗ 
ſchwert ſein, wenn neben ihm Sch. dem Gläubiger ver⸗ 
haftet blieb. 

Auch die Vorſchriften des AufwG. ſtehen dem Klag⸗ 
anſpruch nicht entgegen. Nach der obigen Ausführung haben 
die Kl. durch die Abtretung des Rechts des Sch. einen un⸗ 
mittelbaren perſönlichen Anſpruch auf Befriedigung ihrer 
Reſtkaufgeldforderung gegen den Bekl. erlangt. Daß auf dieſe 
durch zwei Hypotheken geſicherte Forderung das AufwG. 
Anwendung findet, kann nach deſſen §8 4 und 9 keinem Zwei⸗ 
fel unterliegen. Die formelle Hineinziehung des Bekl. in das 
Aufwertungsverfahren auch wegen der perſönlichen Schuld 


anſprüche haben. Hier iſt es wichtig, zu wiſſen — was OLG. und 
NG. dahingeſtellt fein laſſen —, ob der Schuldner nach der Ab⸗ 
tretung des Befreiungsanſpruchs noch neben dem übernehmer als 
Geſamkſchuldner haftet. 

a) Der obligatorische Anſpruch wird durch feinen Entſtehungs⸗ 
grund individualiſiert. Der Leiſtungsanſpruch des Gläubigers und 
der Befreiungsanſpruch des Schuldners find aus zwei verſchiedenen 
Verträgen erwachſen und daher zwei ſelbſtändige Anſprüche. Ab⸗ 
hängig ſind ſie voneinander nur dadurch, daß der Befreiungs⸗ 
anſpruch inhaltlich durch den Leiſtungsanſpruch näher beſtimmt wird. 
Hypothekariſch geſichert it nur der Leiſtungsanſpruch. 

b) Darum ändert ſich durch die Abtretung des Befreiungs⸗ 
anſpruches nichts. Selbſt wenn er ſich jetzt in einen Zahlungs⸗ 
anſpruch verwandelt (Siber bei Planck zu 8 399 Nr. 1 a S. 559), 
verſchmilzt er nicht mit dem Leiſtungsanſpruch und iſt auch nicht 
deſſen zweite Geſtalt. Vielmehr muß geprüft werden, welchen 
Zweck die Abtretung verfolgte. 

e) Die Abtretung kann bloß zur Einziehung erfolgen, ſo daß 
der Gläubiger den Hauptanſpruch gegen den Schuldner behält, der 
höchſtens inzwiſchen gehemmt ſein joll (ogl. RG. 81, 350 = JW. 
1913, 407). In dieſem Fall iſt es ganz deutlich, daß der Gläubiger 
zwei verſchiedene Anſprüche hat, die ihm nur denſelben Erfolg 
ſichern: den Leiſtungsanſpruch gegen den Schuldner und den jetzt 
ebenfalls auf Zahlung gerichteten Befreiungsanſpruch gegen den 
übernehmer. Beide beruhen auf verſchiedenen Entſtehungsgründen, 
und der Befreiungsanſpruch dient doch immer noch dem Befreiungs⸗ 
zweck, der dem Leiſtungsanſpruch natürlich ganz fehlt. Hyvo⸗ 
thekariſch geſichert iſt nur der Leiſtungsanſpruch. Damit iſt dem 
Sicherungsintereſſe des Gläubigers ja auch vollkommen, gedient; 
denn der fortbeſtehende Leiſtungsanſpruch erhält ihm die Hypothek. 

d) Erfolgt die Abtretung an Zahlungs Statt, ſo geht eben 
dadurch der Leiſtungsanſpruch unter; der Gläubiger hat nur noch 
den Befreiungsanſpruch. Wie aber ſteht es mit der Hypothek? Rein 
Konſtruktiv müßte man folgern: Durch die Abtretung an Zahlungs 
Statt erliſcht die Forderung, ohne daß dem Schuldner ein Erſatz⸗ 
anſpruch zuſteht, folglich wird die Hypothek zur Eigentümergrund⸗ 
ſchuld. Das entſpricht aber nicht der Intereſſenlage und ihrer ge⸗ 
ſetzlichen Wertung. Vielmehr iſt in entſprechender Anwendung des 
Prinzips des § 1164 eine geſetzliche Forderungsauswechſlung in⸗ 
folge der Abtretung des Befreiungsanſpruches anzunehmen. Nach 


h. L., die auch das NG. billigt (RG. 81, 71), ſichert die auf den 
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bildet die unmittelbare Folge der Abtretung des Befreiungs⸗ 
anſpruchs. Dieſe Rechtswirkung muß ſich der Bekl. gefallen 
laſſen. Die Sachlage iſt inſoweit rechtsähnlich der, welche ein⸗ 
tritt, wenn der Gläubiger die längere Zeit zurückliegende 
Schuldübernahme erſt im Laufe des Aufwertungsverfahrens 
genehmigt, was das RG. für zuläſſig erklärt hat (RG. 120, 
1513); Zeiler, Aufwertungsfälle Nr. 1094, 1095). Eine 
Einwendung aus § 404 BGB. würde der Bekl. den Kl. nur 
dann entgegenhalten können, wenn durch die Abtretung des 
Befreiungsanſpruchs an die Kl. ſeine Rechtslage ſich ver⸗ 
ſchlechtert hätte. Das iſt aber nicht anzuerkennen. In der 
Übernahme einer Hypothekenſchuld in Anrechnung auf den 
Kaufpreis eines Grundſtücks iſt regelmäßig auch die Über⸗ 
nahme der mit der Schuld verknüpften Aufwertungslaſt zu 
finden (Zeiler, Aufwertungsfälle Nr. 640, 642, 643). Ein 
abweichender Vertragswille iſt nicht feſtgeſtellt. Der Bekl. 
hatte keinen Rechtsanſpruch darauf, daß Sch. ſich auf die 
Härtebeſtimmung im § 15 Nr. 2 AufwG. berufe; noch weniger 
ſtand ihm ein Einfluß auf die darüber zu faſſende Entſch. 
der Aufwertungsſtelle zu. Dieſe hätte bei ſachgemäßer Beur⸗ 
teilung und bei der Bemeſſung des Aufwertungsbetrags hin⸗ 
ſichtlich der perſönlichen Forderung gegen Sch. den wirtſchaft⸗ 
lichen Wert des Anſpruchs nicht unbeachtet laſſen dürfen, kraft 
deſſen Sch. den Erſatz des ihm auferlegten Aufwertungs⸗ 
betrags vom Bekl. fordern konnte. Danach iſt nicht feſtſtellbar, 
daß durch die unmittelbare Haftung des Bekl. für die Auf⸗ 
wertung der perſönlichen Forderung der Aufwertungsbetrag 
höher ausfallen wird, als wenn Sch. allein der perſönliche 
Schuldner geblieben wäre. Der Anſicht des BR., wonach 
über die Höhe des Aufwertungsbetrags auch in dieſem Falle 
lediglich im Aufwertungsverfahren nach billigem Ermeſſen 
zu befinden iſt, war ſomit beizutreten (ogl. Mügel, 5. Aufl. 
S. 662; Schlegelberger⸗Harmening, Bem. 5b zu 815 
AufwGG.; Nadler, Grundbuchs- und Aufwertungsfragen, 
6. Aufl. S. 186). 


(U. v. 18. Juni 1928; 518/27 VI. — Brannſchweig.) 
Sch.] 


zahlenden Schuldner übergehende Hypothek deſſen in einen Erſatz⸗ 
anſpruch verwandelten Befreiungsanſpruch. Der Grundſtückseigen⸗ 
tümer, der das Grundſtück billiger bekam, weil er die Hypotheken⸗ 
laſt übernahm, ſoll dadurch, daß die geſicherte Forderung durch 
Rechtsgeſchäft des Schuldners untergeht, keinen unverdienten Vor⸗ 
teil erhalten. Deshalb bleibt das Grundſtück mit der Hypothel 
belaſtet und ſichert jetzt den Erſatzanſpruch. Berührt es aber, wie oben 
gezeigt, den Eigentümer nicht, ob der Befreiungsanſpruch dem Gläu⸗ 
biger oder Schuldner zuſteht, ſo kann er ſich auch nicht beſchweren, 
wenn die Hypothek, die den Erſatzanſpruch des Schuldners ſichern 
würde, ebenſo wie der abgetretene Anſpruch dem Gläubiger zuſteht. 

4. Die Zuſtändigkeit der AufwsStelle ergibt ſich m. E. in bei⸗ 
den Fällen ſchon daraus, daß der Befreiungsanſpruch inhaltlich 
beitimmt wird durch den hypothekariſch geſicherten Leiſtungs⸗ 
anſpruch. Ein Streit über die Aufwertung des Befreiungsanſpruches 
iſt daher zugleich auch ein Streit über die Höhe des Leiſtungs⸗ 
anſpruches, jo daß der Anwendung der $$ 69, 70 AufwG. keine 
Bedenken entgegenſtehen. Der gewagten theoretiihen Ausführung, 
daß der abgetretene Befreiungsanſpruch zuſammenfalle mit dem Er⸗ 
füllungsanſpruch und deshalb hypothekariſch geſichert ſei, bedarf 


es nicht. 
Prof. Dr. Heinrich Stoll, Tübingen. 


Zu 35. Der Käufer eines Rittergutes iſt dem Verkäufer den 
Kaufpreis zum Teil ſchuldig geblieben und hat ihm dafür Hypothen 
am Rittergut beſtellt. Im November 1922 iſt es ihm für den Land⸗ 
lieferverband Brandenburg enteignet worden. Die feſtgeſtellte Ent⸗ 
eignungsentſchädigung iſt beim AG. hinterlegt; das Verteilungsverfahren 
ſchwebt noch. Durch die Enteignung tft die Hypothek erloſchen und 
im November 1922 gelöſcht worden. Der Verkäufer fordert jetzt vom 
Käufer die Aufwertung ſeiner i. J. 1912 entſtandenen perſönlichen 
Kaufpreisforderung. Es entſteht hierbei zunächſt die Frage, ob es ſich 
um eine durch Hypothek geſicherte Forderung i. S. des § 10 Nr. 5 
AufwG. handelt. Das RG. verneint die Frage, weil die Hypothek, 
die früher beſtanden hatte, ſchon im November 1922 erloſchen und 
gelöſcht worden iſt und weil das an ihre Stelle getretene Recht 
auf Befriedigung aus der Enteignungsentſchädigung keine Hypothel 
mehr ſei. 

Nach Art. 351 preuß. AG ZwVG. hat im vorl. Falle der Hypo⸗ 
thekengläubiger an der Enteignungsentſchädigung dieſelben Rechte, die 


3) JW. 1928, 1391. 


35. § 45 Abſ. 1 Preuß. EnteignG. Die Auf⸗ 
wertung der durch die Enteignung erlöſchenden 
Hypotheken unterliegt nicht dem AufwG., ſon⸗ 
dern erfolgt nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchrifte n. f) 

(U. v. 19. April 1928; 428/27 VI. — Berlin.) [Sch.] 

Abgedr. ZW. 1928, 18072. 


3. Sonſtiges bürgerliches Recht. 

36. 88 497, 498 BGB. Der Anſpruch auf Zah⸗ 
lung des Wiederkaufspreiſes entſteht als durch 
die formloſe Ausübung des Wiederkaufsrechts 
bedingter ſchon mit dem Abſchluß des Kaufver⸗ 
trages. 


Weſentlich für die Entfch. iſt, unter welchen rechtlichen 
Geſichtspunkt man die Vereinbarung eines Wiederkaufsrechtes 
bringt. Dieſe Frage iſt ſehr beſtritten; verſchiedene Grundſätze 
find darüber aufgeſtellt (vgl. dazu RGRKomm. 6. Aufl. 8497 
Anm. 1; Staudinger, BGB. 9. Aufl. Vorbem. zu 84977. 
Anm. 1a Abſ. 2; Planck, BGB. 4. Aufl. II 2 S. 757f., 
Vorbem. vor § 497 Anm. 3; Ortmann, Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe, Vorbem vor 8497 Anm. 10). Das RG. hat in 
ſeiner Rſpr. den Grundſatz aufgeſtellt, daß ſowohl die Ver⸗ 
einbarung eines Wiederkaufsrechts als diejenige eines Vor⸗ 
kaufsrechts bereits ein bedingtes Recht auf Übertragung des 
Eigentums an dem Vertragsgegenſtand ſchafft, bedingt näm⸗ 
lich durch die Ausübung des eingeräumten Rechts. Es wird 
das insbeſ. daraus gefolgert, daß die Erklärung der Aus⸗ 
übung nicht der für den Haufvertrag beſtimmten Form bedarf. 
Der Wiederkaufvertrag als ſolcher kommt allerdings erſt 
mit der Erklärung der Ausübung zuſtande, wie § 497 aus⸗ 
drücklich vorſchreibt. Das hindert aber nicht, daß die weſent⸗ 
liche Bindung der Parteien bereits mit dem erſten Vertrage 
eintritt; es bedarf nur noch der einſeitigen, formloſen Er⸗ 
klärung des Berechtigten, um nun formell den Kaufvertrag mit 
allen ſeinen Wirkungen endgültig zum Abſchluß zu bringen 
(vgl. dazu RG. 69, 2811); 72, 385 f. und RG. V 252/10 v. 


ihm im Falle des Erlöſchens ſeines Rechts durch die Zwangsverſteige⸗ 
rung am Erlöſe zuſtehen. Von dieſem Erſatzanſpruche ſagt das NG. 
unter Berufung auf RG. 55, 264; 71, 412 — JW. 1909, 506, daß er 
von einer Hpyothel weſentlich verſchieden ſei. Gewiß iſt er kein Hypo⸗ 
thekenrecht, kein Recht am Grundſtücke ſelbſt. Er iſt vielmehr von 
dieſem losgelöſt und auf den Erlös dafür übertragen. Er iſt nur ein 
Surrogatrecht, das an die Stelle der Hypothek getreten iſt. Immer⸗ 
hin wird ſich nur in formaler, nicht in materieller Beziehung von 
einer weſentlichen Verſchiedenheit ſprechen laſſen. Die formalen Grund⸗ 
ſätze des Grundbuchrechtes können nicht darauf angewendet werden, 
wohl aber wirkt der Rang der Hypothek auf ihn fort (RG. 75, 316 
= JW. 1911, 413; 76, 377 = SW. 1911, 763; 88, 304 = JW. 1916, 
1191), ebenſo ein bezüglich der Hypothek erlaſſenes Veräußerungs⸗ 
verbot, ein Nießbrauch oder ein Pfandrecht, nicht minder Ein⸗ 
wendungen gegen das erloſchene Recht. Er kann unter den Voraus⸗ 
ſetzungen der §8 1163, 1164 BGB. unter Ausſchluß des Nachrückens 
der Nachberechtigten auf den Eigentümer oder auf den perſönlichen 
Schuldner übergehen (RG. 75, 313 — JW. 1911, 413; 80, 300 JW. 
1916, 1191). Vor allem aber beſteht doch das Weſen der Hypothek 
in dem Anſpruch auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme „aus 
dem Grundſtücke“, d. h. aus dem durch die Zwangsverſteigerung des 
Grundſtückes gewonnenen Erlöſe, und in dieſer Beziehung iſt der 
Erſatzanſpruch mit der Hypothek völlig identiſch, zumal er auch ſeinen 
akzeſſoriſchen Charakter teilt, d. h. die Beſtimmung, zur Befriedigung 
der durch ſie geſicherten perſönlichen Forderung zu dienen. Er iſt der 
hypothekariſche Anſpruch im Zuſtande einer ſpäteren Entwicklung, im 
Zuſtande der Erfüllungsreiſe. Wenn daher auch formellrechtlich nach 
dem Zuſchlag eine Hypothek nicht mehr beſteht, jo iſt doch materiell⸗ 
rechtlich der an ihre Stelle getretene Erſatzanſpruch noch wie eme 
Hypothek zu behandeln, und deshalb ſcheint mir auch im Sinne der 
Aufwertung die perſönliche Forderung, die mit einem ſolchen Erſatz⸗ 
anſpruch auf Befriedigung aus dem Verſteigerungserlös ausgeſtattet 
iſt, wie eine durch Hypothel geſicherte anzuſehen zu fein. Da alles 
dies nach Art. 35 preuß. AG Zw. auch für den im Enteignungs⸗ 
falle an die Stelle einer durch die Enteignung erloſchenen Hypothek 
tretenden Erſatzanſpruch auf Befriedigung aus der Enteignungs⸗ 
entſchädigung, zu gelten hat, ſo ſcheint es mir materiellrechtlich auch 
richtiger, im vorl. Falle die Kaufpreisforderung des Verkäufers wie 
eine noch jetzt durch Hypothel geſicherte dem AufwG. zu unterſtellen. 
Ein unbilliges Ergebnis wird dadurch gewiß nicht herbeigeführt. 
Sen Präſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 
1) JW. 1908, 717. 
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21. Nov. 1911). An dieſer Rſpr. iſt trotz der dagegen aus 
einigen Beſtimmungen über den Wiederkauf (beſ. 8947 Abſ. 1 
Satz 1 und 8 498 Abs. 2) hergeleiteten Bedenken feſtzuhalten. 
Von dieſem Standpunkt aus, der das entſcheidende Gewicht 
auf den erſten Kaufvertrag und die in ihm vereinbarte Bin⸗ 
ung legt, muß man aber zu dem Ergebnis kommen, daß durch 
dieſen Vertrag auch bereits ein durch die Erklärung der Aus⸗ 
übung bedingter Anſpruch des Wiederkaufsverpflichteten auf den 

iederkaufspreis entſteht. Denn unlösbar mit dem Anſpruch 
es Berechtigten auf die Übertragung des Eigentums an dem 
aufgegenſtand iſt nach Geſetz und Parteiwillen die Verpflich⸗ 
tung des Berechtigten zur Entrichtung des Wiederkaufspreiſes 
verbunden. Läßt man bedingt das Recht auf den Kaufgegen⸗ 
ſtand mit dem Abſchluß des Kaufvertrages entſtehen, ſo muß 
man damit auch in Wechſelwirkung den Anſpruch des Gegners 
auf den Wiederkaufspreis bedingt entſtehen laſſen. Auch ſeine 
Vereinbarung iſt entweder wie hier durch ausdrückliche Partei⸗ 
abrede oder kraft der Beſtimmung des 8 497 Abſ. 2 in dem 
erſten Vertrage enthalten. 

(. v. 2. Juli 1928; 63/28 VI. — Naumburg.) [Sch.] 


** 37. 8505 BGB. Die Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts bewirkt nicht den Eintritt des Berech⸗ 
tigten in den Kaufvertrag zwiſchen dem Ver⸗ 
pflichteten und dem Dritten, ſondern einen 
neuen ſelbſtändigen Kaufvertrag. Die vertrag⸗ 
lichen Rechte des Dritten gegenüber dem Ver⸗ 
pflichteten bleiben alſo beſtehen. .) 

(u. v. 10. Mai 1928; 387/27 VI. — Hamm.) 


Abgedr. JW. 1928, 1814 °5 


Sch.] 


Zu 37. Wo in der Literatur vom Vorkaufsrecht die Rede iſt, 
findet ſich häufig die Bemerkung, durch Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechtes trete der Berechtigte in den vom Verkäufer mit dem Dritten 
abgeſchloſſenen Kaufvertrag ein. Wenn das nur ein ungenauer Sprach⸗ 
gebrauch dafür iſt, daß der Inhalt des auf Grund des Vorkaufs rechtes 
duſtande kommenden Kaufvertrags durch den mit dem Dritten ein⸗ 
gegangenen Kaufvertrag beſtimmt wird, ſo iſt gegen jene Wendung 
kein Bedenken zu erheben. Sollte hingegen mit letzterer ihr tech⸗ 
niſcher Sinn verbunden werden, ſo würde ſie einen unhaltbaren 
Rechtsſatz zum Ausdruck bringen. Denn dann würde der Dritte vom 
erechtigten durch Ausübung des Vorkaufrechles in ſeiner Parteien⸗ 
ſtellung abgelöſt werden, eigene Pflichten und Rechte aus ſeinem 
mit dem Käufer getätigten Vertrag alſo überhaupt nicht mehr haben 
und infolgedeſſen auch nicht in der Lage ſein, den ihm gegen den 
erkäufer ſonſt möglicherweiſe zuſtehenden, Schadenserſatzanſpruch 
wegen Nichterfüllung geltend zu machen. Das aber würde einen 
Rechtszuſtand ergeben, der ebenſo ſehr der juriſtiſchen Logik wie 
der Billigkeit widerſpräche und vom Geſetz keinesfalls gewollt iſt. In 
Wahrheit läßt das BGB. den vom Vorkaufsberechtigten erzeugten 
ertrag als neues und ſelbſtändiges Gebilde neben den Vertrag des 
Verkäufers mit dem Dritten treten. Das NG. bekennt ſich denn auch 
in der obigen Entſch., die ſeiner bisherigen Praxis und der herrſchen⸗ 
en Lehre entſpricht, von neuem zu dieſem Standpunkt. 
Prof. Dr. Titze, Berlin. 


Zu 38. A. Anm. von Oberneck: JW. 1928, 2127. 


B. Das RG. hält die Hinweispflicht des Notars als vorliegend, 
wenn es nach den Umſtänden geboten iſt, den Käufer zu 
ſchützen; ebenſo Oberneck, indes mit dem Zuſatz, daß der Notar 
zweckmäßig eſtets die Beteiligten über die mögliche Gefährdung zu 
elehren und die Vormerkung alſo in allen Fällen vorzuschlagen habe. 

it dieſen kurzen Bemerkungen iſt aber die Frage nicht erledigt. 
die Hinweispflicht ſetzt voraus Kenntnis des Notars von Umſtänden, 
ie die Gefährdung nahelegen; hat er hierbei auch ſein eigenes 
amtliches oder privates Wiſſen zu berückſichtigen? Z. B. ich 
erſcheine mit k., um ihm mein Grundſtück zu verkaufen; wenige Tage 
vorher hatte ich dem Notar mitgeteilt, daß ich von Gläubigern be⸗ 
rängt werde und ihn um Rat gebeten; muß oder darf der Notar 
em Kaufluſtigen dieſen Sachverhalt mitteilen und auf die Vor⸗ 
merkung hinwirken? Die landesgeſetzlichen Vorſchriſten über die 
Verſchwiegenheitspflicht ſtehen einer Mitteilungspflicht nicht 
entgegen; denn die Verſchwiegenheitspflicht fällt überall fort, mo die 
Erfüllung der dem Notar obliegenden Amtspflicht ihm die Mitteilung 
zur Pflicht macht (Joſef: 3 Bl. 21, 396). Es fragt ſich alſo, ob 
lich aus dem Geſetz eine Mitteilungspflicht herleiten läßt. Nach Vor⸗ 
ſchriften wie z. B. Art. 40 Abſ. 1 PröcG. und 27 BayNotGG. hat 
er Notar belehrend einzugreifen, wenn nach ſeiner Wahrnehmung ein 
eteiligter „die zu dem Rechtsgeſchäft erforderliche Einf icht nicht 
zu beſitzen ſcheint“, die „Bedeutung und die Folgen des beabſichtigten 
eſchäfts“ nicht völlig erkannt zu haben ſcheint. Dergleichen liegt in 


unſerem Fall nicht vor: der Käufer kennt die Bedeutung eines Kauf⸗ 


38. § 839 BGB. Der Notar verletzt ſeine 
Amtspflicht, wenn es nach den Umſtänden ge⸗ 
boten iſt, den Grundſtückskäufer zur Vermeidung 
vertragswidriger Verfügungen des Verkäufers 
auf die Möglichkeit einer Auflaſſungsvormer⸗ 
kung hinzuweiſen. f) 

(u. v. 15. Mai 1928; 463/27 III. — Kiel.) 

Abgedr. JW. 1928, 186215. 


Sch.] 


39. 88 812, 894 BG B.; 88 50,125 Zw VG.; 86 Ab ſ. 2 
AufwG. Hat der Verſteigerungsrichter den Vor⸗ 
rang einer in der Zeit v. 14. Febr. 1924 bis 1. Okt. 
1924 eingetragenen Hypothek vor den reſtlichen 
10% des Aufwertungsbetrages der vorgehenden 
Rechte überſehen und hat der ausgefallene 
Gläubiger der nachgehenden Hypothek den auf 
dieſem Verſehen beruhenden Zuſchlagsbeſchluß 
rechtskräftig werden laſſen, jo kann er weder 
unter dem Geſichtspunkte der Grundbuchsberich-⸗ 
tigung noch unter dem der Bereicherung den 
Gläubiger der vorangegangenen Hypothek in 
Anſpruch nehmen. 7) 


„Eine Grundbuchberichtigung kommt, wie das BU. zus 
treffend ſagt, ſchon deswegen nicht in Frage, weil das Recht 
der Kl., für das der Rangvorbehalt beanſprucht wird, erloſchen 
iſt. Was den Bereicherungsanſpruch anlangt, ſo kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, welches Verfahren der Zwangsverſteigerungs⸗ 
richter bei Feſtſetzung des geringſten Gebots und der Ver⸗ 
ſteigerungsbedingungen hätte einſchlagen müſſen, ob etwa 
die Kl. einen Anſpruch hatte, 4500 GM., mit denen die Hypo⸗ 


vertrages und deſſen rechtliche Folgen, beſitzt alſo die zu dieſem Rechts⸗ 
geſchäft erforderliche Einſicht, d. h. geiſtige Fähigkeit. Dennoch beſteht 
hier eine Mitteilungs- und Belehrungspflicht des Notars. Denn dieſer 
hat ſeine Tätigkeit ſo einzurichten, daß dadurch die von den Be⸗ 
teiligten beabſichtigte Rechtslage verwirklicht wird, alſo belehrend ein⸗ 
zugreifen, wo der Erreichung dieſer Abſicht rechtliche Hinderniſſe ent⸗ 
gegenzuſtehen ſcheinen; und das trifft hier zu: denn der Käufer will 
das Grundſtück in dem zeitigen Belaſtungszuſtand erwerben und es 
beſteht die Gefahr, daß Gläubiger des Verkäufers neue Eintragungen 
erwirken. Die gleiche Mitteilungspflicht des Notars beſteht, wenn ihm 
bekannt iſt, daß der Verkäufer das Grundſtück bereits an einen 
anderen verkauft hat oder daß er ſich im Konkurs befinde oder daß 
ihm durch einſtw. Verf. des Prozeßgerichts die Veräußerung verboten iſt. 
In allen ſolchen Fällen entſtehen Zweifel an der Gültigkeit des be⸗ 
abſichtigten Geſchäfts. — Nun nehme man dagegen folgenden Fall: 
ich erſcheine mit X. vor dem Notar, um einen Geſellſchaftsvertrag ab⸗ 
zuſchließen; dem Notar iſt (amtlich oder außeramtlich) bekannt, daß 
K. in zerrütteten Verhältniſſen lebt, ich alſo durch den Geſellſchafts⸗ 
vertrag gefährdet würde. Daraus folgt aber keineswegs die Verpflich⸗ 
tung des Notars, mir hiervon Mitteilung zu machen und alſo von 
der Eingehung des Geſellſchaftsvertrages abzuraten. Der Notar 
hat zwar eine Belehrungspflicht, um die von den Beteiligten durch 
ihre Erklärungen beabſichtigte neue Rechtslage herbeizuführen, alſo 
auf ſachgemäße und vollſtändige Erklärungen hinzuwirken; er hat 
aber nicht eine Beratungspflicht über die wirtſchaftliche Zweck⸗ 
mäßigkeit des beabſichtigten Rechtsgeſchäfts; eine ſolche Pflicht 
käme hinaus auf eine Bevormundung der Beteiligten. Daher iſt in 
den zuerſt gedachten Fällen der Notar wohl verpflichtet, auf eine Vor⸗ 
merkung hinzuwirken, nicht aber dem Kaufluſtigen von dem Gejchäft 
abzuraten. Nicht beizuſtimmen iſt danach der Anſicht Obernecks, 
daß der Notar zweckmäßig ſtets die Beteiligten auf die Möglichkeit 
der Gefährdung hinzuweiſen, danach in allen Fällen die Vormerkung 
vorzuſchlagen, ſie gewiſſermaßen zu Mißtrauen anzuregen habe. 
Die Mitteilungspflicht beſteht vielmehr nur, wo dem Notar eine Ge⸗ 
fährdung vorzuliegen ſcheint. Erinnert fer hier an 8 33 JI 2 preuß. 
AGD. von 1793, wonach der Notar „den Abweg vermeiden muß, daß 
er den Parteien ſeine Meinungen und Bedenklichkeiten gegen ihre 
eigenen freien und überlegten Entſchließungen nicht aufdrängen noch 
ſie in einem ſolchen Vorhaben durch teilnehmendes Zuraten oder 
Abraten irremache“. Näheres über die Rſpr. bei Joſef: BayNotV. 
1927, 54. RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 39. Das NE. läßt die Frage offen, ob die von der Kl. 
behauptete unrichtige Feſtſtellung des geringſten Gebotes vorliegt. 
Das iſt aber nicht zu bezweifeln. 

Nach dem bei Ring 2, 507 abgedruckten BU. war der aus 
dem reichsgerichtlichen Urteil nicht vollſtändig erſichtliche Tatbeſtand 
folgender. Auf dem verſteigerten Grundſtück haftete für den Bekl. 
eine Vorkriegshypothek von 43000 PM. Dahinter war für die Kl. 
eine Hypothek von 7377 GM. eingetragen, die ſie am 1. Juli 1924 
erworben hatte und die ihr auch noch nach dem Inkrafttreten des 
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thek Nr. 27 des Bekl. zur Deckung gekommen iſt, auf die ihr 
zuſtehende, in der Zeit v. 14. Febr. bis 1. Okt. 1924 erworbene 
Hypothek zu bekommen; denn rechtlich zutreffend iſt die Er⸗ 
wägung des BG., daß die Rechtskraft des Zuſchlagsbeſchluſſes 
dem von der Kl. erhobenen Anſpruch entgegenſtehen würde, 
ſelbſt wenn die Nichtberückſichtigung einer zu ihren Gunſten 
aus 86 Abſ. 2 AufwG. folgenden Rangverſchiebung im 
Zwangsverſteigerungsverfahren irrig geweſen wäre. Der Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluß hat die Bedeutung eines Richterſpruchs, der 
dem Erſteher das Eigentum nach den darin enthaltenen Be⸗ 
dingungen gibt. War die Kl. mit den Feſtſetzungen nicht 
einverſtanden, ſo hätte ſie rechtzeitig Beſchwerde gegen den 
Zuſchlagsbeſchluß einlegen müſſen (RG. 59, 266). Über den 
Inhalt des Zuſchlagsbeſchluſſes, der nicht ſelbſt vorgelegt iſt, 
iſt von beiden Parteien übereinſtimmend vorgetragen, daß er 
die Hypothek Nr. 27 als vom Erſteher zu übernehmende Laſt 
aufführt und daß er von einer ſich etwa aus § 6 Abſ. 2 
Aufio®. ergebenden Rangverſchiebung nichts enthält, daß er 
auch vom Hypothekenrecht der Kl., auf das dieſe ſich hier im 
Prozeß ſtützt, nichts beſagt. Dieſer Inhalt des Zuſchlags⸗ 
beſchluſſes kann, wie dies die Kl. nicht in Abrede ſtellt, nur 
dahin verſtanden werden und tft erfichtlich vom Verſteigerungs⸗ 
richter ſo gemeint geweſen, daß die Hypothek Nr. 27 mit ihrem 
vollen normalen Aufwertungsbetrage, wie er ſpäter ein⸗ 
getragen worden iſt, vom Erſteher übernommen werden ſollte. 
Mochte der Aufwertungsanſpruch aus dieſer Hypothek eine 
Rangbeſchränkung auf Grund des §6 Abſ. 2 AufwG. zu⸗ 
gunſten eines ſpäter eingetragenen Gläubigers, der hier zu⸗ 
fällig Erſteher geworden iſt, in ſich tragen, ſo beſagt doch der 
Zuſchlagsbeſchluß darüber nichts, er erwähnt auch die Be⸗ 
laſtung, für die die Kl. jetzt das Rangvorrecht in Anſpruch 
nimmt, nicht als für den Erſteher in Betracht kommend. 
Infolgedeſſen kann ein ſolches Rangvorrecht jetzt nicht mehr 
geltend gemacht werden. Es iſt durch das Schweigen des Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluſſes und dadurch, daß die Beteiligten ihn haben 
rechtskräftig werden laſſen, erloſchen. Gegen dieſen Inhalt und 
dies Ergebnis des rechtskräftigen Zuſchlagsbeſchluſſes kann, 
ſelbſt wenn er auf unrichtiger Feſtſtellung des geringſten 
Gebots oder der Verſteigerungsbedingungen beruhen ſollte, 
nicht mit der Bereicherungsklage angegangen werden (NG. 
59, 266; 67, 3801); 74, 205 2)). Die von der Rev. an⸗ 
geführten Fälle einer Bereicherungsklage beziehen ſich auf die 
Verteilung des Barerlöſes nach Inhalt des Teilungsplans, wo 
auf Grund der §§ 115 ZwVG., 878 3PO. allerdings eine 
Bereicherungsklage zuläſſig iſt. Die Bemerkungen über die 
Bereicherungsfrage in der von der Rev. befonders angezogenen 
Entſch. in JW. 1899, 200 (V 276/98), betreffen einen 
anderen Fall, nämlich den, daß ſich nachträglich das Nicht⸗ 
beſtehen einer vom Erſteher voll übernommenen Hypothek 
herausſtellt. Vorliegend aber beſteht die Hypothek des Bekl. ſo, 
wie ſie nach Inhalt des Zuſchlagsbeſchluſſes auf die Kl. als 
Verpflichtete übergegangen iſt. Der rechtliche Grund für die 
VollberückſichtigQung an der alten Rangſtelle liegt in der 


Aufwö. zuſtand. Auf Grund dieſer Hypothek hat fie die Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks beantragt. Der Aufwertungsbetrag der 
Hypothek des Berl. iſt mit 11250 GM. eingetragen worden. Gemäß 
8 6 II AufwG. brauchte ſich die Kl. dieſe Aufwertungshypothek nur 
nach Höhe von / vorgehen zu laſſen, jo daß die Rangfolge war: 
(27 500 PM. =) 6750 GM. für den Bekl., 7377 GM. für die Kl., 
(18000 PM. =) 4500 GM. für den Bekl. Dieſe Rangverſchiebung 
iſt kraft Geſetzes in dem Augenblick eingetreten, in welchem das 
AufwG. in Kraft trat. Sie machte das Grundbuch inſofern unrichtig, 
als nach dieſem auch die den Rang hinter der Kl. habenden 4500 GM. 
(= 18 000 PN.) ihr vorgingen. Der Zwangsverſteigerungsrichter hat 
die geſetzliche Rangverſchiebung unberückſichtigt gelaſſen und deshalb 
die vollen 45000 PM. (= 11250 GM.) des Bekl. in das geringſte 
Gebot aufgenommen. Infolgedeſſen hat der Bekl. volle Deckung ge⸗ 
funden, während die Kl., der der Vorrang vor 4500 GM. des Bekl. 
zukam, einen erheblichen Ausfall erlitten hat. Dieſes Ergebnis ent⸗ 
ſpricht nicht dem materiellen Rechte der Parteien. Gleichwohl iſt die 
Klage von allen Inſtanzen mit Recht abgewieſen. Den Anſpruch auf 
Grundbuchberichtigung, wie ſie oben angedeutet iſt, hatte die Kl. vor 
der Zwangsverſteigerung. Durch den Zuſchlag iſt aber ihre Hypothek 
erloſchen und damit auch ihr darauf fußender Berichtigungsanſpruch. 
Wenn man ferner auch annimmt, daß der Bekl. auf Koſten der Kl. 
bereichert iſt, fo iſt das doch nicht ohne Rechtsgrund geſchehen: denn 
die Bereicherung beruht auf dem rechtskräftig gewordenen Zuſchlags⸗ 


1) JW. 1908, 204. 2) JW. 1910, 952 


Rechtskraft des Zuſchlagsbeſchluſſes. Aus dem AufwG. iſt 
nirgends zu entnehmen, daß es die Bedeutung des Zuſchlags⸗ 
beſchluſſes anders auffaſſe, als das nach allgemeinen Rechts⸗ 
vorſchriften zu geſchehen hat. Im Gegenteil geht aus 8 20 
Abſ. 1 AufwG. hervor, daß es die Rechtskraft des Zuſchlags⸗ 
beſchluſſes vollbeachtet und aus §8 19 Aufiv®., daß es den 
Gedanken der Bereicherung nicht aufgenommen hat. Wenn 
zwar dieſe Beſtimmungen für andere Fälle gegeben ſind, ſo 
kann doch aus ihnen ein Hinweis darauf entnommen werden, 
fed die Gedankengänge der Kl. auch im Aufm®. keine Stütze 
inden. 

Ebenſowenig kann die Kl. aus unmittelbarer oder ent⸗ 
ſprechender Anwendung der $8 50, 125 ZwVG. das von ihr 
beanſpruchte Recht gegen den Bekl. herleiten. Selbſt wenn man 
annehmen wollte, daß der Verſteigerungsrichter, da der Auf⸗ 
wertungsbetrag zur Zeit der Verſteigerung noch nicht feſt⸗ 
ſtand, den 8 50 Zw. hätte berückſichtigen ſollen, jo wäre 
doch das Unterbleiben einer Erſatzverteilung vorliegend ohne 
jede Bedeutung, da die Hypothek des Bekl. mit vollen 250% 
aufgewertet, der Fall einer Zuzahlung nach 8 50 alſo nicht 
eingetreten iſt. Dazu, den bei Feſtſtellung des geringſten 
Gebots und im Zuſchlagsbeſchluß möglicherweiſe vorgekomme⸗ 
nen Fehler der Nichtberückſichtigung des §6 Abſ. 2 AufwG. 
zu beſeitigen, iſt die Vorſchrift des 8 50 Zw. nicht gegeben. 
Der Gläubiger, zu deſſen Schaden das geringſte Gebot un⸗ 
richtig feſtgeſetzt iſt und der die Einlegung der Beſchwerde 
verſäumt hat, kann ſich auf 8 50 nicht berufen (RG. 59, 275). 

(U. v. 20. Juni 1928; 484/27 V. — Celle.) [Sch.] 


40. 88 40, 261 H G B.; 84 Gold Bil VO. Nichtig⸗ 
keit der Goldmarkeröffnungsbilanz und des dar⸗ 
auf beruhenden Umſtellungsbeſchluſſes nicht in⸗ 
folge nur unzutreffender Schätzung der Aktiv⸗ 
und Paſſivwerte, ſondern infolge von Willkür. 
Keine Heilung durch Eintragung ins Handels⸗ 
regiſter. Die Forderung des Verwalters der in 
Konkurs geratenen AktG. richtet ſich auf Leiſtung 
der rückſtändigen Aktieneinzahlungen unter 
deren Aufwertung. Grundſätze über die Auf⸗ 
wertung. . 

Die Berechtigung des Kl. als Konkursverwalter zur 
Geltendmachung etwaiger Anſprüche der AktG. gegen die 
Aktionäre auf Leiſtung rückſtändiger Aktieneinzahlungen iſt 
nach $6 KO. unbedenklich zu bejahen (RG. 119, 230 ff. 1) 
und JW. 1928, 6307). 

Außer Streit iſt ferner, daß eine Nachzahlung von je 
150 %% auf die einzelne Aktie, wie fie der Kl. verlangt, auch 
wenn ſie von allen Aktionären geleiſtet würde, zur Deckung 
der Konkursforderungen nicht ausreichen würde. 

Zu beiden Punkten hat auch die Anſchlußreviſion An⸗ 
griffe nicht erhoben. 

Das BG. hält den Beſchluß über die Genehmigung der 
Goldmarkeröffnungsbilanz für abſolut nichtig und leitet daraus 


beſchluß, der einem richterlichen Urteil gleichſteht. Die Kl. hätte dieſes 
Ergebnis vermeiden können, wenn ſie ihr Vorrecht im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren geltend gemacht und gegen den es nicht be⸗ 
rückſichtigenden Zuſchlagsbeſchluß ſofortige Beſchwerde eingelegt hätte. 

Auch die Berufung auf 850 Zw. kaun ihr nichts nützen. 
Gewiß wäre es richtiger geweſen, wenn die Hypothek des Bekl. nicht 
als Papiermarkhypothel von 45 000 %, ſondern mit ihrem Auf⸗ 
wertungsbetrage in das geringſte Gebot eingeſtellt worden wäre. Denn 
utit dem Inkrafttreten des AufwG. iſt fie nach Maßgabe dieſes Ge⸗ 
ſetzes auf einen Goldmarkbetrag aufgewertet und beſteht nicht mehr 
als Papiermarkhypothek. Dem muß bei der Feſtſtellung des geringſten 
Gebotes Rechnung getragen werden. Da zu dieſer Zeit der Auf⸗ 
wertungsbetrag noch nicht feſtſtand, war es Sache des Verſteigerungs⸗ 
richters, ihn gem. § 14 Zw. vorläufig auf den zuläſſigen Höchſt⸗ 
betrag mit der Maßgabe zu berechnen, daß der Erſteher, falls ſich 
dieſer Betrag nach der endgültigen Feſtſtellung als zu hoch erweiſt, 
den Unterſchiedsbetrag gem. § 50 II 1 Zwych. bar zu zahlen habe. 
Daß der Verſteigerungsrichter nicht ſo verfahren iſt, ſchädigt aber hier 
die Kl. ſchon deshalb nicht, weil der Aufwertungsbetrag endgültig auf 
11250 GM. feſtgeſtellt worden iſt. 

Auch mit einer Klage gegen den Staat wegen Verſchuldens eines 
Beamten dürfte die Kl. keinen Erfolg haben, weil ſie von dem Rechts⸗ 
mittel, mit dem ſie ihre Benachteiligung verhindern konnte, keinen 
Gebrauch gemacht hat. 

SenPräſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 

1) JW. 1928, 630. 
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er die Nichtigkeit auch des Umſtellungs⸗ und Umwertungs⸗ 
eſchluſſes, auf den die Klage in erſter Linie geſtützt iſt, her. 
Richtig iſt, daß auch Generalverſammlungsbeſchlüſſe abſolut 
und unheilbar nichtig ſein können mit der Folge, daß eine 
ſolche Nichtigkeit u. a. fo, wie hier einwandweiſe geltend 
gemacht werden kann (s. a. z. B. das zum Abdruck beſtimmte 
Urt. des erk. Sen. v. 20. Jan. 1928 i. S. II 281/27) 
ferner für Generalverſammlungsbeſchlüſſe einer Genoſſenſchaft 
RG. 118, 2213)). Soweit ſodann ein anderer Beſchluß ſachlich 
ſich an einen abſolut nichtigen Beſchluß anſchließt und auf ihm 
beruht, verfällt er mit jenem Beſchluß derſelben Nichtigkeit. 
Daß zwiſchen dem Beſchluß über die Goldmarkeröffnungsbilanz 
und dem Umſtellungs⸗ und Umwertungsbeſchluß hier ein 
ſolcher Zuſammenhang beſteht, iſt füglich nicht zu bezweifeln. 
Es bedarf deshalb hierher einer Heranziehung des auch für 
Generalverſammlungsbeſchlüſſe, ſoweit ſie rechtsgeſchäftlichen 
Charakter haben, geltenden 5 139 BGB. nicht (ſ. a. RO. 118, 
221 )). Eine abſolute und unheilbare Nichtigkeit tritt aber nur 
ann ein, wenn bei der Beſchlußfaſſung gegen zwingende, in 
erſter Linie im öffentlichen Intereſſe gegebene Vorſchriften 
verſtoßen iſt, auf deren Innehaltung die Aktionäre nicht ver⸗ 
zichten können. Vorſchriften dieſer Art ſtellen die 88 40, 261 
HB. i Verb. m. 8 4 Gold BilVO. allerdings inſofern dar, 
als ſie ſich gegen willkürliche, kaufmänniſch nicht zu recht⸗ 
fertigende überbewertung der Aktiven oder eine ebenſolche 
„Unterbewertung“ und Bezifferung der Schulden richten 
(ſ. a. das ſchon erwähnte Urt. des erk. Sen. v. 20. Jan. 1928, 
ferner aus dem Schrifttum u. a. Staub⸗Pinner, Anm. 3 
und 8 zu § 261 HGB.; Hueck, Anfechtbarkeit und Nichtig⸗ 
keit von Generalberſammlungsbeſchlüſſen S. 110 und 266 
bis 268; Roſendorff, Goldmarkbilanz S. 99; Byk, Gold⸗ 
markbilanz Anm. 26 zu 82 Gold Bil V O.). Gem. 8 55 Abſ. 1 
II. DurchfVO. zur Gold BilVO. gelten weiter hinſichtlich der 
Goldmarkeröffnungsbilanz auch für die privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen, inäbej. die AktG., die gleichen Be⸗ 
wertungsvorſchriften, wie für die übrigen Handelsgeſell⸗ 
ſchaften. 

Zu allen dieſen Punkten ſind von der Rev. des Kl. 
wiederum Angriffe nicht erhoben. Das BG. hat nun weiter 
auf Grund des Gutachtens K. als erwieſen angeſehen, daß in 
der Goldmarkeröffnungsbilanz die Schulden in der Tat um 
mindeſtens 207000 RN zu niedrig eingeſetzt ſeien, das Rein⸗ 
vermögen der Geſellſchaft am 1. Jan. 1924 daher nicht 
250 000, ſondern nur 43000 AM betragen habe. Iſt dies zu⸗ 
treffend, ſo kann allerdings darüber kein Zweifel beſtehen, daß 
die Unrichtigkeit einen für den Bilanzaufbau und die Bilanz⸗ 
ſchlußziffern wie auch die Umſtellungsmaßnahme geradezu 
ausſchlaggebenden Teil betrifft, und daß ein Mangel dieſer 
Art die Nichtigkeit des Bilanzgenehmigungsbeſchluſſes und des 
darauf aufgebauten Umſtellungs⸗ und Umwertungsbeſchluſſes 
nach ſich ziehen müßte. 


Nun würde es zur Annahme eines Verſtoßes gegen die 


Bewertungsvorſchriften der 88 40, 261 HGB. und $ 4 
Gold BilVO., ſoweit fie zwingenden Rechtes ſind, allerdings 
nicht ausreichen, wenn die Sachlage die wäre, daß die 
„Unterbewertung“ der Paſſiven nach den zur Zeit der Bilanz⸗ 
aufſtellung und ⸗ Genehmigung vorliegenden und 
bekannt gewordenen Umſtänden immerhin noch als 

chätzung angeſehen werden könnte, mochte ſich dieſelbe 
hinterher auch als unzutreffend erweiſen. Ein bloßer 
irrtum in der Bewertung, die, wie gegenüber gewiſſen Aus⸗ 
führungen des BG. zu betonen iſt, abſchließend und endgültig 

ache der Generalverſammlung iſt und von ihr mit 
und im Bilanzgenehmigungsbeſchluß erfolgt, 
könnte noch keinesfalls zur abſoluten Nichtigkeit dieſes Be⸗ 
ſchluſſes führen. Vorausſetzung hierfür iſt vielmehr, daß die 
ezifferung der Schulden, ſo wie geſchehen, überhaupt nicht 
mehr das Ergebnis einer nach kaufmänniſchen Grundſätzen 
noch annehmbaren Rechnungs⸗ und Schätzungsweiſe, ſondern 
offenbare Willkür darſtellt. Nach den Feſtſtellungen des 
G. trifft dies hier allerdings zu. Die Eröffnungsbilanz 
mußte gem. § 40 HGB. den Vermögensſtand der Gemein⸗ 
ſchuldnerin fo, wie er am Bilanzſtichtag, d. h. am 1. Jan. 
1 war, wiedergeben. Forderungen und Verbindlichteiten, 
ie noch nicht ziffermäßig feſtſtanden oder deren Beſtand über⸗ 


2 
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haupt zweifelhaft war, mußten ſchätzungsweiſe bewertet und 
beziffert werden, je nachdem konnten ſie allerdings überhaupt 
unberückſichtigt bleiben. Hinſichtlich von Aktivpoſten bedeutete 
letzteres möglicherweiſe die Schaffung ſtiller Reſerven, die 
keine abſolute Nichtigkeit, ſondern beſtenfalls eine nur im Weg 
der Klage gem. 8 271 HGB. geltend zu machende Anfechtbar⸗ 
keit der Bilanz hätte begründen können. Von den Verbindlich⸗ 
keiten mußten aber in die Bilanz die bis zum Bilanzſtichtag 
ichon nach Grund und Betrag feſtſtehenden Schulden aufge⸗ 
nommen werden. Schulden, deren Entſtehen nach allgemeinen 
geſchäftlichen Erfahrungen, ſei es auch nur in gewiſſer Durch⸗ 
ſchnittshöhe, ſicher oder höchſt wahrſcheinlich war, 
waren ſo oder ſo mit einem entſprechenden Schätzungswert ein⸗ 
zuſetzen. Übergangen werden durften Schulden dieſer Art 
nicht; anderenfalls würde es ſich wiederum um eine nach kauf⸗ 
männiſchen Grundſätzen nicht zu rechtfertigende Willkür⸗ 
Bilanzierungsmaßnahme handeln. Nun ſteht feſt, daß unter 
den Paſſiven der Poſten Kreditoren mit 480 624,40 % von 
vornherein inſofern unrichtig war, als er gar nicht den Stand 
v. 1. Jan. 1924 wiedergab, vielmehr die aus dem fog. direkten 
Geſchäft während des 4. Viertelſahrs und die aus dem 
indirekten Geſchäft für das 3. und 4. Vierteljahr, insbe. aus 
der Feuerverſicherung, erwachſenen Schulden überhaupt nicht 
enthielt; die ſämtlichen in der Abteilung „Feuer“ v. 1. Okt. 
bis 31. Dez. 1923 angefallenen Geſchäfte ſind ferner in der 
Eröffnungsbilanz in keiner Weiſe berückſichtigt; auch iſt nicht 
einmal den inſoweit erwachſenen Unkoſten (etwa 37 000 AN) 
Rechnung getragen. Ebenſowenig iſt dies hinſichtlich eines in 
dieſer Abteilung im 4. Vierteljahr aufgetretenen Kursverluſtes 
von über 70000 AN geſchehen. Hierzu kommen noch die 
weiteren in dem letzten Vierteljahr eingetretenen geſchäft⸗ 
lichen Rückſchläge, wie ſie in dem Bericht des Sachverſtändigen 
dargelegt ſind und vor dem Bilanzgenehmigungsbeſchluß teil⸗ 
weiſe jedenfalls offenbar geworden waren. Die Goldmark⸗ 
bilanz gab alſo, wie auch aus den der Generalverſammlung 
gemachten Vorlagen hervorging, in Wahrheit gar nicht den 
Vermögensſtand zum Bilanzſtichtag wieder; vielmehr waren 
weſentliche Teile der Geſchäftsbewegung der beiden letzten 
Vierteljahre von 1923, die gerade auch die Paſſivſeite durch 
beträchtliche Erhöhung der Schulden ſehr ungünſtig belaſteten 
und damit das ganze Bilanzbild völlig änderten, von der 
Generalverſammlung außer Betracht gelaſſen worden. Bei 
dieſer Sachlage kann es aber nicht als rechtsirrtümlich an⸗ 
geſehen werden, wenn das BG. zu dem Ergebnis gelangt iſt, 
daß die Paſſivpoſten in der Goldmarkeröffnungsbilanz in 
kaufmänniſch ſchlechthin nicht zu rechtfertigender und darum 
willkürlicherweiſe viel zu niedrig eingeſtellt worden find; damit 
verſtieß die Bilanz gegen die inſoweit zwingenden Vorſchriften 
der 88 40, 261 HGB. i. Verb. m. 8 4 Gold BilVO. mit der 
Folge der abſoluten Nichtigkeit des Bilanzgenehmigungs⸗ 
beſchluſſes und des darauf beruhenden Umſtellungs⸗ und Um⸗ 
wertungsbeſchluſſes. — Auch inſoweit iſt übrigens von der 
Rev. des Kl. eine beſondere Rüge nicht erhoben. 

Das BG. hat weiter dem Umſtand, daß die vollzogene 
Umſtellung eingetragen und öffentlich bekanntgemacht wurde, 
hierher eine rechtliche Bedeutung abgeſprochen. Der Kl. hatte 
auf dieſen Geſichtspunkt die Klage mitabgeſtellt und geltend 
gemacht, daß die Eintragung eine der Öffentlichkeit gegenüber 
abgegebene Erklärung bedeute, durch welche die Haftung der 
Aktionäre nach Maßgabe der im Rahmen der Umſtellung be⸗ 
ſchloſſenen Nachſchußpflicht endgültig begründet worden ſei. 
Demgegenüber hat das BG. ausgeführt, daß die Eintragung 
im Handelsregiſter weder dem nichtigen Umſtellungsbeſchluß 
Rechtsgültigkeit verleihe, noch für ſich allein eine Zahlungs⸗ 
pflicht der Aktionäre begründen könne; hinzu komme, daß der 
Konkurs ſchon kurze Zeit nach der Eintragung des Um⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes eröffnet worden ſei, und deshalb der größte 
Teil der Schulden ſchon vor dem Regiſtereintrag beſtanden 
habe, die weitaus überwiegende Mehrzahl der Gläubiger alſo 
in ihrem Verhalten gegenüber der Aktiengeſellſchaft gar nicht 
durch die Eintragung im Handelsregiſter deſtimmt worden ſei. 
Die Rev. des Kl. hält dieſe Erwägungen für rechtsirrig und 
vertritt unter Berufung auf 8$ 15, 311 HGB. die Anſicht, 
daß die Eintragung des Beſchluſſes im Handelsregiſter per 
Offentlichkeit gegenüber ſelbſtändige Bedeutung habe, und zwar 
dahin, daß hierdurch endgültig und ſelbſtändig die Haftbarkeit 
der Aktionäre nach Maßgabe der beſchloſſenen Umſtellung den 
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Geſellſchaftsgläubigern gegenüber begründet worden ſei; Bell. 
könne ſich demgegenüber um ſo weniger auf eine etwaige 


Nichtigkeit der Beſchlüſſe berufen, weil er als Aufſichtsrats⸗ 


vorſitzender in erſter Linie für richtige Aufſtellung der Gold⸗ 
markeröffnungsbilanz und dementſprechende Umſtellung mit⸗ 
verantwortlich ſei. Die Rev. des Kl. macht weiter geltend, 
auch den „älteren“ Gläubigern gegenüber ſei der Eindruck er⸗ 
weckt worden, als ob die Geſellſchaft unbedingt zahlungsfähig 
ſei, wodurch auch dieſe Gläubiger in ihren Entſchließungen 
hätten beeinflußt werden können; der Hinweis des BG. dar⸗ 
auf, daß für ſie der Eintrag bedeutungslos geweſen ſei, treffe 
demnach nicht zu. 

Die Reviſionsangriffe ſind nicht begründet. Daß die 
Nichtigkeit des Umſtellungsbeſchluſſes durch die Eintragung im 
Handelsregiſter nicht „geheilt“ werden konnte, iſt außer Frage. 
Dem BGG. iſt aber auch darin beizutreten, daß aus der Tatſache 
der Eintragung des — nach wie vor — nichtigen Beſchluſſes 
im Handelsregiſter weder für ſich allein, noch im Zuſammen⸗ 
halt mit der nachfolgenden Veröffentlichung desſelben ein 
ſelbſtändiger Haftungsgrund der Aktionäre nach Maßgabe 
der nichtigen Beſchlüſſe den Gläubigern der Geſellſchaft gegen⸗ 
über hergeleitet werden kann. 815 HGB. trifft ſchon um des⸗ 
willen nicht zu, weil er für das Verhältnis der Aktionäre als 
ſolcher zu der Geſellſchaft überhaupt nicht gilt und mit der 
Klage auf Zahlung der rückſtändigen Einlagen auf Grund 
jener Beſchlüſſe eben in Wahrheit Anſprüche der Geſellſchaft 
als ſolcher gegen die Aktionäre geltend gemacht werden ſollen, 
die ſich nur auf die fraglichen Beſchlüſſe ſtützen könnten. 
Ebenſowenig iſt hier für eine entſprechende Anwendung des 
8 311 HGB. Raum. Dieſe Vorſchrift beſtimmt, daß im Fall 
der Nichtigkeit einer im Handelsregiſter eingetragenen Aktien⸗ 
geſellſchaft u. a. die Aktionäre die verſprochenen Einzahlungen 


zu leiſten haben, ſoweit es zur Erfüllung der eingegangenen 


Verbindlichkeiten erforderlich iſt. Für eine nichtige, aber im 
Handelsregiſter als vollzogen eingetragene Kapitalerhöhung 
fehlt zwar eine entſprechende ausdrückliche Beſtimmung; es 
liegt aber der Gedanke nahe, die Beſtimmung des $ 311 Abſ. 3* 
HGB. inſoweit entſprechend anzuwenden (ſ. a. für die GmbH. 
RG. 85, 312 ff. )). Allein bei der Umſtellung iſt die Rechts⸗ 
lage eine völlig andere wie im Fall der Nichtigkeit der 
Geſellſchaftsgründung überhaupt oder auch nur der Nichtigkeit 
eines Kapitalerhöhungsbeſchluſſes. Die Nichtigkeit der Geſell⸗ 
ſchaft würde dazu führen, daß aus dem nichtigen Gründungs⸗ 
geſchäft für die Aktionäre weder nach innen, noch nach außen 
irgendwelche Verpflichtungen entſtünden, ſo daß Dritte, die auf 
die Eintragung und die ſonſtigen Ausführungsmaßnahmen 
zu jenen Beſchlüſſen ſich verlaſſen hätten, in Ermangelung 
eines zugriffsfähigen Vermögens der Geſellſchaft aufs ſchwerſte 
geſchädigt würden. Zum Teil ähnlich verhält es ſich im Fall 
der Nichtigkeit eines Kapitalerhöhungsbeſchluſſes nach Ein⸗ 
tragung der Durchführung desſelben im Handelsregiſter. Auch 
hier liegt die Sache ſo, daß nach außen hin der Eindruck einer 
weſentlichen Kapitalvermehrung erweckt würde. Von alle⸗ 
dem kann bei der Umſtellung keine Rede ſein. Sie läßt an und 
für ſich den Vermögensſtand der Geſellſchaft und die Zugriffs⸗ 
maſſe der Gläubiger völlig unberührt und bedeutet nur eine 
Neubewertung des vorhandenen Vermögens in anderer Rech⸗ 
nungseinheit unter gleichzeitiger Anpaſſung der geſellſchaft⸗ 
lichen Beteiligungsrechte. Wo, wie hier, mit der Umſtellung 
und in deren Rahmen zugleich die Umwertung der bisherigen 
Einlagerückſtände verbunden iſt, handelt es ſich wiederum 
nicht um die Erſchließung neuen Kapitals, fondern 
lediglich um die Umwertung bisher ſchon beſtandener An⸗ 
ſprüche der Geſellſchaft in die neue Währung. Iſt dieſe als 
Teil der Umſtellung beſchloſſene Umwertung nichtig, ſo wird 
damit dem Geſellſchaftsvermögen nicht ein ſonſt dem Gläubiger⸗ 
zugriff unterliegender Vermögenswert entzogen. Vielmehr hat 
die Umwertung des alsdann zunächſt noch in Papiermark aus⸗ 
gedrückten Anſpruchs der Geſellſchaft auf die rückſtändigen Ein⸗ 
lagen eben in anderer Weiſe zu erfolgen, die durchaus 
nicht zu einer Benachteiligung der Gläubiger 
führen muß, vielmehr im Einzelfall ſogar ſehr viel höher 
ſein kann, als eine Umwertung im Rahmen der Umſtellung. 
Bei dieſer Sachlage fehlt es aber an jeder Grundlage zu einer 
entſprechenden Anwendung der Sondervorſchrift des 8 311 


5) ZW. 1915, 95. 


Abſ. 3 HGB. Es muß deshalb beim Fehlen einer beſonderen 
geſetzlichen Vorſchrift in folgerichtiger Durchführung des Ge⸗ 
dankens der abſoluten Nichtigkeit trotz der Eintragung des 
Beſchluſſes eben bei dieſer verbleiben (ſ. a. Staub⸗Pinner, 
Anm. 3 Abſ. 2 zu 8287 HGB.). Unerheblich iſt hierher, daß 
der Bekl. als Aufſichtsratsvorſitzender der Aktiengeſellſchaft 
gegenüber für die gehörige und geſetzmäßige Vorbereitung der 
Beſchlußfaſſung über die Goldmarkeröffnungsbilanz und Um⸗ 
ſtellung mitverantwortlich iſt. Würde ihn inſoweit ein von 
ihm zu vertretendes Verſchulden treffen, ſo wäre er der Geſell⸗ 
ſchaft für den ihr hieraus etwa erwachſenen Schaden erſatz⸗ 
pflichtig. Eine ſolche Schadenserſatzpflicht hat aber mit der hier 
in Frage ſtehenden dem Bekl. als Aktionär obliegenden Ver⸗ 
pflichtung zur Einzahlung rückſtändiger Einlagen nichts zu 
tun und kann keinenfalls ſeinem Hinweis auf die Nichtigkeit 
des Umſtellungs⸗ und Umwertungsbeſchluſſes gegenüber die 
Unterlage für den Gegeneinwand der Argliſt bilden. Auch 
ſonſt geben die Ausführungen des BG., auf Grund deren es 
eine Haftung des Bekl. nach Maßgabe des Umſtellungs⸗ und 
Umwertungsbeſchluſſes verneint hat, zu durchgreifenden recht⸗ 
lichen Bedenken keinen Anlaß. 

Mit Recht wenden ſich dagegen die Rev. des Kl. und die 
Anſchlußreviſion des Bekl. gegen die Art und Weiſe der Um⸗ 
wertung der rückſtändigen Papiermarkeinlagen durch das BG. 
Rechtsgrundſätzlich kann die Aktiengeſellſchaft und jetzt der Kl. 
allerdings keinesfalls, auch nicht im Hinblick auf 8 211 HGB. 
auf die völlig entwerteten Papiermarknennbeträge verwieſen 
werden. Dies iſt trotz der im Schrifttum weit auseinander⸗ 
gehenden Auffaſſung darüber, wie im einzelnen die Umwertung 
ſelbſt vorzunehmen iſt, ſo gut wie allgemein anerkannt und 
auch von dem erk. Sen. wiederholt ſchon ausgeſprochen (ſ. z. B. 
NG. 113, 152/58 6); 119, 220 7)). Wie in dieſen Erkenntniſſen 
dargelegt iſt, hat die Umwertung zwar regelmäßig im Rahmen 
der Umſtellung zu erfolgen; wo aber, wie im vorliegenden 
Jall, die beſchloſſenen Umſtellungsmaßnahmen nichtig ſind 
und wegen des inzwiſchen erfolgten Konkursausbruches eine 
erneute Umſtellung rechtlich nicht mehr möglich iſt, 
muß nach Aufwertungsgrundſätzen verfahren werden, und zwar 
gilt, da es ſich bei dem Anſpruch der Geſellſchaft auf Nach⸗ 
zahlung rückſtändiger Einlagen um Anſprüche aus einem 
Geſellſchaftsverhältnis i. S. des 863 Abſ. 2 Nr. 1 AufwG. 
handelt, freie Aufwertung. Nur muß die Aufwertung vermöge 
des das Aktienrecht beherrſchenden Grundſatzes die Gleich⸗ 
behandlung der Aktionäre für alle Aktien derſelben Ausgabe 
ſchematiſch, d. h. nach dem gleichen Maßſtab und in gleicher 
Höhe erfolgen (ſ. RG. 113, 152/158). Dieſe Grundſätze 
gelten allgemein, nicht nur für Verſicherungsaktiengeſellſchaften. 
Das B. iſt nun bei der Berechnung der Höhe der Aufwertung 
in der Weiſe verfahren, daß es das am 1. Jan. 1924 angeblich 
wirklich vorhandene Reinvermögen der Geſellſchaft unter Be⸗ 
rufung auf das Sachverſtändigengutachten auf 43 000 RX, den 
Nennbetrag der zu 25% einbezahlten Goldmarkaktie dem⸗ 
zufolge auf 34 GM. (4K 43 000: 5000) errechnet und danach 
die Nachzahlungspflicht für die einzelne Aktie auf 34 von 
34 GM. — 25,50 GM. und für die 100 Aktien des Bekl. auf 
zuſammen 2550 RM beziffert. Das BG. errechnet alfo den 
Aufwertungsbetrag an Hand einer fiktiven, von ihm auf 
den 1. Jan. 1924 bezogenen Umſtellung; es ermittelt, auf 
welchen Betrag die Aktien etwa unter Zugrundelegung des 
angeblich damals vorhandenen Reinvermögens bei 25% Ein⸗ 
zahlung hätten umgeſtellt werden können. Dies iſt, wie 
wiederum ſchon in RG. 119, 220 dargelegt iſt, rechtlich ver⸗ 
fehlt und würde, ganz abgeſehen von allen anderen Be⸗ 
denken, z. B. falls überhaupt am 1. Jan. 1924, wie der Bekl. 
behauptet, kein Reinvermögen mehr vorhanden geweſen wäre, 
letzten Endes dazu führen, daß der Aufwertungsanſpruch 
gerade in den Fällen, in denen die Funktion der rückſtändigen 
Einlagen als Garantiefonds für die Verſicherungsnehmer 
recht eigentlich Bedeutung gewinnt, gleich Null wäre. Ein 
ſolches Ergebnis iſt unannehmbar und mit § 242 BGB. 
zumal im Hinblick eben auf die Garantiefunktion der rück⸗ 
ſtändigen Einlagen völlig unvereinbar. Dem kann auch nicht 
entgegengehalten werden, daß ſolchenfalls eine Aufwertung 
der rückſtändigen Einlagen unter Umſtänden zu einer erheblich 
höheren Heranziehung der Aktionäre führen kann, als es im 


6) JW. 1928, 621. 7) JW. 1928, 630. 
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Fall der Umwertung nach Umſtellungsgrundſätzen der Fall 
geweſen wäre. Denn ganz abgeſehen von der rechtlichen Mög⸗ 
lichkeit der Anfechtung der Umſtellungsbeſchlüſſe wegen Gläu⸗ 
bigerbenachteiligung (8 31 KO.) 
ſpielen im Fall des Fortbeſtehens der Geſellſchaft bei der Be⸗ 
meſſung der Höhe ber rückſtändigen Einzahlungspflichten die 
Intereſſen der Gläubiger nicht die Rolle, wie im Fall des 
finanziellen Zuſammenbruchs der Geſellſchaft und der dadurch 
bedingten Unmöglichkeit der Fortführung des Betriebs. Den 
Gläubigerintereſſen kann auch im Fall einer weitgehenden 
„Abwertung“ des Nennbetrags der neuen Goldmarkaktie ſelbſt 
in Verbindung mit Zuſammenlegungen und dadurch bedingter 
Herabminderung der auf die Goldmarkaktien zu leiſtenden 
Nachzahlungen von der beſtehenden Geſellſchaft in mannig⸗ 
fachſter Weiſe, nicht zuletzt durch Kapitalerhöhungen und damit 
gewonnene neue Mittel immer noch voll und ganz Rechnung 
getragen werden. Ganz anders verhält es ſich bei zuſammen⸗ 
gebrochenen Geſellſchaften; hier iſt eine anderweite Sicherung 
und Befriedigung der Gläubiger nicht mehr möglich. Es 
müſſen deshalb bei der Bemeſſung der Aufwertung ſehr 
weſentlich gerade deren Intereſſen berückſichtigt werden, 
vollends bei Verſicherungsaktiengeſellſchaften, bei denen eben 
die rückſtändigen Einlagen die Funktion eines Garantie⸗ 
kapitals haben. Die oberſte Grenze der Aufwertung muß in 
Ermangelung jedes ſonſtigen Anhaltspunkts bei Aktien von in 
Konkurs geratenen Unternehmungen der Goldmarkwert der 
urſprünglichen Einzahlungsverpflichtung zur Zeit ihrer 
Entſtehung bilden. Daraus kann ſich allerdings eine ver⸗ 
ſchiedene Aufwertung der Einlagerückſtände auf Aktien ver⸗ 
ſchiedener Emiſſionen ergeben, ſo namentlich der Ausgaben aus 
der Friedens- und der Hochinflationszeit. Inſofern läßt ſich 
der Grundſatz der Gleichbehandlung der Aktionäre nicht ſtarr 
durchführen. Da im übrigen aber die Aufwertung ſchematiſch 
zu erfolgen hat, muß ſie auch ſo bemeſſen ſein, daß ſie für die 
Aktionäre immerhin noch tragbar iſt. Es wäre mit Treu und 
Glauben nicht vereinbar, wenn ſie ſchlechthin zu voller Höhe 
des urſprünglichen Betrags bzw. Goldmarkwerts der rück⸗ 
ſtändigen Einlage herangezogen würden. Dies würde nichts 
anderes bedeuten, als daß die Folgen der Geldentwertung ein⸗ 
ſeitig auf ſie abgewälzt würden. Dies iſt aber trotz der 
Garantiefunktion der Einlagerückſtände um ſo weniger an⸗ 
gängig, als die Vermögenswerte gerade der Verſicherungs⸗ 
aktiengeſellſchaften und der Bekl. im beſonderen, ſoweit fie aus 
Wertpapieren, wie Staatsſchuldverſchreibungen u. dgl. be⸗ 
ſtanden, in weiteſtem Umfang der Entwertung anheimgefallen 
und eben hierdurch dem Gläubigerzugriff entzogen worden 
find, Es wird daher bei Einlagerückſtänden mit hohem ur⸗ 
ſprünglichen Goldmarkwert weſentlich unter die Höchſt⸗ 
grenze, d. h. eben den urſprünglichen Goldwert der rück⸗ 
ſtändigen Verpflichtungen herunterzugehen ſein. Dabei können 
einen gewiſſen tatſächlichen Anhalt, die — rechtlich freilich 
bierher nicht maßgeblichen — Normalſätze des Auf. (25%) 
teten. 


(U. v. 12. Juni 1928; 534/27 I. — Düſſeldorf.) [Ru] 

* 41. 88 6, 7 Pr Gr Verk. Die wirkſame nach⸗ 
trägliche Genehmigung eines Schwarzkaufs 
liegt auch dann vor, wenn nur Der aer dies 
wirklichen getroffenen Abmachungen angezeigt 


Zu 41. Die Entſch. iſt zu begrüßen, da ſie nunmehr in grund⸗ 
ſätzlicher Form feſtlegt, was bereits in früheren Entſch, mehr neben⸗ 
er zum Ausdruck gekommen war, daß nämlich dem Gericht eine 
Nachprüfung, ob der Antrag auf behördliche Genehmigung den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften entſprochen hat, nicht zuſteht, ſofern die Ver⸗ 
waltungsbehörde auf Grund dieſes Antrags entweder die Genehmigung 
ſelbſt oder auch nur eine Eingangsbeſcheinigung gen. 86 Abſ. 2 
Sei. v. 10. Febr. 1923 erteilt hat. Ich habe bereits in den vom NO. 
angezogenen Beſprechungen zweier Entſch. des KG. dieſen Standpunkt 
eingehend begründet und brauche dem nunmehr nichts hinzuzufügen. 
Inzwiſchen hat der Magiſtrat zu Berlin die praktiſchen Folgen aus 
ze neuen Rſpr., insbeſ. aus der oben angezogenen Entſch. vom 
4. Febr. 1928, gezogen und den Bezirksämtern neue Richtlinjen für 
das Genehmigungsverfahren erteilt. Hiernach wird grundſätzlich ge⸗ 
lordert, daß übereinſtimmende Erklärungen beider Vertragsteile hin⸗ 
tallich der Vertragsvereinbarungen vorliegen. Weigert ſich ein Ver⸗ 
oldstell, dem Bezirbsaut gegenüber eine Verſicherung abzugeben, ſo 
fe der andere Teil ſeine Verſicherung an Eides Statt abgeben; 
rner iſt ihm aufzugeben, eine eidesstattliche Verſicherung des Ver⸗ 
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und die Behörde innerhalb der Friſt des 87 
Abſ. 3 die Genehmigung nicht verſagt hat. f) 
Begründet iſt die Rüge der Rev., daß das angefochtene 
Urteil auf einer Verletzung des §7 Abi. 4 PrörVerkG. be⸗ 
ruhe. Unftreitig hat hier der Käufer nach der Erlaſſung des 
Urteils erſter Inſtanz erneut Genehmigung der Grundſtücks⸗ 
veräußerung beantragt und iſt ihm auch, nachdem der Be⸗ 
hörde auf ihr Verlangen der von dem Kl. behauptete Inhalt 
des der Veräußerung zugrunde liegenden Vertrages mit⸗ 
geteilt worden war, am 3. Sept. 1927 auf Grund 86 Abſ. 2 
PrGrVerkcG. von der Behörde eine Beſcheinigung dahin aus⸗ 
geſtellt worden, daß der von ihm geſtellte Antrag auf nach⸗ 
trägliche Genehmigung der Auflaſſung zugrunde liegenden 
mündlichen Vereinbarung am 30. Aug. 1927 vollſtändig bei 
ihr eingegangen ſei. Ebenſo iſt unſtreitig, daß die Behörde 
binnen drei Wochen ſeit dem von ihr beſcheinigten Zeitpunkte 
des Eingangs des Antrags eine Erklärung über Erteilung 
oder Verſagung der Genehmigung nicht, abgegeben hat. Aus 
dieſen Tatſachen ergibt ſich aber, daß die Genehmigung ge⸗ 
mäß 8 7 Abſ. 4 PrGrVerkGG. als ſtillſchweigend erteilt zu 
gelten hat. Der BR. will dieſe Schlußfolgerung nur deshalb 
nicht als richtig anerkennen, weil die Verkäuferin bei dem 
Antrage auf Erteilung der hier in Rede ſtehenden Genehmi⸗ 
gung nicht mitgewirkt und daher ein den Erforderniſſen des 
8 6 des Gef. entſprechender Antrag nicht vorgelegen habe, in 
Ermangelung eines ſolchen aber auch die für die Erklärung 
der Behörde in § 7 Abſ. 3 vorgeſchriebene Friſt nicht in Lauf 
geſetzt worden ſei. Dieſer Rechtsauffaſſung iſt indes, wie die 
Rev. mit Recht geltend macht, nicht beizutreten. Auszugehen 
iſt davon, daß die Einführung des Genehmigungserforder⸗ 
niſſes lediglich aus Rückſicht auf das öffentliche Intereſſe am 
Grundſtücksverkehr erfolgt iſt. Sie ſtellt eine Einſchränkung 
dieſes Verkehrs dar und kann daher, wenn die Genehmigung 
erteilt wird, ein Beſchwerdegrund für die Beteiligten nicht 
vorliegen. Dementſprechend iſt denn auch in 88 Abſ. 1 des 
Gef. beſtimmt, daß der Beſcheid, durch den die Genehmigung 
erteilt wird, unanfechtbar iſt. Seine Wirkſamkeit kann daher 


auch im Rechtswege nicht mit der Begründung angefochten 
werden, daß die in $6 des Gef. vorgeſchriebenen Erforder⸗ 


niſſe des Genehmigungsantrages nicht vorgelegen hätten. In 
dieſem Sinne hat ſich der Senat in Fällen, in denen die Ge⸗ 
nehmigung ausdrücklich erteilt war, bereits wiederholt in 
ſtändiger Rſpr. ausgeſprochen (vgl. JW. 1927, 1856 36), und 
daran iſt feſtzuhalten. Iſt aber die Erteilung der Genehmi⸗ 
gung endgültig und auf ihre Rechtmäßigkeit auch vom ordent⸗ 
lichen Gericht nicht nachzuprüfen, auch wenn die in 8 6 Abſ. 1 
des Geſ. vorgeſchriebenen Erforderniſſe nicht erfüllt ſein ſoll⸗ 
ten, ſo kann eine ſolche Nachprüfung ebenſowenig ſtattfinden, 
wenn die Verwaltungsbehörde die in 86 Abſ. 2 daſ. vorge⸗ 
ſchriebene Beſcheinigung erteilt hat und dann in Frage kommt, 
ob die Genehmigung infolge Friſtablaufs als ſtillſchweigend 
erteilt zu gelten hat. Auch das iſt vom Senat bereits, wenn 
auch nur beiläufig, in ſeinem Urt. v. 15. Juni 1927, V 380/27 
ausgeſprochen worden. Dieſe Rechtsauffaſſung ſteht im Ein⸗ 
klang mit den Gedankengängen, die dem eine Amtspflicht⸗ 
verletzung bei Durchführung des Genehmigungsverfahrens auf 
einſeitigen Antrag des Käufers verneinenden Urt. des 3. 38. 
v. 14. Febr. 1928, III 321/27 (teilweiſe abgedruckt Grund⸗ 
eigentum 1928, 735) zugrunde lagen, und hat auch im Schrift⸗ 
tragsgegners, der dem Bezirksamt gegenüber ſeine Mitwirkung ver⸗ 
ſagt hat, beizubringen. Es kann ſich auch um eine eidesſtattliche 
Verſicherung handeln, die in einem gerichtlichen Verfahren abgegeben 
worden iſt. Es ſollen auch Erklärungen der Gegenpartei ausreichen, 
die in einem anderen Streitverfahren abgegeben ſind, ebenſo tatſäch⸗ 
liche Feſtſtellungen eines rechtskräftigen Strafurteils, dagegen nicht 
Erklärungen, die im Verfahren wegen Grunderwerbſteuerhinterziehung 
abgegeben worden ſind. 

Es ſteht zu hoffen, daß nunmehr die Erledigung der einer Ent⸗ 
ſcheidung der Verwaltungsbehörde noch harrenden zahlreichen Schwarz⸗ 
Kauffälle erfolgen kann, jo daß endlich die notwendige Rechtsſicherheit 
über das Eigentum der in der Inflationszeit veräußerten Grundſtücke 
herbeigeführt wird. Hätte das RG. ſchon früher Gelegenheit gehabt, 
zu der jetzt entſchiedenen Frage Stellung zu nehmen, jo würden 
Tauſende von Schwarzkaufprozeſſen vermieden oder im Anfangs- 
ſtadium durch nachträgliche Erteilung bzw. Verſagung der Genehmi⸗ 
gung erledigt worden ſein. Aber auch jetzt iſt die Entſch. des RS. 
noch nicht zu ſpät gekommen. 

RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin, 
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tum Billigung gefunden (vgl. Hagelberg: JW. 1926, 
2303 t, 26451). Für ſeine gegenteilige Auffaſſung kann ſich 
der BR. auch nicht auf den Entwurf eines Geſetzes zur Ab⸗ 
wicklung der Geſchäfte, welche nach dem Geſetz über den 
Verkehr mit Grundſtücken noch der Genehmigung bedürfen 
(Nr. 6274 der Druckſ. des preuß. Landtags 2. Wahlp. 179 
1925/27), berufen. Denn wenn in 8 2 Abſ. 2 dieſes Entwurfs, 
wie ſeine Begründung ergibt, lediglich klargeſtellt iſt, daß 
der Antrag auf Genehmigung auch nur von einem Vertrags⸗ 
teile geſtellt werden kann, ſo ergibt ſich daraus in keiner 
Weiſe, daß dieſe Klarſtellung als eine Anderung des be⸗ 
ſtehenden Rechtszuſtandes betrachtet worden ſei. 

Hiernach iſt die Veräußerung des ſtreitigen Grundſtücks 
nunmehr als genehmigt anzuſehen. 

(U. v. 4. Juli 1928; 11/28 V. — Hamm.) Sch.] 


II. Verfahren. 


42. § 322 3 PO.; § 242 BGB. Solange die Ge⸗ 
nehmigung eines richtig beurkundeten und be⸗ 
reits eingetragenen Grundſtückskaufes noch un⸗ 
gewiß iſt, darf der Verkäufer die grundbuchliche 
Stellung des Käufers nicht erſchüttern. Die 
rechtskräftig gewordene Verurteilung des Käu⸗ 
fers zur Grundbuchberichtigung Zug um Zug 
gegen Zahlung einer Geldſumme ſeitens des 
Verkäufers an ihn hindert nicht die Nachprüfung 
des Urteils in der Rechtsmittelinſtanz, wenn⸗ 
gleich nur der Verkäufer Berufung wegen der 
Zuerkennung eines zu hohen Zurückbehaltungs⸗ 
rechts an den Käufer eingelegt hat. f) 


Das BG. hat ausgeführt, der Streitſtoff unterliege, 
nachdem die Berufung des Bekl. verworfen ſei, nur inſoweit 
ſeiner Beurteilung, als die Kl. durch das Urteil beſchwert ſei. 
Die Verpflichtung zur Bewilligung der grundbuchlichen Um⸗ 
ſchreibung als ſolche ſei vom LG. feſtgeſtellt, und Einwen⸗ 
dungen hiergegen kämen nicht mehr in Betracht. Alsdann hat 
es erörtert, daß Bekl. die Erfüllung dieſer ſomit feſtſtehenden 
Verpflichtung von der Zahlung eines Verzugsſchadens ab⸗ 
hängig mache. Es verneint jedoch ein Zurückbehaltungsrecht, 
weil aus einem, wie es meint, rechtsunwirkſamen Vertrage 
kein Verzug erwachſe. Schließlich hat es dargelegt, Kl. müſſe 
den Kaufpreis zurückerſtatten; es hat den Wert auf das Drei⸗ 
fache des Goldwerts mit 900 „ bemeſſen, dieſen Erſatz⸗ 


Zu 42. A. Nachdem bereits früher in RG. 111, 245 ausgeführt 
worden war, daß der Veräußerer in der Schwebezeit vor endgültiger 
Entſch. der Verwaltungsbehörde über die Genehmigung den Verluſt 
ſeiner grundbuchmäßigen Eigentumsſtellung jedenfalls dann nicht zu 
dulden braucht, wenn der Verluſt auf Grund eines formungül⸗ 
tigen Vertrages eingetreten iſt, hat das RG. nunmehr den ent⸗ 
gegengeſetzten Fall entſchieden, in dem der Kauſalvertrag formgültig 
geweſen iſt. Die Entſch. iſt dahin getroffen, daß bei einem form⸗ 
gültigen Vertrage der Veräußerer alles zur Erreichung der Ge⸗ 
nehmigung Erforderliche tun und das Gegenteil unterlaſſen, insbeſ. 
den Käufer in ſeiner grundbuchmäßigen Stellung belaſſen muß. Daß 
der Verkäufer bei formgültigem Vertrage nach Treu und Glauben 
gehalten iſt, alles zur Erreichung der behördlichen Genehmigung Er⸗ 
forderliche zu tun, hat das RG. bereits früher ausgeſprochen und 
entſpricht ohne weiteres dem Geſetz von Treu und Glauben ſowie 
der Bindung der Parteien an den Kaufvertrag bis zur Entſch. über 
die Genehmigung. Der Unterzeichnete hat bereits in feinem mit 
Dr. Friedländer herausgegebenen Komm. zum Geſ. v. 10. Febr. 
1923 S. 52, 53 dieſen Standpunkt vertreten. Dagegen hätte die in 
obiger Entſch. gezogene weitere Folgerung, daß der Verkäufer den 
Käufer in ſeiner grundbuchmäßigen Stellung belaſſen muß, einer 
näheren Begründung bedurft. In dieſer Allgemeinheit wird ſich der 
Grundſatz kaum rechtfertigen laſſen. Nach Erlaß des Geſ. v. 10. Febr. 
1923 iſt in zahlreichen Grundſtückskaufverträgen die Vereinbarung 
getroffen worden, daß der bar zu zahlende Teil des Kaufpreiſes erſt 
nach Erteilung der behördlichen Genehmigung zu entrichten oder von 
dem Notar als Treuhänder an den Verkäufer herauszuzahlen iſt. 
Wenn in einem dieſer Fälle das GBA. die Eigentumsänderung ein⸗ 
getragen hat, bevor die Genehmigung der Verwaltungsbehörde er⸗ 
teilt war, ſo lag darin auch für den völlig vertragstreuen Verkäufer 
eine Beſchwerung. Für ſolche Fälle dürfte es nicht anzuerkennen ſein, 
daß der Verkäufer gehalten wäre, den Käufer in ſeiner zu Unrecht 
erlangten grundbuchlichen Stellung zu belaſſen. In dem oben eni- 
ſchiedenen Falle hingegen iſt der Entſch. des RG. beizutreten. Hier 
hatte der Käufer die grundbuchliche Stellung im Einvernehmen mit 


anſpruch aber als durch Aufrechnung der Kl. mit dem An⸗ 
ſpruch auf Erſatz der Nutzungen getilgt bezeichnet. Den erſt 
im Berufungsverfahren erhobenen Anſpruch auf Beſeitigung 
der Hypotheken hat es unter bloßer Bezugnahme auf 88 812ff. 
BGB. für gerechtfertigt erklärt. 

Die Rev. erſchien begründet. 


Da der Bekl. nach Verwerfung ſeiner Berufung keine 
Anſchlußberufung eingelegt, ſondern nur Zurückweiſung der 
Berufung der Kl. beantragt hatte, konnte im zweiten Rechts⸗ 
gange die Sachentſcheidung des LG. nicht mehr zuungunſten 
der Kl. abgeändert werden ($ 536 ZPO.). Daraus folgt 
aber nicht, wie das BG. meint, daß die Verpflichtung des 
Bekl., die Umſchreibung zu bewilligen, „als ſolche“ rechts⸗ 
kraftfähig ausgeſprochen ſei; vielmehr iſt erkannt, der Bekl. 
ſei nur Zug um Zug gegen Zahlung von 4000 RM zu ſolcher 
Bewilligung verpflichtet. Auf den Angriff der Kl. gegen die⸗ 
ſes Urteil hätten daher die Einwendungen des Bekl. gegen 
ſeine Pflicht, die Umſchreibung zu bewilligen, nicht ungeprüft 
bleiben dürfen. Da der Vertrag v. 31. Jan. 1923 den rich⸗ 
tigen Preis nannte, entſprach er den Erforderniſſen des 8 313 
BGB. und war zunächſt gültig. Mit dem Inkrafttreten des 
Grundſtücksverkehrsgeſetzes wurde er nicht etwa nichtig, weil 
nun behördliche Genehmigung rückwirkend erforderlich ge⸗ 
worden war, ſondern in der Wirkſamkeit ſchwebend bedingt. 
Dieſer Zuſtand blieb auch, als das Eigentum auf den Bekl. 
im April 1923 eingetragen wurde (RG. 117, 362), und be⸗ 
ſteht noch jetzt, da eine Entſcheidung über die behördliche Ge⸗ 
nehmigung noch nicht getroffen iſt. Aus dieſem Vertrage, der 
durch keinerlei privatrechtliche Gründe, ſondern nur wegen des 
zeitigen Mangels der aus allgemeinen öffentlichen Gründen 
erforderlichen Genehmigung einſtweilen an der vollen Wirk⸗ 
ſamkeit gehemmt iſt, ergibt ſich ein gegenſeitiges Treuverhältnis 
der Parteien bis zur Entſcheidung über ſeine Genehmigung 
(RG. 115, 35). Die Kl. mußte daher alles zur Erreichung der 
Genehmigung Erforderliche tun und das Gegenteil unterlaſſen, 
insbeſ. den Bekl. in feiner grundbuchlichen Stellung belaſſen. 
Durch die Eintragung ihres Widerſpruchs gegen die Ein⸗ 
tragung des Bekl. als Eigentümers war ſie von da ab auch 
ausreichend geſichert. In dem Vorbringen des Bekl., die Kl. 
handele argliſtig, wenn ſie trotz des Vertrags ihre Klage er⸗ 
hebe, liegt eine ausreichende Begründung des Abweiſungs⸗ 
antrags im erſten Rechtsgange; das LG. hätte wegen der 
Verletzung der Treupflicht die Kl. ſogleich abweiſen ſollen. 
Im Berufungsverfahren konnte dies nur deshalb nicht ge⸗ 


dem Verkäufer erlangt, weil bei Vertragsſchluß das Geſ. v. 10. Febr. 
1923 noch gar nicht erlaſſen war und niemand von einer rückwirken⸗ 
den Kraft des Geſetzes etwas wußte. Erſt nach Jahr und Tag iſt 
das NG. auf dieſen höchſt anfechtbaren Gedanken gekommen, der 
eine ungeheure Rechtsverwirrung herbeigeführt hat. In derartigen 
Fällen erſcheint es allerdings gerechtfertigt, der Grundbuchberichtigungs⸗ 
klage — die nach dem Standpunkt des RG. formell begründet iſt — 
die Einrede der allgemeinen Argliſt entgegenzuſtellen, da die vom 
Käufer erlangte grundbuchliche Stellung hier den Bedingungen des 
Kaufvertrags durchaus eutjpricht, und da beide Teile gehalten find, 
das nachträglich eingetretene Hindernis für die Abwicklung des Ge⸗ 
ſchäfts zu beſeitigen und die rückwirkend erforderlich gewordene be⸗ 
hördliche Genehmigung mit vereinten Kräften herbeizuführen. 
RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


B. I. Rechtskrafterörterung. 

Ein nach der Anſicht des NG. zu Unrecht ergangenes Urteil 
auf Grundbuchberichtigung lautete auf Bewilligung der Grundbuch⸗ 
berichtigung Zug um Zug gegen Zahlung von 4000 „%. Der Kl. 
legte gegen dieſes Urteil Berufung ein, inſofern er durch Zu⸗ 
erkennung eines ſo hoch bezifferten Zurückbehaltungsrechts zu⸗ 
gunſten des Bekl. beſchwert ſei, während eine wirkſame Berufung 
des Bekl. nicht eingelegt wurde. In der BerInſt, erhob der Kl. 
ferner einen neuen Anſpruch auf Hypothekenbeſeitigung unter Hin⸗ 
weis auf ſeinen Berichtigungsanſpruch. Auf ſeine Berufung ſprach 
das BG. dem Bekl. ein Zurückbehaltungsrecht aus tatſächlichen 
Erwägungen ab. Das NG. ſieht hierin eine Verkennung der Rechts⸗ 
Kraftwirkung. Der Berichtigungsanſpruch „als ſolcher“ ſei nicht 
rechtskräftig zugeſprochen, ſondern nur mit dem Vorbehalt einer 
Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung des Kl. „Auf die Angriffe der Kl. gegen dieſes 
Urteil hatten daher die Einwendungen des Bekl. gegen feine 
Pflicht, die Umſchreibung zu bewilligen, nicht ungeprüft bleiben 
dürfen.“ Allerdings hätte eine Abänderung des erſtinſtanzlichen 
Urteils, ſoweit es den Berichtigungsanſpruch betraf, infolge der 
materiellen Rechtskraftwirkung des nicht wirkſam mit der Be⸗ 
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ſchehen, weil Bekl. nur Zurückweiſung der gegneriſchen Be⸗ 
rufung beantragt hatte. Dieſem letzteren Antrage hätte das 
BG. ſtattgeben müſſen, dagegen durfte es nicht durch Beſeiti⸗ 
gung der Gegenleiſtungspflicht die Rechtslage der Kl., die ſach⸗ 
lich⸗rechtlich überhaupt keinen Anſpruch hakte, verbeſſern. 

Ebenſo durfte nicht dem weiteren Anſpruche, Bekl. müſſe 
die Grundſtücke von Hypotheken befreien, ſtattgegeben werden. 
Das OLG. hat überſehen, daß dieſer Alkſpruch erſt vor ihm 
erhoben worden iſt; die Einwendungen gegen ihn durften 
nicht mit dem Hinweis, daß Bekl. mangels Berufung gegen 
das erſtinſtanzliche Urteil nichts vorbringen könne, ungeprüft 
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rufung vom Bekl. angefochtenen Urteils nicht ſtattfinden können. 
Die Prüfung hätte die Unrichtigkeit des inſoweit rechtskräftig 
gewordenen erſtinſtanzlichen Urteils ergeben müſſen, „das lediglich 
aus dem förmlichen Grunde der Nichtabänderbarkeit beſtehen 
bleibt“. Alſo hätte das BG. nicht ohne weiteres einen erſt in der 
BerInſt. neu erhobenen Anſpruch auf Hypothekenbeſeitigung un⸗ 
geprüft unter Berufung auf die Rechtskraftwirkung des erſt⸗ 
inſtanzlichen Urteils mangels Berufungseinlegung ſeitens des Bekl. 
dem Kl. zuſprechen dürfen. 

Dieſe Ausführungen des RG.-Nrteils find nt. E. durchaus un⸗ 
klar, was ji ſchon der äußeren Form nach in der Urteilsbegründung 
darin zeigt, daß der prozeſſuale Teil der Urteilsbegründung mit dem 
materiellrechtlichen Teil völlig vermiſcht und alle dieſe innerlich zu⸗ 
ſammenhängenden prozeſſualen Ausführungen ſich teils zu Beginn, 
teils zum Schluß der Begründung finden. 

Im Hinblick auf die materielle Rechtskraftwirkung werden 
folgende Anſprüche behandelt: 
den Berichtigungsanſpruch des nicht eingetragenen Eigen⸗ 
tümers gegen den unrichtig als Eigentümer eingetragenen Bekl. 
($ 894 BGB.), 

b) der Herausgabeanſpruch des Kl. als Eigentümers gegen den 
Bekl. als Nichteigentümer (8 985 BGB.), 

c) das Zurückbehaltungsrecht des Bekl gegen die Geltend⸗ 
machung der Anſprüche zu 1 und 2 wegen Rückzahlung des Kauf⸗ 
geldes — unter Berückſichtigung der Gegenanſprüche des Kl. auf 
Erſtattung von Grundſtücksnutzungen — (88 987 ff. B68.) 
Erſichtlich ſind die Anſprüche zu a und b in prozeſſualer Be⸗ 
ziehung völlig ſelbſtändig auf zwar ähnliche, aber im Anſpruchs⸗ 
gegenſtand verſchiedene Rechtsverhältniſſe geſtützt und können keine 
Rechtskraftbeziehung zueinander haben. Der Hinweis des RG. 
Urteils, die Einwendungen gegen den Heraus abeanſpruch ſeitens 
des Bekl. hätten trotz der rechtskräftigen Festſtellung des Berich⸗ 
tigungsanſpruchs nicht ungeprüft gelaſſen werden dürfen, erſcheint 
als Selbſtverſtändlichkeit. 

Dagegen erſtreckt ſich die Rechtskraftwirkung eines Urteils 
nie auf die Einrede des Zurückbehaltungsrechts zu c (Stein 
Jonas, ARD., 12. Aufl., zu 8 322 V 2b Anm. 97; RG. 69, 385; 
Hamburg: HG3. 29, 107; R.: JW. 1925, 935 (vgl. RG. 114, 85); 
AC., 5. 38. JW. 1926, 8434; a. M. nur Dresden: SachſAnn. 36, 
376). Das RG. erſtreckt die Rechtskraftwirkung darüber hinaus 
nur auf Einwendungen, ſoweit durch das die Einwendung be⸗ 
handelnde Urteil der früher geltend gemachte Anſpruch feſtgeſtellt 
und dadurch weiteren Angriffen unzugänglich gemacht wird (MG. 
110, 149 — JW. 1925, 1373; JW. 1927, 21209 und 2m. 
Wolfſohn hierzu). Um eine ſolche Einwendung handelt es ſich 
aber bei der Einrede des Zurückbehaltungsrechts nicht. 

Das NG. nimmt im vorl. Falle an, daß bei unrichtiger 
rechtskräftiger Feſtſtellung des Berichtigungsanſpruchs, weil dieſer 

nſpruch nur mit dem Vorbehalt des Zurückbehaltungsrechts zu⸗ 
gunſten des Bell. feſtgeſtellt ſei, auch auf die Berufung der Kl. 
nicht auf eine weitere Beeinträchtigung der Lage des Bekl. hätte er⸗ 
kannt werden dürfen. Daher ſei die Berufung des Kl. gegen dieſen 
zu feinen Laſten gehenden Vorbehalt ſchon deswegen zurück⸗ 
zuweiſen. Eine nähere Begründung gibt das NG. hier nicht. Da⸗ 
mit läßt das NG. m. E. entgegen den Grundſatzen der bisherigen 

ſpr. eine Nachprüfung des rechtskräftigen Urteils zu, wenn zum 
feſtgeſtellten Hauptanſpruch ein Vorbehalt zugunſten des Gegners 
gemacht iſt. 

M. E. iſt das mit Rückſicht auf die Friedewirkung der 
Rechtskraft unzuläſſig. Es iſt auch logiſch m. E. unrichtig. Der 
rechtskräftig zuerkannte Anſpruch beſteht rein logiſch „als ſolcher“ 
kraft der Rechtskraftwirkung. Die Einſchränkung dieſer Rechts“ 
raftwirkung durch Gewährung eines Nachprüfungsrechts gegen 
den rechtskräftig feſtgeſtellten Hauptanſpruch bei Erörterung des 

orbehalts des Zurückbehaltungsrechts iſt m. E. nicht denkbar. 

Beſteht der Hauptanſpruch und erſtreckt ſich die Rechtskraft⸗ 
wirkung nicht auf das Zurückbehaltungsrecht (und das nimmt das 
1 0 auch hier nicht an), ſo muß Höhe und Grund des Zurück⸗ 
ehaltungsrechts der Nachprüfung ſeitens der höheren Inſtanz 
unterliegen. 

II. Erörterung der materiellen Rechtslage. 

1. Deu Berichkigungs- und Herausgabeanſpruch 


Rechtſprechung 
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gelaſſen werden. Zudem iſt die Schlüſſigkeit dieſes Anſpruchs 
nicht ſchon durch die bloße Anführung der sg 812 ff. BGB. 
dargelegt (vgl. JW. 1928, 138752 nebſt Anm. und Hoche: 
DRZ. 1928, 255 und das zum Abdruck in der Sammlung be⸗ 
ſtimmte Urteil des Sen. v. 27. Juni 1928, V 543/27). Dieſe 
Prüfung kann nunmehr unterbleiben, weil ſich aus der dar⸗ 
gelegten Treupflicht der Parteien ergibt, daß die Kl. auch 
einen ſolchen Anſpruch zur Zeit nicht erheben kann, da ſie ſtatt 
deſſen eine Entſcheidung über die Genehmigung hätte herbei⸗ 
führen ſollen, um dann je nach dem Ausfalle der behördlichen 
Entſchließung die endgültige Erledigung der gegenſeitigen Be⸗ 


des Veräußerers bei zivilrechtlich (etwa wegen Formmangels) un⸗ 
gültigen, genehmigungsbedürftigen und wirkſam nicht genehmigten 
Veräußerungsgeſchäften und daher zu Unrecht erfolgter, das Grund⸗ 
buch unrichtig machender Eintragung des Käufers gewährt das 
RG. dem Veräußerer als wahren Eigentümer in ſtändiger Rſpr. 
(u. a. NG. 111, 245; 115, 37 Urt. v. 15. Okt 1927, VI 167/27). 
Iſt aber ein formgültiger Vertrag abgeſchloſſen, der erſt durch 
die erforderliche Genehmigung der Grundſtücksveräußerung end⸗ 
gültig wirkſam wird, jo verſagt das RG. im obigen Urt. während 
der ſchwebenden Unwirkſamkeit der Veräußerung bis zur Ger 
nehmigung den Berichtigungs- und Herausgabeanſpruch. Das er⸗ 
ſcheint mir mit Rückſicht auf die Treupflicht, die ſelbſt aus dem 
ſchwebend unwirkſamen, aber wirkſam werdenden Vertrag den Par⸗ 
teien erwächſt, richtig zu ſein. Es wäre durchaus formaliſtiſch, in 
einem ſolchen Falle aus ſachenrechtlichen Erwägungen dem Ver⸗ 
äußerer Rechte auf (naturgemäß nur vorläufige) Rückgängig⸗ 
machung der Grundſtücksveräußerung zu gewähren. Das Rö. ſetzt 
ſich jedoch mit dieſer ſeiner richtigen Entſch. in Widerſpruch mit ſeiner 
m. E. unrichtigen früheren Rſpr. Es verſagt auch bei formgültigen 
Verträgen dem Verkäufer das Recht auf die Vertragsleiſtung des 
Käufers und leugnet die Möglichkeit eines Verzuges desſelben, ſolange 
das Veräußerungsgeſchäft wegen der noch nicht erfolgten Genehmigung 
ſchwebend unwirkſam ist. Das geſchieht ſelbſt dann, wenn im Kauf⸗ 
vertrage ausdrücklich Zwiſchenleiſtungen des Käufers vor der Ge⸗ 
nehmigung ausbedungen werden (RG: Kur. 1926 Nr. 1344, 
1393, 1394). Es iſt zu hoffen, daß das RG. dieſe ſeine nach 
ſeiner eigenen obigen Begründung Treu und Glauben zuwiderlaufende 
Rſpr. ändert. 

2. Der Hypothekenbeſeitigungsanſpruch ſelbſt des 
Schwarzverkäufers bei nicht wirkſam genehmigter Grundſtücks⸗ 
veräußerung wird vom NÖ. nach feiner in der obigen Urteils⸗ 
begründung zit. Rſpr. nicht schlechthin anerkannt, wenn die Hypo⸗ 
thekenbelaltung vor der Rechtshängigkeit durch den gutgläubigen, 
unrichtig als Eigentümer eingetragenen Grundſtücksbeſitzer er⸗ 
folgte. In Verfolg dieſer auf 88 989, 990 BGB. beruhenden, 
aber den 8 1004 BGB. überſehenden (Aſch, Anm. zu RG.: JW. 
1928, 138752) Rſpr. muß naturgemäß bei ſchwebender Unwirkſam⸗ 
keit einer formgültigen Grundſtücksveräußerung der Anſpruch des 
Verkäufers auf Hypothekenbeſeitigung geleugnet werden. Die 
Rechtslage bei Verſagung der Genehmigung brauchte vom RO. nicht 
erörtert zu werden. Im Falle der Verſagung der Genehmigung 
beſteht ebenſo wie bei den wirkſam vorgenommenen Grund⸗ 
ſtücksbelaſtungen des ohne wirkſame Genehmigung eingetragenen 
Schwarzverkäufers nur gem. 8 816 BGB. ein perſönlicher An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe der Hypothekenvaluta an den Verkäufer. 
Die Frage des gutgläubigen Beſitzes wird jedoch im Einzelfalle be⸗ 
ſonderer Nachprüfung bedürfen. Für die fragliche Zeit hatte ſich 
bekanntlich ein ausdrücklicher Gegenſatz zwiſchen dem RG. und dem 
1. 3S. des KG. nach dem Bekanntwerden des Rg.⸗Beſchl. v. 
1. Juli 1924 (RG. 108, 356 — JW. 1924, 1990 25) entſponnen, in 
welchem das RG. in Übereinſtimmung mit ſeiner bisherigen Rechts⸗ 
auffaſſung (OL GRſpr. 43, 213) das Anwendungsgebiet des preuß. 
Grundſtücksverkehrsgeſetzes auch auf die vom 1. Januar bis 
15. Febr. 1923 abgeſchloſſenen ene e Kaufverträge erſtrechte 
(fo auch RG.: JW. 1925, 2606; a. M. „ 1. 8S.: IFG. 1, 396; 
330 v. 25. Sept, 1924 Zur. 1925 Nr. 23; v. 9. Okt. 1924: 
JW. 1925, 379 Anm. Wolfſohn gegen das KG.; v. 30. April 
1925: JW. 1925, 11301). Dieſer Streit wurde erſt durch das 
preuß. GrVerkcg. v. 20. Juli 1925 (GS. 93) i. S. des RG. ge 
ſetzlich entſchieden, worauf auch der 1. 38. ſeine Rſpr. i. S. der 
reichsgerichtlichen Judikatur änderte (KG.: Grunde. 1925, 1748; 
1926, 255 — IM Bl. 1926, 67; JurR. 1926 Nr. 277). Der Er⸗ 
werber auf Grund eines behördlich nicht genehmigten Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsvertrages aus der Zeit nach dem 1. Jan. 1923, 
welcher nach Bekanntwerden des Rc. Beſchl. v. 1. Juli 1924 (RG. 
108, 356) das Grundſtück belaftete, wird ſich im Falle einer Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung mit Rückſicht auf die feſtſtehende Rſpr. 
des NG. schwerlich auf ſeine Gutglaubigkeit berufen konnen, wenn 
die Genehmigung zu dem formgültigen Kaufvertrag endgültig ver⸗ 
ſagt wird, auch nicht durch den Hinweis auf die frühere vor⸗ 
bezeichnete Rſpr. des KG. 1. 38. a ! 

Für den Grundſtüchsverkäufer können in der Zwiſchenzeit 
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ziehungen aus dem Vertrage und den Grundſtücksmaßnahmen 
zu veranlaſſen. Der Inhalt des Urteils erſter Inſtanz, das 
lediglich aus dem förmlichen Grunde der Nichtabänderbarkeit 
beſtehen bleibt, ſteht dem Rechte des Bekl., ſich gegen dieſen 
zweiten beſonderen Anſpruch zu wehren, nicht enkgegen. 

(U. v. 23. Juni 1928; 547/27 V. — Köln.) [Sch.] 


* 43. 8322 3 P O.; $30 A bſ. 1 Satz 1 PrEnteign G.; 
88 186, 242 BGB. Auch im Prozeß über die Höhe 
der Enteignungsentſchädigung geht die Rechts⸗ 
kraft des Papiermarkurteils nicht über den zu⸗ 
erkannten Betrag hinaus. Die Ausſchlußfriſt zur 
Klagerhebung läuft nicht nach Erlaß des Papier⸗ 
markurteils von neuem gegen den Aufwertungs⸗ 
große Schwierigkeiten entſtehen, wenn die Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks durch den neuen Hypothekengläubiger betrieben 
wird. Er hat in dieſem Falle das Ablöſungsrecht der §§ 268, 1150 
BGB. und kann ſodann Erſtattung feiner Aufwendungen, ſoweit 
dadurch die perſönliche Schuldverpflichtung des Grundſtücksbeſitzers 
getilgt wird, aus ungerechtfertigter Bereicherung gem. 8 812 1 
BGB. verlangen. Falls endgültig die Genehmigung verſagk wird, 
kann er die perſönliche Hypothekenforderung aus ſeiner nunmehr 
entſtandenen ſog. ſchuldbekleideten Eigentümerhypothek gegen den 
Käufer gem. § 1143 BGB. geltend machen. 

RA. Dr. John Wolfſohn, Berlin. 


Zu 43. Bei Würdigung der reichsgerichtlichen Judikatur über 
die Einrede der Rechtskraft in den ſog. Aufwertungsprozeſſen ſind 
zwei Kategorien von Fällen zu unterſcheiden. 

1. Die Fälle, in denen der Ausfall des Vorprozeſſes nicht da⸗ 
durch beeinflußt worden iſt, daß der Kl. und das Gericht in dem 
Irrtum befangen waren „Mark = Mark”. Das trifft für Schadens⸗ 
erſatzprozeſſe zu. Für die Höhe eines Schadenserſatzanſpruchs tft 
nicht maßgebend die Zeit, wo der Schaden eutſtanden iſt, ſondern 
der Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung (ebenſo RG. 101, 
418; 106, 184; a. M. RG. 109, 379). Deshalb iſt es durchaus zu⸗ 
treffend, wenn der J. Sen. d. RG. ausführt: „Für den nach 8 249 
BOB. zu erſetzenden Schaden verſteht ſich ... die Berückſichtigung 
des Geldentwertungsſchadens von ſelbſt“ (JW. 1925, 348 1; vgl. 
auch RG. 101, 420). Allerdings iſt hier ſelbſtverſtändlich die Ein⸗ 
ſchränkung zu machen: inſoweit nicht andere geſetzliche Vorſchriften 
dieſer Berückſichtigung im Wege ſtehen. Hat der Kl. nicht durch 
Abänderung ſeines Klageantrages der während der Dauer des Pro⸗ 
zeſſes eingetretenen Geldentwertung Rechnung getragen, ſo war 
das Gericht durch 8 308 ZPO. gehindert, den Geldentwertungsſchaden 
zu berückfichtigen. Hier hätte der Kl. „bei gehöriger Aufmerkſam⸗ 
keit und ſachgemäßer Prozeßführung“ (RG. 109, 197) ſich vor 
Schaden bewahren können, wein auch er ſelbſt und das Gericht in 
dem Irrtum befangen waren, daß „Mark — Mark“ ſei. Hier iſt 
alſo die unbillige Entſch. nicht darauf zurückzuführen, daß das 
NG. jahrelang das Geſetz falſch ausgelegt hat. Trotzdem hat der 
höchſte Gerichtshof auch in derartigen Fällen die Einrede der Rechts⸗ 
kraft int Aufwertungsprozeß verſagt (vgl. z. B. RG. 109, 195; 
a. M. RczUrt. IV 185/24, Beil. z. DR. 1925 Heft 2 Sp. 24). 

2. Die Fälle, wo die unrichtige Eutſch. im Vorprozeß nur dar⸗ 
auf zurückzuführen iſt, daß der Kl. der Geldentwertung durch Ande⸗ 
rung ſeines Klageantrages nicht Rechnung getragen hat, weil er 
entweder ſelbſt in dem Irrtum befangen war „Mark = Mark“, 
oder weil er davon ausging, daß das erk. Gericht in dieſem Irr⸗ 
tum befangen ſei, und er deshalb im Falle der Erhöhung ſeines 
Klagebegehrens mit der Mehrforderung Koſtenpflichtig abgewieſen 
werde, Wollte der Kl. (was ja die Regel iſt) ſeine ganze ihm nach 
dem Geſetz zuſtehende Forderung einklagen, ſo hat er ſie im erſten 
Falle infolge eines Rechtsirrtums zu niedrig beziffert; im zweiten 
Falle deswegen, weil er befürchtete, im Hinblick auf die Rechts⸗ 
auffaſſung des Gerichts mit einem höheren Betrag nicht durchzu⸗ 
dringen. Das alles iſt ſelbſtverſtändlich auch ſchon vor der Ju⸗ 
flationszeit vorgekommen, und es hat damals niemand daran ge⸗ 
zweifelt, daß in ſolchen Fällen über die ganze Forderung des Kl. 
und nicht etwa nur über einen „Teilbetrag“ erkaunt worden ſei. 
Wenn ein Gericht in einem derartigen Falle in den Urteilsgründen 
ausführen würde: „Da die in der Klageſchrift individualiſierte For⸗ 
derung re vera höher iſt, als die (als Geſamtbetrag dieſer Forderung) 
verlangte und zuerkannte Summe, hat das Gericht dieſe Summe 
nur als Teil betrag der Forderung zugeſprochen“, ſo läge hierin 
ein Verſtoß gegen das Geſetz (8 308 Abſ. 1 Saß 1 ZPO.). So auch 
RO: Warnſpr. 1924, 90 ff. Bis zum Beweiſe des Gegenteils iſt 
aber ſtets davon auszugehen, daß das Gericht bei der Urteils⸗ 
fällung das Geſetz nicht verletzt habe. Wenn es zweifelhaft iſt, ob 
das Gericht den (dem Klageantrag gemäß zugeſprochenen) Betrag 
als Teilbetrag zuerkennen oder vielmehr über die ganze Forderung 
erkennen wollte, ſo muß man ſich deshalb in den hier in Frage 
ſtehenden Fällen i. S. der letzten Alternative entſcheiden. 

Ob der in concreto erhobene Entſchädigungsanſpruch unter 
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anſpruch; die rechtzeitige Erhebung der früheren 
Klage wirkt auch für den Aufwertungsanſpruch— 
Auch die für die Verwirkung von Aufwertungs⸗ 
anſprüchen geltenden, von der Rechtſprechung 
entwickelten Sätze gelten nicht für Aufwertung 
von Enteignungsanſprüchen. ) 
(U. v. 6. Jan. 1928; 355/27 (VII) VI. — Berlin.) g 
Sch. 
Abgedr. JW. 1928, 507 40. 


44. 8 857 3 P O.; SS 415, 826 BG B. Der Er⸗ 
werber, der die Reſtkaufgeldhypothek eines 
früheren Eigentümers im Kaufvertrage über⸗ 
nommen und ſie in der Rüdmwirfungszeit heim⸗ 
gezahlt hat, pfändet auf Grund eines gegen den 
Veräußerer erwirkten Urteils deſſen Anſpruch 
aus der Schuldübernahme auf Befreiung von der 


die erſte oder zweite Kategorie fällt, kann dahingeſtellt bleiben. Es 
ergibt ſich nämlich aus dem Urteil des KG. im Vorprozeß deut⸗ 
lich, daß das Gericht von letzterer Anſicht ausging; denn ſonſt hätte 
es ja den vom Kl. verlangten (in Papiermark bezifferten) Betrag 
nicht teilweiſe aberkannt, wie es geſchehen iſt. 

In dem vom RG. aufgehobenen Bl. 2 U 12 786/26 heißt es: 
„Ein gerichtliches Urteil iſt ein Willensakt der Staatsgewalt, bei 
deſſen Würdigung der erkennbare Wille des Gerichts nicht außer 
Betracht bleiben darf. Im vorl. Falle hat das erk. Gericht durch 
das Urt. v. 20. Okt. 1922 über den geſamten im Vorprozeß er⸗ 
hobenen Klageanſpruch aburteilen wollen, ſei es nun, daß es da⸗ 
mals die Geldentwertung als ſolche noch nicht erkannt hatte, ſei es, 
daß es trotz dieſer Erkenntnis angeſichts der damaligen Auffaſſung, 
daß es eine Aufwertung nicht gebe, eine andere Möglichkeit der 
Entſch. nicht für gegeben erachtete. Das geht, wenn es auch nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen worden iſt, aus der Begründung klar her⸗ 
vor. Der Vorſttzende und der Berichterſtatter im Vorprozeß ge⸗ 
hörten dem Senat in feiner jetzigen Beſetzung noch an. Daraus er» 
gibt ſich aber, daß bereits in dem Vorprozeßurteil das Entſchädi⸗ 
gungsbegehren der Kl. in vollem Umfange ſeine Erledigung ge⸗ 
funden hat und wegen der Rechtskraftwirkung der damaligen Entſch. 
nicht von neuem geltend gemacht werden kann. Hieran wird auch 
nichts dadurch geändert, daß durch die ſpätere Entwicklung des 
Aufwertungsgedankens ſich die Rechtsauffaſſung durchgeſetzt hat, daß 
das Vorprozeßurteil falſch war. Denn auch ein falſches Urteil iſt der 
Rechtskraft fähig.“ 

Dieſe Ausführungen ſind rechtlich unanfechtbar. 
Was das RG. dagegen ausführt, iſt unhaltbar. Um 
Wiederholungen zu vermeiden, verweiſe ich auf meine Schrift Die 
Einrede der Rechtskraft im Aufwertungsprozeß (Mannheim 1925). 
Die Entſcheidungsgründe faſt aller Urteile, die das RG. im jetzigen 
Urteil angezogen hat, ſind daſelbſt kritiſiert und — wie ich glaube 
— widerlegt worden. Dadurch, daß das RG. dieſe Argumente immer 
und immer wieder wiederholt, wird ihre Beweiskraft nicht ver⸗ 
ſtärkt. Neue Gründe hat es — wenn ich recht ſehe — nachträglich 
nicht mehr angeführt. In der genannten Schrift ſind übrigens 
auch die hier von mir angezogenen Entſch. beſprochen worden (vgl. 
außer der Inhaltsüberſicht noch die Zuſammenſtellung in 8 1 Note H. 
Wegen weiterer Äußerungen über das gleiche Problem vgl. JW. 
1925, 762 (hierzu die mehrfach erwähnte Schrift 121 ff.); 1925, 
2315; 1925, 2754; Lg. 1926, 102; JW. 1926, 211; Lz. 1926, 
129; JurR. 1926, 361. 

Im erſten Teil des Urteils ſtellt das RG. einander gegenüber 
das im Vorprozeß geltend gemachte „Entſchädigungsbegehren“, 
über das durch Urteil im Vorprozeß (allein) entſchieden ſei, dem 
„Anſpruch des Kl. auf Ausgleichung der Geldentwertung“, der durch 
den Vorprozeß nicht erledigt fer. Im zweiten Teil des Urteils 
heißt es dagegen, es handele ſich im gegenwärtigen Rechtsſtreite 
„um denſelben Anſpruch auf volle Entſchädigung ... den fie (die 
Kl.) bereits im Vorprozeß verfolgt hatte, nicht etwa um einen ſelb⸗ 
ſtändigen Anſpruch, der ihr erſt nachträglich erwachſen ware“. Hier 
wird alſo auch wieder — wie ſchon in früheren Urteilen — je nach 
Bedarf der ſog. Aufwertungsanſpruch als ein ſelbſtändiger Anſpruch 
oder als einen Teil des urſprünglichen Auſpruchs qualifiziert (vgl. 
hierzu einerſeits RG. 109, 348 und andererſeits 109, 378). Die 
zweite Anſicht wird ſtets dann vertreten, wenn es gilt darzutun, 
daß (wie hier) eine Ausſchlußfriſt oder eine Verjährungsfriſt noch 
nicht abgelaufen ſei (vgl. hierzu meine oben mehrfach erwähnte Schrift 
S. 114 ff., 147). 

Das BU, ſteht — nur darin kann ich dem hier zur Er⸗ 
örterung ſtehenden Urteil beiſtimmen — im Widerſpruch mit der 
jetzigen reichsgerichtlichen Judikatur. Die Hoffnung, daß der höchſte 
Gerichtshof ſeine Rechtsauffaſſung entweder aufgeben oder in theo⸗ 
retiſch einwandfreier Weiſe begründen würde, wird man nunmehr 
wohl zu Grabe tragen müſſen. 

Prof. Dr. Pagenſtecher, Hamburg. 


* 
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derſönlichen Forderung. Die nunmehr erfolgte 
nzeige der Schuldübernahme und deren Ge⸗ 
nehmigung durch den Gläubiger ſind im Umfang 

er Pfändung unwirkſam. f) 

„Durch den Schuldübernahmevertrag entſtehen zunächſt 
Wirkungen zwiſchen den Vertragſchließenden. Im Innen⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Verkäufer und Käufer eines Grund⸗ 
ſtücks iſt die Übernahme einer Fremdhypothek in Anrechnung 
auf den Kaufpreis regelmäßig dahin zu deuten, daß damit ein 
entſprechender Teil der Käuferleiſtung unmittelbar bewirkt 
werden ſoll, ſo daß inſoweit keine Geldforderung für den 
Verkäufer entſteht (RG. 107, 186; LZ. 1928, 398 und das 
zum Abdruck beſtimmte Urteil des erk. Sen. v. 26. März 1928, 
VI 356/27 )). Der Verkäufer erwirbt aber durch den Vertrag 
ein Recht, daß der Käufer ihn von der Forderung gegenüber 
dem Gläubiger befreie (8415 Abſ. 3 BGB.). Das Recht er⸗ 
ſtreckt ſich regelmäßig nicht nur auf die Hypothek ſondern 
auch auf die unterliegende Forderung. Dieſer Anſpruch aus der 
Erfüllungsübernahme kann in eine Geldforderung dann über⸗ 
gehen, wenn der bisherige Schuldner den Hypothekengläubiger 
ganz oder teilweiſe befriedigt. Die auf Geld gerichtete Erſatz⸗ 
forderung des Verkäufers würde ohne Zweifel einen Gegen⸗ 
ſtand der allgemeinen Zwangsvollſtreckung bilden (RG. 
81, 722)). 

Nach außen iſt die in einem Grundſtückskaufvertrag 
vereinbarte Schuldübernahme regelmäßig als eine den 
Schuldner befreiende anzuſehen (RG. 75, 340°); 86, 281). 
Es beſteht kein Anhalt dafür, daß hier etwas anderes gewollt 
ſei. Ein ſolcher Vertrag, durch den anſtelle des bisherigen 
Schuldners ein anderer in das Schuldverhältnis eintreten 
ſoll, enthält einen Eingriff in die Rechte des Gläubigers und 
iſt nur mit feiner Zuſtimmung wirkſam. Wird dieſe nicht im 
voraus erteilt (RG. 60, 416), ſo bedarf die Schuldübernahme 
der Genehmigung des Gläubigers. Das Geſetz unterftellt aber 
nicht den Vertragswillen, daß der Gläubiger ſchon durch den 
Abſchluß des Übernahmevertrags unmittelbar ein Zugriffs⸗ 
recht gegen den Übernehmer der Schuld erwerben ſoll (Motive 
zu dem erſten Entw. eines BOB. II, 144). Den Vertrag⸗ 
ſchließenden ſteht es frei, ob und wann ſie den Vertrag dem 
Gläubiger zur Entſchließung über ſeine Genehmigung unter⸗ 
breiten wollen; ſie können ihn bis zur Genehmigung ändern 
oder aufheben (8 415 Abſ. 1 Satz 3 BGB.). Die Genehmigung 
des Gläubigers iſt an die Bedingung geknüpft, daß einer der 
Vertragſchließenden die Schuldübernahme ihm mitteilt (8415 
Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Wenn der Übernehmer ſich nicht ſelbſt 
durch ſeine Erklärung dem Gläubiger als neuer Schuldner 
darbietet, ſo kann die Mitteilung auch vom Verkäufer als dem 
bisherigen Schuldner ausgehen. Die Befugnis hierzu iſt aber 
ein Ausfluß des dem Verkäufer durch den Übernahmevertrag 
eingeräumten Rechts und beruht auf der Verpflichtung, welche 
der Übernehmer ſeinem Vertragsgegner und nur mittelbar auch 
dem Gläubiger gegenüber eingegangen iſt. Solange der Gläu⸗ 

iger eine Mitteilung nicht empfangen und eigene Rechte 
gegen den Schuldübernehmer nicht erworben hat, ſtehen ſämt⸗ 
liche Rechte aus dem Schuldübernahmevertrag ungeteilt dem 
Urſchuldner zu. Hier waren zur Zeit der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
akte, wie wenigſtens für dieſen Rechtszug zu unterſtellen iſt, 
die Anſprüche aus dem Schuldübernahmevertrag gegen den 
Bekl. auf Erfüllung nach innen (Erfüllungsübernahme) und 
außen (Herbeiführung der Genehmigung des Gläubigers) noch 
in der Perſon des Verkäufers vereinigt. Die Pfändungse und 
Überweiſungsbeſchlüſſe haben aber mangels einer erkennbaren 
Einſchränkung ſich auf alle ſeine Rechte aus dem Schuld⸗ 
übernahmevertrag erſtreckt. Nun könnte zweifelhaft ſein, be⸗ 
arf aber keiner Erörterung, ob und inwieweit eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung in dieſer Art für einen unbeteiligten Außen⸗ 
—— 


Zu 44. Die in dieſer Entſch. entwickelten Rechtsſätze ſollten 
eigentlich nicht zweifelhaft ſein. Die vereinbarte Schuldübernahme 
ann, ſolange der Gläubiger von ihr nicht benachrichtigt iſt, durch 
ereinbarung zwiſchen Urſchuldner und Übernehmer wieder auf⸗ 
gehoben werden. Der Gläubiger ſteht alſo bis dahin zu dem aus 
i „ Schuldübernahme als ſolcher ſich ergebenden Rechtsverhältnis 
10 keiner Beziehung; er kann ſich daher nicht beſchwert fühlen, 
91 bevor er jene Mitteilung erhalten, die Schuldübernahme, 
uch abgeſehen von einer vereinbarten Aufhebung, in einer anderen 
zuläſſigen Weiſe, etwa durch Zwangsvollſtreckung in die bis dahin 


3) JW. 1928, 1371. 9) JW. 1913, 268. JW. 1911, 442. 


ſtehenden rechtlich wirkſam wäre. Denn hier iſt der Pfän⸗ 
dungspfandgläubiger zugleich der Drittſchuldner und Schuld⸗ 
übernehmer. Gerade im Verhältnis zwiſchen Verkäufer und 
Käufer gewinnt aber die erfolgte Zwangsvollſtreckung eine 
beſondere Bedeutung. Der Anſpruch aus der Hypothekenüber⸗ 
nahme bildet für den Verkäufer ein weſentliches Vermögens⸗ 
recht, da er ohne den Schuldübernahmevertrag nach § 349 
Abſ. 2 BGB. verpflichtet wäre, die Hypothek auf ſeine Koſten 
zu beſeitigen. Auf der andern Seite iſt die vom Käufer über⸗ 
nommene Hypothekenſchuld ein Teil der Gegenleiſtung für 
den Erwerb des Grundſtücks. Der Bekl. will durch die Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſeine Befriedigung in der Weiſe erreichen, daß 
die Rechte des Verkäufers aus der Vereinbarung der Schuld⸗ 
übernahme auf ihn übergehen, ſo daß die Schuldübernahme 
teilweiſe ihre Kraft verliert. Wie es nun vertraglich möglich 
wäre, die Rechte aus der Schuldübernahme ganz oder teilweiſe 
auf den Übernehmer zurückzuübertragen, ſo iſt nicht einzuſehen, 
warum die auf den Drittſchuldner übertragbaren Rechte zu 
ſeinen Gunſten nicht der Zwangsvollſtreckung unterliegen 
ſollten (S857 ZPO.). Da auch die Rechte des Verkäufers 
aus der dinglichen Übertragung der Schuld durch die Pfän⸗ 
dungs⸗ und Überweiſungsbeſchlüſſe eingeſchränkt ſind, ſo kann 
die hierin liegende Unwirkſamkeit der Schuldübernahme dem 
Gläubiger vom Schuldübernehmer entgegengehalten werden 
(ogl. das zum Abdruck beſtimmte Urt. des RG. v. 14. Jan. 
1928, I 204/27; RGRKomm. Erl. 2 zu 8 417 BGB.). Un⸗ 
erheblich iſt, ob dem Kl. zur Zeit der Genehmigung im Juni 
1926 die ergangene Zwangsvollſtreckung bekannt war. Durch 
das mit der Pfändung und Überweifung an den Schuldner 
erlaſſene Verbot, ſich jeder Verfügung über die Forderung 
namentlich ihrer Einziehung zu enthalten, war ihm auch die 
rechtsgeſchäftliche Mitteilung der Schuldübernahme an den 
Kl. unterſagt. Die gegen das Verbot geſchehene Mitteilung 
und die darauf erteilte Genehmigung zur Schuldübernahme 
ſeitens des Kl. ſind dem Bekl. gegenüber unwirkſam, ſoweit 
feine Rechtſtellung als Vollſtrecküngsgläubiger dadurch beein⸗ 
trächtigt ift (ogl. 88 135, 136, 1273 Abſ. 2 BGB.; RG. 73, 
2784); 108, 320; Buſch-Krantz, Bem. 4 zu 8829 ZPO.). 
Ob die vertragsmäßige Anderung eines nach $ 415 BGB. ge⸗ 
ſchloſſenen Schuldübernahmevertrags wirkſam dem Gläubiger 
gegenüber wäre, wenn dieſer bei der Genehmigung von der 
Anderung keine Kenntnis hatte, iſt hier nicht zu unterſuchen. 
Hiernach hängt die Entſch. in erſter Reihe davon ab, ob 
die Genehmigung des Kl. zur Schuldübernahme wirkſam er⸗ 
klärt iſt, bevor die Pfändungsbeſchlüſſe zugeſtellt find. Denn 
durch die frühere Genehmigung würde der Vertrag zwiſchen 
dem Verkäufer und dem Bekl. vollſtändig erfüllt und der An⸗ 
ſpruch des Verkäufers erloſchen ſein. Die Zwangsvollſtreckung 
würde ins Leere fallen und gegenſtandslos ſein. 

Ein Verſtoß gegen die guten Sitten liegt auf keiner Seite 
vor. Der Schaden des Kl. iſt durch die Zahlungsunfähigkeit 
des Verkäufers entſtanden. Dieſen Schaden auszugleichen, iſt 
der Bekl. an ſich nicht verpflichtet. Wenn er die Einſchränkung 
ſeiner Haftung dem Kl. gegenüber geltend macht, ſo übt er 
ihm angeblich zuſtehende Rechte aus, die er den Belangen 
des Kl. nicht nachzuſetzen braucht. Nicht verſtändlich iſt die 
Erwägung des KG., wonach die Verhinderung der Schuldüber⸗ 
nahme zum Nachteil des Kl. auch deshalb keine Billigung ver⸗ 
diene, weil die Forderung des Bell. unverhältnismäßig niedrig 
ſei. Denn die Zwangsvollſtreckung iſt nur erfolgt wegen der 
durch die vollſtreckbaren Titel verbrieften Forderungen des 
Bekl. und beſchränkt auf deren Höhe. Die Schuldübernahme 
und deren Genehmigung iſt hinſichtlich der weitergehenden 
Forderung des Kl. unberührt geblieben. 

Anderſeits iſt der Annahme des KG. nicht entgegen⸗ 
zutreten, daß auch der Kl. durch die nachträgliche Genehmi⸗ 


dem Urſchuldner aus der Schuldübernahme zuſtehenden Rechte, 
illuſoriſch gemacht wird; daß dieſe Rechte, jedenfalls im Verhaltnis 
zwiſchen Urſchuldner und Übernehmer, Vermögensrechte im wahr⸗ 
ſten Sinne ſind, kann gar nicht zweifelhaft ſein, und es iſt nicht 
abzuſehen, aus welchen Gründen eine Vollſtreckung in dieſe Rechte 
dem W e verwehrt fein oder gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßen ſoll. 

Den Ausführungen des Urt. 
beizutreten. 


iſt m. E. in jeder Beziehung 


IR. Stillſchweig, Berlin. 
9 W 1910, 624. 
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gung vom Juni 1926 ſelbſt dann die guten Sitten nicht ver⸗ 
letzt hat, wenn er den Verkäufer durch die Geldzuwendung zu 
der vorgeſchriebenen Mitteilung der Schuldübernahme be⸗ 
ſtimmt haben ſollte. Denn einmal konnten die vorher durch 
Zwangsvollſtreckung erworbenen Rechte des Bekl. durch die 
Handlungsweiſe des Kl. nicht beſeitigt werden und überdies 
hat der Kl. ebenfalls nur in Wahrnehmung eigener Rechte 
gehandelt. 

(U. v. 10. Mai 1928; 454/1927 VI. — Berlin.) [Sch.] 


Beſchwerdeentſcheidungen 
gegen Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 


Preußen. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates. 


1. § 1 AufwG.; 88 30, 40 AnlAblG. Das von der 
Landſchaft der Provinz Weſtfalen gewährte Pfandbriefdar⸗ 
lehen fällt unter 8 1 AuſwG. Sit es aber einer Stadtge⸗ 
meinde gegeben und darüber ein Schuldſchein ausgeſtellt, 
jo wird es nicht nach dem Aufw. aufgewertet. Es findet 
vielmehr das AnlAblG. Anwendung. }) 

Die Antragſtellerin (Landſchaft der Provinz Weſtfalen) begehrt 
Aufwertung der zu ihren Gunſten auf den Grundſtücken der Antrags⸗ 
gegnerin, einer Stadtgemeinde, laſtenden Pfandbriefdarlehnshypotheken. 
Die Antragsgegnerin beſtreitet, zur Aufwertung verpflichtet zu ſein, 
indem fie geltend macht, daß nicht das AufivG., ſondern das Geſetz 
über die Ablöſung öffentlicher Anleihen v. 16. Juli 1925 (RGBl. 
I, 137) anzuwenden ſei. Alle Inſtanzen haben den Antrag wegen Un⸗ 
zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle zurückgewieſen. 

Nach 8 1 Abſ. 1 Aufiv. werden Anſprüche, die auf vor dem 
14. Febr. 1924 begründeten Rechtsverhältniſſen beruhen und die 
Zahlung einer beſtimmten in Mark oder einer anderen nicht mehr 
geltenden inländiſchen Währung ausgedrückten Geldſumme zum 
Gegenſtande haben, nach Maßgabe des Aufiv®. aufgewertet, wenn 
ſie durch den Währungsverfall betroffen ſind. Soweit jedoch die 
Aufwertung durch ein Sondergeſetz geregelt iſt, finden die Vor⸗ 
ſchriften des Aufw®. keine Anwendung (8 1 Abſ. 2 AufwG.). Zu 
den Sondergeſetzen gehört das AnlAblöö. Das AnlAblch. behandelt 
in den §8 40 ff. die Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden 
und Gemeindeverbände und verſteht darunter nach der in den 88 40 
Abſ. 3, 30 Abſ. 3 AnlAblcß. gegebenen Begriffsbeſtimmung die 
Schuldverpflichtungen aus Schuldverſchreibungen, Buchſchulden und 
verzinslichen Schatzanweiſungen ſowie aus Darlehen, über die 
Schuldſcheine ausgeſtellt ſind. Die Parteien ſtreiten darüber, ob 
es ſich hier um Markanleihen der Antragsgegnerin (einer Stadt⸗ 
gemeinde), und zwar um Darlehen, über die Schuldſcheine aus⸗ 
geſtellt ſind, handelt. Die früher vom KG. (9 Aw 261/26: JW. 
1927, 59) vertretene Rechtsanſicht, daß ein Schuldſcheindarlehn 
einer Gemeinde gem. 88 30 Abf. 3, 40 AnlAblGG. nur vorliegt, 
wenn es ſich um eine öffentliche Anleihe im Sinne der Verwaltungs⸗ 
praxis, eine og. verwaltungsrechtliche Anleihe handelt, hat das 
RO. (RG. 116, 166 — JW. 1927, 1844; 117, 59 — IM. 1927, 
1843) gemißbilligt und iſt ſeitdem von dem NG. aufgegeben wor⸗ 
den (KG. Aw 4407/27). Zu unterſuchen ift lediglich, ob nach bürger⸗ 
lichem Recht eine Schuldverpflichtung aus einem Markdarlehn vor⸗ 
liegt, über das ein Schuldſchein ausgeſtellt iſt, und ob das Darlehn 
von dem betreffenden Gemeinweſen während des vom AnlAblGh. 
erfaßten Zeitraumes aufgenommen worden ift (RG. 117, 59 JW. 
1927, 1843; RG. V 506/26 v. 1. Juni 1927: AufwKart., Nr. 6 zu 
$ 30). Daß auch das von der Antragſtellerin gewährte Pfandbrief⸗ 
darlehn ein nach bürgerlichem Recht zu beurteilendes Gelddarlehn 
(Markdarlehn) iſt, iſt von dem LG. mit Recht angenommen und in 
anderen Aufwertungsſachen von der Antragſtellerin ſelbſt ſtändig ver⸗ 
treten worden. Richtig iſt zwar, daß die Antragſtellerin die Darlehen 
in Pfandbriefen hingegeben hat. Daraus folgt aber noch nicht, daß ſie 


Zu 1. Die Entſch. nimmt zu zwei die landſchaftlichen 
Pfandbriefdarlehn betreffenden Fragen Stellung. Zunächſt 
dazu, ob der Anſpruch auf Rückgewähr der hingegebenen Beträge 
ein Geldanſpruch iſt. Dieſe Frage wird für die weſtfäliſche Land⸗ 
ſchaft bejaht. Der Sen. befindet ſich damit in Übereinſtimmung mit 
der ſonſtigen Rſpr. des KG. und auch des NG. (vgl. Nr. 23-26 
oben S. 2834 ff. und Aum. von Heinriei dazu). Weiterhin ſpricht 
der Sen. aus, daß das Pfandbriefdarlehn ein Darlehn i. S. 
des BGB. ift und ſomit unter das AnlAblGB. fällt, wenn es an eine 
Stadtgemeinde gegeben und wenn, wie das regelmäßig der 
Fall iſt, ein Schuldſchein ausgeſtellt iſt. Dabei werden einige Be⸗ 
ſonderheiten des Rechtsgeſchäfts als für ſeine Geſamtkennzeichnung 
unerheblich bezeichnet. Die hierauf bezüglichen Ausführungen wer⸗ 
den m. E. ebenſowenig wie die in den zit. Entſch. des RG. ent⸗ 
haltenen Darlegungen der Beſonderheit der Pfandbriefdarlehen ge⸗ 
recht. Dieſe haben nach der Sondergeſtaltung, die ſie durch die 
landſchaftlichen Regulative und Beleihungsordnungen erhalten haben, 
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nur Rückzahlung in Pfandbriefen beanſpruchen kann. Wäre dem ſo, 
dann käme auch ein Anſpruch nach 81 Abſ. 1 AufwöG. nicht in Frage, 
weil dann der Anſpruch nicht die Zahlung einer in Mark aus⸗ 
gedrückten Geldſumme zum Gegenſtande haben würde. Der für die 
Anwendung des § 1 AufwG. maßgebende Gegenſtand des Anſpruchs 
beſtimmt ſich nach der Leiſtung, die der Gläubiger von dem 
Schuldner nach dem Inhalt des Vertrages fordern kann und 
nicht nach derjenigen Leiſtung, durch deren Bewirkung ſich der 
Schuldner von der ihm an ſich obliegenden Leiſtung befreien kann 
(KG. Aw 1403/26: JW. 1927, 1698; RGB. V 399/23: Aufwgiſpr. 
IV, 521). Daß hiernach Gegenſtand des Anſpruchs eine Mark⸗ 
forderung iſt, kann auf Grund der Satzung der Antragſtellerin 
nicht zweifelhaft ſein. Nach ihr (§ 31) geht der Anſpruch der An⸗ 
tragſtellerin grundſätzlich nur auf Zahlung von Zinſen, Beiträgen 
zu den Verwaltungskoſten und Tilgungsbeiträgen, alſo auf Geld⸗ 
zahlung. Auch im Falle der Kündigung nach § 33 der Satzung geht 
der Anſpruch der Antragſtellerin auf Rückzahlung des Darlehns⸗ 
Kapitals in bar (8 20). Daß die Antragsgegnerin ſich ihrerſeits, 
wenn es ſich um Pfandbriefdarlehen handelt, die vor dem 2. Jan. 
1897 ausgegeben worden ſind, nur durch Hingabe von Pfand⸗ 
briefen desſelben Zinsfußes befreien konnte (8 32), berührt nicht 
den Gegenſtand des Anſpruchs der Antragſtellerin. Ebenſowenig 
kommt es in Betracht, daß ein Darlehnsnehmer bei Aufnahme 
eines Pfandbriefdarlehns Mitglied der Landſchaft werden und ſich 
ihren Satzungen unterwerfen mußte. Dieſer Umſtand iſt eine Vor⸗ 
ausſetzung für die Gewährung des Pfandbriefdarlehns, liegt aber 
außerhalb des eigentlichen Darlehnsvertrages. Daß die mit den 
Hypothekenbriefen verbundenen Schuldurkunden Schuldſcheine i. S. 
des AnlAblch. find (vgl. RG. 56, 166; V 506/26; IV 104/27: 
Aufwͤart. Nr. 6 und 8 zu 830) und daß die Darlehen in dem 
vom AnlAblGd. erfaßten Zeitraum aufgenommen ſind, hat das 
LG. verfahrensrechtlich einwandfrei feſtgeſtellt und wird auch von 
der Beſchwß. nicht bemängelt. Die Anwendung des § 45 AnlAblG. 
kommt nicht in Frage, weil die Darlehen von der Antrags⸗ 
gegnerin nicht als Inhaberin kommunaler Grundkreditanftalten oder 
ſolcher öffentlich⸗rechtlicher Kreditanſtalten aufgenommen find, deren 
Schuldverſchreibungen nach 8 51 Abſ. 2 AufwG. aufgewertet wer⸗ 
den. Das Ergebnis der Entſch., daß unter Umſtänden ein Pfand⸗ 
briefſchuldner nach dem AnlAblGG. von der Aufwertung frei wird, 
während er Aufwertung der noch in ſeinem Beſitz befindlichen 
Pfandbriefe fordern kann, vermag zu einer anderen rechtlichen Be⸗ 
Arteilung nicht zu führen. 
(KG., 8. Fer ZS., Beſchl. v. 30. Aug. 1928, 9 Aw 4594/27.) , 
[LOR. Per wo.] 


* 


2. 88 23, 21 Abſ. 2 Aufm®. § 23 Aufw®. trifft auch die 
Fälle des 8 1 Abſ. 2 Aufw. 


Der Senat kann die von Neukirch (Anm. 1 S. 325), Em⸗ 
merich (S. 224) und Quaſſowski (5. Aufl. S. 343) vertretene 
Anſicht, daß 8 23 AufwG. die Fälle des § 21 Abſ. 2 Aufwch. nicht 
treffe, nicht teilen. Eine Begründung der Gegenanſicht findet ſich 
nur bei Quaſſowski, der den Grund für die Unterſcheidung 
zwiſchen 88 20 und 21 in der Eigenart der Vorſchrift des 8 21 
Abſ. 2 findet, die ohne Rückſicht auf den guten Glauben die Rang⸗ 
verhältniſſe abſolut regelt. 

Gegen die Vermutung Quaſſowskis, daß nach 8 23 
Auf. die Fälle des $ 20 abſichtlich anders als die des § 21 
Abf. 2 geregelt werden ſollten, ſprechen aber folgende Erwägungen: 
Die Vorſchrift des § 23 iſt auf einen Antrag des Abgeordneten 
Beſt zurückzuführen und hat nach dem Ausſchußbericht (S. 21) den 
Fall im Auge, „daß durch den gutgläubigen Erwerb einer Geſamt⸗ 
hypothek ein Gläubiger Schaden erleiden könne, wenn ſeine Hypo⸗ 
thek zwar wieder auflebt, aber an einer Stelle, wo ſie deshalb 
wertlos iſt, weil ein anderer Gläubiger einer Geſamthypothek dieſe 
in voller Höhe gegen das Grundſtück zur Vollſtreckung bringt“. 
Dieſe Schädigung des Gläubigers kann ebenſo wie durch die An⸗ 
wendung des § 20 AufwöG. durch die des $ 21 eintreten. Es iſt 
mit dem Darlehn des BGB. nur den Grundgedanken gemeinſam, 
daß Werte ausgeliehen und zurückzugeben ſind. Dieſer Grund⸗ 
gedanke iſt einer verſchiedenen rechtlichen Ausgeſtaltung fähig. Er 
kann z. B. auch als mitgliedſchaftliches Recht und Pflicht, als ab⸗ 
ftrakte Schuldverpflichtung erſcheinen. Ein beſonderer Typ iſt m. E. 
auch das Pfandbriefdarlehn. Und es will mir zu formal erſcheinen, 
dieſe beſondere Erſcheinungsform dem allgemeinen Typ zu unter⸗ 
ſtellen, den das AnlAblG. im Auge hat. Hinzu kommt, daß die An⸗ 
wendung des AnlAblch. auf Pfandbriefdarlehen zu zahlreichen Un⸗ 
Rlarheiten und Schwierigkeiten im Zuſammenhang mit gewiſſen 
landſchaftlichen Einrichtungen, wie der Generalgarantie, dem Amorti⸗ 
ſationsfonds u. a., führt. Dies ſcheint mir zu beweiſen, daß das 
AnlAblcG. für dieſe Rechtsgebilde ſeinem ganzen Aufbau nach nicht 
in Betracht kommt. Auch die preuß. DurchfBeſt. über die Teilungs⸗ 
maſſe für die landſchaftlichen Pfandbriefe ergeben, daß der preuß. 
Geſetzgeber das AnlAblc ß. auf dieſe nicht für anwendbar ge⸗ 
halten hat. Staatsſekretär z. D. Dr. C. Heinriei, Berlin. 
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daher nach dem Zwecke des 8 23 nicht berechtigt, zwiſchen den 
88 20 und 21 Aufw®. zu unterſcheiden. 

Es kommt hinzu, daß auch der Wortlaut des 8 23 nicht zu 
einer Beſchränkung auf den $ 20 zwingt, obwohl nur dieſer aus⸗ 
drücklich genannt wird. Dies mag ſich vielleicht als ein Redaktions⸗ 
verſehen erklären, weil 8 21 Aufw®. erſt im Laufe der Reichstags⸗ 
beratungen in das Geſetz eingefügt iſt. Näher liegt es aber, mit 
Mügel (5. Aufl. S. 788) anzunehmen, daß die Anführung des 
§ 20 als zur Mitumfaſſung der Anwendungsfälle des § 21, einſchl. 
des 155 2, ausreichend gedacht war, weil im Falle des 8 21 die 
Vorſchriften des § 20 mit der Maßgabe des Abſ. 2 entſprechend 
anzuwenden find. (Im Ergebnis ebenſo: Nadler S. 189, wohl 
Lehmann⸗Boeſebeck ©. 187.) 


(KG., 9. 38., Beſchl. v. 20. Sept. 1928, 9 AW 3070/28.) 
[AR. Dr. Goldſchmidt.] 
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3. 811 AufwG. trifft nicht zu, wenn zufolge einem 
Vertrage zugunſten eines Dritten bei dieſem die Forderung 
entſteht. 

Das LG. ſteht auf dem Standpunkt, es habe ein Übergang der 
Forderung nicht ſtattgefunden, der Ehemann der Antragſtellerin habe 
aus dem Kaufvertrag ſofort unmittelbar das Recht erwerben ſollen, 
die Leiſtung zu fordern, die Forderung ſei auch bei ihm eine ſolche 
auf Bezahlung eines Teils des Kaufpreiſes, eine Forderung, die er 
auf dem Wege des Vertrags zugunſten eines Dritten erworben habe. 
Wenn der Verkäufer von Anfang an nicht die Zahlung des ganzen 
Kaufpreiſes begehrt, ſondern mit dem Käufer ausmacht, daß dieſer einen 

eil der Gegenleiſtung an einen anderen entrichten ſoll, ohne daß er, 
der Verkäufer darauf ein Recht haben ſoll, ſo iſt das Gericht der 
weiteren Beſchwerde an dieſe tatſächliche Feſtſtellung gebunden, bei 
der eine Geſetzesverletzung nicht erſichtlich iſt. Die von der Antrags⸗ 
gegnerin angezogene Entſch. d. Bay Obs. (Aufwgiſpr. 1926, 201) 
betrifft einen anders gelagerten Fall: Dort iſt feſtgeſtellt, es habe 
nach dem Willen der Beteiligten die für den Verkäufer aus dem 
Kaufvertrag entſtandene Forderung ſofort auf einen Dritten über⸗ 
gehen ſollen; das iſt hier vom LG. verneint. 

Der Umftand, daß im vorl. Fall nicht der Verkäufer es iſt, der 
die höhere Aufwertung der perſönlichen Forderung erlangt, kann kein 
Hindernis für die höhere Aufwertung ſein. 

(OLG. Stuttgart, 1. 3S., Beſchl. v. 1. April 1927, AW 67/26). 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 8 3, 6 Aufwd. Beim Vorliegen der Vorausſet⸗ 
zungen des 8 3 Abſ. 2 Satz 2 Aufw . kann ſich ein nachſtehen⸗ 
der Hypothekengläubiger nicht auf den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs berufen. f) 

„Die Vorinſtanzen haben mit Recht die Vorſchriften über den 
öffentl. Glauben des Grundbuchs in den Fällen des 5 3 Aufn®. 
ür nicht anwendbar erachtet. Dieſer Rechtsſtandpunkt wird in Apr. 
und Schrifttum überwiegend geteilt (TG. 9. ZS.: Aufwgſpr. 1926, 
455; 14. 8S.: JW. 1926, 265; Bay besch.: JurR. 1926 Nr. 1854; 
Aufwgiſpr. 1926, 747; OLG. Hamburg: AufwRſpr. 1927, 27; OLG. 
Karlsruhe: AufmRipr. 1926, 653; 1928, Sonderheſt 33; Mü gels, 
$3 Anm. 4; Nadler? S. 16; Quaſſowskis S. 69; Schle⸗ 
gelberger-Harmenings, § 3 Anm. 1). Es wird zutreffend gel- 
tend gemacht, der öffentl. Glaube des Grundbuchs verſage hier, 
a das Grundbuch beſtimmungsgemäß über die nach 83 Abf. 1 
Ziff. 2—11 und Abf. 2 erheblichen Tatſachen, wenn fie auch in ein⸗ 
zelnen Fällen aus ihm erſichtlich ſein mögen, keinen Aufſchluß zu 
geben habe, der öffentl. Glaube des Grundbuchs erſtrecke ſich nur 
auf dasjenige, was als „Inhalt des Grundbuchs“ zu gelten habe, 
azu gehörten aber die in Abf. 1 Ziff. 2—11, Abſ. 2 bezeichneten 
Tatbeſtände nicht. Zudem handele es ſich bei 8 3 um eine poſitive 
Vorſchrift, die ohne Rückſicht auf die allgemeinen Vorſchriften über 
die Wirkung des öffentl. Glaubens des Grundbuchs die Berechnung 
es Goldmarkbetrages regeln und wegen der genannten Vorſchriften 
einen Vorbehalt nicht enthalten. Der Auffaſſung der BeſchwF., 


Zu 1. Die eingehend begründete Entſch. des K. wird ums 
bedenklich als zutreffend zu erachten ſein. Der Sinn des § 3 
Abſ. 2 iſt nicht der, daß an Stelle des neuen Rechts das alte auf⸗ 
0 wird, ſondern daß bei der Aufwertung des neuen Rechts 
ie Meßzahl des alten zugrunde gelegt wird (ogl. meine Anm. 19 
zu 83). Dann aber handelt es ſich nur um eine Vorſchrift über die 
Höhe der Aufwertung, und hierfür find ausſchließlich die Beſtim⸗ 
mungen des Aufwcß. maßgebend, nach denen es keinen Unterſchied 
ſtuche ob in bezug auf das Eigentum oder die Belaſtung des Grund⸗ 
Wied Anderungen eingetreten ſind oder nicht. Nur im Falle der 

iedereintragung eines gelöſchten Rechts legt das Aufw®. auf den 
guten Glauben des Erwerbers Gewicht (§ 20). Es iſt dies auch 
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hinſichtlich des öffentl. Glaubens des Grundbuchs müßten die Fälle 
des Abſ 2 des 8 3 Aufio®. anders behandelt werden als diejenigen 
des Abf. 1 Ziff. 2—11 das., es müſſe ſich ferner, wenn auch nicht 
der Eigentümer des mit der Aufwertungshypothek belaſteten Grund⸗ 
ſtücks, ſo doch jedenfalls der Erwerber einer Hypothek an dieſem 
Grundſtücke auf den Schutz des öffentl. Glaubens des Grundbuchs 
in Fällen der vorl. Ark berufen können, kann nicht beigepflichtet 
werden. 

Nach 86 Abſ. 1 Satz 1 Aufw®. behält die aufgewertete Hypo⸗ 
thek ibren bisherigen Rang, ſoweit ſich nicht aus den Vorſchriften 
über den Rangvorbehalt für den Eigentümer (8 7) oder über die 
Rückwirkung (88 20, 21) etwas anderes ergibt. Das aufgewertete 
Recht geht alſo ſeiner bisherigen Rangſtellung verluſtig, wenn und 
ſoweit eine der vorgenannten Ausnahmen vorliegt, ferner auch — 
jedenfalls zu einem Teile des Aufwertungsbetrages — im Falle des 
86 Abſ. 2 AufwG. Da die Poſt Nr. 23 erſt nach dem 1. Okt. 1924 
zur Entſtehung gelangt iſt, ſo iſt die Vorſchrift des 86 Abſ. 2 
Aufro®. zugunſten der BeſchwF. nicht anwendbar, Dem Aufwertungs⸗ 
betrage der Poſt Nr. 20 könnte danach die bisherige Rangſtelle der 
Hypothek von der BeſchwF. nur ſtreitig gemacht werden, wenn die 
Wiedereintragung einer gelöſchten, umgeſchriebenen oder abgetretenen 
Hypothek in Frage ſtände (88 20, 21 AufmG.). Das tft jedoch in 
Anſehung der noch eingetragenen, nicht zurückgezahlten Hypothek 
Nr. 20 nicht der Fall. Die Beſchwß. meint allerdings, in den 
Fällen des 8 3 Abſ. 2 Aufwcß. (gemeint iſt wohl nur der Satz 2 
des 8 3 Abf. 2) handelte es ſich tatjächlich um die zugelaſſene Wieder⸗ 
eintragung eines gelöſchten Rechts, eine vor dem 1. Juli 1925 er⸗ 
worbene Hypothek brauche ſich aber nach 88 20, 22 1 das 
wiedereingetragene Recht nicht im Range vorgehen zu laſſen. Dieſe 
Anſicht iſt rechtsirrtümlich. Eine Wiedereintragung der ge⸗ 
löſchten Poſt Nr. 18 findet nicht ſtatt, iſt auch nicht beantragt. 
Dieſes Recht iſt endgültig erloſchen. Die Poſt Nr. 20 ſtellt 
dinglich ein vollkommen neues Recht mit ſelbſtändiger, durch 
den Rang des gelöſchten Rechts nicht beeinflußter Rangſtel⸗ 
lung dar. Sie war bereits im Grundbuche eingetragen, als 
die Hypothek der Beſchw§. zur Buchung gelangt iſt. Die Vorſchrift 
des § 3 Abſ. 2 Satz 2 Aufweh. hat nun ausſchließlich die Berech⸗ 
nung des für die Feſtſtellung des Aufwertungs⸗ 
betrages maßgebenden Goldmarkbetrages der aus dem 
Grundbuche erſichtlichen Poſt Nr. 20 unter Berückſichtigung des Gold⸗ 
markbetrages der Poſt Nr. 18 zum Inhalte. Es kann daher von einer 
Wiedereintragung der Poſt Nr. 18 im Rechtsſinne nicht die Rede 
ſein, ſo daß die Berufung der weiteren Beſchwerde auf den Schutz 
des öffentl. Glaubens des Grundbuchs fehlgeht. Daß die Berück⸗ 
ſichtigung des Goldmarkbetrages des bisherigen Rechts bei der Be⸗ 
rechnung des Goldmarkbetrages des neuen einheitlichen Rechts in 
ihrer Wirkung bei wirtſchaftlicher Betrachtungsweiſe einer Wieder⸗ 
eintragung des gelöſchten Rechts gleichkommen kann, mag zutreffen. 
Dieſem Geſichtspunkte kann jedoch bei der Feſtſtellung des Ranges 
der aufgewerteten Poſt Nr. 20 angeſichts der poſitiven Vorſchrift 
des 86 Abſ. 1 Satz 1 Aufwch., wonach die aufgewertete Hypothek — 
von den hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmefällen ab⸗ 
geſehen — den bisherigen Rang behält, keine Rechnung getragen 
werden. Es iſt aber auch ferner in den Fällen des 9 3 Abſ. 1 Ziff. 2 
bis 11, Abſ. 2 AufwG. für die Anwendung der Vorſchriften über den 
öffentl. Glauben des Grundbuchs deshalb kein Raum, weil es ſich 
dabei um Rechtsvorgänge handelt, die ſich vorwiegend außerhalb 
des Grundbuchs abſpielen und nicht zum Inhalt des Grund⸗ 
buchs i. S. des § 892 BGB. gehören, mögen ſie auch im 
Einzelfalle im Grundbuche oder in einer zuläſſigerweiſe in Bezug 
genommenen Eintragungsbewilligung (8 874 BGB.) zum Ausdruck 
gelangt fein (NENKomm.s, 8 892 Anm. 6). Haben ſie auch zufolge 
der AufmGejehgebung für den Umfang des aufgewerteten Rechts 
rechtliche Bedeutung erlangt, ſo gehören ſie doch nach dem allge⸗ 
meinen materiellen und formellen Liegenſchaftsrecht nicht zu dem zu⸗ 
läſſigen Inhalt des Grundbuchs, auf den ſich allein der öffentl. 
Glaube des Grundbuchs erſtreckt. Eine Anderung iſt hierin durch 
die Aufwöeſetzgebung nicht eingetreten. Die Vorſchriften über den 
öffentl. Glauben des Grundbuchs ſind nach der ſtänd. Rſpr. des 
Senats zufolge der einſchränkungsloſen Verweiſung des § 20 AufwG. 
auch im Gebiete des Aufwertungsrechts in derjenigen Bedeutung an⸗ 
zuwenden, die ihnen nach dem bürgerlichen Recht (§ 892, 893 BGB.) 
zukommt. Es ſteht nicht der gute Glaube an die Richtigkeit des 


durchaus der Sachlage entſprechend. Vor Erlaß des AufivG. konnte 
ſich der gute Glaube des Erwerbers nur auf den Beſtand des 
Paviermarkrechts beziehen, nicht aber auf die Vorausſetzungen der 
geſetzlich erſt ſpäter geregelten Aufwertung, durch welche die durch die 
Geldentwertung ungewiß gewordene Höhe des Anſpruchs beſtimmt 
worden iſt. Der Grundfaß, daß der öffentl. Glaube des Grund⸗ 
buchs für die Frage der Höhe der Aufwertung ohne Bedeutung iſt, 
liegt auch der Rſpr. des NG. zugrunde, welche die Aufwertung 
zugunſten des Zedenten auch gegenüber Rechten die nach der Um⸗ 
1 der Rechts erworben find, zuläßt (vgl. meine Anm. 6 
n 

u Staatsjehr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
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Grundbuchs in Frage, um den es ſich in 8 892 BGB. allein han⸗ 
delt. Es wird nicht darauf vertraut, daß das neue Recht richtig, und 
zwar auch mit dem richtigen Eintragungsdatum eingetragen iſt, ſon⸗ 
dern darauf, daß der aus dem Grundbuch erſichtliche (richtige) Ein⸗ 
tragungszeitpunkt für die Berechnung des Goldmarkbetrages des gan⸗ 
zen Rechts maßgebend iſt. Die Rechtsauffaſſung der BeſchwF. iſt 
auch mit dem Aufbau des Aufw ß. nicht vereinbar. Das Auf wc. 
hat, wie 1X 742/27 (Höchſtatg. 1928 Nr. 40; DNotV. 1928, 118) 
ausgeführt iſt, grundſätzlich die bisherigen Rangverhältniſſe aufrecht⸗ 
erhalten. Gleichzeitig haben aber die Papiermarkrechte eine ab⸗ 
weichende Bewertung in Goldmark durch das genannte Geſetz er⸗ 
fahren, die bei den einzelnen Rechten je nach dem Zeitpunkt ihres 
Erwerbes durch den Gläubiger, nach dem Erwerbsgrund ſowie nach 
der Höhe des Erwerbspreiſes einen verſchieden hohen Goldmarle⸗ 
betrag und demgemäß einen verſchieden hohen Aufwertungsbetrag 
ergibt. Es nimmt danach grundſätzlich der Aufwertungsbetrag des 
dinglichen Rechts deſſen bisherige Rangſtelle ein. Dieſen Aufwer⸗ 
tungsbetrag müſſen alle dem Recht bisher nachgehenden Rechte gegen 
ſich gelten laſſen, wie er ihnen auch bei Herabminderung durch Ab⸗ 
tretung nach dem 1. Jan. 1918, bei Abwertung uſw., zum Vorteil 
gereicht (1 X 742/27), Hätte der Geſetzgeber in den Fällen des 8 3 
Abſ. 2 Satz 2 Aufw®. eine Ausnahme von dieſem Grundſatze machen 
wollen, jo hätte es nahegelegen, eine dem § 6 Abſ. 2 AufwG. ent- 
ſprechende Vorſchrift zu ſchaffen. Dazu lag jedoch ein begründeter 
Anlaß nicht vor. Denn eine der Vorſchrift des § 3 Abf. 2 Satz 2 
AufwG. inhaltlich gleichgeartete Beſtimmung war auch ſchon unter 
der Herrſchaft der III. Steuer Rot VO. vorhanden. Nach 84 der 
1. DurchfVO. des Art. I der III. SteuerNotVO. v. 1. Mai 1924 
(RG Bl. I, 430), deſſen Rechtsgültigkeit das KG. (RG. 9 Aw 21/24: 
DIZ. 1925, 264) anerkannt hat, war bei Gewährung eines Zuſatz⸗ 
darlehens, wenn unter Aufhebung des bisherigen Rechts ein neues 
einheitliches Recht begründet worden war, in Höhe des Nennbetrages 
des bisherigen Rechts der urſprüngliche Erwerbstag ebenſo wie nach 
geltendem Recht maßgebend. Die Erwerber von Rechten am Grund⸗ 
ſtück mußten alſo auch ſchon vor dem Jukrafttreten des AufwG. da⸗ 
mit rechnen, daß ſich der Aufwertungsbetrag im Rauge vorgehender 
Papiermarkrechte zufolge der Regelung des § 4 höher als bei alleini⸗ 
ger Zugrundelegung des Erwerbstages des neuen einheitlichen Rechts 
geſtalten könne. Ein ſchutzwürdiges Vertrauen der Ertoerber von 
Rechten am Grundſtück unter der Herrſchaft der III. Steuer Not BO. 
auf das geltende Recht kann demnach nicht erkannt werden. Das 
OG. Dresden (AufivRipr. 1926, 73) hat demgegenüber ohne nähere 
Begründung als möglich hingeſtellt, daß der gutgläubige Erwerber 
einer Nachhypothek durch den öffentl. Glauben des Grundbuchs auch 
in bezug auf die Aufwertung der Vorhypotheken im Maße ihres 
im Grundbuche eingetragenen Erwerbstages geſchützt ſei, daß er 
alſo eine auf einem früheren Erwerbstage beruhende höhere Auf⸗ 
wertung der Vorhypotheken nicht gegen ſich gelten zu laſſen brauche. 
Die Entſcheidung beruht jedoch nicht auf dieſer auch nur als möglich 
hingeſtellten Erwägung, ſo daß eine Vorlegung der Sache an das 
RG. (879 GBO.) nicht geboten iſt. 
(KG., 1. 3S., Beſchl. v. 5. Juli 1928, 1 X 362/28.) 
* 


E. 87 AufwG. Im Falle des Bruchteilseigentums 
ſteht jedem Miteigentümer das Recht zu, von der Rang⸗ 
befugnis ſelbſtändig durch eine Belaſtung des Anteils 
Gebrauch zu machen. 5) 


In Abt. III unter Nr. 36 war eine Rangbefugnis nach 8 7 
AufwGö. in Höhe von 60000 GM. mit dem Range nach der 
ebenda unter Nr. 35 gebuchten, auf 59 860,80 GM. aufgewerteten 
Vorkriegsdarlehnshypothek von 240000 % und vor der unter 
Nr. 34 vermerkten, auf 1102,50 GM. aufgewerteten Darlehns⸗ 
reſthypothek von 35 000 % eingetragen. In notarieller Verhand⸗ 
lung v. 27. Jan. 1928 hat die Beſchwerdeführerin als eingetragene 
Miteigentümerin im eigenen Namen und zugleich als Bevoll⸗ 
mächtigte der übrigen drei Miteigentümer des Grundſtücks die Ein⸗ 
tragung einer Darlehnshypothek von 16000 GM für die Berl. 
Bank für Handel und Grundbeſitz AktG. an der in Abt. III unter 
Nr. 36 vorbehaltenen Rangſtelle mit der Maßgabe beantragt, daß 


Zu 2. Die Ausführungen des KG., daß im Falle des Bruch⸗ 
teilseigentums jedem Miteigentümer das Recht zuſtehe, von der 
Rangbefugnis ſelbſtändig durch eine Belaſtung des Anteils Ge⸗ 
brauch zu machen, daß aber auf Grund einer Bewilligung aller 
Miteigentümer auch eine Hypothek an dem Grundſtücke mit dem 
Range des Rangvorbehaltes eingetragen werden könne, erſcheinen 
mir überzeugend. Die Entſch, daß im vorl. Falle eine Hypothel 
von 16000 GM. auf das Grundſtück mit dem Range des Rang⸗ 
vorbehalts eingetragen werden konnte, halte ich daher für zu⸗ 
treffend. Zweifel können indeſſen in mehrfacher Hinſicht beſtehen. 
Einmal in formeller Beziehung. Das KG. will fo verfahren wiſſen, 
daß für jeden Miteigentümer eine beſondere Rangbefugnis ein⸗ 
getragen wird, demnächſt die Hypothek auf das Grundſtück unter 
einer beſonderen Nummer unter Vermerk ihres Ranges und daß 
bei den Rangbefugniſſen vermerkt wird, daß fie zu einem ver⸗ 
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die Hypothek innerhalb der den Miteigentümern zuſtehenden 
Rangvorbehaltsbefugnis rangerſtberechtigt ſein ſolle. Das Grund⸗ 
buchamt hat dieſen Antrag im Hinblick darauf, daß die vier Mit⸗ 
eigentümer je zu einem Viertel Anteil eingetragen ſind, mit Ver⸗ 
fügung v. 28. Jan. 1928 dahin beanſtandet, es könne nur jeder 
der bier Miteigentumsanteile an der vorbehaltenen Rangſtelle mit 
einer Hypothek von 15000 GM. oder RN belaſtet werden, die 
weiteren 1000 GM. könnten nur an bereiteſter Stelle eingetra⸗ 
gen werden. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde der Antragſtellerin 
iſt vom LG. aus den gleichen Erwägungen zurückgewieſen worden. 
Nach Erlaß des landgerichtlichen Beſchluſſes hat das GBW. in Be⸗ 
folgung der in dieſem Beſchluſſe enthaltenen Ausführungen die 
Rangbefugnisſtelle Nr. 36 von Amts wegen gelöſcht und unter 
Nr. 37 bis Nr. 40 nene Rangbefugniſſe für jeden der vier Mit- 
eigentümer in Höhe von je 15000 GM. auf dem Anteile eines 
jeden Miteigentümers eingetragen. Es hat ferner den Antrag v. 
27. Jan. 1928 mangels friſtgemäßer Behebung der Bedenken des 
GBA. durch Beſchl. v. 9. März 1928 zurückgewieſen. Die weitere 
Beſchwerde der Antragſtellerin gegen den Beſchl. des LG. führt zur 
Aufhebung der Vorentſcheidungen. 

Gegen die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde iſt nach der 
Rſpr. des Sen. ein Bedenken daraus nicht zu entnehmen, daß 
nach Erlaß der Vorentſcheidung der Eintragungsantrag zurüch⸗ 
gewieſen worden iſt, auf den die mit der erſten Beſchwerde an⸗ 
gegriffene Zwiſchenverfügung ergangen iſt (KJ. 43, 141; RIA. 
13, 136; Güthe⸗Triebel: G50. 4 878 Anm. 3). Die nach⸗ 
trägliche Antragszurückweiſung hat lediglich zur Folge, daß im 
Falle der Aufhebung der Vorentſcheidungen das GBA. anzuweiſen 
it, den Zurückweiſungsbeſchluß von Amts wegen aufzuheben (KG. 
d. a. O.). Anu dieſer Rechtslage wird vorltegendenfalls dadurch 
nichts geändert, daß nach Einlegung der weiteren Beſchwerde ſeitens 
der Antragſtellerin gegen den Zurückweiſungsbeſchluß des GBA. 
Beſchwerde erhoben worden iſt. Die Verfolgung der weiteren Be⸗ 
ſchwerde erleidet hierdurch eine Beeinträchtigung nicht. Wird der 
landgerichtliche Beſchl. aufgehoben, ſo iſt, wie der Sen. in dem 
in der Entſch. KJ. 43, 141 in feinem weſentlichen Teile wieder⸗ 
gegebenen Beſchl. 1 X 477/10 und ſeitdem ſtändig ausgeſprochen 
hat, das AG. von Amts wegen zur Aufhebung feines Zurück⸗ 
meiſungsbeſchluſſes verpflichtet. Die Anfechtung des letzteren mit 
Beſchwerde hindert die Aufhebung des vorgenannten Beſchl. ſeitens 
des GBA. nicht, da das GBA. nach 875 GO. einer für be⸗ 
gründet erachteten Beſchwerde abhelfen und demgemäß die Auf⸗ 
hebung nach Einlegung der Beſchwerde bis zur Entſch. des Be⸗ 
ſchwerdegerichts vornehmen kann. Die Beſchwerde ſtellt ſich aber 
als begründet dar, wenn die Zwiſchenverfügung und die ſie be⸗ 
ſtätigende Entſch. des Beſchwerdegerichts von dem Gericht der wei⸗ 
teren Beſchwerde aufgehoben werden. Die Zulaſſung der weiteren 
Beſchwerde iſt daher für die Beſchwerdeführerin auch in einem 
Falle der vorl. Art von praktiſcher Bedeutung. Die Aufhebung 
des Zurückweiſungsbeſchluſſes des GBA. hat zur Folge, daß die 
gegen dieſen Beſchl. eingelegte Beſchwerde in der Hauptſache er⸗ 
ledigt iſt, während im Falle der Zurückweiſung der weiteren Be⸗ 
ſchwerde und daraus folgender Aufrechterhaltung der Vorentſchei⸗ 
dungen noch Raum für eine ſachliche Entſch. über die erſtgenannte 
Beſchwerde bleibt. 

Die Annahme des LG., jeder der vier Bruchteilseigentümer 
habe im Hinblick darauf, daß die Poſt Nr. 35 auf dem ganzen 
Grundſtück laſte, nur einen ſeinem Bruchteil entſprechenden Teil 
der Befugnis erlangt, läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen, da⸗ 
gegen kann der hieraus gezogenen Folgerung, die zur Eintragung 
bewilligte Hypothek könne, falls fie auf den Anteilen aller Mit⸗ 
eigentümer eingetragen werden ſolle, nur in Höhe von 15 000 GM. 
in Ausübung der Befugnis eingetragen werden, während der Reſt 
von 1000 GM. an bereiter Stelle gebucht werden müſſe, nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. 

Nach 87 Aufwb. iſt der Eigentümer befugt, im Range nach 
dem an erſter Stelle eingetragenen aufgewerteten Rechte, unter 
Umſtänden auch im Auſchluſſe an nachfolgende aufgewertete Rechte 
und vor den dem Mutterrecht nachgehenden Rechten eine Hypothek 
oder Grundſchuld in Höhe von 25 v. H. des Goldmarkbetrages 


hältnismäßigen Teil durch die Eintragung verbraucht (nicht aus⸗ 
gefüllt) ſeien. Man kann auch, was ich vorziehen würde, falls das 
Mutterrecht eine Hypothek auf dem Grundſtück iſt, und nicht aus 
den vom KG. angegebenen Gründen die Rangbefugnis bez. der 
einzelnen Anteile verſchieden zu behandeln iſt, ſo verfahren, daß 
eine einheitliche Rangbefugnis eingetragen und auf Grund dieſer 
Eintragung den einzelnen Miteigenkümern eine Belaſtung ihrer An⸗ 
teile ohne Mitwirkung der übrigen Miteigentümer geſtattet wird. 
Hierbei handelt es ſich nur um eine verſchiedene Form der Ein⸗ 
tragung. Zweifelhaft kann aber auch ſein, in welcher Höhe der 
einzelne Miteigentümer ſeinen Anteil auf Grund der Rangbefugnis 
belaſten ann. Das KG. geht mit Recht davon aus, daß im Falle 
des Bruchteilseigentums neben Einzelhypotheken oder Geſamt⸗ 
hypotheken auf den einzelnen Anteilen auch Einzelhypotheken auf 
dem Grundſtück beſtehen können. M. E. müſſen aber dieſe Einzel⸗ 
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des Mutterrechts mit dem üblichen Zinsfuß eintragen zu laſſen. 
Der hier vorl. Fall, daß das Eigentum am Grundſtück meh⸗ 
teren nach Bruchteilen zuſteht (81008 BGB.), tft im Geſ. nicht 
ausdrücklich geregelt worden. Die Löſung der Frage, wie in einem 
ſolchen Falle der Rangvorbehalt nach § 7 Aufwch. entſteht, muß 
deshalb der rechtlichen Natur des Miteigentums und dem Sinn 
und Zweck der Eigentümerbefugnis entnommen werden. Aus 
81008 BGB., der von einem mehreren nach Bruchteilen zu⸗ 
ſtehenden Eigentum an einer Sache ſpricht, ergibt ſich, daß das 
BGB. das Recht des einzelnen Miteigentümers als Eigentum 
anſieht (Mot. 3, 438: NG. 56, 100; 69, 40; R.: JW. 1910, 
473; RR Komm. s 81008 Anm. 1; Planck 8 1008, 536). Da⸗ 
her finden auf das Miteigentumsrecht grundſätzlich alle für das 
llleineigentum geltenden Vorſchriften Anwendung, ſoweit nicht 
etwas anderes ausdrücklich vorgeſchrieben iſt (Rh.: JW. 1910, 
473; RGRKomm. a. a. O.). Die Rangbefugnis des 87 Aufin®. 
iſt nun zwar eine gegenüber dem Grundſtückseigentum ver⸗ 
felbftändigte, aber doch aus dem Eigentum am Grundſtück hervor⸗ 
gehende, als Ausfluß des Eigentumsrechts mit ihm untrennbar 
verbundene, bei Veräußerung oder Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks kraft Geſetzes auf den Erwerber oder Erſteher über⸗ 
gehende dingliche Rechtsbefugnis (1 X 25/27: AufwRſpr. 1927, 
414; 1 X 869/27: HRNR. 1928 Nr. 653; RG. 117, 426 Mu⸗ 
gel, Das geſ. AufmR.5 8 7 Anm. 2; Nadler, Grundb. u. Aufive 
Fragens S. 243; Neukirch S. 136; Quaſſowskis G. 127; 
Reinhard, Einfluß d. neuen Geſetzgebung auf die Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung? S. 61 u. a.). Sie iſt alſo 
dem Eigentümer als ſolchen gewährt. Daraus ſolgt, daß die Rang⸗ 
befugnis nach 8 7 Aufwch. auch dem Miteigentümer als ſolchen 
kraft ſeines Miteigentumsrechts zuſtehen muß. Allerdings kann 
fie ihm, ſoweit fie ſich an ein das ganze Grundſtück einheitlich 
belaſtendes aufgewertetes Recht anſchlleßt, nicht in der vom Gef. 
nur für das ganze Grundſtück zugelaffenen Höhe von 25 v. H. des 
Goldmarkbetrages des vorgenannten Rechts, ſondern nur nach dem 
Verhältnis ſeines Bruchteils zu den Bruchteilen der übrigen Mit⸗ 
eigentümer zuſtehen. Die rechtliche Natur der Miteigentums⸗ 
gemeinſchaft nach Bruchteilen (88 1008 ff. BB.) als einer Unter⸗ 
art der Gemeinſchaft nach Bruchteilen (88 741 ff. BOB.) legt aller⸗ 
dings die Erwägung nahe, es müſſe den Miteigentümern, gleich 
wie ihnen die Verwaltung und Benutzung des gemeinſchaftlichen 
Gegenſtandes gemeinſchaftlich zuſteht (88 743 Abſ. 2, 744 Ab. 1 
BOL.), auch die Rangbefugnis nach 8 7 Auftoch. zu gemeinſchafk⸗ 
licher Ausübung eingeräumt fein. Gegen eine ſolche Annahme 
ſpricht jedoch folgendes. Jeder Miteigentümer kann über ſeinen 
Inteil am Grundſtück verfügen (8 747 Satz 1 BGB.), ihn alſo 
ſelbſtändig, d. h. ohne Mitwirkung der anderen Miteigentümer, 
veräußern oder belaſten (MG. 56, 100). Nach 88 1066, 1095, 
1106, 1114, 1192, 1199 BGB. kann der Grundſtücksanteil eines 
Miteigentümers mit einem Nießbrauche, Vorkaufsrecht, einer 
Reallaſt, einer Hypothek, Grundſchuld ſowie einer Rentenſchuld 
belaſtet werden. Weiterhin iſt dem $ 864 Abſ. 2 ZRO. zufolge die 
Zwangsvollſtreckung in den Anteil eines Miteigentümers an einem 
Grundstücke zuläſſig (vgl. auch 88 180 ff. 8w V..). Der Grund⸗ 
tücksanteil eines Miteigentümers wird alſo in der Geſetzgebung 
hinſichtlich der Belaſtung wie ein ſelbſtändiges Grundſtück behan⸗ 
delt (KchJ. 52, 217). Die Rangbefugnis nach 8 7 AufwGh. hat aber 
gerade die Belaſtung des Grundſtücks zum Inhalte. Die aus dem 
Inhalte der Rechte ſich ergebende Unzuläffigkeit der Belaſtung 
eines Miteigentumsanteils mit Erbbaurechten, Grunddienſtbarkeiten 
und beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten (HI VO. v. 15. Jan. 
1919 [RG Bl. 72], 881018, 1090 BOB.) ſchließt die Annahme 
einer Rangbefugnis nach 87 Aufwcß. an einem Miteigentums⸗ 
anteil am Grundſtück nicht aus. Da letzterer mit einer Hypothel 
oder Grundſchuld belaſtet werden kann, jo kann auch die Befugnis 
nach 87 AufwG. zur Beſtellung einer Hypothek oder Grundſchuld 
an der vorbehaltenen Rangſtelle an dem Anteil eines Miteigen⸗ 
tümers beſtehen. Es kann auch nach der Geſtaltung des Einzel⸗ 
falles der Beſtand der Rangbefugnis an dem ganzen Grundſtück 
überhaupt ausgeſchloſſen, dagegen an dem einen oder anderen Mit⸗ 
eigentumsanteil möglich ſein, ſo wenn ein Miteigentumsanteil nicht 
oder nicht mit aufgewerteten Rechten belaſtet iſt, oder wenn dem 
auf dem ganzen Grundſtück laſtenden Mutterrecht, an das ſich der 
Rangvorbehalt nach 8 7 AufwG. anſchließt, auf einem Miteigen⸗ 
tumsanteil weder eingetragene noch gelöſchte, aber aufwertungs⸗ 
fähige Rechte nachfolgen (386. 3, 363). Hier kann denzenigen Mit⸗ 
eigentümern, auf deren Anteile mehrere gufgewertete Rechte laſten, 
die Rangbefugnis nach 87 Aufiv®. nicht um deswillen verſagt 


hypotheken, ſofern es ſich um die beſonderen Rechtsverhältniſſe 
eines Anteils handelt ebenſo wie Geſamthypotheken auf den ein. 
zelnen Anteilen behandelt werden. Ich habe hieraus S. 510 meines 
des „Das geſamte Aufwertungsrecht“ den Schluß gezogen, daß 
On der für jeden Anteil geſondert zu treffenden Entſch., ob eine 
Pypothek innerhalb der Sicherheitsgrenze liegt, eine auf dem 
Ainzen Grundſtücke, nicht nur auf einem Anteile haftende Hypo⸗ 
hek voll anzuſetzen iſt. Hierzu darf ich ergänzend bemerken, daß, 
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werden, weil ihre Entſtehung an einem anderen Miteigentums⸗ 
anteile ausgeſchloſſen iſt. Eine einheitliche Rangbefugnis am ganzen 
Grundſtücke kann auch durch eine verſchiedenartige Belaſtung der 
einzelnen Miteigentumsanteile und daraus ſich ergebende nach 
Rangort und Umfang voneinander abweichende Rangbefugniſſe an 
den einzelnen Anteilen ausgeſchloſſen werden. Denn zwiſchen den 
Rechten, die lediglich die Anteile verſchiedener Miteigentümer eines 
Grundſtücks belaſten, beſteht kein Rangverhältnis (KJ. 52, 
213, 217). Aus der zwiſchen den Miteigentümern beſtehenden 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen folgt alſo nicht die Notwendigkeit 
einer gemeinſchaftlichen Rangbefugnis. Aus Vorſtehendem erhellt 
ferner, daß auch ein das ganze Grundſtück belaſtendes Mutterrecht 
die Annahme einer den Miteigentümern gemeinſchaftlich zuſtehen⸗ 
Rangbefugnis nicht gebietet. Allerdings ſteht die Eigentümerbefug⸗ 
nis in einer gewiſſen Beziehung zu dem Rechte, an das ſie ſich 
anſchließt. Dieſe Abhängigkeit des Rangvorbehalts von dem vor⸗ 
gehenden aufgewerteten Recht beſteht jedoch nach dem Geſetze nur 
in zweifacher Hinſicht. Einmal iſt die Entſtehung des Rang⸗ 
vorbehalts abhängig von dem Range des vorgehenden aufgewerteten 
Rechts und ferner iſt ſein Umfang bedingt durch die Höhe des 
Goldmarkbetrages des Mutterrechts (87 Abſ. 1 AufwG.). Da⸗ 
gegen iſt das Mutterrecht ohne Einfluß auf die Geſtaltung der 
Rangbefugnis bei Vorhandenſein einer Miteigentumsgemeinſchaft 
nach Bruchteilen. Der Sinn und Zweck des 87 AufwG. nötigt 
gleichfalls dazu, jedem Miteigentümer die Rangbefugnis nach 87 
Aufiv®. ſelbſtändig zu gewähren und zwar, ſoweit das Mutter⸗ 
recht auf dem ganzen Grundſtück laſtet, nach dem Verhältnis feines 
Anteils zu den Anteilen der übrigen Miteigentümer. Der 87 
Aufwb. iſt geſchaffen worden, um die Notlage zu beſeitigen, in 
die der Eigentümer eines mit mehreren aufwertbaren Rechten 
belaſteten Grundſtücks, alſo grundſätzlich jeder Eigentümer und 
damit auch der Miteigentümer, hinſichtlich der Möglichkeit, ſein 
Kreditbedürfnis zu befriedigen, dadurch geraten iſt, daß das 
Huf. den Aufwertungsſatz von 15 v. H. auf 25 v. H. des Gold⸗ 
markbetrages erhöht hat (ogl. Bericht des 18. Ausſchuſſes des 
RDruckſ. Nr. 1125 S. 7). Es iſt deshalb dem Eigentümer an 
kreditfähiger Stelle eine freie Rangſtelle zwecks Befriedigung 
feines Kreditbedürfniſſes eingeräumt worden. Die Notwendigkeit 
gemeinſamer Ausübung der Rangbefugnis würde letztere für die 
einzelnen Miteigentümer praktiſch wertlos machen, da Kreditbedürf⸗ 
nis und Kreditfähigkeit eines jeden Miteigentümers und eines 
jeden Grundſtücksanteils der Zeit und der Höhe nach ganz ver⸗ 
ſchieden ſein können. Es könnte dauach ein Miteigentümer gegen 
ſeinen Willen zu einer ihm ungünſtigen Zeit und zu für ihn un⸗ 
günſtigen Bedingungen zur Kreditaufnahme gezwungen werden 
(8 745 BGB.), er würde andererſeits u. U. einem dringend be⸗ 
nötigten Kredit mangels Mitwirkung der übrigen Miteigentümer 
nicht erhalten. Dieſes Ergebnis widerſpricht aber ebenſo ſehr der 
zuvor dargelegten Rechtsſtellung des Miteigentümers wie auch dem 
mit der Schaffung der Rangbefugnis aus 87 AufwG. verfolgten 
Zwecke, die Befriedigung des Kreditbedürfniſſes zu erleichtern, 
dem ſelbſtändigen Verfügungsrecht des einzelnen Miteigentümers 
über ſeinen Anteil am Grundſtück kann mangels einer dazu nötigen⸗ 
den geſetzlichen Anordnung eine Beſchränkung nicht dadurch auf⸗ 
erlegt werden, daß die Beſtellung einer Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld an der vorbehaltenen Rangſtelle an die Mitwirkung der 
übrigen Miteigentümer gebunden wird. Die Rangbefugnis des 
87 AufwG. muß daher jedem einzelnen Miteigentümer geſondert 
zuſtehen, gleichviel ob das Mutterrecht am ganzen Grundſtück oder 
nur an ſeinem Anteil haftet. Im erſteren Falle ſteht ſie ihm, wie 
bereits hervorgehoben wurde, nur nach dem Verhältnis ſeines 
Bruchteils zu den Bruchteilen der übrigen Miteigentümer zu (eben⸗ 
fo im Ergebnis Nadler a. a. O. S. 249; Neukirch S. 119, 
158; anſcheinend auch Mügel S. 510; ferner LG. Breslau, 
Beſchl. v. 9. Dez. 1926; Breslauer Anw. 1927, 6; 26. Köln, 
Beſchl. v. 19. Sept. 1927; RheinNotg. 1927, 141; Beſchl. 36 
Ziff. d der Grundb.⸗ u. AufwNichter Groß⸗Berlins; DNotV. 1926, 
18). Das OLG. Dresden hat in dem Beſchl. v. 24. Okt. 1927 
(Aufwüſpr. 1927, 831) abweichend von dem zuvor Ausgeführten 
dem einzelnen Miteigentümer unter grundſätzlicher Annahme einer 
einheitlichen Rangbefugnis an dem ganzen Grundſtück nur das 
unbefriſtete Recht zuerkannt, die Verteilung der Rangbefugnis auf 
die einzelnen Anteile zu verlangen. Eine Vorlegung der Sache an 
das NÖ. gemäß 8 79 GBD. iſt gleichwohl nicht geboten, da auch 
die Zugrundelegung der Rechtsauffaſſung des OSG. Dresden die 
Entſch. hier im Ergebnis im gleichen Sinne ausfällt. Überdies 
handelte es ſich in dem der Eutſch. des OLG. Dresden zugrunde⸗ 


wenn hinter einer zweitftelligen Hypothen am Grundſtück eine 
drittſtellige Hypothek am Grundſtück beſteht, ein Raugvorbehalt 
zugunſten einer von ſämtlichen Miteigentümern zu beſtellenden 
Hypothek begründet ift, falls das zweitſtellige Mutterrecht hinſicht⸗ 
lich des ganzen Grundſtücks innerhalb der Sicherheitsgrenze ſteht; 
in dieſem Falle müßte von der obenerwähnten Möglichkeit, die 
Rangbefugnis nicht zugunſten eines einzelnen Miteigentümers, ſon⸗ 
dern einheitlich für alle einzutragen Gebrauch gemacht werden. 
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liegenden Falle anders als in dem vorl. Falle um die Eintragung 
einer Hypothek auf dem Anteile eines Miteigentümers. 

Im vorl. Falle iſt die das ganze Grundſtück belaſtende und 
zur erſten Rangſtelle eingetragene aufgewertete Poſt Nr. 35 eine 
Einzelhypothek. Zur Zeit ihrer Beſtellung ſtand das Grundſtück im 
Alleineigentum der Witwe M. An der rechtlichen Struktur der 
Hypothek als einer Einzelhypothek iſt durch den ſpäteren Über⸗ 
gang des Grundſtücks auf die mehreren Miteigentümer nach 
Bruchteilen nichts geändert worden. Die gegenteilige Anſicht iſt 
vom KG. allerdings in der Entſch. KGJ. 30 A, 258 vertreten 
worden (vgl. auch KGJ. 41, 246), und es iſt daſelbſt der Rechts⸗ 
grundſatz aufgeſtellt worden, eine auf dem Grundſtück eingetragene 
Einzelhypothek werde zu einer Geſamthypothek, wenn der Allein⸗ 
eigentümer beſtimmte Bruchteile des Grundſtücks an andere Per⸗ 
ſonen veräußere. Dieſer Rechtsgrundſatz kann nicht aufrechterhal⸗ 
ten werden. Wenn 81114 BGB. die Belaſtung eines in dem 
Anteil eines Miteigentümers beſtehenden Bruchteils eines Grund⸗ 
ſtücks mit einer Hypothek zuläßt, ſo folgt daraus noch nicht, daß 
die an einem Grundſtück beſtellte Einzelhypothek bei nachträg⸗ 
licher Bildung von Miteigentumsanteilen zur Geſamthypothek wird. 
Die Rechtslage iſt hier eine andere als bei der nachträglichen Ent⸗ 
ſtehung mehrerer Grundſtücke. Eine einheitliche Hypothek kann nach 
den Vorſchriften des Liegenſchaftsrechts nicht an mehreren Grundſtücken 
beſtehen, ſie iſt ſolchenfalls nach ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift eine 
Geſamthypothek (8 1132 BGB.). Zerfällt daher ein bisher einheitliches 
Grundſtück in mehrere ſelbſtändige Grundſtücke, ſo wird die auf dem 
Grundſtück laſtende bisherige Einzelhypothek begriffsnotwendig zur 
Geſamthypothek. Nach der herrſchenden Meinung kann dagegen 
auch an einem mehreren Miteigentümern nach Bruchteilen zu⸗ 
ſtehenden Grundſtück durch gemeinſchaftliche Verfügung der Mit⸗ 
eigentümer eine Hypothek als Einzelhypothek beſtellt werden 
(RG.: JW. 1910, 473; RGRKomm.s 8 1132 Anm. 4; Planck 
§ 1132 Anm. 1p). Dieſe Anſicht wird durch die zutreffende Erwä⸗ 
gung getragen, daß die Miteigentümer kraft ihrer gemeinſchaft⸗ 
lichen Verfügung über das ganze Grundſtück die Hypothek rechtlich 
als Einzelhypothek geſtalten können. Wird auch der Grundſtücks⸗ 
anteil des Miteigentümers in der Geſetzgebung hinſichtlich der Be⸗ 
laſtung wie ein ſelbſtändiges Grundſtück behandelt (vgl. oben), 
ſo haftet die Hypothek doch nicht an mehreren Grundſtücken i. S. 
des 81132 BGB., ſondern als Einzelhypothek an dem einen Grund⸗ 
ſtück. Kann aber die Hypothek als Einzelhypothek an einem meh⸗ 
reren Miteigentümern nach Bruchteilen zuſtehenden ganzen Grund⸗ 
ſtück beſtellt werden, ſchließt alſo das Vorhandenſein von Mit⸗ 
eigentumsanteilen die Entſtehung einer einheitlichen Hypothek an 
dem ganzen Grundſtück nicht aus, ſo kann auch der nachträglichen 
Entſtehung von Miteigentumsanteilen am Grundſtück eine ſtärkere, 
die urſprüngliche Einzelhypothek in eine Geſamthypothek ver⸗ 
wandelnde Wirkung nicht zuerkannt werden. Anders als bei der 
Entſtehung mehrerer ſelbſtändiger Grundſtücke an Stelle des bis⸗ 
her einheitlichen Grundſtücks fehlt es hier an dem Moment be⸗ 
griffsnotwendiger Entſtehung einer Geſamthypothek (ebenſo ſchon 
1 K 38/28; ferner Planck! 81114 Anm. 2 u. m. weiteren Nach⸗ 
weiſen). Iſt danach die Poſt Nr. 35 eine Einzelhypothel geblieben, 
ſo kann es dahingeſtellt bleiben, ob die dem einzelnen Miteigen⸗ 
tümer zuſtehende Rangbefugnis dem Umfange nach eine Anderung 
für den Fall erfahren würde, daß das auf dem ganzen Grundſtück 
laſtende Mutterrecht eine Geſamthypothek iſt. Die Vorinſtanzen 
haben hiernach mit Recht angenommen, daß jedem der vier Mit⸗ 
eigentümer entſprechend ſeiner Beteiligung zu einem Viertel eine 
Rangbefugnis in Höhe von 15000 GM. an ſeinem Anteil zuſteht. 
Es iſt deshalb nicht zu beanſtanden, wenn das GBA. die Rang⸗ 
befugniſſe Nr. 37 bis Nr. 40 ſo, wie geſchehen, gebucht hat. Da 
nun die der Poſt Nr. 35 i. S. des 87 AufwG. nachgehenden 
Rechte, d. h. hier die Poſt Nr. 34, ſich eine Befugnis von ins⸗ 
geſamt 60 000 GM. vorgehen laſſen müſſen, ſo iſt nicht erſichtlich, 
warum es nicht möglich ſein ſoll, die neue Hypothek von 
16000 GM. einheitlich mit dem Range nach der Poſt Nr. 35 und 
vor der Poſt Nr. 34 einzutragen. Ebenſo wie die Miteigentümer 
gemeinſchaftlich über das ganze Grundſtück durch Beſtellung einer 
Hypothek an dem ganzen Grundſtück verfügen können, obwohl 
jeder Miteigentümer für ſich allein nur über ſeinen Anteil ver⸗ 
fügen kann, ſo können ſie auch einer von ihnen gemeinſchaftlich 
an dem einheitlichen Grundſtücke beſtellten Hypothek auf Grund 
der ihnen an ihren Anteilen zuſtehenden Rangbefugniſſe bis zu 
deren Geſamtumfange, d. h. vorliegendenfalls bis zu 60000 GM., 


Aus der Tatſache, daß eine Hypothek auf dem Grundſtück im Falle 
der Belaſtung einzelner Anteile dieſer Belaſtung in Anſehung des 
Anteils im vollen Umfange nicht nur zu einem verhältnismäßigen 
Teile vorgeht, muß ſodaun m. E. geſchloſſen werden, daß auch für 
die Rangbefugnis des Miteigentümers der volle Betrag der das 
ganze Grundſtück belaſtenden Hypothek in Betracht kommt. Ich 
bin deshalb der Meinung, daß in dem Falle der Entſch. jedem 
Miteigentümer eine Rangbefugnis in Höhe von 69000 GM. zu- 
ſtand, allerdings mit der Maßgabe, daß die Grundſätze des 812 
der Novelle über die Beſchränkung des Rangvorbehalts bei Ge⸗ 


den Vorrang vor den nachgehenden Rechten verſchaffen. Das nötigt 
entgegen der Annahme des Vorderrichters nicht zu einer vorheri⸗ 
gen Verteilung der Hypothek auf die einzelnen Miteigentums⸗ 
anteile nach Maßgabe der einzelnen Befugniſſe. Denn die Mit⸗ 
eigentümer können ihre Rangbefugniſſe gemeinſam auch in der 
Weiſe ausüben, daß das Befugnisrecht einheitlich auf dem ganzen 
Grundſtück eingetragen wird. Da nur eine Hypothek von 
16000 GM. an dem ganzen Grundſtück beſtellt iſt, nicht aber je 
eine Hypothek von 16000 GM. an jedem der vier Anteile, ſo 
wird durch die erſtgenaunte Hypothek mangels einer abweichen⸗ 
den Anordnung der Beteiligten jede der unter Nr. 37 bis Nr. 40 
gebuchten Rangbefugniſſe in Höhe von 4000 GM. verbraucht, ſo 
daß die Miteigentümer über die ihnen verbleibenden Reſtbefugniſſe 
von je 11000 GM. entweder gemeinſchaftlich bis zum Betrage 
von 44 000 GM. oder durch Beſtellung von Hypotheken (Grund⸗ 
ſchulden) an ihren Anteilen in Höhe von je 11000 GM. verfügen 
können. Der Rechtsſtandpunkt der Vorinſtanzen wäre nur dann 
begründet, wenn an dem Anteile eines oder aller Miteigentümer 
eine Befugnishypothek von je 16000 GM. zur Eintragung ge⸗ 
bracht werden ſollte. Der einzelne Miteigentümer kann nur eine 
Befugnishypothek von 15000 GM. an ſeinem Anteil eintragen 
laſſen, alle Miteigentümer gemeinſchaftlich können aber eine Be⸗ 
fugnishypothek von 60000 GM. an dem ganzen Grundſtück ein⸗ 
tragen laſſen. Eine Benachteiligung der Poſt Nr. 34 findet dadurch 
nicht ſtatt, da ſie ſich in jedem Falle außer der Poſt Nr. 35 nach 
87 Aufw®. noch weitere 60000 GM. im Range vorgehen laſſen 
muß. Auch grundbuchtechniſch können bei der hier vertretenen Auf⸗ 
faſſung Schwierigkeiten nicht entſtehen. Die Eintragung der Hypo⸗ 
thek von 16000 GM. Rann an der bereiteſten Stelle des Grund⸗ 
buchs unter Hinweis ihrer Eintragung in Ausübung der Rang⸗ 
befugniſſe Nr. 37 bis Nr. 40 mit dem Vermerke ihres Ranges 
nach der Poſt Nr. 35 und vor der Poſt Nr. 34 erfolgen. Gleich⸗ 
zeitig iſt bei den Rangbefugniseintragungen unter Nr. 37 bis 
Nr. 40 zu vermerken, daß ſie in Höhe von je 4000 GM. durch die 
Hypothek Nr. 41 von 16000 GM. verbraucht ſind. Anders 
als bei der Eintragung einer einheitlichen Hypothek an mehreren 
Rangſtellen eines Eigentümers (vgl. 1X 717/27: JurR. 1927, 
2137) kann aber bei den Rangſtellen der Miteigentümer nicht 
vermerkt worden, daß ſie durch einen entſprechenden Teilbetrag 
der unter Nr. 41 gebuchten Hypothek von 16000 GM. aus⸗ 
gefüllt find. Denn die letztgenannte Hypothek ſoll nicht mit je 
einem Teilbetrage von 4000 GM. auf jedem Anteile eingetragen 
werden, ſondern als einheitliches Recht auf dem ganzen Grund⸗ 
ſtücke. Da dem geſtellten Eintragungsantrage hiernach das in der 
angefochtenen Zwiſchenverfügung erhobene Bedenken nicht ent⸗ 
gegenſteht, ſo ſind die Vorentſcheidungen mit der Koſtenfolge aus 
88 10, 105 Abſ. 3 Nr. 1 PrKG. aufzuheben. Ferner iſt das GBA. 
wie geſchehen, anzuweiſen. 

Das GBA. wird nunmehr über den geſtellten Antrag ander⸗ 
weit zu entſcheiden und zuvor aufzuklären haben, ob die in⸗ 
zwiſchen unter Nr. 41 gebuchte Hypothek von 16000 GM. die in 
der notariellen Verhandlung v. 27. Jan. 1928 erwähnte Dar⸗ 
lehnsforderung oder ein weiteres Darlehen von 16000 GM. ſichert. 
Erſterenfalls könnte mangels Zuläſſigkeit der Beſtellung mehrerer 
Hypotheken für dieſelbe Forderung an demſelben Grundſtück ledig⸗ 
lich der Poſt Nr. 41 durch entſprechende Eintragunen im Grund⸗ 
buche die Rangſtellung zum rangerſten Teilbetrage der vorbehal⸗ 
tenen Rangſtellen verſchafft, nicht aber eine weitere Hypothek von 
16000 GM. eingetragen werden. 

(KG., 1. 3S., Beſchl. v. 14. Juni 1928, 1 X 309/28.) 
* 


3. 87 Auiwe®. 

1. Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen Art und Inhalt 
der Eintragung der Rangbefugnis. 

2. Bei der Anwendung des 8 7 Abſ. 1 Satz 3 AufwG. 
ſind Teilhypotheken ebenſo zu behandeln, wie ſelbſtändige 
Rechte. f) 

1. Die gegen die angef. Verf. des GBA. eingelegte Beſchwerde 
richtet ſich allerdings in Wahrheit gegen die Rangbefugnis Abt. III 
Nr. 24 ſelbſt (Güthe⸗Triebel, GOLD, 8 71 Abſ. 8), dieſe Ein⸗ 
tragung iſt aber, was das LG. verkannt hat, keine dem Be⸗ 
ſchwerdeangriff entzogene Eintragung i. S. Abſ. 2 Satz 1 GB., 
die eine Beſchwerde gegen Eintragungen ausſchließt, betrifft an⸗ 
erkanntermaßen nur ſolche Eintragungen, die unter dem öffentl. 


ſamthypotheken in dem Falle einer Einzelhypothek auf einem im 
Bruchteilseigentum ſtehenden Grundſtücke entſprechend anzuwenden 


ſind. 
Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


Zu 3. Die für den Hypothekenverkehr der Sparkaſſen und 
Hypothekenbanken außerordentlich bedeutſame und recht intereſſante 
Entſch. betont in den Grundzügen zwei formalrechtliche Geſichts⸗ 
punkte und einen materiellrechtlichen Geſichtspunkt. 

1. Der formalrechtliche Geſichtspunkt, daß gegen Art und Inhalt 


57. Jahrg. 1928 Heft 45] 


Rechtſprechung 


2865 


Glauben des Grundbuchs ſtehen, in dem Sinne, daß ſich an ſie ein 
gutgläubiger Erwerb Dritter anſchließen kann. Nach feſtſtehender 
Rſpr. des Gen. iſt aber die Eintragung der Raugbefugnis aus 8 7 
Aufmb. keine Eintragung im vorerörterten Sinne, vielmehr iſt da⸗ 
nach die Beſchwerde gegen die Eintragung der Rangbefugnis aus 

AufwGG. unbeſchränkt zuläffig (1 X 231/26, Aufwöüſpr. 1926, 
352; Jur. 1926 Nr. 1150; Ji. 1926, 1470; Dot. 1926, 309; 
1X 25/7, Aufwgtſpr. 1927, 414; Jurg. 1927 Nr 987; J. 1927, 
2519: Dot. 1927, 285; 1 X 742/27, Zur. 1928 Nr. 40; Dots. 
1928, 118). 

5 Die Löſchung der angefochtenen Beſugniseintragung iſt wegen 
inhaltlicher Unzuläſſigkeit derſelben ſchon von Amts wegen (854 
Abſ. 1 Satz 2 G88.) geboten, da ſie die ber Rangbefugnis des 

gentümers nachgehenden Rechte nicht ziffernmäßig bezeichnet. Zum 

eſen der Rangbefugnis gehört, wie der Sen. in der Entſch. LA 
854/27 (Zur. 1928 Nr. 151; DNotV. 1928, 122) ausgefuhrt hat, 
neben deren Umfang der von ihr freigehaltenen Rangſtelle ihr 
Rangplatz, d. h. die beſtimmte Angabe, an welcher Stelle die 
Rangbefugnis beſteht; es müſſen alſo das für ſie maßgebende 
Mutterrecht und die hinter ihr folgenden Rechte, und zwar letztere 
einzelne ziffermäßig (1 X 742/27 a. a. O.) angegeben werden. Die 
Angabe „und vor den ihr nachgehenden Rechten“ genügt den an 
eine inhaltlich zuläſſige Rangbefugniseintragung zu itellenden Ans 
forderungen nicht, da im Einzelfalle und auch im vorl. Falle zwei⸗ 
felhaft ſein kann, was in dieſem Zuſammenhange als nachgehendes 
Recht zu gelten hat. 

Nach 8 7 Abf. 1 Satz 3 AufwG. gelten, wenn in unmittel⸗ 
barem Zuſammenhange mit dem an erſter Stelle eingetragenen auf⸗ 
gewerteten Rechte zugunſten desſelben Gläubigers andere aufgewertete 
Rechte eingetragen ſind, dieſe Rechte zuſammen i. S. 8 7 Ab. 1 
Satz 1 AufwG. als ein einheitliches an erſter Stelle eingetragenes 
Recht, ſofern der Gläubiger ein öffentlich⸗rechtliches oder unter 
Staatsaufſicht ſtehendes Unternehmen iſt, das nach Geſetz oder 
Satzung beſtimmte Beleihungsgrenzen einzuhalten hatte. 

Der Sen. hat in 1 X 428/27 (Aufwgtſpr. 1927, 489; JurR. 
1927 Nr. 1566; JW. 1927, 2957; Dot. 1927, 678) die Mei⸗ 
nung vertreten und daran auch ſpäter feſtgehalten (1X 492/27, 
JurR. 1927 Nr. 2030; PROB. 1927, 676), das an erſter 

telle eingetragene aufgewertete Recht gelte zuſammen mit dem 
dem gleichen Unternehmen i. S. 8 7 Abs. 1 Satz 3 Aufn®. zu⸗ 
ſtehenden (noch eingetragenen) erſtſtelligen Teilbetrag des im Range 
unmittelbar folgenden aufgewerteten Rechts als ein einheitliches an 
erſter Stelle eingetragenes Recht i. S. 8 7 Abſ. 1 Satz 1. Aufweh., 
ſo daß die Eigentümerbefugnis zwiſchen dem erſtſtelligen Teilbetrag 
des nachgehenden Rechts und deſſen letztſtelligen Teilbetrag trete, 
und zwar in Höhe von 25% des Geſamtgoldmarkbetrages der dem 
gleichen Unternehmen zuſtehenden, der Rangbefugnis vorgehenden 
Rechte bzw. Teilrecht. Dieſer Rechtsgrundſatz gilt auch dann, wenn 
der erſtſtellige Teilbetrag des nachgehenden Rechts gelöſcht und mit 
dem bisherigen Range wiedereingetragen iſt. Die abweichenden 
Ausführungen des Vorderrichters geben dem Senat keinen Anlaß, 
von feiner bisherigen Rſpr. abzugehen. Sie gehen zunächſt einmal 
von der unrichtigen Auffaſſung aus, die von der BeſchwF. ver⸗ 
tretene Auffaſſung führe zu der von Nadler (Grundbuch- u. Auſw⸗ 
Fragen 3, 248) für unzuläſſig erklärten, angeblich auch in der 
Entſch. 1 X 737/26 (JurR. 1927 Nr. 161 DRote. 1997, 38) ab⸗ 
gelehnten Eintragung einer Teilbefugnis nach 8 7 Aufwch. im An⸗ 
ſchluſſe an die Eintragung einer aufgewerteten Teilhypothek. Der 
egriff einer Teilbefugnis in dem vom Vorderrichter gebrauchten 
Sinne einer Rangbefugnis im Auſchluſſe an eine Teilhypothel iſt 
dem Aufwch. unbekannt. Ließe 8 Auſwch, was ber Senat in 
ſtänd. Rſpr. verneint hat (1 X 133/26, AufwRſpr. 1926, 293; Zur. 


der Eintragung der Rangbefugnis trotz 8 71 GBO. die Beſchwerde 
zuläſſig iſt, weil es ſich nicht um eine Eintragung handelt, die 
unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs ſteht, entſpricht 
der ſtänd. kammergerichtl. Rſpr. Auch gegen den formalrechtlichen 
Grundſatz, daß die Eintragung des Rangvorbehalts nicht in der 
Weiſe erfolgen darf, daß vermerkt wird, die Rangbefugnis ſteht 
im Range nach der Hypothek Nr. X „und vor den ihr nach- 
gehenden Rechten“, daß vielmehr die zurücktretenden Poſten 
ziffernmäßig bezeichnet werden müſſen, wird ſich ſchon im Intereſſe der 
lärung der Grundbucheintragungen nichts einwenden laſſen 
2. Bedeutſamer iſt der materiellrechtliche Geſichtspunkt, daß 
bei der Anwendung des 8 7 Abſ. 1 Satz 3 Aufw®. (Rangvorbehalt 
gegenüber Hypotheken von Gläubigern, die ein öffentlich⸗rechtliches 
oder unter Staatsaufſicht ſtehendes Unternehmen find) auch Teil⸗ 
hypotheken ebenſo zu behandeln ſind wie ſelbſtändige Rechte, der⸗ 
geſtalt, daß, wenn Teilhypotheken auf volle Hypotheken folgen, der 
angvorbehalt nach dem zuſammenzurechuenden Betrage der Voll⸗ 
Br 1 1 N den verbleibenden Reſthypotheken im Range 
eht. 

24 Wenn Nadler in der 3. Aufl. von Grundbuch- u. AufwFragen 
b 8 ausführt: „Wird die Aufwertung einer Teilhypothek einge⸗ 
ar fo darf nicht eine Teilbefugnis eingetragen werden, es iſt 
ielmehr die Eintragung bezüglich der anderen Teile abzuwarten und 


1926 Nr. 829; JW. 1926, 1844; DNotV. 1926, 248; 1 X 676/26, 
JurR. 1927 Nr. 43; JW. 1927, 64; Dot. 1926, 634), die Ent⸗ 
ſtehung eines Rangvorbehalts im Anſchluß an eine Teilhypothek 
als Vaterrecht, d. h. dasjenige Recht zu, nach deſſen Goldmark⸗ 
betrage ſich der Umfang der anſchließenden Rangbefugnis berechnet, 
ſo läge auch inſoweit eine einheitliche Rangbefugnis, nicht aber eine 
Teilbeſugnis vor. Wenn Nadler (a. a. O.) ausführt, würde die 
Aufwertung einer Teilhypothel eingetragen, ſo dürfe nicht eine 
Teilbefugnis eingetragen werden, es ſei vielmehr die Eintragung 
bezüglich der anderen Teile abzuwarten und dann die ganze Be⸗ 
fugnis einzutragen, ſo verwendet er den Begriff der Teilbefugnis 
erkennbar in dem Sinne der vorläufigen teilmeifen Eintragung 
einer im Anſchluß an eine ſich aus mehreren Teilhypotheken zu⸗ 
ſammenſetzende Hypothek beſtehenden Rangbefugnis. 
Vorliegendenfalls ſteht nun nicht die vorläufige teilweiſe Ein⸗ 
tragung einer außerhalb des Grundbuchs mit beſtimmtem Umfange 
beſtehenden Rangbefugnis zur Entſch., es wird auch von der Beſchwß. 
nicht etwa entgegen der zuvor angeführten Rſpr. des Senats das 
Beſtehen einer Rangbefugnis behauptet im Anſchluſſe an eine Teil⸗ 
hupothen als Mukterrecht, ſondern es wird von der Beſchwß. 
im Einklange mit der Ripr. des Sen. (1X 428/27, 1X 492/27) das 
Beſtehen einer Rangbefugnis im Anſchluß an den Geſamtbetrag der 
Poſten Nr. 23 und Nr. 25 als Mutterrecht im vorerörterten Sinne 
angenommen. Allerdings ſchließt ſich hier die Eigentümerbefugnis 
rangmäßig an eine frühere Teilhypothek an, ſo daß die Befugnis 
zwiſchen den ehemaligen Teilhypothetzen Nr. 18 von 9500 % und 
15000 % und jetzigen Aufwoypotheken Nr. 25 und Nr. 20 tritt. 
Dieſes Ergebnis beruht aber gerade auf dem Geſetz, nämlich auf der 
Anwendbarkeit des § 7 Abi. 1 Satz 1 AufwG. Wenn daſelbſt von 
dem im unmittelbaren Zuſammenhang mit dem an erſter Stelle ein⸗ 
getragenen aufgewerteten Recht eingetragenen anderen aufgewerteten 
Rechte die Rede iſt, ſo fallen unter letztere mangels jeglicher Ein⸗ 
fchränkung im Geſetze auch aufgewertete Teilhypotheken. Im An⸗ 
ſchlußbericht (RT Druckſ. Nr. 1125 S. 31) iſt zwar nur von den im 
unmittelbaren Zuſammenhang ſtehenden Einzelhypotheken die Rede, 
jedoch nur i. S. des Regelfalles. Daß auch aufgewertete Teilhypo⸗ 
theken mit anderen AufwHypotheken des gleichen Unternehmens 
i. S. § 7 Abſ. 1 Satz 3 Aufw®. für die Bildung des Rangvorbehalts 
zu einem einheitlichen an erſter Stelle eingetragenen Recht zuſammen⸗ 
gefaßt werden können, ergibt ſich aus dem Zweck dieſer Vorſchrift. 
Dieſer geht dahin, es zu vermeiden, daß die ſolchen Geldgebern, deren 
Kapitalien einer beſonders pfleglichen Behandlung bedürfen und die 
deshalb zur Einhaltung von Beleihungsgrenzen verpflichtet ſind, 
zustehenden, wirtſchaftlich zuſammenhängenden und regelmäßig inner⸗ 
halb der für die Anlegung von Mündelgeld vorgeſchriebenen Sicher⸗ 
heitsgrenzen liegenden Grundſtücksrechte voneinander getrennt wer⸗ 
den, obwohl davon ausgegangen werden kann, daß die Rangſtelle 
des Eigentümers gem. § 7 Aufwch. ſich auch noch hinter dieſen 
Rechten an eine unverhältnismäßig hohe Belaſtung anſchließen 
wird. Der jo beſtimmte Zweck des §8 7 Abſ. 1 Satz 3 rechtfertigt 
ſeine Amoendung auch dann, wenn die letzte der mehreren unter⸗ 
einander in unmittelbarem Zuſammenhange ſtehenden aufgewerteten 
Hypotheken desſelben Unternehmens eine Teilhypothek iſt, ſo daß 
die Rangbefugnis aus 8 7 Aufw®. erſt nach der an letzter Stelle 
ſtehenden Teilpoſt entſteht. Das LG. glaubt nun, ſeine Anſicht noch 
mit der Erwägung rechtfertigen zu können, die gelöschten Teilhypo⸗ 
theken Nr. 18 von 9500 % und Nr. 18 von 15000 % hätten mit 
dem bisherigen Range unter einer Nummer im Grundbuche als eine 
Hypothek wiedereingetragen werden müſſen, ſo daß für die Ein⸗ 
tragung einer „Teilbefugnis“ zwiſchen den Poſten Nr. 20 und 
Nr. 25 kein Raum ſei. Dabei wird aber überſehen, daß nach § 20 
Aufw®. i. Verb. m. § 6 Aufw®. die aufgewertete Hypothek, alſo 


dann die ganze Befugnis einzutragen. Wenn freilich feſtſteht, daß 
eine Aufwertung des anderen Teiles nicht in Frage kommt, ſo 
iſt die Befugnis bei der Eintragung der Aufw. der Teilhypothek ein⸗ 
zutragen“, ſo bedeutet der hier ausgeſprochene prinzipielle Grund⸗ 
ſatz, wie die Entſch. zutreffend hervorhebt, deshalb keinen Wider⸗ 
ſpruch gegen die Ausführungen der Entſch, weil ſich Nadler an 
der zit. Stelle ja nur im allgemeinen mit der Aufw. von Teilhypo⸗ 
theken, nicht aber mit dem Falle des 87 Abſ. 1 Satz 3 Aufwch. 
befaßt. Dieſe Frage behandelt Nadler unter der Überſchrift 
„Splitterhypothelen“ 244 ſeiner 3. Aufl., ohne an dieſer Stelle zu 
dem von der KSEntſch. behandelten Problem überhaupt Stellung zu 
nehmen. Das Reſultat, zu dem das KG. gelangt iſt, iſt das einzig 
mögliche. Gerade bei Hypothekenbanken und Sparkaſſen ſpielen die 
Fälle, in denen zur Gewinnung der Grenze der Mündelſicherheit 
neben erſten Oypotheken auch Teilbeträge von zweiten Hypotheken 
abgezweigt worden ſind, praktiſch eine außerordentlich große Rolle, 
und es würde für dieſe zahlreichen Fälle eine Beſeitigung der Be⸗ 
ſtimmung des Satzes 3 Abſ. 1 § 7 Aufweh. bedeuten, wenn, man 
bier nicht die Teilhypotheken wie ſelbſtändige hypothekariſche Rechte 
behandeln wollte. Die Entſch. des KGG. behält auch trotz 8 11 Aufw⸗ 
Nov. ihre erhebliche Bedeutung, da 8 11 AufwNov. in die Regelung 
der Frage, wie Teilbeträge von Hyrotheken zu behandeln ſind, 
nicht eingreift. JR. Dr. Lemberg, Breslau. 
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auch eine AufwTeilhypothek, ihren bisherigen Rang nur behält, ſo⸗ 
weit ſich nicht aus den Vorſchriften über den Rangvorbehalt (8 7 
Aufw z.) etwas anderes ergibt. Hier führt aber gerade die Anwen⸗ 
dung des 87 Abſ. 1 Satz 3 dazu, daß zwiſchen die ehemaligen Teil⸗ 
hypotheken der Poſt Nr. 18 eine Rangbefugnis tritt, ſo daß 
die Wiedereintragung der Teilpoſt Nr. 18 von 15000 % nicht mit 
dem urſprünglichen Range möglich war und jedenfalls in dieſem 
Falle deren Wiedereintragung unter einer beſonderen Nummer der 
dritten Abteilung des Gründbuchs gerechtfertigt war. Ob nicht auch 
im übrigen gelöſchte Teilhypotheken wenigſtens, ſofern die Stamm⸗ 
hypothek in vollem Umfange gelöſcht iſt (anders bei nur teilweiſer 
Löſchung einer bisher einheitlichen Hypothek, vgl. 1 X 932/26, 
JurR. 1927 Nr. 722), je unter einer beſonderen Nummer im Grund⸗ 
buche wiedereingetragen werden können, kann hier unerörtert 
bleiben. Beſtand, Rangort und Umfang des Nangvorbehalts nach 
87 AufwöG. find jedenfalls unabhängig davon, in welcher Weiſe 
gelöſchte Teilhypotheken in das Grundbuch wiedereingetragen wer⸗ 
den. Mag dies auch derart geſchehen, daß ſie unter einer Nummer 
wiedereingetragen werden, ſo vermag dies den Beſtand der etwa 
zwiſchen dieſen Rechten mit dem Inkrafttreten des Aufwö. zufolge 
Anwendbarkeit des 8 7 Abſ. 1 Satz 3 Aufw®. entſtandenen Rang⸗ 
befugnis in keiner Weiſe zu beeinträchtigen. 
(KG., 1.35. Beſchl. v. 24. Mai 1928, 1 X 123/28. 
a 


4. 8 10 Auf w Nov. 

1. Die Vorſchrift des § 10 Aufw Nov. findet auch auf 
noch eingetragene Hypotheken und auf Geſamthypotheken 
Anwendung. 

2. Von im Range unmittelbar aufeinanderfolgenden 
aufgewerteten Hypotheken i. S. 8 10 Aufw Nov. kann dann 
nicht mehr die Rede ſein, wenn zwiſchen ihnen Eigentümer⸗ 
grundſchulden beſtehen. 


Nach § 10 Satz 1 AufwNov. können, was nach dem bisher 
geltenden Recht unzuläſſig war (1 X 319/27: JurR. 1927 Nr. 1396; 
KGJ. 30 A, 330; RA. 16, 313; Güthe⸗Triebel, G80. 4 
Bd. 1 S. 212, 213), mehrere im Range unmittelbar aufeinander⸗ 
folgende aufgewertete Hypotheken eines Gläubigers auf deſſen Au⸗ 
trag als einheitliches Recht eingetragen werden, wenn der Eigen⸗ 
tümer zuſtimmt. Der Zuſtimmung des Eigentümers bedarf es nicht 
unter den in Satz 2 des § 10 AufwNov. angeführten, an anderer 
Stelle darzulegenden Vorausſetzungen. Rechtlich nicht zu beanſtan⸗ 
den iſt, daß die Vorinſtanzen die Vorſchrift des 8 10 AufwNov. auf 
noch eingetragene Hypotheken angewendet haben. Da das Geſetz 
nicht die Wiedereintragung mehrerer aufgewerteter Hypo⸗ 
theken, ſondern deren Eintragung als einheitliches Recht zu⸗ 
läßt, ſo fallen darunter auch die noch eingetragenen und die bereits 
wiedereingetragenen Aufwertungshypotheken (ebenſo Mügels 
S. 456; Nadler, AufwNov. S. 59). Aus der Begründung zu 8 10 
RegEntw. (NTDrukf. Nr. 3117 S. 6) iſt Gegenteiliges nicht zu ent⸗ 
nehmen. Der Zweck des 8 10 AufwNov., den Inhalt des Grund⸗ 
buchs zu vereinfachen und überſichtlicher zu geſtalten, zugleich aber 
auch — vornehmlich im Intereſſe des Gläubigers — die Verwert⸗ 
barkeit mehrerer kleiner Aufwertungshypotheken durch deren Zu⸗ 
ſammenfaſſung zu einer einheitlichen größeren Hypothek zu erleich⸗ 
tern, rechtfertigt gleichfalls ſeine Anwendung auf eingetragene 
Rechte. Dem geſtellten Antrage ſtände ferner, ſofern nur die un⸗ 
mittelbare Rangfolge der Rechte vorhanden wäre, ein rechtliches 
Bedenken nicht enkgegen, wenn es ſich in Anſehung der Hypo⸗ 
theken Nr. 15/23, 16/24, 19 5 und 21/22 — was hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben kann — um Geſamthypotheken (81132 BGB.) han⸗ 
delte. Denn die Anwendbarkeit des § 10 AufwNov. auf Geſamt⸗ 
hypotheken iſt jedenfalls dann zu bejahen, wenn die einem Gläu⸗ 
biger zuſtehenden aufgewerteten Geſamthypotheken, die zu einer 
einheitlichen Geſamthypothek zuſammengefaßt werden ſollen, auch 
auf den mitverhafteten Grundſtücken einander im Range unmittel⸗ 
bar folgen (Radler, AufwNov. 61; Roth, AufwNov. 64). Ein 
Hindernis wäre auch daraus nicht zu entnehmen, wenn der Ge⸗ 
ſamtaufwertungsbetrag der einheitlichen Hypothek auf den bisheri⸗ 
gen Grundſtücken Nr. 1 und Nr. 2, die ungeachtet ihrer Vereini⸗ 
gung zu einem Grundſtück (8890 Abſ. 1 BGB.) mit Rückſicht auf 
ihre verſchiedenartige Belaftung ihre Selbſtändigkeit behalten haben, 
ſoweit ſie die Geltendmachung der Rechte aus der Sonderbelaſtung 
erfordert (R JA. 6, 249; KJ. 30 A, 195; Os. 39, 221, 223; 
Rg Komm. 8 890 Anm. 3; Planck 8890 Anm. 4; Güthe⸗ 
Triebel, 95 Anm. 19), verſchieden hoch wäre. Denn das Wefen. 
der Geſamthypothek als einer einheitlichen Hypothek mit gleich⸗ 
artiger Belaſtung der mehreren Grundſtücke für eine und dieſelbe 
Forderung (KG J. 40, 299) ſchließt nicht aus, daß die Geſamt⸗ 
belaſtung auf dem einen Grundſtück weitergeht als auf dem anderen 
(KJ. 21 A, 169; 40, 299; DRG. 20, 414; 26, 164; RORKomın. s 
81132 Anm. 2). Dagegen iſt die Annahme der Vorinſtanzen, daß 
die Hypotheken der Beſchwerdeführerin im Range unmittelbar auf⸗ 
einanderfolgen, wie es für die Anwendung des § 10 AufwNob. 
erforderlich iſt, von Rechtsirrtum beeinflußt. Ob der Rangvorbehalt 
des 87 AufmG. die vorgenannte Rangfolge unterbricht, wenn er 


ſich zwiſchen die mehreren Rechte desſelben Gläubigers einſchiebt, 
wie Nadler (AufwNov. 59), Quaſſowskis (S. 890), Schle⸗ 
gelberger⸗-Harmenings (S. 729) gegen Roth (AufwNov. 61) 
annehmen, kann hier unerörtert bleiben, da die Beſchwerdeführerin 
ein Unternehmen i. S. des 87 Abſ. 1 Satz 3 Aufw®. iſt, mithin 
— und zwar nach 8 11 AufwNov. auch bei Vorhandenſein von 
Eigentümergrundſchulden zwiſchen einzelnen Hypotheken — eine 
Eigentümerbefugnis erſt im Anſchluſſe an die Poſt Nr. 26 in Frage 
kommt. Von im Range unmittelbar aufeinanderfolgenden aufgewer⸗ 
teten Hypotheken i. S. des § 10 AuſwNov. kann aber jedenfalls 
dann nicht mehr die Rede ſein, wenn zwiſchen ihnen Eigentümer⸗ 
grundſchulden beſtehen Mügeld S. 456; Nadler, AufwNov. 59; 
Roth, S. 61, anſcheinend auch Quaſſowskis S. 890). Dem⸗ 
gegenüber meint Krieger („Die Sparkaſſe“ 1927, 346), die Vor⸗ 
ſchrift des 811 AufwNRov. erweitere das Anwendungsgebiet des 
810 AufwRNov. in der Weiſe, daß, auch wenn einzelne der un⸗ 
mittelbar aufeinanderfolgenden Rechte teilweiſe Eigentümergrund⸗ 
ſchulden geworden ſeien, hinſichtlich der Reſtbeträge die Eintragung 
der Rechte als einheitliches Recht erfolgen könne. Der Sen. ver⸗ 
mag dieſer Anſicht nicht beizutreten. Nach 811 AufwNov. wird der 
unmittelbare Zuſammenhang zwiſchen mehreren für denſelben Gläu⸗ 
biger eingetragenen Rechten i. S. des 87 Abſ. 1 Satz 3 Aufw®. 
nicht dadurch unterbrochen, daß eines oder mehrere der Rechte 
ganz oder teilweiſe als Eigentümergrundſchuld auf den Eigentümer 
übergegangen ſind. Dieſe Vorſchrift will in Erweiterung eines vom 
KG. 1 X 1067 (AufwRſpr. 4 Sonderh. S. 7 = JurR. 1927 
Nr. 935 = JW. 1927, 1320 = Mot®. 1927, 283) für Amor⸗ 
tiſationshypotheken eines Unternehmens i. S. des 87 Abſ. 1 
Satz 3 Aufivb. aufgeſtellten Rechtsgrundſatzes für Hypotheken 
ſchlechthin klarſtellen, daß die für den Gläubiger eingetragenen 
Rechte und die in der zuvor angegebenen Weiſe entſtandenen Eigen⸗ 
tümergrundſchulden zuſammen als das einheitliche Recht i. S. des 
87 Abſ. 1 Satz 3 Aufivd. gelten (Begr. S. 6 zu 8 11 NegEntm. 
Re Druchſ. Nr. 3117). Der Umſtand, daß ſich zwiſchen einzelne 
Rechte eine Eigentümergrundſchuld einſchiebt, wird alſo, wie Mü⸗ 
gel (a. a. O.) mit Recht hervorhebt, nur für die Anwendung 
des §7 Abſ. 1 Satz 3 Aufivb. für unerheblich erklärt. Der Be⸗ 
griff des unmittelbaren Zuſammenhanges i. S. des 8 7 Abſ. 1 Satz 3 
Aufwcg. iſt ferner nicht gleichbedeutend mit der in § 10 AufwNov. 
vorausgeſetzten unmittelbaren Aufeinanderfolge im Range, wie es 
nach der von Krieger vertretenen Anſicht erforderlich wäre. Wie 
der Sen. wiederholt ausgesprochen hat (vgl. 3.8. 1 X 55/27: Sur. 
1927 Nr. 725, ferner 1X106/27 a. a. O.; BayObR®. 8; Jurg. 
1927 Nr. 156), wird der unmittelbare Zuſammenhang i. S. des 
97 Abf. 1 Satz 3 Aufwch. nur durch aufwertbare Rechte i. S. des 
§1 Aufw®. unterbrochen, während ein nicht nach § 1 Aufwch. auf⸗ 
wertbares Recht, z. B. ein Vorkaufsrecht oder eine Grunddienſt⸗ 
barkeit, zweifellos die unmittelbare Rangfolge mehrerer Rechte, 
zwiſchen denen es ſteht, unterbricht. Gegen die Anſicht von Krie⸗ 
ger ſpricht ſchließlich, daß der Rang der Eigentümergrundſchuld, 
wie er ſelbſt anerkennt, durch die Vorſchrift des 811 AufwNov. 
unberührt bleibt (Begr. S. 6 Nadler, AufwNov. 63; Quaf⸗ 
ſopski, 891). Die Eigentümergrundſchuld bleibt alſo auch im 
Falle des 811 AufwNov. rangmäßig zwiſchen den Rechten des 
Unternehmens i. S. des $7 Abf. 1 Satz 3 Aufio®. beſtehen. Dann 
iſt aber für die Anwendung des 8 10 AufwNov. kein Raum. Die 
Annahme Kriegers, die Eigentümergrundſchuld habe diesfalls 
den Rang nach einem Teil des neuen einheitlichen Rechts und vor 
deſſen Reſtbetrage, findet im Geſetz keine Stütze, dient auch ent⸗ 
gegen dem zuvor dargelegten Zweck des 8 10 nicht der Verein⸗ 
fachung der Grundbuchberhältniſſe. Im vorl. Falle find nun Eigen⸗ 
tümergrundſchulden nach den Hypotheken Nr. 15/23 bzw. Nr. 16/24 
und Nr. 19/25 vorhanden, und zwar in jedem Falle inſoweit, als 
die vorgenannten Amortiſationshypotheken bis zum 15. Juni 1922 
getilgt worden find (8 18 Abf. 1 Satz 2 AufmG.; 88 1163 Abf. 1 
Satz 2, 1177 BGB.). Das GBA. hat dies zutreffend dadurch zum 
Ausdruck gebracht, daß es die Aufwertung nur bei den der Be⸗ 
ſchwerdeführerin nach Abzug der amortiſierten Beträge verblie⸗ 
benen erſtſtelligen (8 1176 BGB.) Teilbeträgen gebucht hat. Da es 
ſich hier um Amortiſationshypotheken einer Hypothekenbank i. S. 
des §1 HnpBankb. handelt, fo kommt der Ausſchluß der Ent⸗ 
ſtehung einer Eigentümergrundſchuld für die drei getilgten Beträge 
nicht in Frage. Nach der übereinſtimmenden Rſpr. des RG. (RG. 
104, 68, 72) und des KG. (KJ. 53, 181, 184) Kann die Vor⸗ 
ſchrift des S1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB., nach der der Eigentümer 
die Hypothek erwirbt, wenn die Forderung erliſcht, bei Amor⸗ 
tiſationshypotheken anderer Gläubiger als der landſchaftlichen und 
ritterſchaftlichen Kreditanſtalten (Art. 167 Ech BGB.) durch Partei⸗ 
willkür nicht außer Kraft geſetzt werden (vgl. auch Güthe⸗ 
Triebel, Bd. II, 1487, 1702). Auch die bei den Hypotheken 
Nr. 15, 16 und 19 am 7. März 1890 bzw. am 6. Okt. 1899 
eingetragene Beſtimmung, daß den der Gläubigerin verbleibenden 
Rechten der Vorrang vor den getilgten bzw. zu tilgenden Beträ⸗ 
gen einer dieſer Hypotheken eingeräumt werde, iſt jedenfalls hin⸗ 
ſichtlich des Rangrücktritts der künftigen Eigentümerhypotheken 
ohne ſachenrechtliche Wirkung, da der Eigentümer, wie KG.: KG. 
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83 A, 286; Rel. 8, 70 unter Aufgabe feiner früheren Rſpr. 
(RSS. 26 A, 145) näher ausgeführt hat, über eine ihm künftig mög⸗ 
licherweiſe aus einer Hypothek zufallende Eigentümerhypothek ſelbſt 
mit Bewilligung des Gläubigers der Hypothek, aus der die Eigen⸗ 
tümerhypothek künftig entſtehen ſoll, nicht dadurch wirkſam verfügen 
ann, daß er einer nachſtehenden Hypothek den Vorrang vor der 
künftigen Eigentümerhypothek einräumt (vgl. auch RSA. 6, 215, 
222; RG. 84, 80; RR Komm. s 8880 Aum. 3; Planck! 8880 
Anm. II 3b; Güthe⸗Triebel, Bd. II S. 1751). Im übrigen 
würde ſelbſt bei Wirkſamkeit der erwähnten Vorrangeinräumung 
eine Eigentümergrundſchuld vor den Poſten Nr. 21/22 und Nr. 26 
entſtanden ſein. Daß ferner die Löſchungsvormerkung nach 81179 
BGB. den Übergang der Hypothek auf den Eigentümer nicht hin⸗ 
dert und letzterem die Verfügung über die zu ſeinen Gunſten er⸗ 
wachſene Eigentümergrundſchuld nicht entzieht, iſt anerkannten 
Rechtens (RS. 57, 211; ROY. 33 A, 293, 296; OLG. 26, 165, 
RIA. 8, 156; 15, 163; RR Komm. s 81179 Anm. 5; Plant, 
81179 Anm. 4; Güthe⸗Triebel I, 228). Eine ſolche Vor⸗ 
merkung ſteht nicht der Löſchungsbewilligung oder der Löſchung 
gleich, ſondern beſchränkt den Eigentümer nur in der Verfügung 
über die Eigentümergrundſchuld dergeſtalt, daß er ohne Zuſtunmung 
des Vormerkungsgläubigers über ſie nur durch Löſchung verfügen 
kann (RG. a. a. O.). Sie ſichert lediglich einen Anſpruch auf Auf⸗ 
hebung eines Rechts am Grundſtück, ſteht alſo weder der Entſtehung 
noch dem Beſtehen einer Eigentümergrundſchuld hindernd ent⸗ 
gegen. Da ſomit durch teilweiſe Tilgung der Hypotheken Nr. 15/28, 
16/24 und 19/25 bereits vor dem 15. Juni 1922 letztſtellige 
Teilbeträge dieſer Rechte zu Eigentümergrundſchulden geworden 
ſind, die noch gegenwärtig mit ihrem bisherigen, ſich aus 81176 
BGB. ergebenden Range vorhanden find, jo it die Vorſchrift des 
810 AufwNov. mangels einer unmittelbaren Rangfolge der Hypo⸗ 
theken der Beſchwerdeführerin nicht anwendbar. Nach allgemeinem 
Liegenſchaftsrecht iſt aber die Umwandlung mehrerer Hypotheken 
in ein einheitliches Recht nicht ſtatthaft. Auch das AufwG. hat 
eine Anderung in dieſer Hinſicht nicht gebracht (1X 319/27). Ob 
die Beſchwerdeführerin noch nachträglich durch Herbeiführung der 
Löſchung der Eigentümergrundſchulden die unmittelbare Rangfolge 
i. S. des § 10 AufwNov. herſtellen kann, hängt davon ab, ob für 
die Rangverhältniſſe der Zeitpunkt maßgebend iſt, in welchem das 
einheitliche Recht eingetragen werden ſoll (Nadler, AufwNov. 
S. 60; Juaſſowskis S. 890) oder der e des Jukraft⸗ 
tretens der AufwNov. (Schlegelberger⸗Harmening? S. 4290; 
Roth S. 62). Zu dieſer Frage ſich entſcheidend zu äußern, ſieht 
der Sen. z. Z. keinen Anlaß. Ebenſo bedarf es mangels Anwend⸗ 
barkeit des 8 10 AufwNov. bei der gegenwärtigen Geſtaltung der 
Rangverhältniſſe keiner Stellungnahme zu der Frage, ob bei An⸗ 
wendbarkeit des § 10 AufwNov. der Ausnahmefall des Satz 2 vor⸗ 
liegt, wonach es der Zuſtimmung des Eigentümers nicht bedarf, 
wenn das Recht des Eigentümers zur ſelbſtändigen Rückzahlung 
der einzelnen Hypothelten ausgeſchloſſen it und auf Grund der 
ahlung von Tilgungsbeträgen eine Eigentümergrundſchuld nicht 
oder erſt hinter den Kapitalbeträgen der mehreren Hypotheken zur 
Entſtehung gelangt. Insbeſondere erübrigt ſich eine Entſch. darüber, 
ob die Vorausſetzungen des 810 Satz 2 nebeneinander vorliegen 
müffen, und ob es der Zuſtimmung des Eigentümers daun nicht 
edarf, wenn eine Löſchungsvormerkung i. S. des 81179 BGB. 
eingetragen iſt, die den Eigentümer zur 9 5 künftig ent⸗ 
tehender Eigentümergrundſchulden verpflichtet (jo Roß, AufwRov. 
S. 25; a. M. Nadler, AufwNov. S. 61). 

(KG., 1. 8S., Beſchl. v. 16. Febr. 1928, 1 X 1068/27.) 

* 


5. 8 17 XAufwn®,; Art. 3 DurhfVOD. Bei der Eintra- 
gung der Aufwertung zugunſten des Zedenten bedarf es 
der Vorlegung der Abtretungsurkunde nicht. Die Angaben 
des Zedenten über den Zeitpunkt der Abtretung und über 
die Höhe des Abtretungsentgelts haben die Vermutung 
der Richtigkeit für ſich. f) 

Verlangt der Gläubiger einer noch eingetragenen Hypothek ohne 
Vorlage einer Löſchungs⸗ oder Abtretungsurkunde die Eintragung 
der Aufwertung in das Grundbuch auf Grund der alleinigen Be⸗ 


Zu 5. Die Entſch. handelt von den Vorausſetzungen, unter 
denen die Eintragung der Aufwertung für den Zedenten zu er⸗ 
folgen hat. Nach dem der Entſch. zugrunde liegenden Sachverhalt 
war die Hypothek zwar noch für den Zedenten eingetragen, nach 
ſeiner Angabe jedoch am 20. Oktober 1923, und zwar mit 3 Mil⸗ 
larden PM., zurückgezahlt und von ihm abgetreten worden. Es lag 
alſo lediglich die bloße Angabe des Gläubigers über die Rück⸗ 
zahlung und Abtretung vor. Der grundbuchmäßige Nachweis über 
die Rückzahlung und Abtretung wie überhaupt eine Abtretungs⸗ 
Urkunde fehlten. Es fehlte weiter jeder Anhalt dafür, in welcher 
Ne ob privatſchriftlich oder durch öffentlich beglaubigte Ab⸗ 
retungserklärung, die Abtretung vorgenommen war, und ob es 
ich um eine echte oder unechte Abtretung handelte; nach dieſen 
ichtungen lagen nicht einmal Angaben des Gläubigers vor. Ent⸗ 
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hauptung, der Grundſtückseigentümer habe die — rechtzeitig zur 
Aufwertung angemeldete — Hypothek in der Rückwirkungszeit 
(8 15 Aufwch.) zurückgezahlt, fo darf das GBA. (vgl. 1 X 800,26: 
Kur. 1927. Nr. 394 Dot. 1927, 165) im Regelfalle die Vor⸗ 
nahme der Aufwertungseintragung nicht von dem Nachweiſe, daß 
keine Abtretung erfolgt ift, insbeſ. alſo nicht von der Vorlage einer 
Löſchungsurkunde abhängig machen. Im Anſchluſſe an die Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Antragſteller ſich ſolchenfalls auf 815 AufwG. 
berufe, iſt baj. ausgeführt worden: 

„In dieſem Falle wird gem. Art. 3 Durchf. vermutet, daß 
die von der Gläubigerin behauptete Zahlung auch zu der ange⸗ 
gebenen Zeit erfolgt und angenommen worden iſt. Ferner beſtimmt 
Art. 17 Abſ. 1 Nr. 1 DurchfVO, daß, wenn der Gläubiger gem. 
8 15 AufwG. die Eintragung der Aufwertung beantragt, die Vorlegung 
des Hypothekenbriefes nicht erforderlich iſt. Hieraus folgt, daß nach 
dem erkennbaren Willen des Geſetzes der zur Zeit der Annahme 
der Zahlung ausgewieſene Gläubiger der zurückgezahlten Hypo⸗ 
thek auch für die Eintragung der Aufwertung als der Berechtigte 
fortzugelten hat. Das GBA. hat daher auf einen Antrag die Auf⸗ 
wertung gem. 815 Aufw®, zu feinen Gunſten einzutragen, es ſei 
denn, daß begründete Zweifel in die Richtigkeit der Eintragung vor⸗ 
liegen. In dieſem Falle gehört allerdings zum Nachweis der Un⸗ 
vichtigkeit des Grundbuchs (8 22 G80.) auch die Beſeitigung der 
Zweifel. Solche Bedenken können unter Umſtänden daraus ent⸗ 
nommen werden, daß nach gewiſſen, dem GBA. bekannten An⸗ 
haltspunkten der befriedigte Gläubiger auf Veranlaſſung des 
Eigentümers die zurückgezahlte Hypothek an einen Dritten ab⸗ 
getreten hat, da in dieſem Falle nicht nur die Rangverhältniſſe, 
ſondern auch die Vorausſetzungen für die Eintragung andere ſind 
(88 21 Abſ. 1, 2; 21 Abſ. 2; 17, 16 Abſ. 2 Aufw®.). Ohne daß jedoch 
irgendein Anhalt dafür vorhanden iſt, daß der befriedigte Gläubiger 
die Hypothek nach der Zahlung abgetreten hat, darf das GBA. 
nicht den Nachweis verlangen, daß keine Abtretung ſtattgefunden 
hat, da auf dieſe Weiſe willkürlich die Eintragung der Aufwertung, 
die nach dem erkennbaren Willen des Geſetzes erleichtert, nicht da⸗ 
gegen erſchwert werden ſollte, verhindert werden würde.“ 

Im vorl. Falle liegt die Sache nun ſo, daß nach der eigenen, 
unbedenklich als zutreffend anzunehmenden Erklärung des Beſchwß. 
eine Abtretung der Hypothek ſtattgefunden hat. Zweifelhaft iſt 
lediglich, in welcher Form dies geſchehen iſt. Hier ſteht alſo jeden⸗ 
falls feſt, daß eine Abtretung erfolgt iſt. Dieſen Umſtand kann 
das GBA. nicht unberückſichtigt laſſen. Die gegenteilige Anſicht des 
Beſchwỹ. verkennt, daß die begehrte Aufwertungseintragung, mag 
der Aufwertungsanſpruch auf 8 15 oder auf $ 17 geſtützt werden, 
die Berichtigung des Grundbuchs (8 22 GBO.) zum Inhalt hat, 
und daß dieſe Berichtigung im Wege des Unrichtigbeitsnachweiſes 
geſchehen ſoll. Solchenfalls kann die Eintragung der Aufwertung 
nur mit dem Inhalt und Rang erfolgen, den das Aufwertungs⸗ 
recht des Beſchw§. auf Grund der Vorſchriften des Aufn. außer⸗ 
halb des Grundbuchs nachgewieſenermaßen verlangt hat. Fände nun 
eine unterſchiedliche Behandlung der Aufwertungseintragung nach 
Inhalt und Rang nicht ſtatt, je nachdem ob die unter übergabe 
des Hypothekenbriefes vorgenommene Abtretung durch Erteilung 
einer privatſchriftlichen oder einer öffentlich beglaubigten Abtretungs⸗ 
urkunde erfolgt iſt, ſo wäre die Vorlage der Abtretungsurkunde 
überflüſſig, das darauf gerichtete Verlangen alſo unbegründet, da 
ſolchenfalls über den Inhalt und Rang der vorzunehmenden Ein⸗ 
tragung ein Zweifel nicht obwalten könnte. Auch zur Errechnung 
des nach 8 18 Abſ. 2 vom Aufwertungsbetrage des Zedenten in 
Abzug zu bringenden Aufwertungsbetrages des Zeſſionars (RO. 
116, 255 1)) wäre die Vorlegung der Abtretungsurkunde jedenfalls 
in der Regel nicht geboten. Der Aufwertungsbetrag wäre diesfalls 
für den früheren Gläubiger mit dem ſich aus der Vorſchrift des 
8 21 Abſ. 2 ergebenden Range in das Grundbuch einzutragen. In 
welcher Weiſe im übrigen die Aufwertungseintragung zu ge⸗ 
ſchehen hätte, bedarf hier keiner Erörterung. Aber auch dann, wenn 
ſich die Eintragung der Aufwertung, wie der Vorderrichter an⸗ 
genommen hat, in dem einen und in dem anderen Falle nach In⸗ 
halt und Rang verſchieden geſtalten ſollte, erſcheint die angefochtene 
Zwiſchenverfügung nicht gerechtfertigt. Allerdings hat bei einem 
Berichtigungsantrage der Antragſteller alle Möglichkeiten auszu⸗ 


gegen der Vorinſtanz, die die Vorlegung der Abtretungsurkunde 
verlangt hatte, erklärt das KG. dieſe Vorlegung für entbehrlich 
und die Eintragung, ſofern nur der Gläubiger den Zeitpunkt der 
Abtretung angibt, für zuläſſig. Das RG. verkennt dabei nicht, daß 
die Nichtvorlegung der Abtretungsurkunde an ſich einer Reihe von 
Zweifeln Raum gibt; es legt aber überzeugend dar, daß die Be⸗ 
ſeitigung dieſer Zweifel für die Eintragung der Aufwertung nicht 
unbedingt notwendig iſt. h 
Einmal ift es, da die Hypothek zurückgezahlt worden tt, 
mangels Vorlegung der Abtretungsurkunde ungewiß, ob die Ab. 
tretung vor oder nach der Rückzahlung erfolgt iſt. Mit Rucksicht 
hierauf hatte die Vorinſtanz gegenüber der beantragten Eintragung 


1) JW. 1927, 1246. 
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räumen, die der Richtigkeit der beantragten Eintragung entgegen⸗ 
ſtehen würden (336. 2, 406). Das würde vom Standpunkte der 
zuletzt als richtig unterſtellten Meinung aus die Vorlage einer öffentlich 
beglaubigten Abtretungsurkunde bzw. den Nachweis ihrer Erteilung 
in privatſchriftlicher Form erfordern. Letzterer könnte jedoch nicht 
ſchon durch Vorlage einer privatſchriftlichen Abtretungsurkunde er⸗ 
bracht werden, da hierdurch weder dem Formerfordernis des 8 29 
GBO. genügt noch die Möglichkeit ausgeſchloſſen werden würde, 
daß neben der privatſchriftlichen Abtretungsurkunde noch eine ſolche 
in öffentlich beglaubigter Form erteilt iſt. Der vom Vorderrichter 
für geboten erachtete Nachweis könnte alſo im letzteren Falle mit 
den im Grundbuchverfahren zuläſſigen Beweismitteln jedenfalls in 
der Regel nicht erbracht werden, der frühere Gläubiger würde alſo 
genötigt ſein, den erforderlichen Nachweis im Prozeßwege zu 
führen. Hat er aber eine öffentlich beglaubigte Abtretungsurkunde 
erteilt, ſo müßte er ſie ſich erſt, notfalls im Prozeßwege, be⸗ 
ſchaffen. Die Eintragung der Aufwertung würde alſo in jedem 
Falle verzögert werden, wenn nicht gar unmöglich ſein. Dieſes 
Ergebnis seht im Widerſpruch zu dem die Aufwertungsgeſetzgebung 
beherrſchenden Gedanken möglichſter Erleichterung der Aufwertungs⸗ 
eintragungen. Wie aus zahlreichen Vorſchriften des Auf. und 
DurchfBeſt. zu entnehmen iſt (vgl. z. B. 885, 6 Abf. 1 Satz 2 
Halbſ. 2 AufioG., Art. 2, 3, 4, 5, 8, 15, 16, 17 Durchf VO. z. AufwG.; 
91 DurchfVO. v. 12. Sept. 1927), hat der Geſetzgeber durch Auf⸗ 
ſtellung und Vermutungen und durch Ausſchaltung einer Reihe von 
Grundregeln des materiellen und formellen Liegenſchaftsrechts (u. a. 
der 88 22, 29, 40, 42 GBD.) die Eintragung der geſetzlichen Auf⸗ 
wertung in das Grundbuch im Intereſſe der Aufwertungsgläubiger 
möglichſt vereinfachen und beſchleunigen wollen. Insbeſ. iſt in Art. 17 
Durchf VO. z. Aufiv®. u. a. beſtimmt worden, daß es der Vorlegung 
des Hypothekenbriefes nicht bedarf, wenn der Antrag auf Ein⸗ 
tragung der Aufwertung im Falle des 817 Aufiv®. von dem früheren 
Gläubiger geſtellt wird. Maßgebend war hierbei die in gleicher 
Weiſe für das Verlangen nach Vorlage der Abtretungsurkunde 
geltende Erwägung, daß der Zedent den Hypothekenbrief nicht 
mehr beſitzt, die Vorlegung des Briefes für ihn alſo mit großen 
Schwierigkeiten verknüpft, wenn nicht gar unmöglich ift (vgl. 
Quaſſowskis, 640). Danach liegt es im Sinne der Auf⸗ 
wertungsgeſetzgebung, die Eintragung der Aufwertung zugunſten 
des früheren Gläubigers zuzulaſſen, ohne daß es erſt des Nach⸗ 
weiſes bedarf, in welcher Form die Abtretung der aufwertbaren 
Hypothek ſtattgefunden hat; ſofern nur die Anmeldung zur Auf⸗ 
wertung rechtzeitig erfolgt und der Eintritt der Vorausſetzungen des 
§ 16 Abſ. 2 AufwG., die auch im Falle der Aufwertung nach 817 AufwG. 
zu beachten find (1X 82/28), dargetan iſt. Die Buchung der Auf⸗ 
wertung kann aber hier zur Vermeidung der Herbeiführung einer 
etwaigen Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht anders als in dem 
Falle der Erteilung einer öffentlich beglaubigten Abtretungsurkunde 
erfolgen, insbeſ. alſo mit dem Range nach dem Aufwertungs⸗ 
betrage des gegenwärtigen Gläubigers und nach den dieſem im 
Range gleichſtehenden oder nechgehenden Rechten (821 Abſ. 2 Aufw Gh.). 


einer Aufwertung nach § 17 Aufw®. eine ſolche nach 8 15 AufwG. 
als möglich bezeichnet und zwecks Prüfung, ob die Aufwertung 
ſich nach der einen oder anderen Vorſchrift zu richten habe, die 
Vorlegung der Abtretungsurkunde gefordert. Demgegenüber weiſt 
das KGG. darauf hin, daß auch dann, wenn die Abtretung nach der 
Zahlung erfolgt fein ſollte, eine Aufwertung nach 817 Aufiv®. 
ſtattzufinden habe. Denn die Rückzahlung der Hypothek in Höhe 
von 3 Milliarden PM. am 20. Okt. 1923 ſei in Anbetracht der In⸗ 
flation nur als Teilleiſtung zu bewerten, habe alſo nur zu einem 
geringfügigen Teilbetrag den Übergang der Hypothek als Grund⸗ 
ſchuld auf den Eigentümer zur Folge gehabt; im übrigen ſei die 
Hypothek bei dem Gläubiger verblieben, habe alſo den Gegen⸗ 
ſtand einer ſpäteren Abtretung bilden können. Dieſe Auffaſſung 
ſtimmt mit der Rſpr., insbeſ. des NG., durchaus überein. 

Eine weitere Folge der Nichtvorlegung der Abtretungs⸗ 
urkunde iſt die Ungewißheit über die Form der Abtretung, und da⸗ 
mit, da die Form der Abtretung für den Rang bedeutſam iſt, über 
den Rang des Aufwertungsbetrags des früheren Gläubigers. Iſt 
die Abtretung mittels öffentlich beglaubigter Abtretungserklärung 
oder Erteilung der übrigen im 8 1155 BGB. bezeichneten 
Legitimationsurkunden erfolgt, fo gilt 8 21 Abſ. 2 AufwG., wo⸗ 
nach der Aufwertungsbetrag des früheren Gläubigers dem Auf⸗ 
wertungsbetrag des gegenwärtigen Gläubigers und den dieſem im 
Range gleichſtehenden oder nachgehenden Rechten im Range nach⸗ 
geht. Iſt die Abtretung privatſchriftlich erfolgt, ſo findet, wie im 
Schrifttum angenommen wird, § 21 Abſ. 2 AufwG. keine An⸗ 
wendung. Beſtritten iſt, ob in dieſem Falle der Aufwertungsbetrag 
des früheren Gläubigers gleichen Rang mit dem Aufwertungs⸗ 
betrag des Zeſſionars hat oder unmittelbar hinter dem Auf⸗ 
wertungsbetrag des Zeſſionars zu ſtehen kommt. Das KG. nimmt 
weder zu dieſer Streitfrage noch zu der Frage Stellung, ob über⸗ 
haupt bei bloß privatſchriftlicher Abtretung § 21 Abſ. 2 AufwG. 
außer Anwendung zu bleiben habe. Die Bedeutung der Entſch. 
liegt darin, daß auch für den Fall, daß je nach der Form der 


Dem früheren Gläubiger muß es überlaſſen bleiben, eine etwa zu⸗ 
läſſige Verbeſſerung der Rangſtellung feiner Aufwertungshypothelk 
bei Erteilung einer nur privakſchriftlichen Abtretungsurkunde durch 
deren Nachweis nachträglich herbeizuführen und durch Eintragung 
eines Widerſpruchs (8 899 BGB.) vorläufig ſicherzuſtellen. 

Auch zur Feſtſtellung des Aufwertungsbetrages des früheren 
Gläubigers bedarf es wenigſtens in der Regel der Einſichtnahme 
in den Inhalt der Abtretungsurkunde ſeitens des GBA. nicht. Nach 
RO. 116, 2552), dem ſich der Sen. angeſchloſſen hat, iſt im Falle 
des § 17 Aufw®. dem früheren Gläubiger von dem ihm zu⸗ 
kommenden Aufwertungsbetrage nicht das empfangene Abtretungs⸗ 
entgelt, ſondern in Anwendung des 818 Abſ. 2 Aufwch. lediglich 
der Aufwertungsbetrag des neuen Gläubigers abzuziehen. Dies gilt, 
wie der Sen. in der Entſch. 1 X 444/97 (AufwRſpr. 1927, 557 
= Ju. 1927 Nr. 1763 = ZW. 1927, 2938 TNotV. 1927, 685) 
ausgeführt hat, auch im Falle der fog. unechten Abtretung. Es iſt 
deshalb eine Prüfung in der Richtung entbehrlich, ob die Abtretung 
auf Veranlaſſung des zahlenden Grundſtückseigentümers ſtatt⸗ 
gefunden hat. Zur Feſtſtellung der Höhe des dem Zeſſionar zu⸗ 
kommenden Aufivertungsbetrages iſt nun allerdings die Kenntnis 
des Zeitpunkts erforderlich, in welchem der Zeſſionar das Recht 
erworben hat (8 2 Abſ. 1 Aufwc.). Da bei Abtretung der Hypo⸗ 
thek durch Abtretungserklärung und Übergabe des Briefes nach 
§ 5 Abf. 1 Satz 2 Aufwch. für die Berechnung des Goldmark⸗ 
betrages (§ 2 AufwG.) vermutet wird, daß die Hypothek an dem 
Ausſtellungstage der Abtretungsurkunde erworben iſt, ſo läge es 
nahe, das Verlangen nach Einrechung der Abtretungsurkunde jeden⸗ 
falls behufs Ermittlung des Zeitpunktes ihrer Ausſtellung für 
erforderlich zu erklären. Dem ſteht jedoch der zuvor aus der Auf⸗ 
wertungsgeſetzgebung abgeleitete Grundſatz möglichſter Erleichterung 
der Aufwertungseintragungen entgegen. Es erſcheint danach eine 
entſprechende Anwendung des Art. 3 DurchfVO. z. Aufivß, dem⸗ 
zufolge bei der Eintragung der Aufwertung vermutet wird, daß 
nur die von dem Gläubiger angegebenen Zahlungen, und zwar zu 
den von ihm angegebenen Zeiten, angenommen ſind, in dem Sinne 
gerechtfertigt, daß bei der Eintragung der Aufwertung zugunſten 
des früheren Gläubigers vermutet wird, daß der Abtretungs⸗ 
empfänger die Hypothek an dem von dem früheren Gläubiger 
angegebenen Abtretungstage erworben hat. Die Vorſchrift des 
Art. 3 DurchfVO. ſoll nach ihrem Sinn und Zweck dem Gläubiger 
die Führung des Nachweiſes des Zeitpunktes und der Höhe der auf 
die Hypothek geleiſteten Zahlungen erleichtern, der ſonſt durch 
öffentliche Urkunden erbracht werden müßte, in dieſer Form aber 
nur ſelten erbracht werden kann (1 X 249/27: JurR. 1927 Nr. 1237 
Dot. 1927, 483). Sie dient alſo vornehmlich einer er⸗ 
leichterten Berechnung der Höhe des einzutragenden Aufwertungs⸗ 
betrages. Da es im Abtretungsfalle für die Ermittlung der Höhe 
der Zedentenaufwertung nicht auf den Zahlungszeitpunkt, ſondern 
— abgeſehen vom Erwerbspreis (= Abtretungsentgelt) — auf den 
Erwerbszeitpunkt ankommt, fo entſpricht es dem dargelegten Sinn 
und Zweck des Art. 3 DurchfVoO., die von ihm aufgeſtellte Ver⸗ 


Abtretungserklärung eine Verſchiedenheit des Ranges des Auf⸗ 
wertungsbetrages des früheren Gläubigers anzunehmen iſt, eine 
Vorlegung der Abtretungsurkunde zwecks Feſtſtellung der Form 
der Abtretung für entbehrlich erklärt wird. Es ſoll mangels 
einer ſolchen Vorlegung der für den Antragſteller ungünſtigere 
Fall der Erteilung der Abtretungsurkunde in öffentlich beglaubigter 
Form angenommen werden. Das KG. gelangt zu dieſem für die 
Praxis bedeutſamen Ergebnis aus dem die Aufwertungsgeſetzgebung 
beherrſchenden Gedanken möglichſter Erleichterung der Aufwertungs⸗ 
eintragungen. Aus verſchiedenen Vorſchriften des Aufiv®. und 
ſeiner Durchführungsbeſtimmungen, in denen teils Vermutungen 
aufgeſtellt, teils eine Reihe von Grundregeln des materiellen 
und formellen Liegenſchaftsrechts beſeitigt ſind, folgert das KG., 
daß die Eintragung der geſetzlichen Aufwertung möglichſt ver⸗ 
einfacht und beſchleunigt werden ſollte. Namentlich verweiſt es auf 
Art. 17 DurchfV O., wonach es für die Eintragung der Aufwertung 
zugunſten des Zedenten der Vorlegung des Hypothekenbrief3 nicht 
bedarf. Die dieſer Beſtimmung zugrunde liegende Erwägung, daß 
die Beſchaffung des Hypothekenbriefs für den Zedenten mit großen 
Schwierigkeiten verbunden, wenn nicht gar unmöglich iſt, führe in 
entſprechenden Weiſe dazu, auch die Vorlegung der Abtretungs⸗ 
urkunde durch den Zedenten für entbehrlich zu erklären. Man 
wird dieſen Darlegungen als Schlußfolgerungen eines das AufwGg. 
in der Tat beherrſchenden Prinzips die Beweiskraft nicht ab⸗ 
ſprechen können. a 

Bei der Entſch. einer weiteren noch wichtigeren Frage, näm⸗ 
lich nach der Höhe des Aufwertungsbetrags des früheren Gläu⸗ 
bigers, konnte ſich das KG. in erhöhtem Maße auf poſitive Vor⸗ 
ſchriften ſtützen. Mangels Vorlegung der Abtretungsurkunde iſt auch 
die Höhe des Aufwertungsbetrags des früheren Gläubigers mit 
Sicherheit nicht feſtzuſtellen. Nach RG. 116, 255 — JW. 1927, 
1246, dem ſich das KG. angeſchloſſen hat, iſt von dem Auf⸗ 


2) 8W. 1927, 1246. 


3%. Jahrg. 1928 Heft 45) 


mutung der Richtigkeit der Gläubigerangaben auch auf die Angabe 
des Gläubigers über den Zeitpunkt der Abtretung zu erſtrecken. 
tag auch der Geſetzgeber an einen Fall der vorliegenden Art 
nicht gedacht haben, ſo erſcheint doch die entſprechende Anwendung 
des Art. 3 im vorerörterten Sinne im Hinblick auf die durch die 
Rſpr. des RG. (RG. a. a. O.) hinſichtlich der Frage der Berechnung 
er Zedentenaufwertung geſchaffenen Rechtslage geboten. Mangels 
eines Anhalts für eine wiederholte Abtretung der Hypothek im 
vorl. Falle braucht eine derartige Möglichkeit bei der Berechnung 
des Aufwertungsbetrages des früheren Gläubigers (vgl. 8 18 
Abſ. 2 Auf.) nicht berückſichtigt zu werden. Es kann deshalb 
dahingeſtellt bleiben, wie bei Kenntnis des GBA. daran, daß das 
techt mehrfach abgetreten iſt, zu entſcheiden wäre. Vermag aller⸗ 
dings der frühere Gläubiger den Abtretungszeitpunkt nicht an⸗ 
zugeben oder find dem GBA. Umſtände bekannt, welche ſeine An⸗ 
gabe über den Zeitpunkt der Abtretung als unrichtig erſcheinen 
laſſen, ſo muß der Gläubiger den Zeitpunkt des Erwerbes der 
Hypothek ſeitens des Zeſſionars nachweiſen, gegebenenfalls durch 
orlegung einer öffentlich beglaubigten Abkretungsurkunde, in 
welchem Falle die Vermutung des 8 5 Abſ. 1 Satz 2 AufwG. zur 
Anwendung käme. Bloße Vermutungen und Möglichkeiten ent⸗ 
kräften jedoch die Vermutung des Art. 3 nicht, ſondern nur dem 
GBA. bekannte Tatſachen, die auf einem anderen als den von 
dem Gläubiger angegebenen Abtretungszeitpunkt ſchließen laſſen. 

(Ach,, 1. BG, Beſchl. v. 26. April 1928, 1 X 39/28.) 

* 

. 82 DurchfVo. v. 12. Sept. 1927; 88 1108, 1168, 
1177 BOB. Iſt eine auf wertungsfähige Papiermarkhypothet 
ſchon gelöſcht, ſo iſt nach Beibringung einer Erklärung des 
Gläubigers, daß er befriedigt ſei, und einer Erklärung 
des Grundſtückseigentümers, daß er auf die zur Eigen» 
tümergrundſchuld gewordene Hypothek verzichtet, in das 
Grundbuch einzutragen, daß ein aufgewertetes Recht nicht 
mehr beſteht. 7) 

Das BeſchwGl. iſt der Auffaſſung, 8 2 DurchfVoO. v. 12. Sept. 
1927 laſſe die Löſchung einer infolge Verzichts des Gläubigers auf 
die aufgewertete Hypothek entſtandenen, vom Eigentümer auf⸗ 
gegebenen Eigentümergrundſchuld nicht zu, wenn letztere nicht ein⸗ 
getragen ſei. Sollte damit geſagt werden, die Löſchung der Eigen⸗ 
tümergrundſchuld ſei ohne deren vorherige Eintragung nicht zus 
läſſig, auch wenn die aufgewertete Hypothek im Grundbuch noch 


wertungsbetrag des früheren Gläubigers nicht das empfangene Ab⸗ 
tretungsentgelt, ſondern in Anwendung des 8 18 Abs. 2 AufwG. 
lediglich der Aufwertungsbetrag des neuen Gläubigers abzuziehen, 
und zwar nach der Rſpr. des Kc. auch im Falle der fog. un⸗ 
echten Abtretung. Der Aufwertungsbetrag bemißt ſich nach dem 
Goldmarkwert des Nennbetrags, im Falle entgeltlichen Erwerbs 
nach dem Goldmarkwert des Erwerbspreiſes am Tage des Erwerbes 
(8 2 Abſ 1 Aufo®.). Ohne Kenntnis des Erwerbstages ift alſo die 
Feſtſtellung des Aufmertungsbetrages des Zeſſionars und damit 
auch desjenigen des Zedenten nicht möglich. Für die Ermittlung 
des Erwerbstages wiederum iſt die Vorlegung der Abtretungs⸗ 
urkunde das gegebene Mittel. Das KG. löſt die Schwierigkeiten, 
die angeſichts der für den Zedenten nahezu unmöglichen Be⸗ 
ſchaffung der Abtretungsurkunde beſtehen, durch entſprechende An⸗ 
wendung des Art. 3 Durchf VO. Dieſe Vorſchrift, derzufolge bei der 
intragung der Aufwertung vermutet wird, daß nur die von dem 

läubiger angegebenen Zahlungen, und zwar zu den von ihm 

angegebenen Zeiten, angenommen ſind, ſoll den Gläubiger der 
otwendigkeit entheben, den grundbuchmäßigen Nachweis des Zeit⸗ 

punkts und der Höhe der auf die Hypothek geleiſteten Zahlungen 
u führen. Die Vorſchrift iſt auf den Fall der Abtretung unmittel⸗ 
ar nicht anwendbar, da es bei ihr nicht auf den Zahlungs⸗ 
zeitpunkt, ſondern — neben der Höhe des Erwerbspreiſes — 
auf den Abtretungstag ankommt. Mit dem NÖ. ift aber ent⸗ 
kevechend dem Zweck der Vorſchrift, die Berechnung des einzu⸗ 
ragenden Aufwertungsbetrags zu erleichtern, ihre entſprechende 
wendung auf den Fall der Abtretung für gerechtfertigt zu er⸗ 

achten und die in ihr aufgeſtellte Vermutung der Richtigkeit der 
läubigerangaben auch auf die Angaben über den Zeitpunkt der 

btretung zu erſtrecken. Für dieſe Geſetzesanalogie ſpricht übrigens 

noch ein weiterer Geſichtspunkt. Der Gläubiger iſt grundbuch⸗ 
mäßig legitimiert. Er wäre daher an ſich berechtigt, die Ein⸗ 
cragung der vollen Aufwertung für ſich zu beantragen. Verlangt 
ef nun weniger, als er formal beantragen könnte, jo ſoll bon 
85 Nachprüfung feiner Angaben abgeſehen werden. Dabei kann 
keinen Unterſchied machen, ob die Angaben des Gläubigers in 

er Behauptung der Leiſtung von Zahlungen oder in der Be⸗ 

ing der Abtretung der Oypothel beſtehen. In dem einen 
ne in dem anderen Falle find die vom Gläubiger ſelbſt ge- 
N Angaben als richtig anzuſehen. Auch die Angaben des 

Abf. ibers über die Höhe des Abtretungsentgelts, das gem. 8 2 
ae AufwG., wie erwähnt, die Grundlage für die Berechnung 
vom Aufwertungsbetrag des Zedenten abzuziehenden Auf⸗ 


Rechtſprechung 


- 


2869 


eingetragen iſt, ſo wäre dies ſchon deshalb rechtsirrtümlich, weil 
der § 2 für dieſen Fall ausdrücklich die Löſchung des Rechts ohne 
vorherige Eintragung des Erwerbes dieſes Rechts durch den Eigen⸗ 
tümer geſtattet. Sollte aber die Eintragung der Eigentümergrund⸗ 
ſchuld in das Grundbuch vor Löſchung derſelben nur für den hier 
vorl. Fall für erforderlich erachtet worden ſein, daß die auf⸗ 
gewerteke Hypothek ſelbſt nicht wieder in das Grundbuch gelangt iſt, 
das Grundbuch alſo nur die gelöſchte Papierhypothek ausweiſt, ſo 
Könnte dem gleichfalls nicht beigetreten werden. Der Sen. hat den 
gegenteiligen Standpunkt in 1X 33/28 (AufwRſpr. 1928, 372) ver⸗ 
treten und daſelbſt unter eingehender Begründung den Rechts⸗ 
grundſatz aufgeſtellt, die Löſchung der von dem Eigentümer infolge 
des Verzichts des Gläubigers erworbenen (8 1168 Abs. 1 BGB.) und 
von ihm aufgegebenen gelöſchten, aber aufgewerteten Hypothel könne 
nach 8 2 BO. v. 12. Sept. 1927 erfolgen, ohne daß es zuvor der 
Wiedereintragung der Hypothek, ſei es als ſolche, ſei es als Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, oder der Eintragung des Verzichts des Gläubigers 
bedürfe, wie daſelbſt näher ausgeführt ift, iſt der 8 2 Durchf VO. v. 
12. Sept. 1927 auch und vor allem auf gelöſchte, aber aufwertbare 
Hypotheken anwendbar. Der Löſchungsvermerk des 8 2 beſagt nicht, 
daß eine noch eingetragene aufgewertete Hypothek geloöſcht wird, 
ſondern daß eine aufgewertete Hypothek endgültig erloſchen iſt, mag 
für ſie nun noch oder ſchon wieder oder nicht mehr eingetragen 
fein. Die „Löſchung“ des 8 2 ſetzt alſo anders als nach allgemeinem 
Liegenſchaftsrecht das Eingetragenſein des zu löſchenden Rechts 
nicht voraus (1 X 33/28). Die von den Vorinſtanzen (ebenjo 
Freude: DNZ. 1928, 122) vertretene Anſicht des 8 2 ſetze ein 
eingetragenes Recht voraus, iſt ſonach von Rechtsirrtum beeinflußt. 
Im vorl. Falle kommt allerdings, dem Verzicht der Sparkaſſe auf 
die auf 4248,30 GM. aufgewertete Poſt Nr. 1 von 170 000 % und 
deſſen Eintragung im Grundbuche eine rechtserhebliche Bedeutung 
nicht zu. Denn die Aufwertungshypothek der Sparkaſſe war bereits 
vor Abgabe der Verzichtserklärung zufolge Befriedigung der Gläu⸗ 
bigerin ſeitens des BeſchwF., der zugleich Eigentümer und perſön⸗ 
licher Schuldner war, zur Eigentümergrundſchuld geworden, ſo daß 
der Sparkaſſe im Zeitpunkt der Verzichtserklärung eine Hypothek, 
auf die ſie hätte verzichten können, nicht mehr zuſtand. Dieſer 
Umſtand ſteht aber der Zulaſſigkeit der Löſchung der hiernach durch 
Befriedigung der Gläubigerin (88 1163 Abſ. 1 Satz 2, 1177 BOB.) 
und nicht durch deren Verzicht (8 1168 Abſ. 1 BGB.) entſtandenen 
Eigentümergrundſchuld ohne deren vorherige Eintragung im Grund⸗ 
buche nicht entgegen. Der Senat hat den § 2 DurchfVO. v. 


wertungsbetrags des Zeſſionars bildet, können in gleicher Weiſe 
die Vermutung der Richtigkeit für ſich in Anſpruch nehmen. 

Die Entſcheidung iſt im Intereſſe der Vereinfachung und Be⸗ 
ſchleunigung der Eintragung der Aufwertung, alfo aus praktiſchen 
Gründen, zu begrüßen. Darüber hinaus ift ihr eine beſondere Be⸗ 
deutung inſofern beizumeſſen, als ſie in größter Anſchaulichkeit 
die Zuſammenhänge zwiſchen der Aufwertung Kraft Rückwirkung 
nach 8 15 AufwG. und der Aufwertung kraft Rückwirkung für 
den Zedenten nach 8 17 Aufm®. offenlegt. Indem das KG. die 
Gleichartigkeit dieſer beiden Aufwertungstatbeſtände aufzeigt, ge⸗ 
langt es in überzeugender Beweisführung zu einer Übertragung der 
für den einen Fall gegebenen Grundſätze auf den anderen Fall. 
Das Ergebnis der Entſch. laßt ſich dahin zuſammenfaſſen, daß 
ebenſo wie im Fall der Rückzahlung der Hypothek die Angaben 
des Gläubigers über den Zeitpunkt und die Höhe der Zahlungen 
ſo auch im Fall der Abtretung der Hypothek die Angaben des 
Gläubigers über den Zeitpunkt der Abtretung und die Höhe des 
Abtretungsentgelts die Vermutung der Richtigkeit für ſich haben. 

Miniſterialrat Quaſſowski, Berlin. 


von Grundſtücken verlangt der 
Gläubiger natürlich die vorherige Bereinigung des Grundbuchs von 
ſolchen Hypotheken, die zur rückwirkenden Aufwertung angemeldet 
und vor Wiedereintragung durch Zahlung abgegolten worden ſind. 
Dem Eigentümer werden erfahrungsgemäß von den Grundbuchämtern 
oft die größten formellen Schwierigkeiten bereitet. Mit dieſen 
Schwierigkeiten räumt die Entſch. des KG. in erfreulicher und 
praktiſcher Weiſe auf. Sie weiſt einen Weg, das Grundbuch durch 
Eintragung eines bloßen Löſchungsvermerkes zu bereinigen, auch 
wenn bis dahin nichts anderes als die ſchon gelöſchte Papiermark⸗ 
hypothek aus dem Grundbuch erſichtlich iſt. Iſt alſo eine Papier⸗ 
markhypothek ſchon gelöſcht, und liegen an und für ſich die Voraus⸗ 
ſetzungen für eine rückwirkende Aufwertung vor, ſo braucht der 
Eigentümer nur beizubringen: a) die Erklärung des Gläubigers, 
daß er befriedigt iſt, oder daß er verzichtet, b) die eigene! Er⸗ 
klärung, daß er auf die zur Eigentümergrundſchuld gewordene Hypo⸗ 
thek verzichtet. Mit einer einzigen Eintragung in die Spalte 
„Löſchungen“ wird dann erſichtlich gemacht, daß ein aufgewertetes 
Recht nicht mehr beſteht. Die Berechnung des Aufwertungs⸗ 
betrages iſt nicht erforderlich. Er bedarf nicht einmal der Vorlegung 
eines Hypothekenbriefes, da ja der alte Brief vernichtet und ein 
neuer nicht erteilt iſt. 


Zu 6. Bei Neubeleihungen 


RA. Jacobſohn, Breslau. 
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12. Sept. 1927 in der Entſch. 1 X 1129%27 wegweiſend für ent⸗ 
ſprechend anwendbar erachtet, wenn die Eigentümergrundſchuld zu⸗ 
folge Rückzahlung der gelöſchten, aber aufgewerteten Hypothek ſei⸗ 
tens des Eigentümers gem. 88 1163 Abſ. 1 Satz 2, 1177 BGB. 
außerhalb des Grundbuchs entſtanden iſt, und hat demgemäß die 
Löſchung der ſo entſtandenen Eigentümergrundſchuld ohne vorherige 
Eintragung derſelben im Grundbuche zugelaſſen (im Ergebnis 
ebenſo Mügels S. 1252; Merten: JW. 1927, 2897). In IX 
187/28 iſt dieſer Grundſatz auch auf den Fall ausgedehnt worden, 
daß die in der vorſtehend gekennzeichneten Weiſe außerhalb des 
Grundbuchs entſtandenen Eigentümergrundſchuld nachträglich, z. B. 
durch eine wirkſame Aufgabeerklärung des Eigentümers i. S. 8 875 
BGB. i. Verb. m. dem urſprünglichen Löſchungsvermerk ane 
in Wegfall gekommen iſt. Die Ausführungen der Vorinſtanzen geben 
dem Senat keinen Anlaß, von dieſen Rechtsgrundſätzen abzu⸗ 
weichen. Die entſpr. Anwendung des 82 Durchf VO. v. 12. Sept. 
1927 in den vorgenannten Fällen findet ihre Rechtfertigung in dem 
in 1X 33/28 a. a. O. dargelegten Zweck des § 2, unnötige Ein⸗ 
tragungen im Grundbuche zu erſparen und dem Grundbuchverkehr 
im Anwendungsbereich des AufwG. zu erleichtern. Er ſoll ferner 
eine Feſtſtellung im Grundbuche dahin ermöglichen, daß eine ge⸗ 
löſchte, aber nach 8 14, 15 AufwG. aufgewertete Hypothek end⸗ 
gültig erloſchen iſt, ohne daß es erſt der Wiedereintragung der auf⸗ 
gewerteten Hypothek in das Grundbuch, ſei es als ſolche, ſei es 
als Eigentümergrundſchuld, bedarf. Danach erſcheint es gerecht⸗ 
fertigt, den 8 2 Durchf VO. nicht nur in den Fällen eines Verzichts 
des Gläubigers auf die aufgewertete Hypothek i. S. 8 1168 Abſ. 1 
BGB., ſondern auch in den weit häufigeren Fällen der Befriedigung 
des Gläubigers ſeitens des Eigentümers — hier jedenfalls ent⸗ 
ſprechend — zur Anwendung zu bringen. Andernfalls bedürfte es 
dann, wenn die aus der AufwHypothek hervorgegangene Eigen⸗ 
tümergrundſchuld nicht nachträglich zum Wegfall gekommen iſt, 
zunächſt der Wiedereintragung der nach erfolgter Wiedereintragung 
ſogleich wieder zu löſchenden Eigentümergrundſchuld und damit des 
Nachweiſes des Auſwertungsbetrages der zur Eigentümergrund⸗ 
ſchuld gewordenen Hypotheken. Zur Vermeidung dieſes umſtändlichen 
und angeſichts des Umſtandes, daß die gebuchte Eigentümergrund⸗ 
ſchuld im Anſchluſſe an die Eintragung ſogleich wieder zur Löſchung 
gelangen ſoll, auch überflüſſigen Verfahrens iſt für den Fall des 
Verzichts des Gläubigers auf die AufwHypothek (8 1168 BGB.) die 
Vorſchrift des 8 2 DurchfVO. v. 12. Sept. 1927 geſchaffen worden 
(Schlegelberger⸗-Harmening' Nachtrag S. 3). Die Rechts⸗ 
ähnlichkeit dieſes Falles mit demjenigen der Gläubigerbefriedigung 
und daraus entſtehender Eigentümergrundſchuld gebietet die ent⸗ 
ſprechende Anwendung der genannten Vorſchrift auch auf den letz⸗ 
teren Fall. Bei nachträglichem Wegfall der Eigentümergrundſchuld er⸗ 
fordert, wie in 1X 1878 ausgeführt iſt, das Bedürfnis, den 
endgültigen Untergang des gelöſchten, aber aufgewerteten Rechts 
im Grundbuche kenntlich zu machen, die entſprechende Anwendung 
des 82. Es bedarf deshalb hier keiner weiteren Prüfung, ob die 
durch Rückzahlung des geſetzlichen Aufwertungsbetrages der Hypo⸗ 
thek entſtandene Eigentümergrundſchuld nachträglich weggefallen iſt, 
vielmehr kann die Eintragung des Löſchungsvermerkes nach 8 2 
DurchfVO. v. 12. Sept. 1927 ohne weiteres in den Spalten ‚9 bis 
11 bei der Nr. 1 der Abt. III erfolgen ($ 12 Abſ. 3 Allgem. Verf. 
v. 20. Nov. 1899 (Jm Bl. S. 349). 
(KG., 1. 3S., Beſchl. v. 24. Mai 1928, 1 X 178/28.) 
* 


7. Bei auf Goldmark geſtellten Hypotheken ift die 
Feſtſetzung mehrerer, für die Umrechnung von Zins⸗ und 
Kapitalzahlungen maßgebender Stichtage grundbuchlich 
eintragbar. f) 

Der Grundſtückseigentümer B. hat in gerichtlich beglaubigter 
Urkunde v. 23. Jan. 1928 die Eintragung einer Darlehns hypothek 
von 2000 GM. für die BeſchwF. beantragt, wobei gemäß Ziff. 2 daſ. 


Zu 7. Der vorſtehende Beſchluß des KG., dem ſachlich zu⸗ 
geſtimmt werden muß, iſt nur zu begrüßen; für das Reallkreditgeſchäft 
iſt er von weſentlicher Bedeutung. Die Realkreditinſtitute, die ſich 
die Gelder für ihre Ausleihungen durch Ausgabe von Pfandbriefen 
oder ſonſtigen Schuldverſchreibungen beſchaffen, ſind genötigt, die 
Zinſen der Deckungshypotheken ſo rechtzeitig fällig zu machen, daß 
ſie an dem Tage, an dem ſie ſelbſt die Zinsſcheine ihrer Pfandbriefe 
einlöſen müſſen, bereits über die erforderlichen Zinseingänge ver⸗ 
fügen. Bei wertbeſtandigen Hypotheken bringt ein ſolches Verfahren 
aber die Gefahr mit ſich, daß in Zeiten der Geldentwertung die von 
dem Hypothekenſchuldner gezahlten Zinsbeträge ſich entwerten, fo daß 
das Realkreditinſtitut an dem Tage, an dem es ſeine Zinsſcheine 
einzulöſen hat, infolge Entwertung nicht mehr über den für die Ein⸗ 
löſung notwendigen Betrag verfügt. Da es im Falle einer erheb⸗ 
licheren Entwertung die Differenz nicht aus eigenen Mitteln zuſchießen 
kann, iſt es alſo genötigt, ſich den Differenzbetrag von ſeinen Hypo⸗ 
thekenſchuldnern nachvergüten zu laſſen. Dieſe Notwendigkeit bedingt 
die Feſtlegung eines doppelten Stichtages für die Umrechnung der 
Goldmark in Reichsmark. Es ſei daran erinnert, daß die am 1. Jan. 
1924 fällig gewordenen Zinſen der Roggenrentenbriefe der Roggen⸗ 


1 GM. gleich dem Preiſe von 1/790 kg Feingold fein ſoll. Die Eine 
tragungsbewilligung weiſt u. a. folgende Beſtimmungen auf: 

a) Ziff. 3 Abſ. 2: Die Berechnung des Reichsmarkbetrages 
der Leiſtungen gem. Ziff. 2 erfolgt nach dem Fälligkeitstag als Stich⸗ 
tag. Ergibt ſich ein höherer Reichsmarkbetrag, falls die am 1. Nov. 
fällige Leiſtung unter Zugrundelegung des folgenden 15. Jan., die am 
1. Mai fällige Leiſtung unter Zugrundelegung des folgenden 15. Juli 
als Stichtag in Reichsmark umgerechnet wird, ſo iſt der Unterſchied 
auf Verlangen der Darlehnsgeberin vom Darlehnsnehmer nachzuzahlen. 
Das Verlangen auf Nachzahlung kann nur innerhalb drei Wochen 
nach dem 15. Jan. und 15. Juli geſtellt werden; es gilt als geſtellt, 
wenn eine entſprechende Aufforderung ſchriftlich oder drahtlich an 
den Darlehnsnehmer abgeſandt iſt. Die Zahlung hat innerhalb zwei 
Wochen nach Erhalt der Aufforderung zu erfolgen. 

b) Ziff. 6 Abſ. 2: Der Darlehnsnehmer hat das Recht, das 
Darlehn unter Einhaltung einer ſechsmonatigen Kündigungsfriſt zu 
jedem Zinstermin (d. i. 1. Mai und 1. Nov.) zu kündigen und ... 
zurückzuzahlen. 

A bſ. 3: Für die Umrechnung von Goldmark auf Reichsmark 
und eine etwaige Nachzahlungspflicht infolge Abſinkens der Reichs⸗ 
mark gegenüber der Goldmark gilt Ziff. 2 u. 3 Abſ. 2 entſprechend 
mit der Maßgabe, daß als Stichtag der in Abf. 2 genannte Rück⸗ 
zahlungstermin gilt. 

Das GBA. hat die Beſtimmungen in Ziff. 3 Abſ. 2 und Ziff. 6 
Abf. 3 als nicht eintragungsfähig bzw. als zur Sicherung durch Hypo⸗ 
thek ungeeignet mit der Begründung beanſtandet, der für die Um⸗ 
rechnung maßgebliche Zeitpunkt ſei beſtimmt zu bezeichnen, und hat 
mit Verfügung v. 20. Febr. 1928 „zur Behebung der Beanſtandung 
bei Meidung der Entſcheidung nach Sachlage“ eine Friſt geſetzt. Die 
Beſchw§. hat gegen dieſe Verfügung Beſchwerde eingelegt und aus⸗ 
geführt, die beanſtandeten Beſtimmungen ſtänden mit den geſetzlichen 
Vorſchriften nicht in Widerſpruch, die Feſtſetzung zweier Stichtage für 
die Berechnung des Feingoldes ermangele auch nicht der nötigen Be⸗ 
ſtimmtheit. Die Beſchwerde hatte keinen Erfolg. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt begründet. 

Die der rechtlichen Nachprüfung unterliegende Beanſtandung 
beſchränkt ſich auf die in Ziff. 3 Abſ. 2 Satz 2ff. geregelte, nach 
Ziff. 6 Abſ. 3 auch für die Kapitalrückzahlung maßgebliche ſog. Nach⸗ 
zahlungspflicht. Im Rechtsſinne handelt es ſich dabei um folgendes. 
Der für die Berechnung der Kapital⸗, Tilgungs⸗ und Zinsbeträge 
maßgebende Stichtag i. S. des 82 Durchf VO. v. 29. Juni 1923 
(RG Bl. I, 482), der hier mangels einer anderweitigen Regelung für 
die Ermittlung des amtlich feſtgeſtellten Preiſes für Feingold aus 
der in 8 2 Saz 1 Durchf VO. vorgeſehenen Bek. des RWirtſchMin. 
oder der von ihm beſtimmten Stelle im RAnz., wie auch für die 
Umrechnung des ſo ermittelten, in engliſcher Währung ausgedrückten 
Preiſes in die deutſche Währung auf dem in 82 Satz 2 DurchfVO. 
angegebenen Wege gilt, iſt grundſätzlich der Fälligkeitstag, alſo der 
1. Nov. und 1. Mai, nach Wahl der Darlehnsgeberin aber ein 
ſpäterer, gleichfalls kalendermäßig beſtimmter Zeitpunkt (der 15. Jan. 
und der 15. Juli), ſofern ſich unter Zugrundelegung des letzteren 
Stichtages für die BeſchwF. ein höherer Reichsmarkbetrag ergibt. Es 
kommen alſo zwei Stichtage in Betracht, dieſe ſind jedoch derart 
gegeneinander abgeſtimmt, daß im Einzelfalle immer nur einer 
der beiden Stichtage die Grundlage für die Berechnung der Kapital⸗, 
Tilgungs⸗ und Zinsbeträge ergibt. Nach dieſem Stichtage ſind die 
vorgenannten Beträge zu berechnen. Ergibt ſich unter Berückſichtigung 
des ſpäteren Stichtages ein höherer Reichsmarkbetrag und wählt die 
Gläubigerin in der vorgeſehenen Form und Friſt den letzteren Stich⸗ 
tag, fo ſtellen die nach dieſem Stichtag errechneten Kapital- und Zins⸗ 
beträge die von vornherein geſchuldeten Beträge dar. Das KG. hat 
in der Entſch. IF G. 1, 461 (467) zu § 2 Durchf VO. mit eingehender 
Begründung ausgeführt, das Geſetz laſſe in verſchiedenen Richtungen 
Raum für Vereinbarungen der Beteiligten, ſo bez. der zeitlichen Be⸗ 


rentenbank den Inhabern dieſer Briefe eine erhebliche Enttäuſchung 
brachten, da die Umrechnung nach einem mehrere Wochen zurückliegen⸗ 
den Termin erfolgte und in der Zwiſchenzeit der durch die Umrech⸗ 
nung ſich ergebende Markbetrag weſentlich entwertet war. Eine ſolche 
Enttäuſchung nimmt das anlageſuchende Publikum naturgemäß nicht 
zweimal hin; würde es bei wertbeſtändigen Papieren Gefahr laufen, 
daß die Umrechnung nach einem zurückliegenden Stichtag erfolgt und 
daß es ſelbſt die zwiſchen dieſem Stichtag und dem Auszahlungstag 
eingetretene Entwertung tragen muß, dann würde es auf derartige 
Anlagewerte ſehr bald verzichten. Das würde aber wiederum zur Folge 
haben, daß die Realkreditinſtitute nicht in der Lage wären, ſich die für 
ihre Beleihungen notwendigen Mittel zu beſchaffen. So hart dieſer 
doppelte Stichtag alſo auch auf den erſten Blick für die Hypotheken⸗ 
ſchuldner erſcheint, iſt er doch auch für ſie eine Notwendigkeit, wenn 
das Realkreditgeſchäft ordnungsmäßig durchgeführt werden ſoll. 
Eigenartig iſt, daß erſt jetzt das KG. Gelegenheit gehabt hat, 
ſich mit dieſer Frage zu beſchäftigen, trotzdem im Laufe der letzten 
vier Jahre viele Tauſende von Hypotheken mit der gleichen Klauſel 
anſtandslos eingetragen worden ſind. Die übergroße Mehrzahl der 
GBA. hat alſo an dem doppelten Stichtag keinen Auſtoß genommen. 
RA. Dr. v. Karger, Berlin. 
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ſtimmung, welcher amtlich feſtgeſtellte Preis für Feingold zugrunde 
zu legen ſei; ferner hinſichtlich der Beſtimmung des für die Berech⸗ 
nung der Kapital⸗, Tilgungs⸗ und Zinsbeträge ſowie der ſonſtigen 
Nebenleiſtungen maßgebenden Tages. Es iſt daſelbſt weiterhin grund⸗ 
ſätzlich für zuläſſig erachtet worden, für die Ermittlung des Gold⸗ 
preiſes und für die Umrechnung bei pünktlicher Zahlung einen 
anderen Zeitpunkt zugrunde zu legen als bei unpünktlicher Zahlung, 
und die Wahl unter den Zeitpunkten einem der Beteiligten zu über⸗ 
laſſen (ebenſo BayobsG.: IFG. 2, 350; Güthe⸗Triebel, 
GBO. 4, Bd. 2 S. 1854; vgl. auch Schlegelberger, Wertbeſtän⸗ 
dige Hypotheken, G. 2 8 2 DurchfVO. Anm. 7). Ausſchlaggebend war 
dabei die Erwägung, wenn auch in § 2 Satz 1 DurchfVO. nur von 
einem Goldpreis und in Satz 2 daf. nur von einem maßgebenden 
Tage die Rede ift, fo habe damit offenbar die Entſch., ob auch mehrere 
Goldpreiſe und mehrere maßgebende Tage zugrunde gelegt werden 
können, nicht vorgegriffen werden ſollen; dieſe Entſch. hänge lediglich 
davon ab, ob bei Zugrundelegung verſchiedener Zeitpunkte eine 
größere Unbeſtimmtheit der Belaſtung eintritt, als ſie ſich an ſich 
ſchon aus der Rechtsnatur der wertbeſtändigen Hypotheken ergibt, 
die bei einer Anderung des Preiſes der als Maßſtab dienenden Ware 
und bei einer Anderung des Kurſes der Papiermark (jetzt Reichs⸗ 
mark) eine entſprechende Schwankung der in Papiermark (Reichs⸗ 
mark) ausgedrückten Belaſtung zur Folge hat. Von dieſem rechtlichen 
Geſichtspunkte aus können die hier zur Erörterung ſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen entgegen der Annahme des Vorderrichters nicht als dem 
Beſtimmkheitsgrundſatze des GBA. zuwiderlaufend angeſehen werden. 
ach dem zuvor Ausgeführten kommt im Einzelfalle immer nur ein 
Stichtag für die Berechnung der Kapital-, Tilgungs⸗ und Zinsbeträge 
in Betracht, der kalendermäßig feſtſteht und in Verbindung mit dem 
zuletzt bekanntgemachten Londoner Goldpreis und der Umrechnungs⸗ 
vorſchrift 82 Satz 2 DurchfVO. eine zweifelsfreie Errechnung der 
endgültig geſchuldeten Beträge ermöglicht. Die geldliche Belaſtung des 
Grundſtücks iſt alſo in jedem Falle eine beſtimmte, nur der Stichtag, 
in welchem die Belaſtung des Grundſtücks endgültig feſtſtellbar iſt, 
erfährt durch die hier getroffene Regelung eine zeitliche Verſchiebung 
von dem Fälligkeitstage auf einen zeitlich ſpäter liegenden Stichtag. 
Die Belaſtung des Grundſtücks iſt danach endgültig feſtſtellbar exit 
nach Ablauf von drei Wochen ſeit dem 15. Jan. bzw. ſeit dem 
15. Juli. Das hierdurch unleugbar für einen gewiſſen Zeitraum ge⸗ 
ſchaffene Moment der Ungewißheit über die Höhe der Belaſtung des 
Grundſtücks iſt aber dem Weſen der wertbeſtändigen Hypothek nicht 
fremd, iſt vielmehr gerade eine weſentliche Eigenſchaft dieſes Rechts. 
Im Gegenſatz zu der geldbeſtimmten, auf Reichswährung lautenden 
Hypothel iſt die wertbeſtimmte, wertbeſtändige Hypothek eine ſolche, 
deren Höhe ſich aus dem jeweiligen Goldpreis des wertbeſtändigen 
Maßſtabes ergibt. Sie läßt den aus dem Grundſtück zu zahlenden 
Goldbetrag nicht von vornherein erkennen, ſo daß vom Zeitpunkt 
ihrer Einkragung ab bis zur Zahlung Ungewißheit über die Höhe 
der Saft beſteht (1 X 687/7; JurR. 1927 Nr. 2212; 1X 119/25: 
DRG. 44, 149 — Zur. 1925 Nr. 372). Die Ungewißheit über die 
Höhe der Belaſtung dauert allerdings — anders als in dem in 
JF. 1, 461 entſchiedenen Falle — hier nicht bis zum Zeitpunkte 
der Zahlung, ſondern darüber hinaus bis zu dem in der Eintragungs⸗ 
bewilligung feſtgelegten Stichtage an. Daraus laſſen ſich aber maß⸗ 
gebliche Bedenken nicht herleiten. Wählt die Gläubigerin den ſpäter⸗ 
liegenden Stichtag, ſo ſtellt ſich die am Fälligkeitstage erbrachte Zah⸗ 
lung als Teilleiſtung dar. Die Verteilung der geſchuldeten Leiſtung 
Zul mehrere Zeitpunkte ift auch nach den Grundſätzen des allgemeinen 
Liegenſchaftsrechts zuläſſig. 
Auch das weitere Bedenken des LG., die hier getroffene Ver⸗ 
einbarung laufe dem Charakter der wertbeſtändigen Hypothek in⸗ 
ofern zuwider, als fie nur eine Ausdehnung der Hypothele nach oben 
(Gugunſten des Gläubigers) geſtatte, die Hypothel, die das Sinken 
und Steigen des Kurſes der wertbeſtändigen Leiſtung widerſpiegeln 
olle, werde dadurch zur Erſtarrung gebracht, kann nicht als be⸗ 
gründet anerkannt werden. Dieſes Bedenken kann ſich zunächſt nur 
auf die Zeit vom Fälligkeitstage bis zum zweiten Stichtage er⸗ 
ſtrecken, trifft alſo in jedem Falle auf den dem Fälligkeitstage voran⸗ 
gehenden Zeitraum nicht zu. Ebenſo bleibt der Umfang der Hypothek 
für die Zeit vom Fälligkeitstage bis zum zweiten Stichtage gleitend, 
es findet lediglich haftungsmäßig ein Herunterſinken des Feingold⸗ 
preiſes unter den für den Fälligkeitstag nach 8 2 DurchfB O. maß⸗ 
gebenden Preis für Feingold nicht ſtatt. Inwiefern die Beſtimmung 
einer unteren Grenze wertbeſtändiger Haftung dem Weſen der wert⸗ 
deſtändigen Hypothek zuwiderlaufen ſoll, iſt nicht erſichtlich. Das 
Gegenteil erhellt, worauf die BeſchwF. zutreffend hinweiſt, aus 8 2 
des Gef. über wertbeſtändige Hypotheken v. 23. Juni 1923 (RG Bl. I, 
407), wonach die Höhe der Geldſumme auch in der Weiſe beſtimmt 
mg kann, daß, falls der als Maßſtab gewählte Preis einer 
Ware oder Leiſtung den Preis einer anderen Ware oder Leiſtung nicht 
erreicht oder überſchreitet, dieſer letztere Preis maßgebend ſein ſoll. 
ann der Preis einer anderen Ware oder Leiſtung die untere 
Haftungsgrenze bilden, ſo muß das gleiche für den ſich unter Zu⸗ 
grundelegung eines anderen Stichtages regelnden Preis derſelben 
5 are oder Leiſtung gelten. In der gleichen Richtung liegt es, wenn 
as KG. in ſtändiger Rſpr. (JG. 4, 398; 1X 780/26: JurR. 1927 
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Nr. 366; 1 X 977/27: HöchſthR. 1928 Nr. 741) eine Beſtimmung 
dahin für eintragbar erklärt hat, daß bei einer in Goldmark feſt⸗ 
geſetzten (erſt einzutragenden) Hypothek an Stelle der Goldmark die 
Reichsmarb tritt, falls die Umrechnung der erſteren in letztere eine 
unter dem Nennbetrag der Hypothek ſinkende Ziffer ergibt. Es iſt 
deshalb auch im vorl. Falle mit Recht unbeanſtandet gelaſſen, daß 
eine Goldmark mindeſtens gleich einer Reichsmark fein ſoll. Dieſe 
Veſtimmung ſteht ferner den in Ziff. 3 Abſ. 2 Satz 2ff., 6 Abſ. 3 ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen nicht entgegen, ſie ergänzte ſie vielmehr durch 
Schaffung einer weiteren unteren Haftungsgrenze. 


(K., 1. Fer 3, Beſchl. v. 19. Juli 1928, 1 X 378/28.) 


Oberlandesgerichte. 


Berlin. Zivilſachen. 


1. 81164 56 B. Der Inflationsverkäufereines Grund⸗ 
ſtücks, der auf Grund der Aufwertungsvorſchriften miteiner 
perſönlichen Hypothekenſchuld belaſtet geblieben iſt, hat 
keinen perſönlichen Ausgleichungsanſpruch gegen den 
Grundſtückserwerber, ſondern höchſtens einen dinglichen 
Ausgleichungsanſpruch gemäß 8 1164 BGB. dann, wenn 
auch die Hypothek noch nicht erloſchen iſt. 


Bei der Prüfung des Klageanſpruchs ſei zunächſt unterſtellt, daß 
infolge gutgläubigen Erwerbs des unbelaſteten Grundſtücks durch die 
Bekl. eine dingliche Aufwertung der Darlehnshypothek nicht in Be⸗ 
tracht kommt. Die Entſch. RG. 112, 329 1) betrifft nur den Fall, 
daß der Erwerber des Grundſtücks entgegen der vom Veräußerer 
übernommenen Verpflichtung von der dinglichen Aufwertungsſchuld 
noch nicht befreit iſt und demgegenüber vom Veräußerer Befreiung 
von dieſer verlangt. In dieſem Falle wird dem Veräußerer die Ein⸗ 
rede gewährt, daß er mit der bei Kaufabſchluß nicht vorausſehbaren 
Aufwertungsſchuld unbillig belaſtet ſei und daß ihm daher wegen ver⸗ 
änderter Geſchäftsgrundlage nach Treu und Glauben die Befreiung 
des Erwerbers von der dinglichen Aufwertungsſchuld nicht oder nicht 
allein zugemutet werden könne. In dem vorl. Rechtsſtreit handelt es 
ſich jedoch nicht um die Befreiung des Erwerbers von der ding⸗ 
lichen Aufwertungsſchuld, ſondern um die Befreiung des Ver⸗ 
äußerers von der perſönlichen Aufwertungsſchuld. Die Frage, 
ob auch der Veräußerer, weil er wider Erwarten noch mit der perſön⸗ 
lichen Aufwertungsſchuld belaſtet geblieben iſt, auf Grund der Rauf- 
vertraglichen Rechtsbeziehungen unter Umſtänden einen Ausgleichungs⸗ 
anſpruch gegen den Erwerber hat, iſt in Schrifttum und Rſpr. um⸗ 
ſtrilten. Das NG. hat zu ihr, ſoweit erſichtlich, noch nicht Stellung 
genommen. 

Für den Ausgleichungsanſpruch des Veräußerers, der als perſön⸗ 
licher Aufwertungsſchuldner in Anſpruch genommen wird, wird in 
erſter Linie geltend gemacht, daß durch die bei Kaufabſchluß noch nicht 
vorherſehbar geweſene Belaſtung mit der perſönlichen Aufwertungs⸗ 
ſchuld die Geſchäftsgrundlage ſich verſchoben habe (vgl. u. a. Neu⸗ 
kirch, Aufwß. S. 195 und JW. 1927, 7181 Anm. B; Abraham: 
IW. 1927, 1031 Anm.; Quaſſowski, 5. Aufl., Aufwch. 1927 
S. 378 zu VIe; Os. Karlsruhe: AufwRipr. 1927, 352, 381, 575). 
Dieſer Auffaſſung hat ſich auch das LG. angeſchloſſen. Dem kann 
jedoch nicht beigetreten werden, weil die Befreiung des Veräußerers 
von der perſönlichen Schuld außerhalb des Geſchäftsrahmens liegt. 
Die Geſchäftsgrundlage kann bei einem gegenſeitigen Vertrage nur 
entweder die Leiſtung oder die Gegenleiſtung betreffen. Die Leiſtung 
des Veräußerers beſteht im vorl. Falle in der Verſchaffung des un⸗ 
belaſteten Eigentums am Grundſtück, die Gegenleiſtung des Erwerbers 
in der Zahlung des vereinbarten Kaufpreiſes. Weder jene Leiſtung 
noch dieſe Gegenleiſtung wird in ihren Grundlagen durch die nicht 
vorhergeſehene perſönliche Aufwertungslaſt des Veräußerers erſchüttert. 
Eine Anderung der Geſchäftsgrundlage, mit anderen Worten eine 
Störung des Gleichgewichts zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung, 
kommt auch nach der Rſpr. des RG. (vgl. RG. 112, 333 2); insbeſ. 
auch RG. v. 16. Okt. 1926, V 70/26: Aufwfart. 1927, 41) wegen in 
ihrer Tragweite unvorherſehbarer Verpflichtungen nur dann in Be⸗ 
tracht, wenn dieſe durch den Vertragsſchluß entſtehen. Davon 
kann im vorl. Falle nicht die Rede ſein. In ähnlicher Weiſe wird 
in ſolchen Fällen eine Verſchiebung der Geſchäftsgrundlage geleugnet 
DRG. Dresden, OLG. Hamburg und LG. Gera: Aufmfipr. 
1927, 571 ff. ſowie von Roth: JW. 1927, 2494 zu A. 

Im übrigen ſteht der Annahme einer Verſchiebung der Geſchäfts⸗ 
grundlage auch der Umſtand entgegen, daß eine nachträgliche 
Anderung der Sad oder Rechtslage überhaupt nicht eingetreten üt. 
Es handelt fich vielmehr nur darum, daß der Veräußerer glaubte, 
ſowohl die perſönliche als auch die dingliche Hypothekenſchuld durch 
eine geringe Papiermarkzahlung tilgen zu können, während dies tat⸗ 
ſächlich nicht möglich war; die Aufwertungsgeſetzgebung hat biegen 
an ſich ſchon damals in Geltung befindlichen Rechtszuſtand lediglich 


) JW. 1926, 1808. ) JW. 1926, 1808. 
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ſanktioniert. Es mag ſein, daß dieſer Irrtum den Kaufpreis be⸗ 
einflußt hat. Dann liegt aber ein reiner Irrtum im Beweg⸗ 
grunde vor, der — ſoweit es ſich wenigſtens um die Tilgung der 
perſönlichen Schuld handelt — auch nicht etwa in der Weiſe zum 
Beſtandteil der Willenserklärung geworden iſt, daß er in der Er⸗ 
klärung ſelbſt oder bei den entſcheidenden Verhandlungen erkennbar 
hervorgetreten iſt (vgl. RG.: IW. 1927, 10811 und die dort angef. 
Entſch.). Der Veräußerer übernahm zwar in dem Vertrage die Til⸗ 
gung der dinglichen Schuld; ob und auf welche Weiſe er ſich zu⸗ 
gleich auch der perſönlichen Schuld entledigte, blieb ihm völlig 
überlaſſen und war für den Vertragsſchluß ſelbſt ohne Bedeutung. 
Auch in dieſem Sinne iſt alſo die Geſchäftsgrundlage keine andere, 
als bei Vertragsſchluß angenommen war. Deshalb kann auch den 
allgemeinen Billigkeitserwägungen von Mügel, Aufwertungsrecht, 
5. Aufl., 1927, 1 S. 490 nicht beigetreten werden. Er führt aus, daß 
der Kaufpreis unter falſchen Vorausſetzungen feſtgeſetzt ſei und daß 
dem Verkäufer daher gem. 8242 BGB. nicht zugemutet werden 
könne, das Grundſtück dem Erwerber zum vereinbarten Kaufpreis zu 
belaſſen. In ähnlichem Sinne nimmt auch Roth: ZW. 1927, 2494 
(zu B) Stellung. In ſolchem allgemeinen Umfange iſt aber die 
Windſcheid ſche Vorausſetzungslehre ſelbſt in der Aufwertungs⸗ 
rechtſprechung niemals anerkannt worden. Vielmehr hat man der 
irrigen Vorausſetzung nur dann Bedeutung beigemeſſen, wenn ſie 
beiderſeits die Geſchäftsgrundlage bildete (vgl. z. B. RG. 108, 109 9)). 
Genau mit dem gleichen Schein von Berechtigung könnte man dann 
noch einen Schritt weiter gehen und erklären, daß der Kaufpreis bei 
den in der Inflationszeit erfolgten Verkäufer überhaupt unter falſchen 
Vorausſetzungen feſtgeſetzt worden ſei und daher auch ſeine An⸗ 
gemeſſenheit nachgeprüft werden müſſe. Damit würden ſämtliche In⸗ 
flationsverkäufe in ihren Grundlagen erſchüttert werden, was jedoch 
in der Rſpr. mit Recht bisher ſtets abgelehnt worden iſt. 

Hiernach läßt ſich ein Ausgleichungsanſpruch in Fallen der hier 
in Rede ſtehenden Art auf keine Weiſe rechtfertigen. Es kommt daher 
auch nicht darauf an, ob es ſich in diefen Fällen — wie zur Be⸗ 
kämpfung des Anſpruchs noch beſonders geltend gemacht wird (vgl. 
KG., 21. ZS.: JW. 1927, 10319; OLG. Dresden und OLG. Ham⸗ 
burg a. a. O.) — um ein beiderſeits vollſtändig abgewickeltes Rechts⸗ 
verhältnis handelt. Denn dieſe Frage iſt nur dann von Bedeutung, 
wenn man entweder eine nachträgliche Verſchiebung der Geſchäfts⸗ 
grundlage oder einen die beiderſeitige Geſchäftsgrundlage berührenden 
Vertragsirrtum als vorliegend in Betracht zieht. Im übrigen kann 
man die vollſtändige Abwicklung eines Rechtsverhältniſſes nicht feſt⸗ 
ſtellen, wenn man erſt beweiſen will, daß Anſprüche aus dem Rechts⸗ 
verhältnis nicht mehr beſtehen. Die Frage, ob das Rechtsverhältnis 
bereits vollſtändig abgewickelt iſt oder ob noch vertragliche, auf 8 242 
BGB. zu ſtützende Ausgleichungsanſprüche ungetilgt geblieben ſind, 
läßt ſich vielmehr erſt beantworten, nachdem man ſich Rechenſchaft 
darüber gegeben hat, ob die in ihrer Tragweite unvorhergeſehene Be⸗ 
laſtung mit der perſönlichen Aufwertungsſchuld die Geſchäftsgrundlage 
berührt oder nicht. Daher läßt ſich in dieſem Zuſammenhang nur feſt⸗ 
ſtellen, daß die beiderſeitigen Leiſtungen ſo erfüllt worden ſind, wie 
die Beteiligten ſie ſich bei Vertragsſchluß gedacht hatten und daß bis 
zur Erfüllung ſich auch das Wertverhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung nicht verſchoben hatte. Roth anderſeits verfällt a. a. O. 
dem gleichen logiſchen Fehler im umgekehrten Sinne, indem er ohne 
nähere Begründung unterſtellt, daß ein Ausgleichungsanſpruch von 
vornherein beſtanden habe, und daraus herzuleiten ſucht, daß das 
Rechtsverhältnis noch nicht vollſtändig abgewickelt fen Wenn endlich 
Abraham a. a. O. die beiderſeitige Abwicklung des Rechtsverhält⸗ 
niſſes deshalb leugnet, weil der Veräußerer noch mit einer Verbind⸗ 
lichkeit gegenüber dem Hypothekengläubiger belaſtet geblieben ſei, ſo 
verkennt er, daß es bei dieſer Frage ausſchließlich auf die Erfüllung 
von Leiſtung und Gegenleiſtung aus dem Kaufvertrage ankommt. 

Erwähnt ſei noch, daß der Aufwertungsſchuldner gegen ein un⸗ 
billiges Ergebnis durch die Möglichkeit einer Herabſetzung der Auf⸗ 
wertungslaſt gem. § 15 Ziff. 2 AufwG. geſchützt iſt. Dies geht aller⸗ 
dings zu Laſten des Aufwertungsgläubigers und mag dieſem gegen⸗ 
über unbillig erſcheinen. Aber damit, daß die Aufwertung nicht allen 
Billigkeitsanforderungen genügen kann, wird man ſich abfinden müſſen. 
Auch dem Grundſtückserwerber gegenüber wäre es unbillig, wenn er 
trotz Anerkennung ſeines guten Glaubens hinſichtlich der Laſtenfreiheit 
des Grundſtücks und trotz vollſtändiger Erfüllung der beiderſeitigen 
Leiſtungen ſo, wie man ſie ſich bei Vertragsſchluß gedacht und wie 
man ſie damals bewertet hatte, auf Umwegen doch noch mit der Auf⸗ 
wertungsſchuld belaſtet werden ſollte. Der Umſtand allein, daß er 
das Grundſtück der damaligen Konjunktur entsprechend vielleicht billig 
erworben hat, kann dieſe Belaſtung noch nicht rechtfertigen. 

Nicht weſentlich anders iſt die Frage der perſönlichen Aus⸗ 
gleichungspflicht des Grundſtückserwerbers zu beurteilen, wenn man 
annimmt, daß aus den Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs ein laſtenfreier Erwerb des Grundſtücks nicht herzuleiten 
und daß der dingliche Anſpruch der Hypothekengläubiger daher noch 
nicht erloſchen ſei. In dieſem Falle hätte der Veräußerer, deſſen 
Rechtsnachfolger die Kl. geworden ſind, die ihm an ſich obliegende 
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Vertragsleiſtung, das Grundſtück von der Hypothekenlaſt zu be⸗ 
freien, allerdings noch nicht erfüllt, ſo daß von einer vollſtändigen 
Abwicklung des Vertragsverhältniſſes keine Rede ſein könnte. Mit 
dieſer Vertragsleiſtung hatte er auch eine Verpflichtung übernommen, 
deren Tragweite bei Vertragsſchluß nicht vorherſehbar war und deren 
Erfüllung ihm daher nicht unter allen Umſtänden zugemutet werden 
kann. Deshalb kommt hier ein Ausgleich in Betracht, auf den die 
in RG. 112, 329 ff. aufgeſtellten Grundſätze zur Anwendung zu 
bringen ſind. Und zwar könnte auf dieſe Ausgleichungspflicht des 
Erwerbers nicht nur eine Einwendung des Veräußerers gegenüber 
dem Befreiungsanſpruch des Erwerbers geſtützt werden, ſondern kann 
daraufhin jeder von beiden Teilen, ſoweit er ausgleichungsberechtigt 
iſt, verlangen, daß der andere Teil ſeiner Ausgleichungspflicht durch 
entſprechende Mitwirkung bei Tilgung der Aufwertungsſchuld genügt 
(vgl. RG. v. 16. Okt. 1926, V 70/26: Aufwͤart. 1927, 41 bez. des 
Ausgleichungsanſpruchs des Erwerbers und KG., 9. ZS.: JW. 1927, 
7181, insbeſ. S. 719 rechts oben, bez. des Ausgleichungsanſpruchs 
des Veräußerers). Jedoch iſt dabei folgendes zu beachten. Es handelt 
ſich hier um einen Ausgleichungsanſpruch zwiſchen dem perſönlichen 
und dem dinglichen Schuldner in dem gleichen Sinne wie er für den 
dinglichen Schuldner in 8 1143 Abſ. 1 BGB. und für den perſönlichen 
Schuldner in § 1164 BGB. geregelt it. Soweit alſo der dingliche 
Schuldner, der Eigentümer, den Gläubiger befriedigt, geht an ſich 
die Forderung auf ihn über; jedoch bleiben Einwendungen aus dem 
Rechtsverhältnis zwiſchen perſönlichem Schuldner und Eigentümer, 
alſo auch aus der etwaigen Ausgleichungspflicht des perſönlichen 
Schuldners unberührt (8 1143 i. Verb. m. § 774 Abſ. 1 BGB.). 
Soweit andererſeits der perſönliche Schuldner den Gläubiger be⸗ 
friedigt, geht die Hypothek — nicht etwa eine perſön⸗ 
liche Forderung — inſoweit auf ihn über, als er auf Grund 
des Innenverhältniſſes, d. h. auf Grund des ihm zuſtehenden Aus⸗ 
gleichungsanſpruchs von dem Eigentümer Erſatz verlangen kann. 
Soweit ein jeder Teil im Ausgleichungswege hiernach Erſatz ver⸗ 
langen kann — aber auch nur inſoweit —, kann er ſchon im voraus 
von dem anderen Teile Befreiung von der Verbindlichkeit verlangen 
(vgl. 8257 BGB.). Folglich haben die Kl. als Rechtsnachfolger des 
Veräußerers im vorl. Falle keinen perfönlichen Anſpruch darauf, daß 
die Bekl. als Erwerberin ſie von der perſönlichen Aufwertungsſchuld 
befreit, ſondern höchſtens darauf, daß ſie im Rahmen ihrer Aus⸗ 
gleichungspflicht die Zwangs vollſtrechung in das Grund⸗ 
ſtück zwecks Tilgung der betreffenden Hypotheken- 
ſchuld, ſobald dieſe fällig wird, duldet. Soweit auf 
dieſe Weiſe die dingliche Hypothekenſchuld getilgt wird, werden die 
Kl. mittelbar dadurch zugleich auch von ihrer perſönlichen Auf⸗ 
wertungsſchuld befreit. Dieſes Ergebnis ſteht auch durchaus im Ein⸗ 
klang mit der obigen Feſtſtellung, daß die perſönliche Auf 
wertungsſchuld des Veräußerers die Geſchäftsgrundlage nicht berührt 
und daß aus ihr daher perſönliche Anſprüche nicht hergeleitet werden 
können. Es iſt nicht erſichtlich, inwiefern durch das Fortbeſtehen der 
dinglichen Hypothekenſchuld hieran etwas geändert werden ſollte. 
Da aber die Kl. die Bekl. lediglich als perſönliche Schuldnerin 
in Anſpruch nehmen, war die Klage in vollem Umfange abzuweiſen, 
ohne daß es noch einer Prüfung der Frage bedurfte, ob die dingliche 
Hypothekenſchuld erloſchen iſt oder nicht. 
(KG., 5. ZS., Urt. v. 2. Nov. 1927, 5 U 9727/27.) 


* 


2. § 6 3PO. Der Streitwert in Rechtsſtreitigkeiten, 
welche die Feſtſtellung der Aufwertungsverpflichtung durch 
das ordentliche Gericht betreffen, iſt nicht nach 8 3 3 PO. zu 
ſchätzen, ſondern nach 86 3PO. auf den vollen Goldmark⸗ 
betrag zu berechnen, den der Kläger im Verfahren vor der 
Aufwertungsſtelle angemeldet hat. 


Maßgebend für die Bemeſſung des Streitwertes iſt das Inter⸗ 
eſſe des Kl. an der begehrten Feſtſtellung. Dieſes iſt mangels 
jedes anderen Anhaltspunktes nach dem Betrage zu bemeſſen, zu 
dem der Kl. feine Forderung in dem Verfahren vor der AufpStelle 
angemeldet hat. Denn dieſes und der bei Gericht anhängig ge⸗ 
machte Rechtsſtreit über die Feſtſtellung des Anſpruchsgrundes ſind 
inſoweit jedenfalls als eine Einheit anzuſehen, als der Rechtsſtreit 
vor dem Gericht die Grundlage für die Eutſch. vor der Aufmstelle 
in der dort beanſpruchten Höhe des Anſpruchs ſchaffen ſoll. 

Der Anmeldungsbetrag iſt auch zum vollen Nennwert in An⸗ 
ſatz zu bringen, da wegen der geſetzlichen Stundung und aus dem 
Geſichtspunkt eines geringeren Gegenwartswertes keinerlei Ab⸗ 
züge bei der Streitwertfeſtſezung zu machen ſind. Der Streitwert 
iſt vielmehr nach 8 6 ZPO. — unter Ausſchluß des 8 3 ZPO. — 
noch dem vollen Betrage der Forderung zu berechnen (vgl. RG.: 
SW. 1928, 105). 

Die Akten ergeben nun nicht, daß der Kl. vorliegend ſeinen 
Anſpruch im Rechtsſtreit gegenüber ſeiner Anmeldung im Auf⸗ 
wertungsverfahren in irgendeiner Weiſe, ſei es durch Begrenzung 
des Prozentſatzes, ſei es ſonſt eingeſchrankt hat. Dementſprechend 
muß der volle Betrag der Anmeldung zugrunde gelegt werden. Er 
geht, wie die Aufwertungsakten ergeben, auf 100%, abzüglich des 
Goldwertes der i. J. 1921 gezahlten 4500 PM. mit 319,05 GM., 
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mithin auf 4180,95 GM. Auf dieſen Betrag muß dementſprechend 
der Streitwert hier feſtgeſetzt werden, ohne Rückſicht darauf, ob dem 
Kl. geſetzlich ein ſolcher Aufwertungsbetrag hätte zugebilligt werden 
können. Denn es kann hier nichts anderes gelten, als wie es ſonſt 
anzunehmen iſt, wenn der Kl. einen Anſpruch in einer ihm nicht 
zukommenden Höhe mit der Klage gefordert hat. 
(Kg., 8. 35., Beſchl. v. 1. Juni 1928, 8 W 4604/28.) 
Mitgeteilt von RA. Kluge, Prenzlau. 
* 


3. 8 313 BG B.; PrGrVerkGG. Der Schwarzverkäufer 
kann den Erwerber nicht an dem Betrieb des Genehmi- 
gungs verfahrens hindern. 

Auch wenn der Antragſteller ein vorläufig vollſtreckbares Urteil 
des KG. erſtritten hat, durch welches feine Behauptung des Schwarz⸗ 
Kaufes beſtätigt iſt, jo gibt ihm dies kein Recht, dem Antragsgegner 
die Herbeiführung der Genehmigung zu dem wirklich mündlich ge⸗ 
ſchloſſenen Kaufvertrag zu unterſagen. Nach den Vorſchriften des 
BGB. wird der nicht formgerecht abgeſchloſſene Grundſtücks kaufvertrag 
durch Auflaſſung und Eintragung geheilt (8313 BGB.). Dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen liegen hier vor. Wenn die Heilwirkung nicht eingetreten 
iſt, weil der mündliche Vertrag und die Auflaſſung nicht genehmigt 
worden iſt, ſo iſt die Heilwirkung doch nicht völlig unbeachtlich. Die 
Genehmigung der Auflaſſung, die den Antragſteller ohnehin abſtrakt 
bindet, oder des mündlichen Vertrages würde den ganzen Rechtsakt 
heilen. Es liegt alſo ein Schwebezuſtand in Anſehung der Heil⸗ 
wirkung der vollzogenen Eintragung und damit des der Auflaſſung 
zugrunde liegenden Vertrags vor. Der Antragſteller hat kein Recht 
darauf, daß dieſer Schwebezuſtand i. S. der Unterbindung der Heil⸗ 
wirkung beendet werde. Denn ein Recht auf Nichtgenehmigung hat 
der Antragſteller gegen den Antragsgegner nicht. Der Herbeiführung 
der Genehmigung ſteht zwar ſein Intereſſe, aber nicht ein Unter⸗ 
laſſungsanſpruch entgegen (NG. 117, 27). Das Genehmigungs⸗ 
verfahren iſt auch nicht auf gleiche Stufe mit dem Verfahren auf 
Herbeiführung der Eigentumseintragung ins Grundbuch zu ſtellen, 
deren Verhinderung durch einſtw. Verf. dem Schwarzveräußerer durch 
die Rſpr. zugeſtanden worden iſt. Die Eintragung ſchließt gerade mit 
ihrer Heilwirkung den bürgerlichen Rechtsakt der Parteien ab. Das 
Genehmigungsverfahren ſteht daneben und iſt öffentlich⸗ rechtlicher 
Natur. Wenn auch bis zur Genehmigung der Rechtsakt unwirkſam 
iſt, fo beruht dies nicht auf bürgerlich⸗rechtlichen Gründen. Der 
Antragſteller iſt nicht gehindert, in dem Offizialverfahren vor der 
zuſtändigen Behörde ſein Intereſſe zur Geltung zu bringen. Es liegt 
daher auch kein Grund vor, in die in entgegengeſetzter Richtung, aber 
ſonſt gleichliegenden Intereſſen des Antragſtellers durch ein Verbot 
einzugreifen. 

(K., 4. Fer ZS., Beſchl. v. 1. Aug. 1928, 22 W 7929/28.) 
Mitgeteilt von KON. Fabiſch, Berlin. 
* 


Breslau. 

4. Für die Entſcheidung, ob die Vorausſetzungen des 
83 Abſ. 2 Au fw. vorliegen, iſt nicht das ordentliche Ge- 
richt, ſondern die Aufwertungſtelle zuſtändig. 

Auf dem Grundſtüch der Bekl. war für den Kl. eine Hypothek 
von 4000 % ſeit dem Jahre 1915 eingetragen. Dieſe Hypothek wurde 
am 28. Dez. 1921 gelöſcht. Am gleichen Tage wurde für den Kl. auf 
demſelben Grundſtück eine neue Hypothek von 25 000 % eingetragen. 
Kl. behauptet, daß die Hypothek von 4000 5% nicht zurückgezahlt, 
ſondern nur deshalb gelöſcht worden ſei, weil ſie zuſammen mit einem 
neu dem Grundſtückseigentümer gewährten Darlehn von 21000 % 
die Grundlage für die Eintragung der neuen Hypothek von 25 000 Ab 
bilden ſollte. Er hat daher mit der Klage Feſtſtellung begehrt, daß 
die 4000 % nicht zurückgezahlt worden ſeien, ſondern einen Beſtandteil 
der auf dem betr. Grundſtück in Abtl. III unter Nr. 2 eingetragenen 
25.000 % bilden. Das LG. hat der Klage ſtattgegeben. Die Berufung 
führte zur Abweiſung der Klage aus ſolgenden Gründen: 

Der vom Kl. geltend gemachte Anjpruch gehört zur Zuſtändigkeit 
der AufwStelle. Diefe iſt nach 8 69 Aufivd. zur Entſch. ausſchließlich 
zuſtändig, wenn Streit darüber beſteht, in welcher Höhe der Auf⸗ 
wertungsanſpruch aufzuwerten iſt, falls das Beſtehen dieſes An⸗ 
ſpruchs ſelbſt nicht in Frage ſteht. Ein Streit über die Höhe des Auf⸗ 
wertungsanſpruchs liegt auch dann vor, wenn es darauf ankommt, ob 

as aufzuwertende Recht, ſei es ganz, ſei es zum Teil einem früheren 
Rechte entſprochen hat, das nach § 3 Abſ. 2 Aufiv®. bet Begrün⸗ 
dung des neuen Rechts aufgehoben iſt (vgl. Kcö.: JW. 1927, 524). 
Denn bei der Eutſch. gemäß 8 69 Aufwch. hat die AufwStelle die 
Vorfragen, deren Löſung zur Feſtſtellung der Höhe des Aufwertungs⸗ 
betrages erforderlich ſind, mit zu entſcheiden. Als eine ſolche Vorſrage 
iſt es aber anzuſehen, ob die Berechnung des Goldmarkbetrages gemäß 
83 Abſ. 2 Aufv®. zu erfolgen hat, d. h. ob der Zeitpunkt des Er⸗ 
werbes eines früheren aufgehobenen Rechtes für die Berechnung maß⸗ 
gebend iſt, weil das aufzuwertende Recht unter Gewährung eines Zu⸗ 
9 und unter Aufhebung des früheren Rechtes begründet wor⸗ 
n iſt. 

Nach der Behauptung des Kl. ift aber die Hypothek in Abtl. III 

Nr. 23 auf dieſe Weiſe gebildet worden; ihr Betrag ſoll ſich aus den 
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4000 % der gelöſchten Hypothek Abtl. III Nr. 22, deren damaliges 
Beſtehen die Bekl. nicht beſtritten haben, und einem i. J. 1921 
neu gegebenen weiteren Darlehn von 21.000 4% zuſammenſetzen. Die 
Aufwetelle iſt daher für den vom Kl. durch feinen im Wege der An⸗ 
ſchlußberufung geſtellten Antrag ausſchließlich zuſtändig, da die Bekl. 
ihre Aufwertungspflicht bezüglich der Hypothek von 25 000 46 nicht 
beſtreiten. 

Iſt das aber der Fall, dann iſt der Rechtsweg unzuläſſig. Denn 
bei 8 69 Aufwch. handelt es ſich nicht um die Begründung eines aus⸗ 
ſchließlichen Gerichtsſtandes, ſondern um den Ausſchluß des Rechts⸗ 
weges überhaupt. Dies ergibt ſich daraus, daß gemäß § 73 Aufn®. 
auf das Verfahren vor den AufwStellen die Vorſchriften des FGG. 
ſinngemäß Anwendung finden, es ſich alſo bei einer ſolchen Streitig⸗ 
keit nicht um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit i. S. des 8 3 EG 3 PO. 
handelt (vgl. DLG. Hamm: JW. 1927, 1392). 

(Os G. Breslau, Urt. v. 30. Juni 1928, 5 U 18/28.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 


5. Die Verteilung des Verſteigerungserlöſes beim 
Bufammentrejjen der Vorſchriften in 886 Abf. 2, 7 Abſ. 4, 
20 Auf wG. 1) 

Die Parteien ſtreiten über die Verteilung des Erlöſes aus der 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks, das von dem Bekl. zu 1 
erſtanden wurde. Der nach Abzug der Unkoſten und der rück⸗ 
ſtändigen Abgaben zur Verteilung der Hypothekengläubiger verblei⸗ 
bende Erlös betrug 22 883,34 %. Auf dem Grundſtück waren 
zur Zeit der Verſteigerung folgende Hypotheken eingetragen, die 
el den Verſteigerungsbedingungen ſämtlich mit dem Zuſchlag 
erloſchen: 

unter Nr. 4 für die Kl. eine Darlehnshypothek von 6000 PM., 
ſeit dem 28. Nov. 1912, aufgewertet auf 1500 GM.; 

unter Nr. 6 für die Brauerei N. eine Sicherungshypothek von 
3000 GM. ſeit dem 9. Sept. 1924; 

unter Nr. 2 für den Bekl. zu 1 eine Darlehnshypothek von 
28 000 PM. Gegen die am 11. Jan. 1924 erfolgte Löſchung dieſer 
Hypothek war am 30. Jan. 1926 in Abt. III Nr. 13 ein Wider⸗ 
ſpruch auf Grund des Aufiv®. eingetragen worden. Der Auf⸗ 
wertungsbetrag dieſer Hypothel ift von der AufwStelle am 8. Febr. 
1927 auf 6712,50 % feſtgeſetzt worden; 

unter Nr. 8 für den Bekl. zu 1 eine Sicherungshypothek zum 
Höchſtbetrage von 5000 GM., eingetragen am 1. Dez. 1924; 

unter Nr. 10 für die Behl. zu 3 eine Darlehnshypothek von 
5000 GM., eingetragen am 14. Jan. 1925; 

unter Nr. 11 für die Bekl. zu 2 eine Sicherungshypothek von 
4000 AA, eingetragen am 14. Jan. 1925. 


Zu 5. Die Entſch. halte ich nicht für richtig. Zunächſt iſt darauf 
hinzuweiſen, daß die dem Eigentümer vorbehaltene Rangſtelle nicht 
8125 GM. (fo der Verſteigerungsrichter), auch nicht mindeftens 
7000 GM. (fo das Bu.), ſondern eben gerade 7000 GM. beträgt. 
Sie beziffert fi) auf 25% des Goldmarkbetrags der erſten Hypothek 
von 28000 PM. Dieſer Goldmarkbetrag iſt hier dem Papiermark⸗ 
betrag gleich. Die Rangſtelle iſt daher 7000 GM. mit dem üblichen 
Zinsfuß. Daß der Aufwertungs betrag der erſten Hypothek etwas 
niedriger iſt, ſteht nicht entgegen. 

Nach dem Grundbuch war die Rangfolge unter Berückſichtigung 
der eingetragenen Vorrangseinräumung zugunſten der Hypothek des 
Bekl. 1 Nr. 8: 


Pele 1 cope de 2 6712,50 en. 

Bekl. 1 Hypothek Nr. 8 1481,14 GM. b 
Bell. 1 Hopothel Nr. 8 3518 86 CM.] 5000 G. 
Kl. Hypothek Nr. 4 1481,14 GM. 

N. Hypothek Nr. 6 3644.45 GM. 

Bekl. 3 ypother Nr. 10 6234.50 G M. 

Bekl. 2 Hypothek Nr. 11 4000, — GM. 


Sa. 27072,59 GM. 
Auf Grund des 8 6 11 Aufwcd. rückk N. mit feiner Hypothek 
Nr. 6 vor die letzten 2/, der Hypothek Nr. 2 des Bekl. 1. Daraus 
ergibt ſich folgende Rangfolge: 


Bekl. 1 Hypothek Nr. 2 4475,— GM. 

N. Hypothet Nr. 6 2287,50 GM. 6712,50 G. 
Bekl. 1 Hypothek Nr. 8 5000, — GM. 

Kl. Hypothek Nr. 4 1481,14 GM. 

N. Hypothek Nr. 6 1406,95 GM. 

Bekl. 1 Hypothek Nr. 2 2237,50 GM. 

Bekl. 3 Hypothek Nr. 10 6234,50 GM. 

Bekl. 2 Hypothek Nr. 11 4000,— GM. 

Sa. w. o. 


Hinter den erſten 6712,50 GM. lietzt geteilt zwiſchen bin 
Behl. 1 und N.) beſteht für den Eigentümer eine Vorbehaltſtelle von 
7000 GM., in welche kraft Geſetzes ( 7 IV Aufw®.) der Bekl. 1 
mit der Hypothek Nr. 8 von 5000 GM., N. mit ſeinen reſtlichen 
1406,95 GM. und der Bekl. 2 mit einem Teilbetrage ſeiner Hypo⸗ 
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Der Hypothek Nr. 8 war der Vorrang vor den Hypotheken 
Nr. 4 und Nr. 6 eingeräumt worden. 

Vom Verſteigerungserlöſe wurden zugeteilt: der Hypothek Nr. 8 
= 5000 %, der Hypothek Nr. 6— 3644,45 %, der Hypothek Nr. 10 
= 6234,50 %, der Hypothek Nr. 11 = 4000 %, den Kl. auf die 
Hypothek Nr. 4 3 des Aufwertungsbetrages = 962,18 %, der 
Hypothek Nr. 2 = 3042,21 %. 

Dagegen fielen die Kl. mit ihrer Reſtforderung aus. 

Die Kl. haben gegen die den Poſten Nr. 2, 10 u. 11 zuge⸗ 
teilten Beträge inſoweit Widerſpruch erhoben, als ſie ſelbſt mit 
den letzten / des Aufwertungsbetrages in Höhe von 6000 % nebſt 
Zinſen nicht berückſichtigt worden ſind. Mit Rückſicht auf dieſen 
Widerſpruch iſt der dem Bekl. zu 1 zugeteilte Betrag von 3042,21 % 
hinterlegt worden. Mit der binnen Monatsfriſt nach dem Termin 
zur Verteilung des Verſteigerungserlöſes erhobenen Klage ver⸗ 
langen die Kl., feſtzuſtellen, daß ihr Widerſpruch begründet iſt, und 
anzuordnen, daß von dem hinterlegten Betrage 600 GM. nebſt 30% 
Zinſen v. 1. Jan. 1925 ab an ſie ausgezahlt werden. 

Sie find der Anſicht, daß fie zur Hebung gelangen miüffen, ſo⸗ 
bald der Aufwertungsbetrag der Hypothek Nr. 2 von 7000 % und 
der Rangvorbehalt für den Eigentümer, den der Verſteigerungs⸗ 
richter auf 8125 % feſtgeſetzt hat, zur Hebung gelangt ſind, und daß, 
ſoweit die gelöſchte Hypothek Nr. 2 infolge des gutgläubigen Er⸗ 
werbs ſpäterer Rechte hinter dieſe zurücktreten müſſe, nur ein 
ene ſtattfinde, der die Rechte der Kl. nicht berühren 
önne. 

Den Kl. gehen an ſich vor: die aufgewertete, dem Bekl. zu 1 
zuſtehende Hypothek Nr. 2 in Höhe des Aufwertungsbetrages von 
6712,50 % nebſt Zinſen und Koſten, die dem Eigentümer vorbehal⸗ 
tene Rangſtelle, die mindeſtens 7000 % betragt und vom Verſteige⸗ 
rungsrichter auf 8125 % angeſetzt worden iſt, und die Hypothek 
Nr. 8 auß Grund der Vorrangseinräumung in Höhe von 5000 . 
In die dem Eigentümer vorbehaltene Stelle rückt gem. § 7 Abſ. 4 
AufwG. die Poſt Nr. 8 und, ſoweit der danach verbleibende Reſt 
reicht, die Poſt Nr. 6 ein, ſo daß, da die Poſt Nr. 8 in dem Rang⸗ 
vorbehalt volle Deckung findet, die vertragliche Vorrangseinräumung 
der Poſt Nr. 8 vor der Poſt Nr. 4 ihre praktiſche Bedeutung ver⸗ 
liert. Der Poſt Nr. 6 von 3000 % geht die Poſt Nr. 2 an ſich im 
Range vor; allein da die Poſt Nr. 6 in der Zeit zwiſchen dem 
14. Febr. und dem 1. Okt. 1924 beſtellt worden tft, ſteht der den 
Kl. zukommende Aufwertungsbetrag der Poſt Nr. 6 inſoweit nach, 
als der Aufwertungsbetrag nach dem Aufweh. höher iſt als derjenige, 
der ſich bei Zugrundelegung der III. Steuer Not VO. ergeben würde 
(86 Abſ. 2 Aufwcz.). Der letztere iſt vom Verſteigerungsrichter, 
ohne daß von einem Beteiligten Widerſpruch erhoben wurde, auf 
962,18 46 feſtgeſetzt worden (richtig berechnet würde er betragen 
900 % ＋ 47,18 % Zinſen ＋ 22,50 % = [/ von den geſamten 


thek Nr. 10 von 593,05 GM. einrücken. Hiernach geſtaltet ſich die 
Reihenfolge ſo: 


Bekl. 1 Hypothek Nr. 2 4475,— GM. 
N. Pyypothek Nr. 6 2237,50 GM. 6712,50 GM. 
(Vorbeh.) Bekl. 1 Hypothek Nr. 8 5000, — GM. 
N. Pyporhek Nr. 6 1406,95 GM. 7000, — GM. 
Bekl. 3 Hypothek Nr. 10 593,05 GM. 
Kl. Hypothek Nr. 4 1481,14 GM. 
Bekl. 1 Hypothek Nr. 2 2237,50 GM. 
Bell. 3 Hypothek Nr. 10 5641,45 GM. 
Bekl. 2 Hypothek Nr. 11 4000,— GM. 
27072,59 GW. 


Nach § 20 AufwGG. muß der Bekl. 1 wegen ſeiner gelöſcht⸗ 
geweſenen Hypothen Nr. 2 den vor der Eintragung feines Wider⸗ 
ſpruchs gegen die Löſchung eingetragenen Rechten weichen. Das ſind 

die Hypothek des N. 3644,45 GM. 

ſeine eigene Hypothek Nr. 8 5000, — GM. 

die Hypothek des Bekl. 3 Nr. 10 6234,50 GM. 
die Hypothek des Bekl. 2 Nr. 11 4000, — GM. 
18878,95 GM. 

Dagegen braucht er ſich nicht vorgehen zu laſſen die Hypothek 
des Kl. von 1481,14 GM. Er muß alſo mit der Hypothek Nr. 2 
zur Hebung kommen, ſobald vom Erlös 18 878,95 GM. verteilt ſind. 

Der Kl. braucht ſich nur die Hypothek Nr. 2 des Bekl. 1 
mit 6712,50 GM. und die Hypotheken der Vorbehaltſtelle mit 
7000 GM., zuſammen 13 712,50 GM., vorgehen zu laſſen. Die 
nächſten 1481,14 GM. gebühren ihm. 

Aus dem Erlöſe von 22 883,24 GM. find daher zunächſt voll 
zu befriedigen: 

9 mit 
Hypothek 8 mit 
Hypothek 10 mit 6234,50 GM. 

Kl. mit 1481,14 GM. 

Sa. 16360,09 GN. 

Wenn der Erlös bar vorhanden iſt, kommt es auf die Reihen⸗ 

folge, in welcher dieſe vier Rechte zum Zuge kommen, nicht an; 


3644,45 GM. 
5000, — GM. 
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Koſten in Höhe von 37,50 %] zuſammen alſo 969,68 . In Höhe 
dieſes Betrages können Kl. Befriedigung vor der Poſt Nr. 6 ver⸗ 
langen, ſoweit dieſe nicht etwa in den Eigentümervorbehalt einge⸗ 
rückt iſt, wegen des Reſtes erſt hinter dieſer Poſt. Da demnach auch 
den letzten / des Aufwertungsbetrages der Kl. nur die Poſt Nr. 2 
mit 6712,50 %, die Poſt Nr. 8 mit 5000 %, die Poſt Nr. 6 mit 
dem liquidierten Betrage von 3644,46 %, zuſammen 15, 356,95 % 
vorgehen und der verfügbare Erlös 22 883,34 % beträgt, müſſen 
die Kl. in voller Höhe mit ihrem liquidierten Betrage von insgeſamt 
1481,14 % zur Hebung gelangen. Es fragt ſich nunmehr, welche der 
im Verteilungsplane vor den Kl. berückſichtigten Poſt hinter dem 
2. Teile des Liquidals von 518,96 % zurücktreten muß. Die Kl. 
haben gegen die Liquidate der Poſt Nr. 2, 10 u. 11, ſoweit ſie 
ihrem Anſpruch entgegenſtehen, Widerſpruch erhoben. Dieſer Wider⸗ 
ſpruch iſt aber nur hinſichtlich des dem Bell. zu 1 zuſtehenden Liqui⸗ 
dats der Poſt Nr. 2 begründet. Die Poſten Nr. 10 u. 11 brauchen 
ſich, da bei ihrer Eintragung die Hypothek Nr. 2 gelöſcht und ein 
Widerſpruch noch nicht eingetragen war, im Range nur vorgehen 
zu laſſen die dem Eigentümer vorbehaltene Rangſtelle, da der öffent⸗ 
liche Glaube des Grundbuchs nach der herrſchenden Anſicht nicht auch 
gegenüber dem Rangvorbehalt des Eigentümers wirkt (vgl. Hertel: 
JurR. 1928, 107, und Quaſſowski, Aufm®., Anm. zu 8 7) 
bzw. die in dieſen Rangvorbehalt einrückenden wertbeſtändigen 
Rechte, alſo die Poſt Nr. 8 mit 5000 %, die Poſt Nr. 6 mit 
3644,45 , die Poſt Nr. 4 mit 962,18 %, zuſammen 9606,63 6, 
ſo daß fie mit ihren Liquidaten von 6234,50 % für die Poſt Nr. 10 
und von 4000 % für die Poſt Nr. 11 aus dem zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Erlöſe von 22 883,34 % voll zur Hebung gelangen müſſen. Das 
gleiche Ergebnis tritt übrigens ein, wenn man den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs zugunſten von Hypotheken, die nach der 
Löſchung aufzuwertender Hypotheken eingetragen worden ſind, auch 
gegenüber dem an dieſe Rechte ſich anſchließenden Rangvorbehalt des 
Eigentümers wirken läßt, denn auch in dieſem Falle gehen lediglich 
die genannten Hypotheken den Poſten Nr. 10 u. 11 im Range vor. 
Dieſe Rangſtellung der Poſt Nr. 10 u. 11 kann nicht dadurch be⸗ 
einträchtigt werden, daß auf Grund des Aufwch. die bereits gelöſchte 
Poſt Nr. 2 gleichfalls aufzuwerten iſt und an ſich im Range dem 
Eigentumsvorbehalt ſowie der Poſt Nr. 4 vorgeht, denn die Auf⸗ 
wertung einer bereits gelöſchten Hypothek kann nicht dazu führen, 
daß andere Rechte, die einen unbedingten Anſpruch darauf haben, 
bei einem Verſteigerungserlös von beſtimmter Höhe voll zur Hebung 
zu gelangen, in ihren Rechten verkürzt werden. Gehen der Hypothek, 
hinter welcher wegen des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs die 
aufzuwertende gelöſchte Hypothek zurücktreten muß, andere Rechte 
im Range vor, die an ſich erſt hinter der gelöſchten Hypothek im 
Range ſtehen, ſo muß das aufzuwertende gelöſchte Recht eben auch 
hinter dieſe Rechte zurücktreten, da dieſe eine feſte Rangordnung 
wohl aber dann, wenn der Erlös nicht bar vorhanden iſt, wegen des 
Ranges der für die Forderung gegen den Erſteher einzutragenden 
Sicherungshypothek (88 118, 128 ZwVG.). Sie würde ſich wie folgt 
geſtalten: 


2237,50 GM. 

5000, — GM. 

1406,95 GM. 

Hypothek 10 4078,05 GM. 

Kl. 1481,14 GM. 

Hypothek 10 2156,45 GM. 
Sa. 1630,09 GM. 


Nach Deckung dieſer Rechte ſind vom Erlöſe von 22 883,24 GM. 
noch 6523,15 GM. übrig. Hiervon kann die Hypothek 11 des Bekl. 2 
2518,86 GM. erhalten. Damit find aber die 18 878,95 GM. er⸗ 
ſchöpft, die ſich Bekl. 1 wegen ſeiner Hypothek Nr. 2 vorgehen laſſen 
muß. Die reſtlichen 4004,29 GM. müſſen nun auf die Hypothek 
Nr. 2 zugeteilt werden. 

Da der Bekl. 1 durch den Teilungsplan nur 3042,21 Kl, alſo 
962,08 RA zu wenig erhalten hat, kann der Kl. ihn nicht in 
Anſpruch nehmen. Die Widerſpruchsklage gegen ihn hätte abgewieſen 
werden müſſen. Dagegen hat der Bekl. 2 auf ſeine Hypothek Nr. 11 
1481,14 RAM zuviel erhalten. Er muß die dem Kl. fehlenden 
518,96 RA abgeben. Ob er freilich auf die vorliegende Widerſpruchs⸗ 
klage hierzu verurteilt werden kann, iſt eine andere Frage. 

Es fällt auf, daß, obwohl ſich der Widerſpruch des Kl. gegen 
die Hebungen der Bekl. 1, 2 und 3 richtete, nur die Hebung des 
Bekl. 1 — und zwar in ihrem vollen Umfange — als Streitmaſſe 
hinterlegt worden iſt. Es hätte vielmehr von jeder der drei Hebungen 
ein zur Deckung des Kl. hinreichender Betrag als Streitmaſſe hinter⸗ 
legt, der reſtliche Betrag aber den drei Beklagten ausgezahlt werden 
müffen. Indeſſen beruht vielleicht das vom Verſteigerungsrichter ein⸗ 
geſchlagene Verfahren auf einer Vereinbarung der Parteien des In⸗ 
halts, daß die hinterlegten 3042,21 AN auch für die etwaigen An⸗ 


N. 
Hypothek 8 
N 


ſprüche des Kl. gegen die Bekl. 2 und 3 — vorbehaltlich ſpäteren 


Ausgleichs unter den Bekl. 1, 2 und 3 — haften ſollten. 
Senpräſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 
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haben, während der Rang der gelöſchten Hypothek nur ein relativer 
iſt (bgl. Hertel a. a. O. S. 108). Da die Poſt Nr. 4 Anſpruch 
auf Befriedigung vor den unbedingt zur Hebung gelangenden Poſten 
Nr. 10 u. 11 hat, muß der Aufwertungsbetrag der gelöſchten Hypo⸗ 
thek Nr. 2 auch hinter dieſer und den anderen, den Hypotheken 
Nr. 10 u. 11 vorgehenden Rechten zurücktreten. Soweit daher wegen 
Nichtausreichens des Verſteigerungserlöſes ein Ausfall eintritt, 
geht dieſer im Verhältnis zwiſchen den Kl. und den drei Bekl. aus⸗ 
ſchließlich zu Laſten des Bekl. zu 1). 

Die den Kl. noch zuſtehende Forderung beträgt aber nicht 
600 % nebſt 3% Zinſen ſeit dem 1. Jan. 1925, ſondern das vom 
Verſteigerungsrichter zutreſſend feſtgeſtellte geſamte Liquidat der Kl. 
beträgt unter Berückſichtigung des Zwiſchenzinſes und der bis zum 
Verteilungstermin zu zahlenden Zinſen und der Koſten 1481,14 % 
Hiervon geht der den Kl. bereits ausgezahlte Betrag von 962,18 % 
ab, fo daß ihnen von dem hinterlegten Betrage noch 518,96 % 
nebſt den anteiligen Hinterlegungszinſen zuſtehen. 

(OLG. Breslau, Urt. v. 9. Juni 1928, 5 U 5/28.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Breslau. 
* 


6. III. Steuer NotVO.; § 18 AufwG. Auslegung von 
Aufwertungs vergleichen. f) 

Im Grundbuch des Grundſtücks des Bell. T. war für den Kl. 
ſeit 1909 eine Kaufgeldhypothek über 95000 % eingetragen ge⸗ 
weſen. Der Bekl. hat das Hypothekenkapital in drei Raten gezahlt, 
und zwar am 18. Okt. 1920 25 000 %, am 22. Dez. 1920 
20 000 % und am 7. Okt. 1922 50 000 %. Am 9. Nov. 1924 
einigten ſich die Parteien auf eine Aufwertung auf 150 des Gold⸗ 
markbetrages. Die geleiſteten Zahlungen wurden in Höhe ihres 
Goldmarkbetrages, den die Parteien auf 2250 % berechneten, von 
dem Aufwertungsbetrage gekürzt. Der Reſtbetrag von 12000 % 
wurde in zwei Raten von je 6000 GM. am 2. Jan. 1925 und 
8. Febr. 1925 gezahlt. Der Kl. der löſchungsfähige Quittung er⸗ 
teilte, behielt ſich die Anſprüche vor, die ihm nach ſpäterer Geſetz⸗ 
gebung oder ſpäterer Rſpr. etwa weiterhin zuſtehen ſollten. Die 
Hypothek wurde am 12. Nov. 1924 gelöſcht. 

Der Kl. iſt der Anſicht, daß ihm auf Grund des AufwG. 
weitere Aufwertungsanſprüche zuſtehen und hat dieſe Anſprüche bei 
der AufwStelle rechtzeitig angemeldet. 

Er hat geltend gemacht, daß die vor dem 15. Juni 1922 er⸗ 
folgten Zahlungen von 25000 und 20000 % trotz der Beſtimmung 
des § 18 Aufwcg. auf den Aufwertungsbetrag nur zum Goldmark⸗ 
betrag anzurechnen ſeien, weil dies in dem Abkommen v. 9. Nov. 
1924 beſtünmt geweſen jet. 

Er verlangt Feſtſtellung, daß der Bebl. zur Aufwertung der 
Hypothel verpflichtet iſt. 

LG. und ORG. haben die Klage abgewieſen. 


Zu 6. Der Sinn des Vorbehalts weiterer Anſprüche des Kl. 
aus ſpäterer Geſetzgebung konnte nur fein: Kl. hat über den nach 
der Vereinbarung im Ergebnis ihm zukommenden Betrag den 
Mehrbetrag an Aufwertung zu fordern, der ihm nach der ge⸗ 
änderten Geſetzgebung (Aufwä.) zuſteht. Nach dem Aufwb. be⸗ 
trägt bei Heranziehung des $ 18 der dingliche — um dieſen handelt 
es ſich allein — Aufwertungsbetrag 25% aus 50000 GM. ab⸗ 
züglich des Goldmarlebetrages der am 7. Okt. 1922 bezahlten 
50000 % (106,50 GM.), alſo 12 144,50 CM. Die durch die Ver⸗ 
einbarung v. 9. Nov. 1924 feſtgeſetzte Aufwertung ergibt nach 
Abrechnung der drei Zahlungen v. 18. Okt. 1920, v. 22. Dez. 1920 
und v. 7. Okt. 1922 12 000 GM. Danach ſtünde dem Kl. noch 
144,50 GM. reſtliche dingliche Aufwertung zu. Indeſſen iſt der ver⸗ 
einbarte Aufwertungsbetrag von 12000 GM. in zwei Raten am 
2. Jan. und 8. Febr. 1925 bezahlt worden. Bei Berüchſichtigung des 
gwiſchenzinſes bleiben die 12 144,50 M Aufwertungsbetrag des 
Aufio®,, fällig am 1. Jan. 1932, gem. Art. 21 DurchfVoO. hinter 
dem Betrag von 12 000 GM. zurück. 8 

So iſt dem Urt. im materiellen Ergebnis beizupflichten. 

Die Urteilsgründe befaſſen ſich damit, wie hoch ſich der dem 
Kl. nach der III. SteuerRotçO. insgeſamt zuſtehende Aufwertungs⸗ 
betrag errechnet und kommen zu der Feſtſtellung, daß die Parteien 
durch das Abkommen v. 9. Nov. lediglich den ihnen nach der 
III. Steuer NRotVO. zuſtehenden Aufwertungsbetrag feſtgeſetzt hätten. 
Damit ſoll der Nachweis geführt werden, daß die Auffaſſung des 
Kl., am 9. Nov. 1924 ſei abweichend von der geſetzlichen Regelung 
die Aufwertung auch des nach 8 18 Abſ. 1 Aufiw®. durch die Zah⸗ 
lungen v. 18. Okt. 1920 und v. 22. Dez. 1920 getilgten Hypo» 
thekenteils von 45 000 % vereinbart worden, unrichtig ſei. Selbſt 
wenn aber dieſe Meinung des Kl. zuträfe, durfte indeſſen der Vor⸗ 
behalt weiterer Anſprüche des Kl. aus einer Anderung der Geſetz⸗ 
gebung nur auf die Gegenüberſtellung der Ergebniſſe, einerſeits 
der dem Kl. nach dem Parteiabkommen zugebilligten Aufwertung 
GPypothekenbetrag abzüglich Zahlungen), andererſeits der nach dem 
Aufwch. vorgenommenen Aufwertung, bezogen werden. Wie die 
Parteien zu dem Reſultat: 12000 % Aufwertung gekommen ſind, 
wie ſie dabei die Zahlungen angerechnet haben, iſt gleichgültig. 
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Die Parteien ſtreiten über die Auslegung der von ihnen ge⸗ 
troffenen Vereinbarung über die Aufwertung. Von der ſtreitigen 
Frage, wie die von dem Bekl. auf die Hypothek geleiſteten Zah⸗ 
lungen anzurechnen ſind, hängt es ab, ob der Auſwertungs⸗ 
anſpruch des Kl. zum Teil erloſchen iſt. Da es ſich alſo in dem 
Rechtsſtreit um das jedenfalls teilweiſe Beſtehen des Aufwertungs⸗ 
anſpruches des Kl. handelt, iſt zur Entſch. das ordentliche Gericht 
und nicht die Aufwstelle zuftändig. 

Der Kl. geht in zweiter Inſtanz zwar davon aus, daß die 
vor dem 15. Juni 1922 geleiſteten Zahlungen von 45 000 % zum 
Nennbetrage auf die Hypothek anzurechnen find, jo daß nur der 
Reſtbetrag der Hypothek in Höhe von 50000 6 der Aufwertung 
unterliegt. Er macht aber geltend, daß von den auf Grund der 
Vereinbarung v. 9. Nov. 1924 geleiſteten Zahlungen von 12 000 
nur ein Teil von 6316 AN auf den Aufwertungsbetrag des der 
Aufwertung unterliegenden Teiles der Hypothek von 50000 % 
zu verrechnen ſei. Denn der Bekl. habe ſich in dem Abkommen v. 
9. Nov. 1924 zur Aufwertung der ganzen Hypothek von 95 000 #6 
auf 14 500 % verpflichtet. Dieſe Verpflichtung müſſe bezüglich des 
nach dem AufwG. der Aufwertung nicht unterliegenden Teiles der 
Hypothek von 45 000 % unberührt bleiben. Die vom Bekl. auf 
Grund des Abkommens gezahlten 12000 % müßten daher auf den 
Teil der Hypothek von 45 000 /, der durch die Zahlungen vor 
dem 15. Juni 1922 getilgt ſei, und auf den der Aufwertung unter⸗ 
liegenden Teil der Hypothek von 50 000 % verhältnismäßig an⸗ 
gerechnet werden. Dieſe Anſicht des Kl. iſt unzutreffend. Weder der 
Sinn noch der Wortlaut des Abkommens v. 9. Nov. 1924 können 
eine derartige Auslegung rechtfertigen. Nach der zur Zeit des Ab⸗ 
kommens v. 9. Nov. 1924 geltenden Rechtsauffaſſung, die durch 
das NG. beſtätigt worden iſt (vgl. z. B. NG. 109, 111 1)), war der 
Bekl. zur Aufwertung der ganzen Hypothek von 95 000 % trotz 
der erfolgten Zahlungen verpflichtet, weil der Kl. löſchungsfähige 
Quittung nicht erteilt hatte. über die Anrechnung der geleiſteten 
Zahlungen war in der III. Steuer RotVO. nichts beſtimmt, ſo daß 
eine andere Anrechnung der Zahlungen als in Höhe ihres Gold- 
markbetrages ſich nicht rechtfertigte. Die in dem Abkommen v. 
9. Nov. 1924 vereinbarte Aufwertung der Hypothek von 95000 Ab 
entſprach daher den Auſwertungsvorſchriften der III. Steuer Rol VO. 
Hieraus iſt zu ſchließen, daß die Parteien den Willen hatten, die 
Höhe der Aufwertung in der Weiſe zu regeln, wie ſie der da⸗ 
maligen Geſetzgebung und Rſpr. entſprach. Der Sinn und der Worte 
laut des von dem Kl. in dem Abkommen erklärten Vorbehalts er⸗ 
gibt, daß ihm etwaige über den Vergleich hinausgehende Anſprüche 
zuſtehen ſollten, falls durch ſpätere Geſetzgebung oder Rſpr. eine 
andere Regelung der Aufwertung erfolgen und dieſe Regelung dem 
Kl. eine höhere Aufwertung gewähren ſollte. Wenn ſich nunmehr 
der Kl. auf dieſen Vorbehalt beruft und auf Grund des ſpäteren 
AufwG. eine weitere Aufwertung fordert, jo ſind die Aufwertungs⸗ 


Wäre die Auffaſſung der Urteilsgründe richtig, daß die Parteien 
in der Vereinbarung v. 9. Nov. 1924 die dem Kl. nach der 
III. Steuer NotVO. zukommende Aufwertung in der Weiſe richtig 
feſtgeſtellt hätten, daß fie von 15% Aufwertung aus 95 000 GM. 
die drei Zahlungen mit ihren dem Umrechnungskurſe der III. Steuer- 
NotVO. entſprechenden Goldmarkbetrage gekürzt haben, fo wurde 
die Frage doch unverändert die bleiben, ob nur die Aufwertungs⸗ 
beträge aus dem nach dem AufwG. reſtlich zur Aufwertung ver⸗ 
bleibenden nichtgetilgten Hypothekenteil (hier 50000 %) mit⸗ 
einander zu vergleichen find. Eine Frage, die auch nach 88 6 Abſ. 2 
und 78 AufwG. eine Rolle ſpielen kann; aber auch da im Sinne 
der oben entwickelten Anſicht zu entſcheiden iſt, daß ohne Rückſicht 
auf die Methode, wie der reſtliche Aufwertungsbetrag zu errechnen 
iſt, und insbeſ. wie die Zahlungen anzurechnen ſind, die als Reſultat 
ſich ergebenden Aufwertungsbeträge einander gegenüberzuſtellen find. 

Es iſt aber auch gar nicht richtig, daß die von den Parteien 
in ihrem Abkommen v. 9. Nov. 1924 vereinbarte Aufwertung ſich 
deckt mit derjenigen Aufwertung, die der Bekl. nach der III. Steuer⸗ 
Not O. zu leiſten verpflichtet geweſen wäre. Jasbeſ. iſt es nicht 
richtig, daß dabei die Zahlungen v. 18. Okt. 1920 und v. 22. Dez. 
1920 mit dem Goldmarkbetrage des § 2 III. SteuerRotVO. — eben⸗ 
fo wie die Zahlung v. 7. Okt. 1922 — von dem Goldmark 
betrage der 95000 % zu kürzen geweſen wären. Das RG. hat ſich 
vielmehr (vgl. NE. 110, 65 — JW. 1925, 1385) der Anſicht von 
Mügel (Komm. zu den Aufwertungsvorſchriften der III. Steuer⸗ 
Not O., 2. Aufl. G. 121) angeſchloſſen, dahin: zunächſt iſt nach der 
III. Steuer Rot BO. der Aufwertungsbetrag der Hypothek frei (nach 
Treu und Glauben) zu ermitteln. Hiervon find die Zahlungen, 
ebenſo frei aufgewertet, abzuziehen; daraus beſtimmt ſich das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen getilgtem und ungetilgtem Teil der Hypothek. 
Der danach ungetilgte Teil der Hypothek iſt mit 15% des Gold⸗ 
markbetrages für den Gläubiger aufzuwerten, der getilgte für den 
Eigentümer. Alſo auch nach der III. SteuerNotVO. war nur der 
durch die Zahlungen nicht getilgte Teil der ganzen Hypothek auf⸗ 
zuwerten. 


1) JW. 1925, 30. 


RA. Dr. Alfons Roth, Berlin. 
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anſprüche über die geſamte Hypothek von 95000 % nach dem 
Aufw®. zu beurteilen, und es iſt zu prüfen, ob dem Kl. hiernach 
höhere Anſprüche als im Abkommen v. 9. Nov. 1924 vereinbart, 
zuſtehen. Es iſt aber nicht zuläſſig, daß der Kl. bezüglich der Auf⸗ 
wertung des Teils der Hypothek von 45 000 , der nach 8 18 
Aufwcz. durch die Zahlungen vor dem 15. Juni 1922 als getilgt 
gilt, an der Vereinbarung v. 9. Nov. 1924 feſthält und wegen 
der reſtlichen 50000 % die Aufwertung nach dem Aufw. ver⸗ 
langt. Denn es iſt ſelbſtverſtändlich als Wille der Parteien anzu⸗ 
nehmen, daß die Aufwertung der geſamten Hypothek einheitlich zu 
beurteilen ift. Die Parteien haben bei dem Abkommen v. 9. Nov. 
1924 die Höhe der Aufwertung nach der damaligen Geſetz⸗ 
gebung und Rſpr. geregelt. Es muß daher angenommen werden, 
daß fie, wenn damals das Aufiv®. in Kraft geweſen wäre, die 
Aufwertung der geſamten Hypothek nach dieſem Geſetz geregelt 
hätten. Hiernach ſind die auf Grund des Abkommens v. 9. Nov. 
1924 geleifteten Zahlungen von 12 000 7% auf den geſamten Auf⸗ 
wertungsbetrag anzurechnen, und es iſt nicht zuläſſig, dieſen Be⸗ 
trag auf einzelne Teile der Hypothek verhältnismäßig zu ver⸗ 
teilen. Da der Anſpruch des Kl. deshalb unbegründet iſt, war die 
Berufung zurückzuweiſen. 
(OLG. Breslau, Urt. v. 12. Mai 1928, 5 U 575/27.) 


Mitgeteilt von OSR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 


7. Art. 19 DurchfVoO. z. AuſwG. Die Aufrechnung 
kann ohne Rückſicht auf die Fälligkeit der Forderungen 
erfolgen. 

Die Bekl. iſt Gläubigerin von zwei auf dem Grundſtück des Kl. 
haftenden Reſtkaufgeldhypotheken von 9000 u. 3000 . Andererſeits 
iſt die Bekl. perſönliche Schuldnerin einer für den Kl. auf einem von 
ihr im Erbgange erworbenen Grundſtück eingetragenen Hypothek von 
10 000 % geworden und ſchuldet ferner dem Kl. aus einem ihr i. J. 
1919 gewährten Darlehn 2000 %. Der Kl. hat nunmehr feine For⸗ 
derung gegenüber den Aufwertungsanſprüchen der Berl, zur Auf⸗ 
rechnung geſtellt. Das LG. hat die Klage abgewieſen; das BG. hat 
ihr dagegen ſtattgegeben und ausgeführt: 

Gegen die Zuläſſigkeit der vom Kl. auf Grund des Art. 19 
DurchfVO. z. AufwG. v. 29. Nov. 1925 erklärten Aufrechnung feiner 
Gegenforderungen gegen die Bekl. mit deren Hypothekenforderungen 
beſtehen keine Bedenken. Art. 19 a. a. O. iſt eine Erweiterung und 
Ergänzung der Vorſchriften des 8 18 Aufw®. Zu dieſen erweiternden 
und ergänzenden Anordnungen war die Reichsregierung nach 8 88 
AufwG. ermächtigt. Ebenſo wie nach 8 18 eine vor dem 15. Juni 
1922 erfolgte Zahlung nach dem Nennbetrage auf die Forderung des 
Gläubigers anzurechnen iſt, iſt dies ſelbſtverſtändlich der Fall, wenn 
vor dem 15. Juni 1922 eine wirkſame Aufrechnung erklärt iſt. Der 
Art. 19 erweitert das Aufrechnungsrecht des Eigentümers und Schuld⸗ 
ners. Die Aufrechnung kann auch nach Inkrafttreten des Aufiv®. er⸗ 
klärt werden, und fie hat dann die Wirkung, daß auch aufgewertete 
Forderungen zu ihrem früheren Nennbetrage in Höhe des Nennbetra⸗ 
ges der Gegenforderungen als erloſchen gelten, falls die Gegenforde⸗ 
rung von dem Eigentümer oder Schuldner vor dem 15. Juni 1922 er⸗ 
worben iſt. Die Rechtsfolgen ſind hiernach die gleichen, als wenn die 
Zahlung vor dem 15. Juni 1922 erfolgt wäre. Die Anſicht, daß 
Art. 19 nur dann Anwendung finden könne, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 387 BGB. vor dem 15. Juni 1922 vorhanden ge⸗ 
weſen ſind, wenn alſo die Gegenforderung fällig war und der Eigen⸗ 
tümer oder Schuldner die ihm obliegende Leiſtung bewirken konnte, 
iſt nicht zutreffend. Das Anwendungsgebiet für den Art. 19 würde 
dann außerordentlich eingeſchränkt fein. Dies iſt aber nicht der Sinn 
der genannten Beſtimmung, die dazu dienen ſoll, die gegenſeitigen 
Rechtsbeziehungen zu vereinfachen. Wenn der Art. 19 nur dann An⸗ 
wendung finden könnte, wenn die Vorausſetzungen für die Aufrech⸗ 
nung bereits vor dem 15. Juni 1922 vorlagen, ſo wäre dies im Geſetz 
zum Ausdruck gebracht worden. Es iſt ohne Bedeutung, daß inzwiſchen 
bei den Hypotheken der Bekl. die Aufwertungsbeträge vermerkt ſind. 
Dies ſteht der Aufrechnung nach Art. 19 nicht entgegen. Abgeſehen da⸗ 
von, daß die Hypotheken der Bekl. bereits durch das AufwG., nicht 
aber erſt durch die Eintragung des Aufwertungsbetrages im Grund⸗ 
buch aufgewertet ſind, gewährt Art. 19 gerade das Recht zur Auf⸗ 
rechnung gegen auſgewertete Rechte. Die Aufrechnung iſt auch zuläſſig, 
obgleich die Aufwertungsbeträge nach dem Aufwch. noch nicht fällig 
find. Der Art. 19 verlangt nicht, daß zur Zeit der Aufrechnungser⸗ 
klärung die Vorausſetzungen des § 387 BGB. für die Aufrechnung 
vorliegen. Die Gegenforderung muß nur zur Aufrechnung geeignet 
ſein, d. h. ſie muß derartig ſein, daß ſie überhaupt zur Aufrechnung 
geſtellt werden kann. Wollte man annehmen, daß die Hypotheken⸗ 
forderung des Gläubigers fällig fein müffe, um die Aufrechnung nach 
Art. 19 erklären zu können, ſo würde man zu dem Ergebnis kommen, 
daß die Aufrechnung erſt am 1. Jau. 1932 erklärt werden Könnte. 
Etwaige Aufwertungsverfahren müßten dann durchgeführt werden, 
und dieſe Verfahren wären ſchließlich zwecklos geweſen. Daß ein ſolches 
Ergebnis nicht dem Sinne des Geſetzes entſprechen kann, bedarf Reiner 
weiteren Erörterung (vgl. KG.: JW. 1927, 187758). 

Der Einwand der Bekl., daß der Kl. auf die Aufrechnung ver⸗ 
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zichtet hat, weil er ſich mit der Aufwertung der Hypotheken auf 250% 
es Goldmarkbetrages einverſtanden erklärt und auf den Rang⸗ 
vorbehalt des 8 7 AufwG. verzichtet hat, iſt unbegründet. Die Mite 
wirkung des Kl. bei der Eintragung des Aufwerkungsbetrages war 
gar nicht erforderlich. Seine Erklärung, daß er mit der Aufwertung 
der Hypotheken auf den geſetzlichen Betrag einverſtanden ſei, kann 
nicht dahin ausgelegt werden, daß er auf ſein Recht, die Aufrechnung 
nach Art. 19 zu erklären, verzichten wolle. Selbſt wenn er gewußt 
hätte, daß ihm im Art. 19 ein Aufrechnungsrecht gewährt iſt, hätte ein 
Verzicht auf dieſes Recht in klarer Weiſe zum Ausdruck gebracht wer⸗ 
den müſſen. Ebenſo wie man darin, daß ein Schuldner für die Schuld 
ein i 9 beſtellt, einen Verzicht auf die Aufrechnung mit einer 
Gegenforderung nicht ohne weiteres finden kann, iſt auch im vorl. 
Falle ein Verzicht auf die Aufrechnung nicht daraus zu entnehmen, 
daß der Kl. mit dem Weiterbeſtehen der Hypotheken einverſtanden 
war. Ebenſo iſt aus dem Verzicht des Kl. auf die Rechte aus 8 7 
Aufm. nicht auf den Willen, auf die Aufrechnung nach Art. 19 zu 
verzichten, zu ſchließen .. 
(OLG. Breslau, Urt. v. 19. Mai 1928, 5 U 136/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 


S. § 15 AufwG. Gläubigerverzug ift nicht der An- 
nahme der Leiſtung gleich zu erachten. f) 

Auf dem dem Kl. gehörigen Grundſtück war für P., den 
Erblaſſer der Bekl., eine Hypothek von 4000 % eingetragen, welche 
er zur Rückzahlung für den 1. April 1921 gekündigt hatte. P. 
ſtarb vor dieſem Zeitpunkt. Der Kl. hinterlegte die 4000 % bei 
dem Notar L. mit der Weiſung, ſie den Bekl., den Erben des P., 
nach Beibringung der zur Löſchung erforderlichen Urkunden auszu⸗ 
händigen. Die Vekl. ſtellten auch im April und Mai 1921 eine 
öffentlich beglaubigte Löſchungsbewilligung aus, unterließen es je⸗ 
doch, den vom Notar erforderten Erbſchein beizubringen, ſo daß 
die Auszahlung unterblieb. Erſt Mitte 1923 wurde der Erbſchein 
beigebracht. Inzwiſchen waren die 4000 % völlig entwertet, und die 
Auszahlung unterblieb daher. Kl. verlangt nunmehr Aushändigung 
des Hypothebenbriefes zwecks Herbeiführung der Löſchung der 
Hypothek. Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. 

Die Vorausſetzung für den Anſpruch des Kl. auf Herausgabe 
des Hypothekenbriefes iſt, daß die der Hypothek zugrunde liegende 
Forderung erloſchen iſt. Ein Erlöſchen durch Bewirkung der ge⸗ 
ſchuldeten Leiſtung iſt nicht eingetreten. Auf die löſchungsfähige 
Quittung der Bekl. kann ſich der Kl. nicht berufen, denn ſie iſt un⸗ 
ſtreitig in Erwartung künftiger Zahlung erteilt worden. Dieſe 
Zahlung iſt nicht erfolgt. Die Zahlung des Hypotheken kapitals an 
den Notar L. kann nicht als Bewirkung der geſchuldeten Leiſtung 
an die Bekl. angeſehen werden. Die Beklagten erlangten kein 
Verfügungsrecht über den Geldbetrag. Dieſes blieb vielmehr bei dem 
Kl., der den Notar angewieſen hatte, das Geld an die Behl. erſt 
dann auszuzahlen, wenn dieſe ihm die zur Löſchung erforderlichen 
Urkunden übergeben haben würden. Daß die Bekl. damit einver⸗ 
ſtanden waren, daß die Übergabe des Geldes au den Notar als Be⸗ 
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B. 1. Das RG. hat in der Entſch. v. 21. Nov. 1924 (JW. 
1925, 229) ausgeſprochen, daß der Annahmeverzug des Mark⸗ 
gläubigers grundſätzlich der Aufwertung nicht entgegenſteht; es hat 
hieran in dem Urt. v. 20. Nov. 1926 (DJI. 1927, 229) feſt⸗ 
gehalten (ebenſo Mügel, 5. Aufl., S. 221; a. M. Weygand: 
JW. 1925, 230, und Sautter: IW. 1926, 2668). M. E. iſt dem 
RG. beizupflichten. Die Grundſätze von Treu und Glauben, 
auf denen die Auſwertung beruht, gelten grundſätzlich auch für den 
Markanſpruch eines im Annahmeverzug befindlichen Gläubigers. 
Allerdings iſt bei der Höhe der Aufwerkung nach Treu und Glauben 
zu berückſichtigen, inwieweit der leiſtungsbereite Schuldner durch 
den Annahmeverzug des Gläubigers Entwertungsverluſte erlitten 
hat. Dieſe Verluſte ſind weder von dem Schuldner noch dem Gläu⸗ 
biger allein zu tragen, ſondern unter Billigkeitsgeſichtspunkten 
zu verteilen. Anders iſt m. E. die Sachlage, wenn der Gläubiger 
einen ausgeſchiedenen (konkretiſierten) Markbetrag nicht an⸗ 
genommen hat. Dann geht nach § 300 Abſ. 2 BGB. die Gefahr 
auf den Gläubiger in dem Zeitpunkt über, in dem er dadurch in 
Verzug kommt, daß er die angebotene Sache nicht annimmt. Vor⸗ 
ausgeſetzt, daß die Geldzahlung dem Gläubiger erkennbar als aus⸗ 
geſchieden angeboten worden iſt, wobei im Falle des 8295 BGB. wört⸗ 
liches Angebot genügt (RG. 57, 402 = JW. 1904, 287). Es erſcheint 
unbedenklich, von einem teilweiſen zufälligen Untergange der Geld⸗ 
ſumme i. S. der Gefahrtragungsvorſchriften zu ſprechen, wenn die 
Geldſumme zwar währungsrechtlich noch vorhanden, ihrer Kaufkraft 
nach aber entwertet iſt. In der Entſch. des RG. v. 21. Nov. 
1924 a. a. O. wird die Frage, ob etwa die Gefahr nach 8 300 Abſ. 2 
BGB. auf den Gläubiger übergegangen iſt, nicht erörtert. Dagegen 
ſcheint das RG. in der Entſch. v. 12. Dez. 1924 (JW. 1925, 470) 
der Auffaſſung zuzuneigen, daß bei Geldſchillden die Gefahr auf 
den im Verzug befindlichen Gläubiger übergeht, wenn ein beſtimm⸗ 
ter Geldbetrag Gegenſtand der Lieferungspflicht geworden iſt. Prä⸗ 


57. Jahrg. 1928 Heft 45 


wirkung der geſchuldeten Leiſtung gelten ſollte, hat der Kl. ſelbſt 
nicht behauptet. 

Daurch die Übergabe des Geldes an den Notar L. iſt auch nicht 
ein Erlöſchen des Schuldverhältniſſes nach den SS 372 fl. BGB. 
eingetreten. Die Bekl. waren zwar im Gläubigerverzuge und der 
Kl. war deshalb berechtigt, ſich von ſeiner Schuldverpflichtung durch 
Hinterlegung zu befreien. Die Hinterlegung hat aber nur dann 
eine befreiende Wirkung, wenn ſie unter Beachtung der Vorſchriften 
der 88 372 ff. BGB. erfolgt iſt. Dies iſt nicht geſchehen. 

Auch die Frage, ob der Kl. dadurch von ſeiner Leiſtungspflicht 
befreit worden iſt, daß er den der Hypothekenforderung entſpre⸗ 
chenden Geldbetrag dem Notar L. zur Auszahlung an die Bell. 
gegen Aushändigung der zur Löſchung erforderlichen Urkunden 
übergab, und daß das Geld bei dem Notar wertlos geworden iſt, 
iſt zu verneinen. Wie bereits oben erwähnt, ſind zwar die Bekl. 
in Gläubigerverzug gekommen. Der Kl. war nur Zug um Zug gegen 
Aushändigung der zur Löſchung der Hypothek erforderlichen Ur⸗ 
kunden zur Zahlung des Hypothekenkapitals verpflichtet. Die Bekl. 
waren offenbar bereit, das ihnen durch Notar L. angebotene Geld 
anzunehmen, haben aber ihrerſeits die verlangte Gegenleiſtung, 
die erwähnten Urkunden, nicht angeboten (vgl. 8 298 BGB.). 
Der Gläubigerverzug der Bekl. hat aber nicht die Folge des 8 300 
Abs. 2 BGB., daß die Gefahr auf die Bell. übergegangen it. Der 
Gefahrübergang iſt dadurch bedingt, daß der Gläubiger die an⸗ 
gebotene Sache nicht annimmt. Bei einer Bringſchuld, die die 
Geldſchuld des Kl. iſt, iſt ein tatſächliches Angebot erforderlich, und 
letzteres liegt nur dann vor, wenn die Sache dem Gläubiger zugeht 
(vgl. Staudinger, Anm. zu 8 300 BGB.). Im vorl. Falle iſt 
das Geld nicht tatſächlich, ſondern nur wörtlich den Bekl. angeboten 
worden. Die Vorausſetzungen des § 300 Abſ. 2 BGB. für den 
Gefahrübergang liegen hiernach nicht vor. Abgeſehen hiervon be⸗ 
ſtehen aber Bedenken für die Annahme, daß ſich das Schuldver⸗ 
hältnis dadurch, daß der Kl. an den Notar L. den der Hypotheken⸗ 
forderung entſprechenden Geldbetrag übergab, auf die Zahlung 
dieſes Geldes beſchränkt hat (8 243 Abſ. 2 BGB.). Eine ſolche 
Beſchränkung des Schuldverhältniſſes hat zur Vorausſetzung, daß 
der Schuldner alles zur Leiſtung Erforderliche getan hat. Er muß 
die zu leiſtende Sache ausgewählt, ausgeſchieden und derart dem 
Gläubiger angeboten haben, daß nunmehr der Gläubiger über die 
Sache verfügen konnte, während der Schuldner ſein Ver⸗ 
fügungsrecht aufgab. Ein derartiges Angebot liegt nicht vor, 
denn dem Kl. blieb das Verfügungsrecht über das dem Notar L. 
übergebene Geld. Er hätte es jederzeit wieder zurückverlangen und 
anderweitig verwerten können. Aber ſelbſt wenn man annehmen 
würde, daß die Gefahr auf die Bekl. übergegangen wäre, jo würde 
doch der Klageanſpruch unbegründet ſein. Denn die vollſtändige Ent⸗ 
wertung des Geldbetrages, die man als Untergang oder Verluſt des 
Geldes anſehen könnte, und die damit eingetretene Befreiung des 
Bekl. von der Leiſtungspflicht wäre erſt in der Rückwirkungszeit 
eingetreten, fo daß die Hypothell in jedem Falle aufzuwerken wäre. 

Der Klageanſpruch iſt auch damit nicht zu rechtfertigen, daß 
die Bekl. die Beſchaffung des Erbſcheines verzögert und dadurch 
herbeigeführt haben, daß die Hypothek nicht vor der Rückwirkungs⸗ 


ziſe wird dieſer Geſichtspunkt in der Anm. zu dieſem Urt. von 
v. Tuhr hervorgehoben. 

2. Mit Recht geht ſomit das OLG. Breslau davon aus, daß 
der Annahmeverzug des Gläubigers die Aufwertung nicht aus⸗ 
ſchließt. Zutreffend erkennt es ferner an, daß ſich dies ändert, wenn 
die Gefahr gem. 8 300 Abſ. 2 BGB. auf den ſäumigen Gläubi⸗ 
ger übergegangen iſt. Nicht zu folgen vermag ich dem Urt. da⸗ 
gegen, wenn es die Vorausſezungen des 8 300 Abi. 2 BGB. im 
beſonderen Falle nicht für vorliegend erachtet. Nach dem Urt. 
haben die Gläubiger im April und Mai 1921 öffentlich beglaubigte 
Löſchungsbewilligungen ausgeſtellt, während ſie es unterließen, den 
von dem Notar geforderten Erbſchein beizubringen. Hieraus dürfte 
zu entnehmen ſein, daß auch die Löſchungsbewilligungen dem 
Notar überſandt worden ſind. Iſt dies richtig, ſo war der Notar, 
wie dies in der Praxis üblich iſt, damit betraut, Geld und Löſchungs⸗ 
dokumente Zug um Zug gegeneinander auszutauſchen. Er war dann 
nicht mehr Beauftragter der Schuldnerpartei, ſondern Treuhänder 
beider Parteien. Der Schuldner war dann auch nicht, wie das Urt. 
meint, in der Lage, den an den Notar gezahlten Betrag jeder⸗ 
zeit wieder abzuheben. Bei dieſem Sachverhalt liegt m. E eine 
ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien vor, derzufolge das Geld 
bei dem Notar hinterlegt wurde. Das Einverſtändnis des Gläu⸗ 
bigers ergibt ſich daraus, daß dieſer ſich ebenfalls der Vermittlung 
es Notars bediente, um die dort hinterlegte Summe gegen die 
Löſchungsdokumente auszutauſchen. Selbſt wenn man aber nicht ſo 
weit geht, ſcheinen mir jedenfalls die Vorausſetzungen des 8 300 
Abſ. 2 BGB. vorzuliegen. Das Urt. meint, die Geldſchuld ſei eine 
Bringſchuld, bei der wörtliches Angebot nicht genüge. Es verkennt 
hierbei, daß die Gläubiger durch die Korreſpondenz mit dem Notar 
und die Überſendung der Löſchungsdokumente an den Notar als 
zweckentſprechend und hinreichend anerkannt haben. Das Urt. meint 
weiter, die Konkretiſierung der Leiſtung auf die hinterlegte Summe 
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zeit abgelöſt und daß der dem Notar L. übergebene Geldbetrag ent⸗ 
wertet iſt. Abgeſehen davon, daß jeder Anhalt dafür fehlt, daß die 
Bekl. die Verzögerung der Erteilung des Erbſcheines ſchuldhaft ver⸗ 
anlaßt haben, lag es an dem Kl., die Tilgung der Hypotheken⸗ 
forderung herbeizuführen, indem er entweder ohne Rückſicht auf 
den Erbſchein das Hypothekenkapital an die Behl. zahlte, oder daß 
er den zur Ablöſung erforderkichen Geldbetrag mit befreiender Wir⸗ 
kung hinterlegte. Die Entwertung des dem Notar L. übergebenen 
Geldes hätte der Kl. dadurch vermeiden können, daß er über das 

Geld anderweitig verfügte. 
(OG. Breslau, Urt. v. 11. Febr. 1928, 5 U 384/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, 

* 


Breslau. 


Frankfurt a. M. 

9. 88 242, 294 BGB. Aufwertung bei Gläubiger- 
verzug. f) 

Es kommt ſomit nur eine Aufwertung des Kauf⸗ 
preiſes, ſoweit er verſpätet in entwertetem Gelde gezahlt wurde, 
in Frage. Auf Grund der Ausſage des Notars muß als widerlegt 
angeſehen werden, daß der Kl. bereits im Frühjahr 1920 den 
Kaufpreis zu Händen des Notars erhalten hat. In dieſem Falle 
würde allerdings die Entwertung allein zu Laſten des Kl. erfolgt ſein. 
Aus der im Büro des Notars bei der Verſtändigung i. J. 1922 
aufgenommenen Notiz ergibt ſich, daß die Hinterlegung lediglich 
im Namen des Käufers erfolgt war. Auch aus der in der 
Ausſage geſchilderten Art und Weiſe der Behandlung der Sache 
nach Empfangnahme des Schecks im März 1920 ergibt ſich, daß 
der Notar ſich nicht als vom Kl. bevollmächtigter Zahlungsempfänger 
betrachtet hat. Eine Hinterlegung i. S. der §8 372, 378 BGB. 
kommt überhaupt nicht in Frage. Es iſt daher lediglich feſtzu⸗ 
ſtellen, daß der Kl. in Verzug der Annahme nach § 294 BGB. 
gekommen iſt, ohne daß jedoch die Vorausſezungen des 8 300 BGB. 
mangels tatſächlichen Angebots vorlagen. Die Geldentwertung kann 
daher nicht auf Grund der letzteren Beſtimmung dem Kl. allein zur 
Laſt fallen. Vielmehr kann der Kl. ſich trotz ſeines Annahme⸗ 
verzugs mit Recht nach 8 242 BGB. darauf berufen, daß er die 
Zahlung erſt in entwertetem Gelde erhalten hat. Eine Auf⸗ 
wertung in einem ſolchen Falle völlig abzulehnen, würde der 
Billigkeit und der Rückſichtnahme auf Treu und Glauben wider⸗ 
ſtreiten. Es war auch Sache der Behl., dafür zu ſorgen, daß der für 
ihre Rechnung von dem Notar hinterlegte Betrag, nachdem ſeine An⸗ 
nahme von dem Kl. verweigert worden war, nicht der in Deutſchland 
immer drohenden weiteren Geldentwertung anheim fiel. Der Kl. 
kann aber trotz ſeines Annahmeverzuges eine gewiſſe Aufwertung 
verlangen (übereinſtimmend: Mügel 1927, 221 u. RG.: JW. 
1925, 229). 

Bei der Höhe der Aufwertung kann aber die Tatſache, daß die 
Bekl. tatſächlich den Geldbetrag noch in guter Valuta aufgewandt 
haben und es lediglich an dem Kl. gelegen hat, daß er ihn nicht 
in gleicher Valuta erhalten hat, nicht außer Betracht gelaſſen wer⸗ 
den (vgl. auch Mügel a. a. O. in Übereinſtimmung mit Sautter: 
JW. 1926, 2668). Denn eine wirtſchaftliche Bereicherung der Bell. 
auf Grund der Geldentwertung ſcheidet vorliegend völlig aus. 


ſei nicht eingetreten, weil der Schuldner nicht gemäß § 343 Abſ. 2 
BGB. das zur Erfüllung ſeinerſeits Erforderliche getan habe. Es 
verkennt hierbei ebenfalls, daß der Schuldner in der Hinterlegung 
des Geldbetrags bei dem Notar eine Form der Ausſcheidung ge⸗ 
wählt hat, mit der ſich die Gläubiger fpäteftens mit der über» 
ſendung der Löſchungsdokumente an den Notar einverſtanden er⸗ 
klärt haben. Unrichtig ſcheint mir auch der Hinweis der Entſch. 
zu ſein, daß die Geldentwertung erſt innerhalb des Rückwirkungs⸗ 
zeitraums des Aufwch. eingetreten ſei. Sit die Gefahr nach 8 300 
Abſ. 2 BGB. auf die Gläubiger übergegangen, jo iſt es gleich⸗ 
gültig, ob die Entwertung vor oder nach Beginn des Rückwirkungs⸗ 
zeitraums des Aufm®. eingetreten iſt; denn die Rückwirkungs⸗ 
vorſchriften des Aufiv®. können an den allgemeinen Vorſchriften 
über den Gefahrübergang nichts ändern. Offenbar wird das Urt. 
von dem Beſtreben getragen, dem Papier markgläubiger zu helfen. 
Es hält aber praktiſch einen, Schuldner, der durchaus verſtändig ge⸗ 
handelt hat, zu zweimaliger Zahlung an. Dies würde noch klarer 
hervortreten, wenn man unterſtellt, daß der Schuldner ſtatt am 
1. April 1921 vor Eintritt der Inflation in vollwertiger Mark 
gezahlt habe. Die Tatſache, daß der Schuldner mit befreiender 
Wirkung bei dem NG. hinterlegen konnte, ſollte m. E. nicht, wie 
dies in derartigen Entſch. regelmäßig geſchieht, zu ſehr in den Vorder⸗ 
grund geſtellt werden. Die Hinterlegung bei dem Ach. iſt im Hinblick 
auf die damit verbundenen Formalitäten und Weiterungen denkbar 
unpopulär. Hätte der Schuldner im vorl. Falle zur Zeit weichender 
Markkurſe den Papiermarkbetrag bei der Hinterlegungsſtelle hinter⸗ 
legt und dem Gläubiger dadurch die Dispoſition erſchwert, ſo wäre 
ihm dies ſicherlich und mit Recht von dem Gläubiger verübelt worden. 
Rel. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


Zu 9. Vgl. hierzu OLG. Breslau mit Anm. Boeſebeck, 
oben S. 2876 Nr. 8. 
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Daher kann auch der Kl. keinen Anſpruch darauf erheben, 
daß die beſondere Kaufkraft auf dem Grundſtücksmarkt zur Zeit 
des Vertragsſchluſſes berückſichtigt wird. Der Grundſtückswert muß 
ſomit vorliegend völlig außer Betracht bleiben. Es iſt nur zu be⸗ 
rückſichtigen, daß es dem Bekl,, zumal als Ausländer, möglich ge⸗ 
weſen wäre, den Betrag von dem Notar zurückzunehmen und im 
Verhältnis zu dem äußeren Wertſtande der Mark wertbeſtändig zu 
erhalten. 

(OLG. Frankfurt a. M., 3. ZS., Urt. v. 21. Juni 1928, 3 U 82/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


* 
Hamburg. 

10. 863 Abf.2 AufwG. Verzinsung von Genußſcheinen, 
die zu einem vor dem Inkrafttreten des AufwG. liegenden 
Zeitpunkte aufgekündigt waren. ) 

Im Vorprozeß, deſſen Entſch. im Juli 1927 rechtskräftig ge⸗ 
worden iſt, hat das LG. dem Kl. für 16 Genußſcheine der Bekl. 
für das Stück 36,60 % und 12% Zinſen v. 1. April 1924 bis 
31. März 1926, von da ab 80% zugeſprochen. 

Im Aug. 1927 hat die Bell. ſich bereit erklärt, hinſichtlich 
weiterer ihr von dem Kl. präfentierter Genußſcheine 36,60 % aus⸗ 
zuzahlen, hat jedoch die Zahlung von Zinſen, die Kl. in einer den 
vom LG. feſtgeſetzten Betrag noch überſteigenden Höhe beanſpruchte, 
abgelehnt. 

Kl. hat darauf für 50 weitere Genußſcheine, von denen er fünf 
erſt unmittelbar vor der Klage gekauft hatte, mit der Klage den 
Aufwertungsſatz von 36,60 % und Zinſen verlangt, und zwar für 
die 45 Genußſcheine in einer Höhe, die den ihm im Debet ſeit 
April 1924 von ſeiner Bank belaſteten Zinſen entſpricht. 

Das Kapital iſt von der Bekl. anerkannt und bezahlt worden, 
ſo daß nur über die Zinſen verhandelt iſt. 

Das LG. hat 10 u. 8% Zinſen zugeſprochen, das OLG. abgewieſen. 

Im Vorprozeß, in dem der Kl. ſeine Anſprüche zuſammen mit 
ſolchen eines anderen Genußſcheininhabers geltend machte, hat das 
LG. den geſtellten Anträgen gemäß dem Kl., der ſich darauf be⸗ 
rufen hatte, daß er bei ſeiner Bank mit Kredit arbeite, 12%, dem 
andern 8% Zinſen zugeſprochen, ohne die Differenzierung zu be⸗ 
gründen. Im vorl. Falle hat es eingehend zu der Frage der Ver⸗ 
zinſung Stellung genommen, hat ihre Begründung mit einem Ver⸗ 
zug der Bekl, abgelehnt, aber 10 und 80% zugeſprochen, weil eine 
ungerechtfertigte Bereicherung der Bekl. auf Koſten der Geſamt⸗ 
heit aller Genußſcheininhaber darin liege, daß ſie, wenn auch ohne 
Verſchulden, ohne rechtlichen Grund ein wirtſchaftliches Gut auf 
Koſten der Genußſcheininhaber genutzt habe. 

Das BG. verneint mit dem LG. einen Verzug der Behl., ver⸗ 
mag dann aber nicht anzuerkennen, daß die Nutzung des Kapitals 
der Beteiligung der Genußſcheininhaber, die der Bekl. bis zur 
Klageerhebung geblieben iſt, als ungerechtfertigt bezeichnet wer⸗ 
den kann. 

Den Gründen, mit denen das LG. verneint hat, daß die Bekl. 
ein Verſchulden trifft, wenn ſie nicht vor Beendigung des Vor⸗ 
prozeſſes das Aufwertungskapital auf das in jenem Rechtsſtreit 
erkannt iſt, den Genußſcheininhabern augeboten hat, kann im 
weſentlichen beigetreten werden. Zwar enthielt ſchon 8 12, 2 der 
unmittelbar vor dem Kündigungstermin der Genußſcheine veröffent⸗ 
lichten III. SteuerNotVO. eine dem 8 63, 2 AufwG. entſpr. Vor⸗ 
ſchrift, die Anſprüche aus Beteiligungsverhältniſſen aus der ſchema⸗ 
tiſchen Regelung des AufwG. ausſchied. Es blieb aber bis Ende 1926 
zweifelhaft, ob ein Beteiligungsverhältnis i. S. der Steuer NotVO. 
oder die Vorausſetzungen für eine Umſtellung nach $ 33 II. Durchf⸗ 


Zu 10. Die Genußſcheine, um die es ſich handelt, waren 
zum 1. April 1924 gekündigt. Sie ſind — wie in einem Vorprozeß 
entſchieden iſt — nach 8 63 Abſ. 2 AufwG. aufzuwerten. Strittig 
iſt, ob Zinſen v. 1. April 1924 ab zu zahlen ſind. Das OLG. prüft 
dieſe Frage unter den Geſichtspunkten des Verzuges und der un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung, und verneint ſie unter beiden. Dies 
ſcheint mir zutreffend zu ſein, insbeſ. auch die Darlegung, daß 
die bekl. Aki®. unter den obwaltenden Verhältniſſen die Umſtände, 
aus denen die Leiſtung bei Fälligkeit unterblieb, nicht zu vertreten hat. 
Dagegen ſpricht ſich das Urt. nicht darüber aus, ob nicht „billiges 
Ermeſſen“ die Zubilligung von Zinſen rechtfertigen würde. Die Ge⸗ 
währung wäre nach 863 Abſ. 4 wohl zuläſſig geweſen, und der Um⸗ 
ſtand, daß die bekl. Akt®. tatſächlich, wenn auch unverſchuldet, das 
fremde Geld auch noch nach dem 1. April 1924 hat nutzen können, 
ſcheint für die Billigkeit der Verzinſung zu ſprechen, falls dieſer 
Geſichtsvunkt nicht etwa bereits bei der Bemeſſung der Höhe der 
Aufwertung berückſichtigt worden iſt, was aus dem Urt. nicht ent⸗ 
nommen werden kann. Allerdings würde die Zubilligung von Zinſen 
zu der individuellen Zinsfeſtſetzung, die der Kl. erſtrebt, nicht haben 
führen können, da bei Maſſenanſprüchen, auch wenn ſie der freien 
Aufwertung unterliegen, eine einheitliche Feſtſetzung geboten iſt, wie 
das OLG. in Übereinſtimmung mit dem R.: 3%. 1927, 702 und 
der herrſchenden Meinung hervorhebt. 

Staatsjekr. z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 


Nechtſprechung 


[Juriſtiſche Wothenſchrift 


BD. z. Gold BilV O. vorlag. Die Ungewißheit betraf alſo weniger 
den Aufwertungsſatz, als die grundſätzliche Frage der Aufwertung 
oder Umſtellung. Nur für letzteren Fall hatte das Geſetz dem Be⸗ 
dürfnis nach einer einheitlichen Regelung ſolcher Maſſenanſprüche 
durch ein für alle Fälle Rechtskraft ſchaffendes Verfahren Rechnung 
getragen. Ließ der Vorſtand der Bekl. in feiner Stellung zwiſchen 
den Aktionären und den Genußſcheininhabern, nachdem der Um⸗ 
ſtellungsanſpruch durch höchſtrichterl. Entſch. abgelehnt war, es auf 
eine gerichtl. Entſch. über den Aufwertungsſatz ankommen, fo lag 
darin angeſichts des weiten Spielraums, der in Aufwertungsfragen 
dem Ermeſſen der entſcheidenden Inſtanz gelaſſen iſt, kein Ver⸗ 
ſchulden, ganz abgeſehen davon, daß Kl. mit ſeinen Anſprüchen 
aus den hier ſtreitigen Genußſcheinen erſt im Aug. 1927 hervor⸗ 
getreten iſt. 

Beſteht aber eine Verzinſungspflicht für den Anſpruch auf 
Auszahlung der Aufwertung des gekündigten Kapitalbetrages nicht 
aus dem Geſichtspunkt des Verzuges, ſo iſt ein ſolcher auch aus 
§ 812 BGB. nicht zu begründen, weil die Nutzungen, die die Bekl. wäh⸗ 
rend der Zeit ſeit dem Kündigungstermin gezogen hat, ihr aus dem 
urſprünglichen Vertragsverhältuis gebühren, das infolge der In⸗ 
flation und der Einführung der neuen Währung, der durch ſie ge⸗ 
gebenen Unſicherheit über die vertragliche Leiſtung der Bekl. in neuer 
Währung nicht die prompte Abwicklung auf den Kündigungstermin 
hat erfahren können, die dem Vertrage entſprochen hatte. Nach dem 
Vertrage verblieb der Bekl. das Beteiligungskapital, bis der aus dem 
Vertrag auf Grund § 242 BGB. hergeleitete Anſpruch des Genuß⸗ 
ſcheininhabers zahlenmäßig beſtimmt war. 

Der Vertrag erſchöpft den Umfang der Verpflichtung des 
Schuldners einer geldlichen Leiſtung. Kommen die Vorausſetzungen 
des Verzugs hinzu, ſo gebühren aus dieſem Grunde dem Gläubiger 
Zinſen, ſonſt aber nur in den geſetzlich ausdrücklich geregelten 
Fällen, wie z. B. § 452 BGB. Die Verpflichtung zur Zahlung 
unterſteht hier nicht der Vorſchrift 8 818, 1 BGB., ſondern wird 
begrenzt durch die Leiſtungspflicht der Bekl. aus dem Vertrag. 
Was der Behl. an Kapitalnutzung über den 1. April 1924 hinaus 
verbleibt, behält ſie aus dem Vertrag und der durch die Umſtände 
gegebenen Verzögerung in ſeiner Abwicklung, alſo nicht ungerecht⸗ 
fertigt. 

Es fehlt ſomit an einem Rechtsgrund, im vorl. Fall abweichend 
von der ſonſtigen Gerichtsübung bei der Bemeſſung von Auſwer⸗ 
tungsleiſtungen Zinſen für die Zeit vor der Rechtshängigkeit zu⸗ 
zuſprechen. Eine individuelle Bemeſſung ſolcher Zinſen, wie der 
Kl. ſie in erſter Inſtanz beanſprucht, und wie das LG. ſie im Vor⸗ 
prozeß bewilligt hat, erſcheint auch deshalb nicht angängig, weil 
ſie zumal bei Maſſenanſprüchen, wie dem vorl., die Aufwertungs⸗ 
ſchuldner zu einer Unzahl von Einzelprüfungen zwingen würde, 
was dem Weſen eines umſatzfähigen, an ein Inhaberpapier ge⸗ 
knüpften notwendig typiſchen Anſpruchs widerſpricht. 

(OLG. Hamburg, 5. 3S., Urt. v. 16. Mai 1928, Bf V 81/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Wilh. Heymann, Bremen. 


* 
Kiel. 

II. 8 249 BGB.; 8 15 AufwG. Der Beauftragte muß 
nicht für den Schaden aufkommen, der dadurch verurſacht 
iſt, daß Hypotheken infolge verzögerter Ausführung des 
Auftrages erſt nach dem 15. Juni 1922 ausgezahlt ſind und 
daher der Aufwertung unterliegen. Adäquate Verur⸗ 
ſachung. }) 

(OLG. Kiel, Urt. v. 24. Febr. 1928, 2 U 359/27.) 


Abgedr. JW. 1928, 18325. 
* 


Zu 11. A. Anm. v. d. Treuck, ebenda. 


B. Kl. hatte im Nov. 1921 den Bekl. beauftragt, die Hypo⸗ 
thek zur Löſchung zu bringen; Bekl. hatte dies aber bis zum 
15. Juni 1922 nicht ausgeführt. Geſetzt nun, Kl. hätte im Früh⸗ 
jahr 1922 die geſicherte Ausſicht gehabt, eine reiche Frau zu 
heiraten und eine Anſtellung als Kaſſierer zu erhalten. Als die 
Frau und der Dienſtherr aber erfuhr, daß auf des Kl. Grundſtück 
Hypotheken laſteten, Kl. alſo Schulden habe, traten ſie von den 
Heirats⸗ und Anſtellungsverhandlungen zurück, und dem Kl. ent⸗ 
ging ſo der geſetzliche Nießbrauch am Frauenvermögen und die Ver⸗ 
ſorgung durch die Anſtellung. Für dieſen Schaden wäre der Bell. 
nicht erſatzpflichtig, weil das nachfolgende Ereignis — Weigerung 
der Heirat und der Anſtellung — in keinem unmittelbaren Zu⸗ 
ſammenhang ſtand mit den durch des Bekl. Schuld ungelöſcht ge⸗ 
bliebenen Hypothek. — Nun nehme man dagegen den Fall: K. 
hatte im Frühjahr 1922 für das Grundſtück, wenn es laftenfrei 
wäre, 10000 % geboten; Kl. konnte dies Angebot aber nicht an⸗ 
nehmen, weil die Hypotheken damals noch nicht gelöſcht waren; 
ſodann hatte Kl. das Grundſtück an 9. für 9000 % verkaufen 
muſſen. Wie im erſtgedachten Fall, jo war auch hier der Schaden 


L 


57. Jahrg. 1928 Heft 45] 


Naumburg. 


12. 8 14 AufwNov. Hat der Verkäufer ſich zur Rück⸗ 
ate der Hypothek ein Darlehn von dritter Seite be⸗ 
chafft gegen das Verſprechen, es ſofort aus dem Kauf⸗ 
preis zurückzuzahlen, ſo iſt die Ablöſung ohne beſondere 
entſprechende Abrede nicht als für Rechnung des Käufers 
erfolgt zu behandeln. f) 

Die Hypothek iſt nicht für Rechnung der Behl., der Erwerber, 
abgelöſt worden. Der Sinn des § 14 AufwNov. (ogl. Begründung 
zu § 14 RegEntw. in RTDDruckſ. Nr. 3117) iſt die Erwägung, daß 
es nicht billig wäre, wenn ſich der Erwerber auf die von ihm 
ſelbſt herbeigeführte Ablöſung zum Zwecke der Befreiung von ſeiner 
Aufwertungspflicht berufen könnte, da er den Rechtszuſtand ſelbſt 
herbeigeführt hat, der die Grundlage für den gutgläubigen Erwerb 


nicht durch die bloße Verzögerung der Auftragsausführung allein 
verurſacht, ſondern erſt durch ein nachfolgendes Ereignis, nämlich, 
durch das Nichtzuſtandekommen des Verkaufs an X. Aber das 
Unterbleiben dieſes Verkaufs war e unmittelbar auf 
das Beſtehen der Hypotheken: wie dies Weiterbeſtehen die Folge der 
Auftragsverſchleppung war, ſo machte es unmittelbar auch den Ver⸗ 
kauf an K. unmöglich. Und ebenſo lag auch der vom OLG. ent⸗ 
ſchiedene Fall: dieſelben Hypotheken, deren Beſeitigung der Behl. 
ſchuldhaft verzögert hatte, waren Gegenſtand des den Schaden her⸗ 
beiführenden Folgeereigniſſes, nämlich der ſpäteren Geſetzgebung, 
die für eine nach dem 15. Juni 1922 geleiſtete Zahlung eine 
Nachzahlungspflicht einführte. — Sonach wäre Bell. zum Schadens⸗ 
erſatz zu verurteilen, weil ein unmittelbarer Zuſammenhang zwiſchen 
dem vom Berl. verſchuldeten Weiterbeſtehen der Hypotheken und 
der ſpäteren Aufwertung beſtand; aber ein anderes Bedenken ſteht 
dem entgegen. Soweit erſichtlich, hatte Kl. dem Bekl. eine Friſt, 
binnen deren er die Erledigung zu bewirken hatte, nicht vor⸗ 
geſchrieben; Bekl. hatte dies folglich angemeſſen in einigen Wochen 
zu beſorgen. Daß aber Kl. den Bekl. an die Erledigung erinnert, 
ihn hierzu gemahnt hat, iſt nicht erſichtlich. Wenn ſie alſo 
Monate verſtreichen ließ, ohne den Bekl. an ſeine Verbindlichkeit 
zu erinnern, ſo erklärte ſie ſich einverſtanden mit der vom Behl. 
betätigten Verſchleppung, trug an dem eintretenden Schaden die 
Mitſchuld (8 254) und kann gegen Bekl. keinen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch erheben. 

Hiermit erledigen ſich die Ausführungen des OLG. und v. d. 
Treucks über die Vorausſehbarkeit der Juflation. Die Erſatz⸗ 
pflicht iſt begründet, auch wenn der Schuldner nicht gerade diejenige 
Folge ſeines Tuns, die ſpäter eingetreten iſt, in ſeine Vorſtellung 
aufgenommen hat (RG Komm., Anm. 4a zu 8 276). Es bedarf 
danach auch keines weiteren Eingehens auf den Begriff der ad⸗ 
äguaten Verurſachung; für dieſe iſt der oben verwertete un⸗ 
mittelbare rechtliche Zuſammenhang der Exeigniſſe, der in den bis⸗ 
herigen Erörterungen nicht berückſichtigt iſt, von Bedeutung. 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 12. Werde die Tatſache, daß der Verkäufer ſich ein Dar⸗ 
lehen von dritter Seite zur Rückzahlung der Hypothek hat geben 
laſſen, und zwar gegen das Verſprechen, das Darlehen ſofort aus 
dem Kaufpreis zurückzuzahlen, die Vorausſetzung des $ 14 Aufw⸗ 
Nov., daß die Hypothek für Rechnung des Erwerbers abgelöſt wor⸗ 
den iſt, erfüllen? 

Das vorſtehende Urteil des OGG. Naumburg verneint die 
Frage nach feiner Meinung im Gegenſatz zu Mügel, 8 20 
Abſ. 13 S. 761. 

Die Entſch., wann i. S. des 8 14 eine Hypothek für Rech⸗ 
nung des Erwerbers abgelöſt worden ſei, iſt, wie Schrifttum und 
Rſpr. zeigen, für gewiſſe Tatbeſtände in hohem Maße zweifelhaft. 

ch verweiſe, abgeſehen von den Erläuterungsbüchern zum Aufweh. 
und der AufwNov. z. B. auf Erler, Ablöſung einer Hypothek für 
Rechnung des Erwerbers (DSB. 1928, 263); Heilfron, Prak⸗ 
tiſche Auſwertungsfragen (DStB. 1928, 187); Lemberg (SW. 
1937, 2901); Nadler, Die Rſpr. zur AufwRov. (JurR. 1928,61); 
Püſchel, Zur Auslegung von 8 14 der AufwNov. (JurR. 1928, 35); 
Roth, Wann iſt eine Hypothek für Rechnung des Grundſtücks⸗ 
erwerbers abgelöſt? (Jur. 1928, 109; Roth (JW. 1928, 1376); 

agenſchein, Ablöſung von Hypotheken für Rechnung des Er⸗ 
werbers (DStg. 1928, 476). Ich führe weiter an: BayObech: 
JurR. 1928, 670; OLG. Dresden: Ring 1927, 801; OLG. Frank⸗ 
ſurt: Kur. 1928, 1021; KG.: JurR. 1928, 359; OLG. Karls⸗ 
ruhe: Ring 1927, 727; MO, d. 25. Febr. 1928: JW. 1928, 1376; 
RG. v. 31. März 1928: Zur. 1928, 1341. 

Die Fälle, wo der Erwerber die Hypothek übernommen und der 
Veräußerer fie nach dem Kauſpertrage, oder auch vorher, aber im 

uſammenhange mit dem Kaufvertrage und im Einverſtändnis mit 

em Erwerber unmittelbar oder mittelbar aus deſſen Mitteln zurück⸗ 
bezahlt hat, ſind es weniger, die Schwierigkeiten machen. Soweit 
1 ſehe, beſteht für ſolche Fälle Übereinſtimmung darüber, daß die 
Borausſetzungen des 8 14 gegeben find. 

Dagegen werden ſtarke Zweifel geäußert hinſichtlich der Fälle, 


Rechtſprechung 


2879 


bilden ſoll. Aus dieſen Worten geht hervor, daß, wenn der Erwerber 
ſelbſt die Hypothek nicht ablöſt, zum mindeſten eine Abrede zwiſchen 
Verkäufer und Erwerber beſtehen muß dergeſtalt, daß für letzteren die 
Ablöſung ſtattfinden ſoll. Hier liegt aber keinerlei Vereinbarung in 
dieſem Sinne zwiſchen den Vertragsparteien vor. Die Bekl. haben 
vielmehr dadurch, daß ſie zur Vertragsbedingung die Löſchung durch 
den Nebenintervenienten auf deſſen Koſten vor der Auflaſſung 
machten und erſt nach Löſchung den Kaufpreis zahlten, zur Genüge 
dargetan, daß ſie mit der Löſchung der Hypothek nichts zu tun 
haben wollten. Sie wollten das Grundſtück nur erwerben, wenn der 
Nebenintervenient auf ſeine Rechnung das Grundſtück bereinigt hatte. 
Sie ſtellten den Eigentumserwerb am Grundſtück vollkommen darauf ab, 
Gelang es dem Nebenintervenienten, die Kl. zur Erteilung der 
Löſchungsbewilligung zu bewegen, dann wollten die Belel. das Grund⸗ 
ſtück erwerben; andernfalls entfiel die Übereignung. Damit iſt deut⸗ 


wo ein ſolches bewußtes und gewolltes Zuſammenwirken zwiſchen 
Veräußerer und Erwerber nicht vorliegt, der Erwerber eine Mit⸗ 
wirkung, ſoweit ſein Geld in Frage kommt, ſogar ausdrücklich ab⸗ 
gelehnt hat. Über den Zweck des 8 14 äußert ſich die Regierungs⸗ 
vorlage: 

„In zahlreichen Füllen hat der Erwerber des Grundſtücks 
die Hypothek übernommen und bereits vor dem Eigentumsüber⸗ 
gange ſelbſt abgelöſt oder für eigene Rechnung ablöſen laſſen. Hier 
hat der Erwerber ſelbſt durch die Ablöſung der Hypothek den Rechts⸗ 
zuſtand herbeigeführt, der die Grundlage für den gutgläubigen Er⸗ 
werb bilden ſoll, nämlich die Löſchung oder die Erteilung der 
Löſchungsbewilligung bzw. löſchungsfähigen Quittung. Es wäre un⸗ 
billig, wenn es dem Erwerber geſtattet fein ſollte, ſich auf die von 
ihm ſelbſt herbeigeführte Ablöſung zum Zwecke der Befreiung von 
der Aufwerkungsſchuld zu berufen. Der Erwerber darf nicht beſſer 
geſtellt werden als in dem Falle, daß er nach dem Eigentumsüber⸗ 
gange die Hypothek abgelöſt hat oder hat ablöſen laſſen. Wie im 
letzteren Falle eine Berufung auf den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht in Frage kommen kann, weil die Löſchung erſt 
nach dem Eigentumserwerbe ſtattgefunden hat, ſo darf auch dann, 
wenn die Ablöſung vorher erfolgt iſt, der Schutz das öffentlichen 
Glaubens nicht eingreifen. Der zufällige Umſtand, daß die Ab⸗ 
löſung früher erfolgt iſt, darf dem Erwerber nicht den weitgehenden 
materiellen Vorteil der Befreiung von der Aufwertungsſchuld 
bringen.“ 

Indes ſah 8 14 in der Faſſung des von der Regierungsvorlage 
erläuterten Entwurfes vor, daß der Erwerber eines Grundſtückes 
eine Hypothek durch Vereinbarung mit dem Veräußerer übernom⸗ 
men hatte, und dieſes Tatbeſtandsmerkmal iſt in der ſchließlichen 
Faſſung des § 14 weggefallen. Das RG. iſt in feinem erwähnten 
Urteil (JW. 1928, 1377) der Anſicht, daß dieſer Wegfall für die 
Tragweite des § 14 von maßgebender Bedeutung ſei. 

„Durch die Streichung des Erforderniſſes einer Übernahme der 
Hypothek durch den Grundſtückserwerber (iſt) nur noch klarer zum 
Ausdruck gebracht, daß es für die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit 
der Verufung auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht auf 
die Frage, wen im inneren Verhältnis zwiſchen Veräußerer und 
Erwerber die Hypothek belaſtete, ſondern darauf ankommen ſoll, ob 
der Erwerber den im Grundbuch beſcheinigten Zuſtand, der ſeiner 
Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs zur Grund⸗ 
lage dienen ſoll, bereits vorgefunden oder aber felbjt erſt herbei⸗ 
geführt hat ... (Die Worte für feine Rechnung) wollten hier nicht 
ſagen, daß wirtſchaftlich letzten Endes die Ablöſung im Verhältnis 
zwiſchen Veräußerer und Erwerber auf Koſten des Erwerbers er⸗ 
folgt ſein müſſe, den Kaufpreis alſo nicht herabmindernd beeinflußt 
haben dürfte 

Vielmehr dürfen ſie ſprachlich und müſſen ſie nach der offen⸗ 
liegenden Abſicht des Geſetzes ... dahin verſtanden werden: der 
Ablöſung durch den Erwerber ſelbſt ſoll der Fall gleichſtehen, daß 
nach außen hin ein anderer als der Erwerber, jedoch für ihn im 
Zuſammenhang mit ſeinem Erwerbe und nach ſeinem Geſtaltungs⸗ 
wunſch (Herbeiführung), daher insbeſondere mit von ihm für 
dieſen Zweck zur Verfügung geſtellten Mitteln die Ablöſung be⸗ 
wirkt hat.“ 

Der Tatbeſtand, der vom RG. auf Grund dieſer Erwägungen 
entſchieden iſt, weicht indes von dem dem vorſtehenden Urteile zu⸗ 
grunde liegenden Tatbeſtande in weſentlichen Merkmalen ab. Weiter 
iſt zur richtigen Einſchäzung der Tragweite des RGUrt. zu beachten, 
daß es als nicht im Widerſpruche zu ſich ſtehend das erwähnte Urteil 
des OLG. Karlsruhe anſieht, weil dieſes „lediglich ausſpricht: die 
Tatſache allein, daß die Veräußerer mit vom Erwerber empfange⸗ 
nen Gelde die Hypothekenſchuld bezahlten (ohne, wie der Zuſammen⸗ 
hang ergibt, Hinzufügung der Behauptung, daß der Erwerber das 
Geld gegeben habe, damit die Veräußerer für ſie die Hypothek 
zurückzahlten), genüge zur Erfüllung des § 14 AufwNov. nicht. 
Andererſeits ſind die Erwägungen des RG. ihrem Wortlaute nach ſo 
umfaſſend, daß es zum wenigſten nicht unzweifelhaft fein dürfte, 
ob ſie nicht auch die in Frage ſtehende Gruppe von Fällen und den 
Streitfall des OLG. Naumburg umſchließen. 1 

Indes ſei dem, wie ihm ei, die Meinung ſcheint mir den Vor⸗ 
zug zu verdienen, die in den hier fraglichen Fällen, insbeſ. auch 
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lich gejagt, daß der Nebenintervenient die Löſchung der Hypothek 
für ſeinen Vorteil und damit für ſeine Rechnung herbeigeführt hat, 
um das Grundſtück veräußern zu können. 

Nach dieſen Ausführungen iſt der Anſicht von Mügel (5. Aufl., 
1927, Anm. 13) nicht beizutreten. Mügel will den § 14 a. a. O. 
nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten ausgelegt wiſſen. So läge auch 
eine Ablöſung vor, wenn der Verkäufer ſich von dritter Seite das 
Kapital zur Hypothekenrückzahlung beſchafft unter dem Hinweis auf 
den zu erwartenden Kaufpreis. Dieſe Anſicht findet aber im Geſetz 
keinen Niederſchlag. Aus der oben angegebenen authentiſchen Be⸗ 
gründung zu $ 14 muß irgendeine Abrede, die auf eine Ablöſung 
für Rechnung des Erwerbers hinzielt, zwiſchen dieſem und dem Ver⸗ 
käufer getroffen ſein. 

(OLG. Naumburg, Urt. v. 19. April 1928, 5 U 3692/27.) 


Mitgeteilt von LER. Dr. Bibergeil, Deſſau. 
* 
Nürnberg. 
13. Mangel des Rechtsſchutzintereſſes bei Aufwer⸗ 


tungsklage? 7) 

Bekl., der bei der AufwStelle urſprünglich die Herabſetzung der 
begehrten erhöhten Aufwertung verlangt hatte, hat ſchließlich nach 
Scheitern von Vergleichsverhandlungen am 3. März 1927 ausdrücklich 
ſeine Aufwertungspflicht beſtritten, und erklärt, daß er überhaupt nicht 
ſchuldig ſei, irgendeine Aufwertung aus der Kaufpreishypothek zu 
leiſten. Darauf erging am 30. März 1927 Beſchluß der Aufwstelle, 
daß das Verfahren bis zur Erledigung des Zivilprozeßverfahrens aus⸗ 
zuſetzen ſei, da Schuldner die Aufwertungspflicht dem Grunde nach 
beſtritten habe und die Entſch. über dieſe Frage dem ordentlichen 
Gericht überlaſſen ſei. Auch wurde eine Friſt zur Erhebung der Klage 
beſtimmt und ſpäter antragsgemäß verlängert. 

Die Kl. haben daraufhin auf Verpflichtetſein der Bekl. zur Auf⸗ 
wertung der Kaufpreisforderung geklagt. 

Zu Unrecht wendet nun Bekl., der hierzu verurteilt worden 
war, während die Klage gegen ſeine Frau abgewieſen worden war, 
ein, daß ein Rechtsſchutzintereſſe für Kl. mangle. 

Nachdem der Ausſetzungsbeſchluß der AufwStelle ergangen war, 
und zwar wegen Beſtreitens des Grundes des Auſwertungsanſpruches, 
mußten Kl. die Klage erheben und die Verpflichtung zur Aufwertung 
im ordentlichen Verfahren feſtſtellen laſſen. Es geht doch nicht an, 
daß Bekl. angeſichts feines Verhaltens vor der AufwsStelle, daß er 
nicht verpflichtet ſei, irgendwie aufzuwerten, nun den Einwand her⸗ 
leiten will, die AufwStelle hätte auf dieſes ſein Beſtreiten des Grundes 
des Aufwertungsanſpruches nicht eingehen, ſondern — weil offenſicht⸗ 


im Streitfall nicht ohne weiteres eine Ablöſung für Rechnung des 
Erwerbers ſieht. Das vorſtehende Urteil faßt den entſcheidenden 
Satz dahin: 8 14 fordere zum mindeſten eine Abrede zwiſchen Ver⸗ 
äußerer und Erwerber, daß die Ablöſung für den Erwerber geſchieht. 

Indes, wann liegt eine ſolche Abrede vor? Darüber kann die 
Auslegung im einzelnen Falle vor großen Zweifeln ſtehen. Mügel 
fordert, daß der Veräußerer die Hypothek aus eigenen Mitteln ab⸗ 
gelöſt hat, ohne daß er genötigt war, ſich dieſe Mittel durch eine 
Abtretung des Kaufpreiſes, oder durch den Hinweis auf den zu er⸗ 
wartenden Kaufpreis zu verſchaffen. Soll das auch gelten, wenn 
dies ohne Wiſſen und Willen, ſogar gegen den ausgeſprochenen 
Willen des Erwerbers geſchah? Das wäre m. E. zu weitgehend. 
Nicht entſcheidend iſt, ob der Erwerber die Bereinigung des Grund⸗ 
buches von Hypotheken veranlaßt hat. Auch wenn er ſie veranlaßt 
hat, können je nachdem die Vorausſetzungen des § 14 fehlen. Hat 
er aber auch die Mittel zur Verfügung geſtellt, das Zurverfügung⸗ 
fteffen weit ausgelegt, jo ſteht ihm § 14 entgegen. Sind aber ſeine 
Mittel, insbejt der von ihm zu zahlende Kaufpreis, ohne ſeinen 
Willen für die Löſchung der Hypothek von Bedeutung geweſen, ſo 
ſteht ihm 8 14 nicht entgegen. Wenn der allgemeine Rechtsgedanke 
des 8 14 dahin geht, daß ſich derjenige Erwerber nicht auf den 
guten Glauben berufen kann, der ſelbſt den Rechtszuſtand „herbei⸗ 
geführt“ hat, auf den ſein guter Glaube ſich ſtützen ſoll, ſo gehört 
dazu m. E. auf ſeiten des Erwerbers nicht nur ein ſachlicher Um⸗ 
ſtand, das Zurverfügungſtellen von Geldmitteln des Erwerbers, 
ſondern auch ein perſönlicher, Wiſſen und Wille des Erwerbers. Da⸗ 
her ſcheint mir die Faſſung des OLG. Frankfurt (Zur. 1928, 
1021) Beifall zu verdienen: 

„Der erk. Sen. hält die Ablöſung für Rechnung des Erwerbers 
dann für gegeben, wenn die Rückzahlung der Hypothel im Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Kaufvertrag aus Mitteln des Erwerbers er⸗ 
folgt und wenn der Erwerber das weiß und es begehrt. Es muß 
in ſubjektiver Hinſicht Wiſſen und Wollen des Erwerbers hinſicht⸗ 
lich der Benutzung der von ihm zur Verfügung geſtellten Mittel 
vorliegen, neben dem objektiven Merkmale des Zuſammenhanges 
und der tatſächlichen Inauſpruchnahme der Mittel des Erwerbers.“ 

Vorausgeſetzt; daß ſich ohne Wiſſen und Willen des Erwerbers 
der Verkäufer zur Rückzahlung der Hypothek ein Darlehn von dritter 
Seite geben ließ, wenn auch gegen das Verſprechen, es ſofort aus 
dem Kaufpreiſe zurückzuzahlen, ſtimme ich daher dem vorſtehenden 
Urteile zu. 

RA. Dr. Plum, Köln. 


lich unbegründet — über es hinweggehend gleich ſachlich zur Aue 
wertung entſcheiden ſollen. 

Da Bekl. den Grund feiner Verpflichtung zur Aufwertung be⸗ 
ſtritten hatte und ihm auch nicht etwa nachträglich vor Klagſtellung 
bei der AufwStelle anerkannte, mußten Kl. zur Klage ſchreiten, und 
mit Recht wurde die Verpflichtung des Bekl. zur Aufwertung ause 
geſprochen. 

(Os G. Nürnberg, 2. 3 S., Urt. v. 13. Juli 1928, L 69/23.) 


Mitgeteilt von IR. Landau, Nürnberg. 


* 
Stuttgart. 

14. 8 59 Abſ. 2 AufwG.; Art. 2 PO. v. 22. Mai 1926 
RBl. 249 über die Aufwertung von Verſicherungsanſprü⸗ 
chen. Der Anſpruch aus Haftpflichtverſicherung bedarf, 
auch wenn der Verletzte in 2% abgefunden wurde, der 
Aufwertung, wenn das ſchädigende Ereignis vor der 
Stabiliſierung eingetreten war. +) 


Ein Arzt hat durch Kunſtfehler i. J. 1913 die Lähmung eines 
Kindes verurſacht. Er hat einen Teil des Schadens i. J. 1914 ver⸗ 
gütet und auf Grund einer i. J. 1910 geſchloſſenen Haftpflicht⸗ 
verſicherung Erſatz erhalten. Sodann hat er durch Vergleich i. J. 1927 
dem Kinde endgültige Abfindung gewährt. Dieſe Summe verlangt 
er gleichfalls von der Verſicherungsgeſellſchaft erſetzt. Dieſe hat 
ihm 20% der Summe vergütet und verweigert weiteres auf Grund 
von Art. 2 VO. v. 22. Mai 1926. LG. und OLG. haben dieſe 
Beſchränkung anerkannt. 

Der Kl. will die Anwendung des Art. 2 der VO. deshalb 
ausſchließen, weil die Vergleichsſumme, deren Erſatz er verlangt, in 
Nell feſtgelegt iſt und ſeit ihrer Feſtlegung ſich nicht verändert hat. 
Er hält deshalb jede Aufwertungsvorſchrift für unanwendbar. Dem 
wäre beizuſtimmen, wenn der Verſicherungsanſpruch des Kl. erſt 
nach der Stabiliſierung entſtanden wäre und unter einen in Goldmark 
abgeſchloſſenen Verſicherungsvertrag fiele. Nun iſt aber der Vertrag, 
aus welchem der Verſicherungsſchutz begehrt wird, ſchon i. J. 1910 
abgeſchloſſen worden und der Verſicherungsfall iſt vor der In⸗ 
flation eingetreten. Hätte der Kl. den ganzen Schaden ſchon 1914 
erſetzt und träte er heute wegen Erſtattung dieſes Betrags an die 
Bekl. heran, jo wäre einleuchtend, daß dieſe nicht den vollen Be⸗ 
trag in RM zu leiſten hätte, ſondern nur ſoweit fie zur Aufwertung 
verpflichtet iſt. Dieſelbe Rechtslage beſteht aber auch in dem Falle, 
daß der Verſicherungsnehmer erſt nach der Stabiliſierung den ſchon 
vor der Juflation entſtandenen Schaden erſetzt. Daß er ſeine Schuld 
gegenüber dem Beſchädigten erſt nach der Stabiliſierung bereinigt 


Zu 13. Die Entſch. iſt zu billigen. Allerdings kann nicht jeder 
ausſichtsloſe Verſuch eines Beſtreitens ſchon als hinreichender Grund 
zur Feſtſtellungsklage gelten; man muß nicht immer gleich zum 
Gericht laufen, ſolange noch mit einem Einlenken des Schuldners 
zu rechnen iſt. Wenn es aber der Schuldner erſt ſo weit gebracht 
hat, daß die Aufwertungsſtelle einen Ausſetzungsbeſchluß erläßt, 
dann muß er entweder aus eigenem Antriebe einlenken und die 
Schuld anerkennen, oder er muß die Feſtſtellungsklage über ſich 
ergehen laſſen. 

RA. Jocobſohn, Breslau. 


Zu 14. Das Urt. iſt ein redender Beleg für die Verwirrung, 
die die Urt. des RG. 112, 205 = SU. 1926, 695 und 116, 196 
(unvollſtändig abgedruckt!) JW. 1927, 1479 über die Unwandel⸗ 
barkeit und Wertbeſtändigkeit der Verſicherungsſumme angerichtet 
haben. Das Urt. v. 8. Dez. 1925 hatte für die Haftpflichtverſicherung 
mit der vom RG. damit feſtgelegten Aufwertung zu 100% eine 
ſchlechthin unmögliche Lage geſchaffen. Ein Eingreifen der Geſetz⸗ 
gebung erwies ſich als unvermeidlich. Daraufhin iſt die VO. 
v. 22. Mai 1926 ergangen. Art. 2 legt für die Haftpflichtverſicherung 
eine doppelte Grenze feſt: einmal werden nur 20% des Goldmark⸗ 
betrags. der Haftpflichtſchuld erſtattet; ſodann bleibt die vertrags⸗ 
mäßige Verſicherungsſumme maßgebend, und zwar, nach der Peter⸗ 
ſen ſchen Anregung, mit ihrem Goldmarkbetrage zur Zeit der für 
maßgebend erklärten Prämienfälligkeit. Der Geſetzgeber ging davon 
aus, vgl. Berliner⸗Pfaffenberger, Aufwertung von Ver⸗ 
ſicherungsanſprüchen Teil II, Anm. 1 zu Art. 2 S. 50, daß dieſer 
Betrag den billigerweiſe zu ſtellenden Auſprüchen des Verſicherten 
genügen dürfte und daß außerdem wahrſcheinlich ſei, daß dieſe 
Quote für den Verſicherer noch tragbar ſei, daß aber ein höherer 
Satz wohl die Leiſtungsfähigkeit der Verſicherungsunternehmungen 
überſtiegen hätte. Die Regelung iſt alſo rein poſitiv und will⸗ 
kürlich, nicht, wie das OLG. wunderlicherweiſe in einer Zwiſchen⸗ 
bemerkung meint, dem Treuhänder⸗ und Liquidationsverfahren der 
Lebensverſicherung „ähnlich“. 

Nach dieſem Grundſatz iſt in dem Urt. entſchieden. Aus den 
Gründen geht nicht recht hervor, mit welcher rechtlichen Erwägung 
der Kl. wohl ein anderes Ergebnis durchzuſetzen für möglich ge⸗ 
halten haben mag. Namentlich läßt der Wortlaut der VO. einen 
Unterſchied zwiſchen ſolchen Haftpflichtanſprüchen, die erſt nach der 
Währungsbefeſtigung befriedigt werden, und den „unter der Papier⸗ 


57. Jahrg. 1928 Heft 45] 


hat, vereinfacht nur die Berechnung des Goldmarkbetrags, ändert 
aber daran nichts, daß der Verſicherungsanſpruch der Aufwertung 
bedarf. Denn der Verſicherungsanſpruch iſt unter der Paplermark⸗ 
währung entſtanden. Das ergibt fi aus § 1 Ziff. 1 AllgVerſBed. 
der Bekl. Danach muß das Ereignis, das den Schaden herbeigeführt 
hat, während der Wirkſamkeit der Verſicherung eingetreten ſein. 
War die Verſicherung nun in Papiermark abgeſchloſſen, als das 
Ereignis eintrat, ſo iſt auf die damalige Währung bei der Haftung 
der Geſellſchaft Rückſicht zu nehmen. Das tft auch in RG. 112, 205: 
anerkannt, wo ebenfalls Aufwerkung für nötig erklärt wurde, 
obwohl der Verſicherungsnehmer eine Goldmarkvergleichsſumme er⸗ 
ſetzt verlangte. Nur wurde dort auf 100% aufgewertet, was ſeit 
der VO. v. 22. Mai 1926 nicht mehr möglich iſt. Die VO. be⸗ 
ruht auf folgender Erwägung: Diejenigen Haftpflichtverſicherungen, 
die nicht unter 859 Abſ. 1 Auf wc. fallen, können die Auszahlung 
der Haftſummen nicht auf der Grundlage einer Prämienreſerve 
leiſten, ſondern müſſen die jeweilige Jahreseinnahme an Prämien 
zur Deckung der Schäden des betreffenden Jahres verwenden. 
Deshalb kann der Verſicherungsnehmer, auch wenn er ſelbſt den 
Schaden, der i. J. 1913 entſtand, i. J. 1927 in Reichsmark 
vergütete, nicht verlangen, daß die Verſicherungsgeſellſchaft ihm 


markwährung entſtandenen“ nicht zu — die BD. ift gerade auf die 
erſtere zugeſchritten. 

Art. 3 der VO. bezieht ſich ebenſo wie das Urt. v. 22. Febr. 
1927 lediglich auf Verſicherungsverträge anderer Art, d. h. im 
weſentlichen auf die geſamte Sachverſicherung und gilt deshalb nicht 
für die in Art. 2 eben beſonders geregelte Haftpflichtverſicherung. Zum 
Verſtändnis der Rechtslage bedarf auch dies aber einer näheren 
Betrachtung. Man hat Art. 3 für „eine Art Generalbeſtimmung“ 
gehalten, vgl. Berliner⸗Pfaffenberger, Anm. 1 zu Art. 3 
S. 63, und beabſichtigt, vgl. ebd. S. 66, damit die Frage der Auf⸗ 
wertung für die Verſicherung endgültig zu regeln. Prüft man 
die Vorſchrift einmal genauer, ſo ergibt ſich merkwürdigerweiſe, daß 
man hier, wie ich es an anderer Stelle einmal ausgedrückt habe, 
das ganze Aufwertungsproblem um ſeine eigne Achſe herumgedreht, 
d. h. an Stelle der wirklichen Aufwertung einer Papiermarkforderung 
die denkbar ſchärfſte Herabſetzung einer Goldmarkforderung um den 
Verarmungsfaktor feſtgelegt hat, und zwar, wie gerade der vom RG. 
entſchiedene Fall deutlich zeigt, in der Art, daß eine wirkliche Auf⸗ 
wertung in der Praxis überhaupt nicht vorkommt. Damit wäre nun 
allerdings für die Verſicherung die Aufwertungsfrage in der denkbar 
radikalſten Weiſe beſeitigt geweſen. 

Dieſe Abſicht der Geſetzgebung iſt von der Rſpr. wiederum 
vollkommen durchkreuzt worden. Man hatte nicht beachtet, daß 
die eigentliche Erfatzforderung des Verſicherungsnehmers, auch wenn 
es ſich um Papiermarkverſicherungen handelt, nicht als Papier⸗ 
markforderung, ſondern als wertbeſtändig in das Verſicherungs⸗ 
verhältnis eintritt. Man kann das leicht erkennen, weun man 
bedenkt, daß der Anſpruch des Verſicherungsnehmers gegen den 
Verſicherer ſich bemißt nach dem durch den Verſicherungsfall ein⸗ 
getretenen Sachſchaden oder, bei der Haftpflichtverſicherung, durch 
die endgültige Feſtſtellung des dem geſchädigten Dritten zuſtehenden 
Erſatzanſpruchs, alſo nach Größen, die durch die Entwertung der 

apiermark nicht betroffen werden. 

Der einzige Schutz des Verſicherers gegen ungemeſſene und 

techniſch untragbare Anſprüche liegt alſo in der Tat nach wie vor 
in der vertragsmäßigen Verſicherungsſumme und die i. S. der Aufw⸗ 
Rſpr. allein mögliche Ausgleichung nach Recht und Billigkeit 
ann nur in einer angemeſſenen Aufwertung der Verſicherungs⸗ 
ſumme gefunden werden. Zerſchlägt die Rſpr., wie geſchehen, dieſes 
Schutzmittel, fo ſtehen wir eben vor der Aufwertung zu 100%, 
{ind alſo ebenſoweit, wie vor der VO. v. 22. Mai 1926. 

Denn — dies iſt wohl das Schlimmſte — gilt nicht das 
gleiche auch jetzt noch für die Haftpflichtverſicherung? Welche Ver⸗ 
ſicherungsanſpruͤche der VO. überhaupt unterliegen, beſtimmt ſich 
nach 8 1 Auf wh. Sie müſſen auf Rechtsverhältniſſen beruhen, die 
vor dem 14. Febr. 1924 begründet ſind. Entſcheidend iſt alſo der 
Abſchluß des Verſicherungsvertrages, nicht, wie hier der Kl. wohl 
meinte, die Entſtehung des Entſchädigungsanſpruchs. Sie müſſen 
aber auch die Zahlung einer beſtimmten in Mark aus⸗ 
gedrückten Geldſumme zum Gegenſtande haben und 
durch den Währungsverfall betroffen ſein. Wie wir 
geſehen haben, trifft das letztere auf den Entſchädigungsanſpruch 
nicht mehr zu, wenn er unter der Herrſchaft der Reichsmark zur 
Berechnung und Feſtſtellung gelangt. Die aus der Rückverſicherung 
bekannte Währungsklauſel wird man hier ſchwerlich hineininter⸗ 
pretieren können. Wiederum erhebt die Gefahr drohend ihr Haupt, 
daß die ganze VO. v. 22. Mai 1926 ſich als ein Schlag ins 

aſſer erweiſt und die Verſicherer nach wie vor mit einer Aufwertung 
zu 100% in unüberſehbaren Grenzen rechnen müſſen. 
Zum Glück ſcheint der Verkehr verſtändiger geweſen zu 
ſein als die Rſpr., und es ſcheint, als ob die ganze Aufwertungs⸗ 
rage mehr oder weniger im Sande verlaufen wollte. Dies wäre 
ann in der Tat die glücklichſte Löſung. 
Geh. IR. Dr. Otto Hagen, Verlin. 
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mehr erſetzt, als ihm gemäß ſeiner i. J. 1913 bezahlten Jahres⸗ 
prämie zukommt, welche der Entwertung verfallen iſt. Die VO. 
v. 22. Mai 1926 ſoll die hiernach gebotene Entlaſtung bei der 
Haftpflichtverſicherung in ähnlicher Weiſe durchführen, wie das bei 
der Lebensverſicherung und andern unter 859 Abſ. 1 AufwG. 
fallenden Verſicherungsarten durch Bildung eines Aufwertungs⸗ 
ſtocks geſchehen iſt. 

Hiernach iſt das Verlangen des Bekl. unberechtigt, daß feine 
Vergleichsſchuld von der Bekl. zu 100% erſetzt werde, vielmehr iſt 
die Verkürzung auf 20% aus Art. 2 Abſ. 1 der gen. VO. begründet. 
Zur Auslegung des Art. 2 hat der Kl. vergeblich die Entſch. des 
KG: JW. 1927, 1479 herangezogen. Dort beſchäftigt ſich das RG. 
nur mit Art. 3 der VO., welcher Sachverſicherungen betrifft. Das 
einzige hierher erhebliche und von der Kritik beanſtandete Er⸗ 
gebnis, daß die Verſicherungsſumme ein wertbeſtändiger Faktor 
ſei, wird vom RG. gerade auf den Fall des Art. 2 nicht aus⸗ 
gedehnt; denn hier ſoll es bei der Höchſtgrenze des Art. 2 Abf. 1 
Satz 2 bleiben, die ſich durch den Goldmarkbetrag vom Tage der 
Fälligkeit der betreffenden Prämie beſtimmt. Um ſo weniger läßt 
ſich dieſe Entſch. dafür verwerten, daß der Verſicherte den in AM 
ſchuldig gewordenen Betrag ſtets auf die Verſicherungsgeſellſchaft 


voll abwälzen könne. 


(OLG. Stuttgart, 1. 38., Urt. v. 18. Mai 1928, U 71.) 


Tandgerichte. 


Berlin. Zivilſachen. 

1. 816 AufwNov. Wie dereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die Verſäumung der Friſt aus $ 16 AufwG. 

Der Standpunkt der BeſchwF., der Wiedereinſetzungsantrag fer 
unwirkſam, weil die als Erben des verſtorbenen Schuldners N. in 
Frage kommenden Perſonen nicht vollzählig aufgeführt und als 
Antragsgegner in Anſpruch genommen ſeien, iſt unzutreffend. Der 
Wiedereinſetzungsantrag iſt eine Nachholung der Aufwertungsanmel⸗ 
dung. Sowenig dieſe den Schuldner anzugeben braucht, ſich vielmehr 
darauf beſchränken kann, die Forderung als ſolche grundbuchmäßig 
genau zu bezeichnen, ſowenig braucht auch der Antrag auf Wieder⸗ 
einſetzung eine genaue Bezeichnung des Schuldners zu enthalten (ſiehe 
Nadler, Nov., Anm. 2 zu 816). Auch der Geſichtspunkt, daß im 
Wiedereinſetzungsverfahren — im Gegenſatz zum Anmeldungsverfahren 
aus 8 16 AufwGG. — eine Entſch. über die Koſten des Verfahrens 
zu erfolgen hat (KG. v. 22. Dez. 1927: Aufwftfpr. 1928, 79/80), 
kann hieran nichts ändern. Iſt ein Antragsgegner überhaupt nicht 
benannt, ſo ergibt ſich ohne weiteres, daß der Antragſteller als 
ſolcher gem. SL Pr. die Koſten zu tragen hat. Dasſelbe wird 
zu gelten haben, wenn der als Antragsgegner in Anſpruch Ge⸗ 
nommene dem Antrage nicht widerſpricht. Denn gegenüber einem 
ſolchen Antragsgegner verbietet es der Grundſatz der Billigkeit aus 
876 AufwG., ihn mit Koſten zu belaſten, die letzten Endes auf einer 
Säuninis des Antragſtellers beruhen. Und ebenſo iſt es mit ſolchen 
Antragsgegnern zu halten, die erſt nach gewährter Wiedereinſetzung 
in das Verfahren hineingezogen werden. Sache der AufwStelle iſt 
es, die Miterben des bisher allein als Antragsgegner in Anſpruch 
Genommenen zu ermitteln und ihnen die nachgeholte, durch die Wieder⸗ 
einſetzung wirkſam gewordene Anmeldung zur Stellungnahme und 
rechtzeitigen Erhebung des Einſpruchs mitzuteilen. Die Entſch. über 
den Wiedereinſetzungsantrag als ſolchen war von einer Heranziehung 
dieſer weiteren Miterben nicht abhängig. 

(LG. III Berlin, 3. IR, Beſchl. v. 3. Juli 1928, 5 T 427/28.) 
Mitgeteilt von Dr. Grote, Berlin⸗Steglitz. 
* 
München. 

2. 8917 3PO. Gegen Ausländer iſt trotz Grund⸗ 
beſitzes im Inlande ein Arreſt für 1932 fällig werdende 
Aufwertungsforderungen, die dinglich nicht gefichert find, 
zuläſ ſig. 

Der Bell. iſt Schweizer und hält ſich in der Schweiz auf. 
Es iſt nun allerdings richtig, daß die Vollſtrechung des Urteils im 
Auslande in der Regel dann nicht zu befürchten iſt, wenn das in⸗ 
ländiſche Vermögen des Schuldners ſo groß iſt, daß eine Be⸗ 
friedigung des Gläubigers aus ihm nicht zweifelhaft erſcheint, und 
nicht zu beſorgen iſt, daß der Schuldner das inländiſche Vermögen 
in das Ausland verbringt (Stein⸗Jonas, Note 23 a zug 917 
3PO.). Allein gerade wegen der langen Befriſtung der Arreſtforde⸗ 
rung, die erſt 1932 fällig wird, iſt mit der Möglichkeit zu rechnen, 
daß der Bekl. ſeinen Grundbeſitz in München vor 1932 veräußert. 
Es beſteht deshalb die Beſorgnis, daß die Kl. ohne den Arreſt Voll⸗ 
ſtrechung im Ausland ſuchen müßte. 

(LG. München I, 4. K., Urt. v. 5. Juli 1928, IV F 537/28.) 
Mitgeteilt von RA. Baumann, München. 
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Berlin⸗Neukölln. Amtsgerichte. 


3. Im Aufwertungs verfahren kann der Rechtsanwalt 
beben der Höchſtgebühr von o die Koſtenfeſtſetzungsge⸗ 
nühr beanſpruchen. 

Die Koſten, die im Aufwertungsverfahren entſtanden ſind, werden 
entſprechend den Koſten in Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
nach der LGebO. berechnet. Nach Art. 8 LGebO. hat der RA. für 
Anträge uſw. 8/0 der vollen Gebühr zu verlangen. Für den Fall, 
daß in einer Angelegenheit zahlreiche Anträge geſtellt werden, be⸗ 
ſtimmt Art. 12 LGebO., daß der Geſamtbetrag in einer Inſtanz die 
dreifache volle Gebühr nicht überſteigen darf. Dasſelbe gilt gemäß 
Art. 10 LGeboO. von den Terminsgebühren. Die Poſitionen 1 und 2 
der Koſtenrechnung ſind daher richtig berechnet. Außerdem war aber 
die beantragte Koſtenfeſtſetzungsgebühr anzuſetzen; denn das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren iſt gegenüber dem eigentlichen Aufwertungsverfah⸗ 
ren ein beſonderes Verfahren. Weiterhin erſcheint aber unzweifelhaft, 
daß der Antrag auf Koſtenfeſtſetzung unter die in Art. 8 LGebO. ge⸗ 
nannten Anträge fällt. 

Hieraus ergibt ſich, daß der Koſtengläubiger grundſätzlich neben 
der dreifachen Gebühr des Aufwertungsverfahrens noch evtl. eine drei⸗ 
fache Gebühr im Koſtenfeſtſetzungsverfahren, natürlich berechnet nach 
dem geringeren Koſtenobjekt, verlangen kann, wenn die erforderliche 
Zahl von Anträgen notwendig war. 

Die verlangten 2,40 Rs Koſtenfeſtſetzungsgebühr find demnach 
unter allen Umſtänden gerechtfertigt. 

(AG. Berlin⸗Neukölln, Beſchl. v. 29. Sept. 1928, 7b Aw 381/26.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Sokolowski⸗Mirels, Berlin. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 

Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 

[>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.) 


1. 88 6 Abſ. 1 Nr. 4, 10 Abſ. 2, 36, 56, 93 Abſ. 3 Eink⸗ 
StG.; § 4 R Abg.; Art. II § 3 Gef. zur Vereinfachung der 
Lohnſteuer v. 26. Febr. 1926 (RG Bl. I, 107). 

1. Erleiden nicht zu veranlagende Lohnſteuerpflich⸗ 
tige, die neben Lohneinkommen noch andere Einnahmen 
beziehen und für deren Veranlagung deshalb ein vom 
Kalenderjahr abweichender Steuerabſchnitt gilt, bei den 
anderen Einnahmen bedeutende Verluſte, die eine Er⸗ 
ſtattung gem. 8 56 EinkStG. rechtfertigen würden, jo läuft 
die dreimonatliche Antragsfriſt des $ 93 Abſ. 3 EinkStG. 
früheſtens von dem Ablauf des Steuerabſchnitts. 

2. In ſolchen Fällen kann die Steuererklärung den 
Erſtattungsantrag dann erſetzen, wenn in der Steuer- 
erklärung die bei den anderen Einnahmequellen erlittenen 
Verluſte erkennbar zum Ausdruck gebracht werden. f) 


Die Steuerpfl. iſt Beſitzerin eines kleinen landwirtſchaftlichen 
Gutes und bezieht als Witwe eines im Kriege gefallenen Offiziers 
Witwenpenſion. Im Steuerabſchnitte 1925/26 — der nach 5 10 
Abſ. 2 EinkStG. auch für ihr nicht landwirtſchaftliches Einkommen 
maßgebend iſt — hat die Pflichtige in ihrer Landwirtſchaft einen 
Verluſt von 2463,25 AM gehabt und iſt infolgedeſſen von der Ein⸗ 
kommenſteuer aus Landwirtſchaft freigeſtellt worden; die entſprechende 
Mitteilung iſt ihr am 27. Nov. 1926 zugegangen. Im Kalender⸗ 
jahre 1925 ſind ihr im Wege des Steuerabzugs vom Arbeitslohne 
99,50 RA einbehalten worden. Unterm 9. Febr. 1927 beantragte 
die Pflichtige, die für 1925 einbehaltene Lohnſteuer zurückzuerſtatten; 
ſie begründete den Antrag damit, daß ſie aus dem Betriebe der 
Landwirtſchaft und beim Grundbeſitze Verluſte in Höhe von zirka 
2200 RA erlitten habe. Dieſer Verluſt treffe fie um jo härter, als 
ihre Penſion nur gering und das lediglich aus Grundſtücken be⸗ 
ſtehende Vermögen nicht flüſſig ſei. Ihren Antrag ſtützte ſie auf 
§ 93 EinkStG. i. Verb. m. dem Erl. des RM. v. 20. Febr. 1927, 


Zu 1. Regelmäßig deckt ſich bei Gehaltsempfängern der 
Steuerabſchuitt mit dem Kalenderjahr. Dieſen Fall hat 8 93 Ab. 3 
Eink StG. i. d. Faſſ. des Gef. z. Vereinfachung der Lohnſteuer v. 
26. Febr. 1926 im Auge. Unter Umſtänden weicht indeſſen der 
Steuerabſchnitt von dem Kalenderjahr ab. In einem ſolchen Falle 
kann der Erſtattungsantrag erſt geſtellt werden, wenn der Steuer⸗ 
abſchnitt abgelaufen iſt, da früher die Möglichkeit einer Anwendung 
des 8 56 EinkSt®. nicht überſehen werden kann. Der Geſetzgeber 
hat an dieſen Fall wie ſo oft nicht gedacht. Die vorhandene Lücke 
muß im Wege der Apr. geſchloſſen werden. Der Rc. tut dies, 
indem er den 8 93 Abſ. 3 EinkSt&. auslegt, als ob er lautet: 
„Der Antrag kann nur jeweils für einen Steuerabſchnitt geſtellt 
werden. Er muß ſpäteſtens innerhalb einer Friſt von drei Monaten 


III e 600, in welch letzterem gejagt ſei, daß zum Ausgleich von 
Härten bei größeren Verluſten eine Erſtattung der einbehaltenen 
Lohnſteuer ſtets ſtattfinden ſolle, wenn es ſich um Steuerpfl. mit 
geringem Einkommen handle. Das Fin A. hat den Erſtattungs⸗ 
antrag zurückgewieſen, da die Antragsfriſt am 30. April 1926 ab⸗ 
gelaufen und eine Nachſichtgewährung nach dem Geſetze zur Ver⸗ 
einfachung der Lohnſteuer ausgeſchloſſen ſei. Der Einſpruch wurde 
als unbegründet zurückgewieſen. 

Das Finder. gab der Berufung der Pflichtigen ſtatt mit der 
Begründung, daß das Erſtattungsbegehren als rechtzeitig geſtellt an⸗ 
zuſehen ſei. Daß im vorl. Falle eine Veranlagung unterblieben 
ſei, ſei lediglich darauf zurückzuführen, daß die Berufungsführerin 
im Steuerjahre 1925/26 mit Verluſt abgeſchloſſen habe. Hätte fie in 
dieſem Jahre ſteuerpflichtiges Einkommen aus ihrem Betriebe 
gehabt, jo hätte fie die Zubilligung des $ 56 EinkStch. beantragen 
können. Ob das Wirtſchaftsjahr 1925/26 mit Verluſt abſchließe 
und damit eine Veranlagung wegfalle, hätte die Berufungsführerin 
aber früheſtens bei Beendigung dieſes Wirtſchaftsjahres (30. Juni 
1926) feſtſtellen Können. Damals ſei allerdings bereits die im 
Art. II 8 3 des Gef. v. 26. Febr. 1926 beſtimmte Friſt für die Stel⸗ 
lung eines Erſtattungsantrags abgelaufen. Die Berufungsführerin 
ſei hiernach überhaupt nicht in der Lage geweſen, die vorgenannte 
Friſt einzuhalten. Da ihr aber die Möglichkeit, die Vergünſtigung 
des 856 EinkSt®. für ſich in Anſpruch zu nehmen, nicht wohl 
verſagt werden könne, ſei das Gericht der Auffaſſung, daß die 
rechtzeitig eingereichte Einkommenſteuererklärung den Erſtattungs⸗ 
antrag erſetze, wenn aus ihren Angaben entnommen werden könne, 
daß die Anwendung des 8 56 angebracht ſei. 

Mit der rechtzeitig eingelegten Rechtsbeſchwerde rügt das 
Fin A. die unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes und Ver⸗ 
ſtoß gegen den klaren Inhalt der Akten; eine Erſtattung der Lohn⸗ 
ſteuer für das Kalenderjahr 1925 hätte nach dem Geſetze zur Ver⸗ 
einfachung der Lohnſteuer nur erfolgen können, wenn ein Er⸗ 
ſtattungsantrag bis zum 30. April 1926 eingereicht worden ſei. 
Eine Erklärung, in der Erſtattung der Lohnſteuer geltend gemacht 
werde, enthalte weder die Einkommenſteuererklärung noch die An⸗ 
lage hierzu. Eine derartige Willenserklärung ſei aber Vorbedingung 
für eine Erſtattung. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt nicht begründet. Nicht unbedenklich iſt, 
daß das FinGer. wie das Fin A. für das Einkommen nach 8 36 
des EinkStG. ein vom Wirtſchaftsjahre 1925/26 abweichendes 
Steuerjahr angenommen haben. Dieſe Annahme verſtößt gegen 
§ 10 Abſ. 2 EinkStG., wonach bei einem Pflichtigen, der neben 
Einkünften aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft oder Gewerbebetrieb noch 
Einkünfte anderer Art bezieht, für die anderen Einkünfte der 
Steuerabſchnitt maßgebend iſt, der für die Einkünfte aus Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft vder Gewerbebetrieb gilt, gleichviel ob ein Be⸗ 
triebsgewinn erzielt oder ein Verluſt entſtanden ift, 

Im übrigen iſt hinſichtlich der ſtrittigen Frage, ob der Er⸗ 
ſtattungsantrag der Steuerpfl. als rechtzeitig geſtellt angeſehen wer⸗ 
den kann, der Anſicht der Vorinſtanz beizutreten. 

Die Frage, binnen welcher Friſt in den Fällen, in welchen für 
die Beſteuerung des Lohneinkommens nicht das Kalenderjahr maß⸗ 
gebend iſt, der Erſtattungsantrag geſtellt werden muß, iſt im Ge⸗ 
ſetz nicht ausdrücklich geregelt. Das Geſetz zur Vereinfachung der 
Lohnſteuer v. 26. Febr. 1926 (RGBl. I, 107) regelt die Friſt ledig⸗ 
lich für die Erſtattungsanträge, die ſich auf das Kalenderjahr be⸗ 
ziehen. Nun können die Steuerpfl., die neben Lohneinkommen noch 
anderweitiges Einkommen aus Landwirtſchaft oder Gewerbebetrieb be⸗ 
ziehen, einen Erſtattungsantrag vor Ablauf des Wirtſchaftsjahres gar 
nicht wohl ſtellen; denn bis zu dieſem Zeitpunkt können ſie nicht über⸗ 
ſehen, mit welchem Ergebnis das Wirtſchaftsjahr abſchließt, und ob ſie 
danach gem. 5 92 EinkSt®. zu veranlagen ſind oder ob 8 89 
EinkStG. Platz greift. Dieſe Steuerpflichtigen dürfen aber nicht 
ſchlechter geſtellt werden wie die Pflichtigen, die nur Arbeitsein⸗ 
kommen beziehen. Wendet nau nun — nach der zu unterſtellenden 
Abſicht des Geſetzgebers (SA RAbgoO.) — für dieſe Steuerpfl. die 
für die Lohnſteuer maßgebenden Beſtimmungen, wonach der Erſtat⸗ 
tungsantrag in einer Friſt nach Ablauf des Steuerabſchnitts zu 
ſtellen iſt, ſinngemäß an, fo muß ein Erſtattungsantrag jedenfalls 
dann noch als rechtzeitig geſtellt augeſehen werden, wenn er binnen 
drei Monaten nach Ablauf des den Steuerabſchnitt beſtimmenden 


mit Ablauf des Steuerabſchnitts geſtellt werden.“ Es handelt ſich 
hier um den typiſchen Fall einer Geſetzesanalogie. An der Richtig⸗ 
keit der Auslegung ſeitens des RF. iſt um fo weniger zu zwei⸗ 
feln, als die entgegengeſetzte, am Wortlaut des § 93 Abſ. 3 Eink⸗ 
StG. haftende Auslegung in Fällen der hier vorliegenden Art zu 
ſinnloſen Ergebniſſen führen würde. 

Sehr zu begrüßen iſt es auch, daß der Rö. an die Form 
des Erſtattungsantrags keine übermäßigen Anforderungen ſtellt und 
bereits in der Einreichung einer Steuererklärung, aus der ſich der 
eingetretene Verluſt ergibt, die Stellung eines genügenden Erſtat⸗ 
tungsantrags erblickt. Auch inſofern iſt dem Urteil lediglich bei⸗ 
zutreten. 

RA De ber, Jena 


57. Jahrg. 1928 Heft 45] 
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Wirtſchaftsjahrs geſtellt wird. Unter dieſem Geſichtspunkt muß 
im vorl. Falle der von der Steuerpfl. in der Steuererklärung v. 
29. Sept. 1926 eingereichte Erſtattungsantrag als rechtzeitig geſtellt 
gelten, vorausgeſetzt, daß die Steuererklärung den Erſtattungs⸗ 
antrag erſetzt. Eben das kann aber angenommen werden. Wenn 
ein Steuerpfl. mit geringem Einkommen i. S. 88 6 Abs. 1 Nr. 4 und 
36 EinkSt®., wie im vorl. Falle, einen bedeutenden Verluſt bei 
anderen Einnahmequellen erleidet und dieſen Verluſt in der Steuer⸗ 
erklärung deutlich zum Ausdruck bringt, ſo macht er damit erkenn- 
bar geltend, daß ſeine ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit ſo gemindert 
ſei, daß die Einbehaltung der Lohnſteuer eine unbillige Härte dar⸗ 
ſtellen würde. Dieſen Standpunkt vertritt auch der RF M. in feinen 
Erl. v. 20. Febr. 1927 Nr. III e 600. 
(RES, VI. Sen., Urt. v. 9. Mai 1928, VI A 316/28.) 


Reichsverſicherungsamt. 
1. Knappſchaftsſenat. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


1. Anträgen von Knappſchaftsinvaliden auf Auf⸗ 
wertung der ihnen auf die Zeit vor dem 1. Jan. 1924 zu⸗ 
ſtehenden Beträge kann nicht entſprochen werden, da es 
an einer, einer ſolchen Aufwertung zulafſenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchrift fehlt. 

(RV A., 5. RevS., Urt. v. 6. Nov. 1924, IIa Kn 107% 45.) 


2. Sonſtige Senate. 


Berichtet von Präſ. Dr. von Olshauſen, Berlin, und 
Senatspräſident Dr. Zielke, Berlin. 

2. Zur Umrechnung alter Unfallrenten. 

Bei der Ermittlung eines gleichartigen Verſicherten i. S. des 
Art. 143 Abſ. 1 des Geſetzes v. 14. Juli 1925 iſt von den perſön⸗ 
lichen Verhältniſſen des Verletzten zur Zeit des Unfalls auszugehen. 
Kl. bezieht für die Folgen eines i. J. 1922 erlittenen Unfalls eine 
Dauerrente. Bei Umrechnung dieſer Rente auf Grund des erwähnten 
Geſetzes hat die BG. bei Ermittlung des Jahresarbeitsverdienſtes 
die Sozialzulagen eines ſonſt gleichartigen Arbeiters in Abzug 
0 obwohl der Verletzte in der Zeit zwiſchen dem Unfall und 
em 1. Juli 1925 Vater von drei Kindern geworden war. Das 
RV A. hat die ihm zur Entſch. vorgelegte Berufung zurückgewieſen 
(Entſch. v. 15. Mai 1926 — 1a 630/26 —). Die Umrechnung der 
Rente hatte nach Art. 143 des Geſetzes v. 14. Juli 1925 zu er⸗ 
folgen; hiernach iſt der Reichsmarkbetrag des Jahresarbeitsverdienſtes 
bet der Berechnung zugrunde zu legen, den gleichartige, in der Er⸗ 
werbsfähigkeit nicht beſchränkte Verſicherte in dem Betrieb, in dem 
ſich der Unfall ereignet hat, zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes 
durchſchnittlich verdienen. Das Abänderungsgeſetz bezweckt lediglich 
eine Anpaſſung der bereits errechneten Jahresarbeitsverdienſte an die 
geänderten Geldverhältniſſe. Auf ſpätere Anderungen, die ſich in den 
Verhältniſſen des Verletzten ergeben, kommt es nicht an. Dies gilt ſo⸗ 
wohl für das Aufrücken in eine beſſer bezahlte Stellung, wie für die 
bei gleichbleibender Beſchäftigung eintretende Gewährung von Zu⸗ 
lagen, die mit dem Lebensalter, der Dauer der Beſchäftigung im Be⸗ 
triebe oder dem Familienſtande des Rentenempfängers in Verbin⸗ 
dung ſtehen. Anderungen, die in den perſönlichen Verhältniſſen des 
Verletzten nach dem Unfall eingetreten find, dürfen nicht berück⸗ 
ſichtigt werden. Vielmehr iſt lediglich der Zeitpunkt des Unfalls 
maßgebend. 

(RBA, Entſch. v. 15. Mai 1926, Ia 630/26.) 8. 


II. Länder. 
Preußen. 
Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 

1. Für den Anſpruch auf Aufwertung der Rente, 
die auf Grund eines Vertrages v. 8. Febr. 1829 Preußen 
an einen Standesherrn zu zahlen hat, iſt der Rechtsweg 
zuläſſig. f) i 

Am 8. Febr./31. Okt. 1829 wurde zwiſchen dem Rheingrafen 
Fürſten Wilhelm Friedrich zu Salm⸗Horſtmar und dem König von 

zreußen ein Vertrag geſchloſſen, der nach ſeinen Eingaugsworten dazu 
dienen ſollte, den durch das Edikt v. 21. Juni 1815 und die In⸗ 


Zu 1. Bei Prüfung der Zuläſſigkeit des Rechtsweges war im 
vorl. Fall zunächſt die Vorfrage zu entſcheiden: „Iſt der Aufwertungs⸗ 
anſpruch ein eigenartiger, ſelbſtändiger Anſpruch und als ſolcher 
privatrechtlicher Natur?“ Nur bei ihrer Verneinung war auf die 

rage einzugehen, ob das zugrunde liegende Rechtsverhältnis privat⸗ 
rechtlicher oder öffentlich⸗rechtlicher Natur iſt. 
Wer den Aufwertungsanſpruch auf den Gedanken der ungerecht» 
fertigten Bereicherung gründet, muß ihn als einen ſelbſtändigen An⸗ 
ſpruch anſehen, und ebenſo kann man ihn als ſelbſtändige neue 


ſtruktion v. 30. Mai 1820 dem Fürſten zugeſicherten Rechtszuſtand 
durch Feſtſtellung der veränderten Rechtsverhältuiſſe des fürſtlichen 
Hauſes und Verzicht des Fürſten auf mehrere finanzielle und Ver⸗ 
waltungsbevorrechtungen zu regeln. Demgemäß verzichtet der Fürſt in 
81 des Vertrags auf den bevorzugten Rechtszuſtand, den der König 
den Häuptern und Mitgliedern der ehemals reichsunmittelbaren Häufer 
gemäß dem Edikt und der Inſtrulition eingeräumt hatte mit einer 
Reihe in 8 2 aufgeführter Ausnahmen. In 8 6 iſt ſodann beſtimmt, 
daß „vom 1. Jan. 1826 und ferner dem fürſtlichen Hauſe eine jähr⸗ 
liche Rente von 20000 Talern in Courant nach dem Münzfuß von 
1764 in vierteljährlichen poſtnumerando fälligen Raten“ geleiſtet und 
auf die königliche Regierungshauptkaſſe in Münſter durch deren 
Hauptetat radiziert wird. In 3 7a tft das Aufhören der den ſtandes⸗ 
herrlichen Beſitzungen nach § 24 der Inſtruktion zuſtehenden Steuer⸗ 
freiheit beſtimmt und in 5 8 auf zwei beſondere Rezeſſe als Teil des 
vorliegenden Hauptvertrages Bezug genommen. 

Der jetzige Kl., Fürſt zu S.⸗H., verlangt jetzt Aufwertung. 

Für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs iſt auszugehen 
von dem Vertrage von 1829, denn die Aufwertbarkeit einer ge⸗ 
leiſteten oder zu leiſtenden Zahlung iſt keine nur privatrechtlichen 
oder nur öffenklich-rechtlichen Anſprüchen eigentümliche Eigenſchaft. Der 
Aufwertungsanſpruch iſt vielmehr, wenn die aufzuwertende Leiſtung 
ſelbſt dem Privatrecht angehört und der Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte unterliegt, als ein bürgerlich⸗rechtlicher i. S. des 813 Gch. 
anzuſehen, im gegenteiligen Falle aber als ein öffentlich⸗rechtlicher. 
Es ſind auch für die hier ſtreitigen Anſprüche reichsgeſetzlich keine 
beſonderen Gerichte beſtellt oder zugelaſſen, insbeſ. nicht in den Auf⸗ 
wertungsgeſetzen. Ebenſowenig ſind in den letzteren zur Entſch. über 
Aufwertungsanſprüche der hier fraglichen Art beſondere Verwaltungs⸗ 
ſtellen beſtimmt. Es muß alſo die Frage, ob die urſprünglich ver⸗ 
einbarte Rente ſelbſt eine öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche iſt, 
unterſucht werden. Das hat an der Hand des Vertrages zu geſchehen, 
durch den ſie begründet iſt. 

Hält man ſich zunächſt an die Beſtimmung des 8 6 des Ver⸗ 
trages und an das im Vertrage unmittelbar über die Veranlaſſung 
zur Rentenvereinbarung Geſagte, ſo muß anerkannt werden, daß die 
Rente zunächſt als Entſchädigung für die Aufgabe einer Reihe von 
öffentlich⸗rechtlichen Anſprüchen gewährt iſt, die der Familie Salm⸗ 
Horſtmar und deren Mitgliedern als Angehörigen eines früher reichs⸗ 
unmittelbaren Hauſes tatſächlich oder vermeintlich zuſtanden. Dieſe 
Anſprüche aber waren zu einem weſentlichen Teile — wie es in der 
Einleitung heißt — „finanzielle Bevorrechtigungen“. Sie umfaßten 
insbeſ. einerſeits Gerechtſame, die der Familie beträchtliche Ver⸗ 
mögenseinkünſte brachten, ihr alſo die Lebensführung erleichterten, 
andererſeits die Befreiung von gewiſſen Steuern. Deshalb ſollte die 
Rente auch offenſichtlich dem Unterhalt der Familie dienen. Es ſollten 
aber durch fie auch gerade die erörterten öffentlich⸗rechtlichen Befug⸗ 
niſſe der Familie beſeitigt und ſie als Trägerin ſolcher Befugniſſe 
ausgeſchaltet werden. Dieſe Zweckbeſtimmungen der Rente rechtfertigen 
es, unbedenklich davon auszugehen, daß die Rente ſelbſt als ein vont 
öffentlichen Recht losgelöſter Anſpruch beabſichtigt war; dafür ſpricht 
ferner, wenn auch nicht zwingend, ſo doch mit einer ſtarken tatſäch⸗ 
lichen Vermutung die rein vermögensrechtliche Ausgeſtaltung der Ent⸗ 
ſchädigung. Da die Familie ihre öffentlich⸗rechtliche Stellung in weitem 
Maße aufgab, darf man auch ſchließen, daß ſie ſich nun hinſichtlich 
der Entſchädigung nicht von den öffenklich⸗rechtlichen Befugniſſen der 
Behörden abhängig machen wollte, ſondern die Rente uneingeſchränkt 
gegen den Staat als Trüger von Vermögensrechten in Anſpruch 
nehmen wollte und daß ſie ihr vom König in dieſem Siune zus 
geſtanden wurde. Hätte man beabſichtigt, die Rente für die Zukunft 
irgendwelchen behördlichen Einwirkungen zu unterſtellen, ſo wäre das 
ſicherlich im Vertrag betont worden (vgl. hierzu im übrigen auch 
Krückmann: JW. 1924, 1429). 

Es beſtehen aber auch keine grundſätzlichen Rechtsbedenken gegen 
die Annahme, daß durch einen Vertrag gleichzeitig voneinander ab⸗ 
hängige Vereinbarungen öffentlich⸗rechtlichen und privatrechtlichen 
Charakters getroffen werden; eine ſolche Verbindung iſt durchaus zu⸗ 
läſſig und auch zumal für die damalige Zeit und bei vergleichsartigen 
Verträgen keineswegs unüblich. Im Einklang damit ſteht es hier, 
daß die Regierung vor dieſem Rechtsſtreit anſcheinend die privatrecht⸗ 
liche Natur ſolcher Rentenanſprüche und ihre Unterſtellung unter die 
ordentlichen Gerichte gar nicht als zweifelhaft angeſehen hat. Das 
geht aus ihren vom Kl. angezogenen, vom Bekl. und vom FinMin. 
gegenteilig aufgeklärten Darlegungen im Parlament und in der Be⸗ 
gründung des Geſ. v. 23. Juni 1920 hervor. 

Es bedarf deshalb keiner Unterſuchung, ob durch die Rente auch 


Forderung auf Ausgleichung der Geldentwertung aus 8 242 BGB. 
zu rechtfertigen ſuchen; in beiden Fällen liegt es nahe, ihn ſchlechthin 
als privatrechtlich anzuſehen (ſo offenbar LG. Eſſen: JW. 1926, 
1859 2 und deutlich RA. Löwenſtein in der Note zu dieſer Entſch.). 
Indeſſen dürfte es heute faſt allgemeine Anſchauung fein, daß die 
Aufwertung nur eine Anderung des Inhaltes eines ſchon begründeten 
Geldanſpruches alter Währung bedeutet. Daraus folgt — wie der 
Romp&erd. richtig ausführt —, daß die Aufwertbarkeit nur eine 
Eigenſchaft einer ſchon beſtehenden Forderung iſt, und die Frage, ob 
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rein privatrechtliche Beſugniſſe der Familie Salm⸗Horſtmar abgelöſt 
ſind, ob namentlich für die privatrechtliche Natur der Rente aus 
89 5 und 8 des Vertrages etwas zu folgern iſt, und es bedarf deshalb 
weiter auch keiner Prüfung des vom Kl. dafür in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Urt. des OVG. v. 25. Jan. 1919 und der vom OLG. 
angeregten Herbeiziehung von einſchlägigen Akten aus dem Staatsarchiv. 
Der Aufwertungsanſpruch muß vielmehr ſchon jetzt als der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit unterſtehend feſtgeſtellt werden. Das gleiche 
gilt aber auch, ſoweit die Klage auf ungerechtfertigte Bereicherung 
geſtützt iſt. Auch ohne nähere klägeriſche Darlegung erhellt genügend, 
daß den Klagegrund hier die durch das Vorenthalten einer Auf⸗ 
wertung entſtandene Vermögensverbeſſerung des Bekl. bilden, aljo 
lediglich das Fundament der SH 812 ff. BGB. geltend gemacht werden 
ſoll. Nach der oben erörterten Natur der Rente liegt auch inſoweit 
nicht etwa die unzuläſſige Einkleidung eines öffentlich⸗rechtlichen An⸗ 

ſpruchs in ein privatrechtliches Gewand vor. 
Gerd. zur Entſch. der KompKonfl., Urt. v. 19. Nov. 1927, Pr B 2888.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Rohr, Münſter i. W. 


der Aufwertungsanſpruch öffentlich⸗rechtliche oder privatrechtliche Natur 
hat, ſich nach der aufzuwertenden Leiſtung beantwortet. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob vorliegend überhaupt eine echte Aufwertung 
in Frage kommt oder nicht die Auslegung mit einer Workklauſel 
helfen könnte (vgl. auch 8245 BGB.). 

Nach Verneinung der Vorfrage iſt für die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges die Natur des Rentenanſpruches entſcheidend. Leider 
beſteht bei Beurteilung der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges eine erhebliche Meinungsverſchiedenheit zwi⸗ 
ſchen dem Reichsgericht und dem Preuß. Gerichtshof 
zur Entſcheidung von Kompetenzkonflikten. Das 
Reichsgericht hat bekanntlich lange an der polizeiſtaatlichen 
Fiskustheorie feſtgehalten, nach der alle vermögensrechtlichen Rechts⸗ 
verhältniſſe privatrechtlicher Natur ſind — theoretiſch ſicher falſch, aber 
aus dem „höchſt ehrenwerten“ (O. Mayer) rechtsſtaatlichen Emp⸗ 
finden wohl verſtändlich, daß mangels umfaſſender Zuſtändigkeit der 
Verwaltungsgerichte — das rückſtändige Enumerationsprinzip über⸗ 
wiegt heute noch in den Ländern! — nur die Zivilgerichte den 
notwendigen Rechtsſchutz gewährleiſten konnten. Heute iſt das RG. 
auch der richtigen materiellen Würdigung der vermögensrechtlichen 
Anſprüche öffentlich⸗rechtlicher Art gerecht geworden, ohne ſie der 
Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte zu entziehen. Denn in ſtän⸗ 
diger Rſpr. (RG. 111, 211 — JW. 1925, 2436 und JW. 1926, 7927 
und die dort zit. Urteile) legt es den 813 GVG. dahin aus, daß 
das, „was nach der zur Zeit der Erlaſſung des GVG. beſtehenden 
Rechtsauffaſſung als bürgerliche Rechtsſtreitigkeit galt und deshalb 
durch die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden war, auch fernerhin als 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeit vor die ordentlichen Gerichte gehöre“. 
Die bürgerlichen Gerichte ſind alſo nicht bloß für Streitigkeiten aus 
einem Privatrechtsverhältnis zuſtändig, ſondern auch für ſolche aus 
einem Rechtsverhältnis, das wir heute als öffentlich⸗rechtlich anſehen; 
ſie haben es auch materiell nach den Grundſätzen des öffentlichen 
Rechts zu beurteilen. Die vor drei Jahrzehnten noch begründete Ge⸗ 
fahr, daß die Zivilgerichte dem öffentlichen Recht zu fern ſtünden, 
um zu erkennen, wann und wie es anzuwenden ſei, braucht jedenfalls 
heute nach Begründung einer wirklich juriſtiſchen, ſyſtematiſchen Ver⸗ 
waltungsrechtslehre (O. Mayer, Fleiner, W. Jellinek) und 
der verſtärkten Betonung des öffentlichen Rechts nicht mehr befürchtet 
zu werden. Nach dem reichsgerichtlichen Grundſatz wäre die Zuſtändig⸗ 
keit des Rechtsweges im vorl. Fall ſchnell und zweifelsfrei zu be⸗ 
jahen geweſen; denn der Rentenanſpruch war nicht nur von den Par⸗ 
teien als privatrechtlicher Anſpruch gedacht, ſondern auch nach der 
in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts herrſchenden und vom RG. 
noch bis in die Zeit des BGB. vertretenen Auffaſſung auch als 
ſolcher wegen feiner vermögensrechtlichen Natur zu beurteilen (vgl. 
R.: JW. 1927, 4405 und LG. Berlin: JW. 1924, 15481). Der 
Preuß. Kompetenzgerichtshof teilt aber die Meinung des 
RG. nicht (vgl. Urt. v. 20. März 1926: JW. 1926, 24921), für ihn 
iſt der heutige Stand der wiſſenſchaftlichen Lehre maßgebend. Des⸗ 
halb bemüht ſich dieſes Urteil um die ſachliche Frage, ob nach der 
gegenwärtigen Auffaſſung der Leiſtungsanſpruch öffentlich⸗rechtlicher 
oder privatrechtlicher Natur iſt. Allein m. E. hat der Gerichtshof feine 
grundſätzliche Auffaſſung weder konſequent durchgeführt, noch auch 
uns verraten, nach welchem Kriterium er eigentlich das öffentliche 
Recht vom privaten Rechtsverhältnis abgrenzt (Auswahl gibt es ja 
genug! logl. die Überſicht bei G. A. Walz, Vom Weſen des öffent- 
lichen Rechts, Tübinger Abhandl. zum öffentl. Recht Heft 15, 1927. 
Zunächſt kommt es nicht auf den Leiſtungsanſpruch an, ſondern auf 
das Rechtsverhältnis. Dieſes wurde durch den Vertrag von 1829 be⸗ 
gründet. Es läßt ſich nicht leugnen, daß das Rechtsverhältnis jeden⸗ 
falls inſoweit öffentlich⸗rechtlicher Natur iſt, als das Fürſtenhaus auf 
öffentlich⸗rechtliche Bevorrechtigungen verzichtete. Dieſer Verzicht iſt 
aber nicht etwa nur das Motiv für einen weiter abzuſchließenden 
privatrechtlichen Vertrag geweſen, ſondern Verzicht und Begründung 
der Rente waren Beſtandteile eines einheitlichen Vertrages. Nun 
konnte gewiß nach der Auffaſſung von 1829 ein Vertrag gleichzeitig 


C. Ausländiſche Gerichte. 


Vereinigte Staaten von Nordamerika. 


I. Aufwertung einer in der Vorkriegszeit mit einer 
amerikaniſchen Geſellſchaft in deutſcher Mark abgeſchloſ⸗ 
ſenen Lebensverſicherung. 


Der Gerichtshof hält es für wahr, daß der Kl. Einwohner und 
Bürger des Staates Kalifornien iſt und während der ganzen Zeit, 
wie dies die Klage behauptet, war; daß die Bekl. eine Geſellſchaft 
iſt und dies während der ganzen Zeit, wie dies die Klage behauptet, 
daß die Geſellſchaft gegründet wurde und beſteht gemäß den geſetzlichen 
Vorſchriften des Staates Neuyork, mit ihrem Hauptbüro im Staate 
Neuhork; daß vormals am oder um den 20. Nov. 1891 die Belkl., 
die damals das Geſchäft eines Lebensverſicherungsunternehmens im 
Deutſchen Reiche betrieb, die Lebensverſicherung auf das Leben des 
S. M. P. abſchloß, die Police vollzog und dem S. M. P. übergab; 
daß am oder um den 12. Jan. 1923 der genannte S. M. P. das 
Geld, das er aus der Police ordnungsmäßig erhalten würde und all 
ſeine Rechte, Hauptanſpruch und Zinsanſprüche auf den Max B., 
Rheinack, Schweiz, übertrug. 

Das Gericht hält für feſtſtehend, daß S. M. P. alle ſeine Ver⸗ 
pflichtungen, die ihm gemäß den Beſtimmungen der Police oblagen, 
ordnungsgemäß erfüllte und an die Bekl. die auf die Police zu 
entrichtenden Prämien während der ganzen Periode von 20 Jahren 
ab 20. Nov. 1891 ordnungsgemäß zahlte; daß S. M. P. in Vichy 
(Frankreich) am 27. Aug. 1924 ſtarb; daß Max B. nach dem Tode 
des S. M. P. als Zeſſionar der Police all ſeine Rechte, Haupt⸗ 
anſpruch und Zinsanſprüche aus der Police auf den Kl. übertragen 
hat; daß die Bekl. ihre Niederlaſſung aus Deutſchland bis zum 
1. Juli 1922 nicht zurückzog, zu welcher Zeit die Agentur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsaufſichtsamtes nach Bad. A., Republik Deutſch⸗ 
land, verlegt wurde; daß die Bekl. während der ganzen Zeit bis 
bis zum 1. Juli 1922 einen Bevollmächtigten in Berlin hatte und 
alsdann eine Agentur in Bad A. hatte und noch hat; daß der Kl. 
am 16. Jan. 1925 ordnungsmäßige Beweisurkunden über den Tod 
des Verſicherten auf von der Bell. hierfür hergeſtellten Formu⸗ 
laren ausfüllte und ihr zuſammen mit der Abtretungsurkunde ein⸗ 
reichte und daß dieſe von der Bekl. in ihrer Geſchäftsſtelle San 
Franzisko am oder um den 16. Jan. 1925 empfangen wurde; daß 
die genannten Urkunden von der Geſchäftsſtelle San Franzisko der 


Vereinbarungen privatrechtlichen wie öffentlich⸗ rechtlichen Charakters 
enthalten, und es ſollte gewiß die Rente von irgendwelchen behörd⸗ 
lichen Einwirkungen befreit ſein. Aber darauf abzuheben, iſt 
vom grundſätzlichen Standpunkt des KRompberd. aus ganz in⸗ 
konſequent. Es gilt doch für ihn das Rechtsverhältnis nach der 
heute maßgebenden Auffaſſung zu beurteilen: wie man aber auch 
öffentliches und Privatrecht heute abgrenzen mag, darüber kommt 
keine Theorie hinweg, daß der Verzicht auf öffentlich⸗rechtliche An⸗ 
ſprüche — ſoweit er überhaupt möglich iſt (in unſerem Fall iſt das 
zu bejahen, da die Rechte nicht als Pflicht ausgeübt werden mußten) — 
nur ein öffentlich⸗rechtliches Rechtsgeſchäft fein kann. Handelt es ſich 
aber um ein einheitliches Rechtsgeſchäft, ſo kann es entweder nur 
öffentlich⸗rechtlicher oder nur privatrechtlicher Natur fein (O. Mayer, 
Verwaltungsrecht 1 S. 118), und es muß, wenn es teilweiſe zweifellos 
öffentlich⸗rechtliche Akte enthält, nach derzeitiger Lehre notwendiger⸗ 
weiſe auch in feiner Geſamtheit als öffentlich⸗rechtlich angeſprochen 
werden (Jellinek, Verwaltungsrecht S. 48). Ganz abgeſehen da⸗ 
von, daß die Auslegung ſehr gekünftelt erſcheint, die Rente müuſſe 
von den Parteien als privatrechtlicher Anſpruch gewollt geweſen ſein, 
weil die Familie — wie der Verzicht zeige — als Trägerin öffentlich⸗ 
rechtlicher Befugniſſe ausgeſchaltet werden ſollte, iſt es ganz abwegig, 
nach der damaligen Abſicht der Parteien zu fragen. Für ſie beſtand 
die Frage gar nicht! Waren doch alle Anſprüche vermögensrechtlicher 
Natur eo ipso ſolche des Privatrechts und daher des Rechtsſchutzes 
vor den ordentlichen Gerichten teilhaftig! Eben daraus folgt aber, 
daß der Standpunkt des Reichsgerichts den Vorzug 
verdient (zuſtimmend: O. Mayer, Verwaltungsrecht 1 S. 174; 
Stein, ZPO. I S. 7; Laſſar: JW. 1924, 20846 Note; anders 
wohl Neuner: JW. 1926, 793). Es handelt ſich um eine Frage 
des Übergangsrechts. Allem Übergangsrecht iſt aber der Grundſatz 
voranzuſtellen: Fehlt es an einer poſitiven Geſetzes⸗ 
beſtimmung, ſo iſt ein Rechtsverhältnis ſo zu be⸗ 
urteilen und zu ſchützen, wie die Parteien es zur Zeit 
ſeiner Begründung erwarten durften. Deshalb hat es 
das RG. mit vollem Recht als ein unannehmbares Ergebnis be⸗ 
zeichnet, daß bisher des Rechtsſchutzes durch die ordentlichen Gerichte 
teilhaftigen, im Recht begründeten Anſprüchen ohne eine Anderung 
der Geſetzgebung nur wegen des Wandels der wiſſenſchaftlichen 
Lehre der Rechtsſchutz entzogen würde. Wenn demgegenüber der 
Komper . ſich zu dem kühnen Satz bekennt, ſolchen Anſprüchen 
wäre eben bisher der Rechtsſchutz durch die ordentlichen Gerichte „zu 
Unrecht“ gewährt worden (1), jo glaubt er nicht nur irrig an eine 
aprioriſche, abſolut gegebene „richtige“ Trennung von öffentlichem 
Recht und Privatrecht, ſondern verkennt vor allem das Problem des 
übergangsrechtes. Prof. Dr. Heinrich Stoll, Tübingen. 
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Bekl. der Hauptgeſchäftsſtelle in Neuyork weitergeleitet wurden 
und daß darauf am 9. Febr. 1925 die Behl. ſchriftlich anerkannte, 
daß die Schuld aus der Police für den Kl. fällig geworden ſei und 
ih mit folgendem Schreiben äußerte: „Bezüglich Police Nr.. 
beträgt der auf die Police fällige Betrag 20 653,12 deutſche Mark, 
über welchen Betrag wir keinen Scheck beifügen können, da der 
Wert dieſer Mark in U. S. A.⸗Dollar nicht einen Cent beträgt.“ 
Das Gericht hält für erwieſen, daß die Bekl. weder zu Leb⸗ 
zeiten des S. M. P. noch ſpäter irgendeine Zahlung auf die Police 
machte. Es ift richtig, daß die Bekl. zur Zeit des Todes des S M. P. 
am oder um den 27. Aug. 1924 in der Geſchäftsſtelle ihres Agenten 
in Bad A. mehr als 30 000 PM. zur Verfügung hatte; das Gericht 
hält es nicht für wahr, daß nach den am 27. Aug. 1924 beſtehenden 
deutſchen Geſetzen eine Schuld, die durch Zahlung in Goldmark 
oder gleichwertiger Währung entſtanden war, durch Markzahlung 
in der verfallenen Reichsmarkwährung zurückbezahlt werden konnte; 
es iſt richtig, daß die Bekl. dem Kl. 20,653,12 % in der ent⸗ 
werteten werkloſen Währung angeboten hat, daß ſie dieſen Betrag zur 
Verfügung gehabt hat und daß der Kl. die Annahme verweigert hat. 
Es iſt richtig, daß nach den Beſtimmungen der Police für den 
Kl. 20 653,12 % fällig ſind, und daß die Bekl. dieſe nicht gezahlt 
hat; es iſt richtig, daß dieſe Schuld fällig wurde zur Zeit der Ein⸗ 
reichung und Entgegennahme der Sterbeurkunde durch den Kl., 
d. h. am oder um den 16. Jan. 1925; es iſt richtig, daß zu dieſer 
Zeit das geſetzliche Zahlungsmittel nach den deutſchen Geſetzen 
Goldmark oder der Goldmark gleichwertiges Geld war. Gleichwertig 
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war zu dieſer Zeit und iſt ſeit dent 16. Jan. 1925 Dollar 23 
und 65/100 Cents U. S. A. Es iſt richtig, daß die Papiermark, 
die nicht durch eine Goldreſerve geſtützt wurde und die durch die 
Entwertung wertlos wurde, gemäß den Deutſchen Geſetzen v. 11. Okt. 
1924 an aufhörte, geſetzliches Zahlungsmittel zu ſein. Es ſteht 
feſt, daß 20 653,12 % der Gegenwert von 4884 und 46/100 U. S.⸗ 
Dollar ſind. Es iſt richtig, daß hierfür noch nichts gezahlt wurde 
und daß dieſe Summe ſowie 7% Zinſen pro anno ſeit dem 16. Jan. 
1925 fällig ſind und daß die Bebel. dieſe Schuld dem Kl. noch nicht 
bezahlt hat. 

Auf Grund der obigen tatſächlichen Feſtſtellungen iſt die Bekl. 
zur Zahlung von 4884,46 Dollar ſowie 79% jährlicher Zinſen ſeit 
dem 16. Jan. 1925 verurteilt. 

(Diſtriktsgericht für den Norddiſtrikt von Kalifornien, Südl. Abt., 
Urt. v. 1. März 1928, Nr. 17354.) 


Mitgeteilt von LGDir. Kerſting. Berlin. 
Die Zeilerſchen Umwertungszahlen. 
Pi Wohlſtanss⸗ 
durchſchnitte Geldwertzahlen 30 len 8 ae 
Juli 1928 1,526 Bill. 75,0 % 1,14 Bill. 
Auguſt 1,535 „ 75,9% 1516 
September 1,523 „ 76,0% 1,16 „ 
Oktober 1,521 „ 76,5 % 1,18 


Uberſicht der Kechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


88 202, 242 BB. Durch die grundlegenden Urteile des RG. 
war ſpäteſtens Mitte 1924 die Rechtslage ſoweit geklärt, daß die Ver⸗ 
jährung von Aufwertungsanſprüchen nicht mehr gehemmt war (1920 
bis 1923 vollſtändig abgewickelte Handelsverkäufe; e 5975 


li 
eee 284230 
§ 242 BGB. Aufwertung einer Enteignungsentſchädigungsſumme 
de ee, Pr RE 284850 


3% „ ar ae 
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Reſtkaufgeld nach $63 Abſ. 3 Satz 1 aufzuwerten. RG... . 2831” 

88 415, 826 56 B.; 5857 ZPO. Der Erwerber, der die Reſt⸗ 
kaufgeldhypothek eines früheren Eigentümers im Kaufvertrage über⸗ 
nommen und ſie in der Rückwirkungszeit heimgezahlt hat, pfändet 
auf Grund eines gegen den Veräußerer erwirkten Urteils deſſen An⸗ 
ſpruch aus der Schuldübernahme auf Befreiung von der persönlichen 
Forderung. Die nunmehr erfolgte Anzeige der Schuldübernahme und 
deren Genehmigung durch den Gläubiger ſind im Umfang der Pfändung 
enn ,, 0 c0 oo. ar 2 28594 


88 497, 498 BGB. Der Anſpruch auf Zahlung des Wiederkaufs⸗ 
preiſes entſteht als durch die formloſe Ausübung des Wiederkaufsrechts 
bedingter ſchon mit dem Abſchluß des Kaufvertrages. R).. 2850. 

8505 BGB. Die Ausübung des Vorkaufsrechts bewirkt nicht den 
Eintritt des Berechtigten in den Kaufvertrag zwiſchen dem Verpflich⸗ 
teten und dem Dritten, ſondern einen neuen ſelbſtändigen Kaufverlrag. 
Die vertraglichen Rechte des Dritten gegenüber dem Verpflichteten 
bleiben alſo beſtehen. .... 285157 
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88 752, 756 BGB,; 88 9, 10 Nr. 1—6, 25, 28 AufwG.; 88 49 
Abſ. 2, 95, 115 Abf. 1, 118, 120 Abſ. 1, 124 Abſ. 2, 128, 180 Zw G. 
Bei der Verſteigerung eines Grundſtücks teilungshalber kann der 
Vollſtreckungsrichter mit Zuſtimmung der Miteigentümer deren Be⸗ 
teiligungsverhältnis regeln. — Eine dem neuen Miteigentümer gegen 
den erſtehenden Anderen übertragene Forderung auf den Erſtehungs⸗ 
preis, für die eine Sicherheit eingetragen iſt, iſt für die Aufwertung 
der perſönlichen Forderung wie eine Kaufpreisforderung zu behandeln; 
ſie iſt nur zu 75% aufwertbar und erſt 1932 fällig. Zinſen von ihr 
werden als geſetzliche geſchuldet und find nicht erlaſſen. § 28 AufwG. 
findet nur auf vertragliche Zinſen Anwendung. R. . . 28164 

88 779, 119 BGB.; 853, 4 AufwG. Vorausſetzungen für die 
Beſeitigung eines Aufwertungsvergleichs wegen Irrtums über die 
Grundlagen des Vergleichs und infolge Anfechtung. Berechnung des 
Aufwertungsſtichtages für eine aus einer Grundſchuld entſtandene 
Hypothek. RG. 2813! 
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der ausgefallene Gläubiger der nachgehenden Hypothek den auf dieſem 
Verſehen beruhenden Zuſchlagsbeſchluß rechtskräftig werden laſſen, ſo 
kann er weder unter dem Geſichtspunkte der Grundbuchsberichtigung 
noch unter dem der Bereicherung den Gläubiger der vorangegangenen 
Hypothek in Anſpruch nehmen. R.. 5 

88 1163, 1168, 1177 B6B.; 5 2 Durchf VO. v. 12. Sept. 1927. 
Iſt eine aufwertungsfähige Papiermarkhypothek ſchon gelöſcht, ſo 
iſt nach Beibringung einer Erklärung des Gläubigers, daß er befriedigt 
ſei, und einer Erklärung des Grundſtückseigentümers, daß er auf die 
zur Eigentümergrundſchuld gewordene Hypothek verzichtet, in das 
Grundbuch einzutragen, daß ein aufgewertetes Recht nicht mehr 
beſteht . „ 28698 

§ 1164 B65. Der Inflationsverkäufer eines Grundſtücks, der 
auf Grund der Aufwertungsvorſchriften mit einer perſönlichen Hypo⸗ 
thekenſchuld belaſtet geblieben iſt, hat keinen perſönlichen Ausgleichungs⸗ 
anſpruch gegen den Grundſtückserwerber, ſondern höchſtens einen 
dinglichen Ausgleichungsanſpruch gemäß $ 1164 BGB. dann, wenn 
auch die Hypothek noch nicht erloſchen iſt. KG... . 28711 


III. Steuernotverordnung. 


III. Steuer Rot.; $ 18 Aufm®. Auslegung von Aufwertungs⸗ 
vergleichen. OLG. Breslau e 
Aufwertungsgeſetz. 

81 AufwöG.; 59 30, 40 AnlAblGG. Das von der Landſchaft der 
Provinz Weſtfalen gewährte Pfandbriefdarlehen fällt unter $ 1 Aufm®. 
Sit es aber einer Stadtgemeinde gegeben und darüber ein Schuldfchein 
ausgeſtellt, fo wird es nicht nach dem AufwG. aufgewertet. Es findet 
vielmehr das AnlAblGG. Anwendung. Kew. 28601 

§ 3 Abſ. 2 Aufn. Für die Entſcheidung, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 3 Abſ. 2 AufwG. vorliegen, iſt nicht das ordentliche 
Gericht, ſondern die Aufwertungsſtelle zuſtändig. OLG. Breslau 28734 

85 3, 4 Aufwez.; 83 779, 119 BGB. Vorausſetzungen für die 
Beſeitigung eines Aufwertungsvergleichs wegen Irrtums über die 
Grundlagen des Vergleichs und infolge Anfechtung. Berechnung des 
Aufwertungsſtichtages für eine aus einer Grundſchuld entſtandene 
Hypothek ; 0&T—Lꝑ Balls 

88, 6 Aufwez. Beim Vorliegen der Vorausſetzungen des $3 
Abs. 2 Satz 2 Aufw G kann ſich ein nachſtehender Hypothekengläubiger 
nicht auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen. KG. 

28611 

86 Ab. 2 AnfwG, Der Schutz des guten Glaubens hinſichtlich 
der Höhe und des Ranges des Aufwertungsanſpruchs der vorgehenden 
Rechte ſteht nur dem zu, der das nachſtehende Recht in der Zeit vor 
dem 1. Okt. 1924 begründet oder erworben hat, nicht dagegen dem 
Zeſſionar, dem es erſt nach dem 1. Okt. 1924 abgetreten worden iſt; 
dieſem geht der Aufwertungsbetrag ſomit in voller Höhe, nicht nur 
mit den 15% der III. Steuer Not VO. vor. R. 28152 

SS 6, 16, 72 AufwG.; Art. 117 Durchf VO. z. AufwGG. Wenn 
das AG. als Aufwertungsſtelle beſtimmt iſt, ſo iſt auch eine an das 
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ebenfalls eine Abteilung des AG. bildende Grundbuchamt gerichtete 
Erklärung als Aufwertungsanmeldung zu behandeln, wenn ſie irgend- 
wie erkennen läßt, daß Aufwertung für einen beſtimmten Anſpruch 
verlangt werde. r . REFEER 2815° 

88 6 Abſ. 2, 7 Abſ. 4, 20 Aufivb. Die Verteilung des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes beim Zuſammentreffen der Vorſchriften in 88 6 
Abſ. 2, 7 Abſ. 4, 20 AufwG. OLG. Breslau 28735 

87 AufwG. 1. Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen Art und In⸗ 
halt der Eintragung der Rangbefugnis. 2. Bei der Anwendung des 
87 Abſ. 1 Satz 3 AufwG. find Teilhypotheken ebenſo zu behandeln, 
wie ſelbſtändige Rechte. KG. 2864 


c e eee eee Se 2861? 
§ 12 Aufto&.; 515 AufwNov. Hat der Reſtkaufgeldgläubiger 
den Antrag auf höhere Aufwertung der perſönlichen Forderung gemäß 
§ 12 AufwG. nicht bis zum 31. Dez. 1925 geſtellt, fo kann dieſe Unter⸗ 
laſſung auch durch einen aus §15 AufwNov. geſtellten Antrag auf 
Aufwertung über 100% des Nennbetrages nicht geheilt Wi 9225 

$ 15 AufwG.; 55891, 1138 BGB. Nicht der Schuldner der im 
Rückwirkzeitraum gelöſchten Hypothek hat die Rückzahlung vor dem 
15. Juni 1922 zu beweiſen, ſondern der Gläubiger die ſpätere Zahlung 
ee e e eee 28235 

Ss 15 Nr. 2, 86 AufwG.; Art. 118 Abſ. 2 Durch VO. Aufwer⸗ 
tung der perſönlichen Forderung nach deutſchem Rechte, wenn das 
belaſtete Grundſtück infolge des VV. nicht mehr zu Deutſchland ge- 
hört. Anwendung des AufwG. auf Ausländer. RG. . . . 282410 

§ 15 AufwG. Gläubigerverzug iſt nicht der Annahme der Leiſtung 
gleich zu erachten. OLG. Breslau 28765 

§ 15 AufwG.; 5 249 BGB. Der Beauftragte muß nicht für den 
Schaden aufkommen, der dadurch verurſacht iſt, daß Hypotheken in⸗ 
folge verzögerter Ausführung des Auftrages cıft nach dem 15. Juni 
1922 ausgezahlt find und daher der Aufwertung unterliegen. Adä⸗ 
ate ahne e m 287811 

§ 16 Auf. Der Treugeber kann den Aufwertungsanſpruch 
auch im eigenen Namen verfolgen und dadurch die gegen den formell 
berechtigten Treuhänder laufende Anmeldefriſt wahren. RG. 282411 

§ 17 AufwG.; Art. 3 Durchf VO. Bei der Eintragung der Auf⸗ 
wertung zugunften. des Zedenten bedarf es der Vorlegung der Ab⸗ 
tretungsurkunde nicht. Die Angaben des Zedenten über den Zeit⸗ 
punkt der Abtretung und über die Höhe des Abtretungsentgelts haben 
die Vermutung der Richtigkeit für ſich. KG. 2866 

88 17, 2 Abſ. 1 AufwGs. Keine Aufwertung für den Zedenten 
einer Buchhypothek, wenn deren ſchon vor dem 13. Febr. 1924 vor⸗ 
genommene Abtretung erſt nach dieſem Tage eingetragen worden iſt. 
R 282614 

8 18 AufwG.; III. Steuer Not BO. Auslegung von Aufwertungs⸗ 
ergehen De esa, 8 28756 

§ 20 Abſ. 2 AufwG.; Art. 59 Abſ. 2 Durchf VO. z. AufwG. 1. Die 
Aufwertung, deren Erträgniſſe einer Teilungsmaſſe zufließen, hat 
lediglich die Hypothekenbank anzumelden, nicht der Treuhänder. 2. Der 
Begriff „Gleichzeitigkeit“ in 8 20 Abſ. 2 AufwG. iſt wörtlich, alſo nur 
i. S. eines zeitlichen Zuſammenhanges, auszulegen; wechſelſeitige 
Bedingtheit erfüllt den Begriff nicht. RM w.. 282715 

88 20, 6 Abſ. 2, 7 Abſ. 4 Aufivb. Die Verteilung des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes beim Zuſammentreffen der Vorſchriften in 
Abſ. 2, 7 Abſ. 4, 20 AufwG. OLG. Breslau 98 2 
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SS 22 Abt. 2, 17, 67 AufwG.; § 892 Abſ. 2 BGB. 1. Die vor 
dem 1. Juli 1925 erfolgte Umſchreibung auf den Zeſſionar geſtattet 
dem vor dem 1. Juli 1925 eingetragenen Gläubiger der Goldmark⸗ 
hypothek die Berufung auf die Löſchung der abgetretenen Hypothek 
nur dann, wenn der Zeſſionar die Löſchungsunterlagen ebenfalls 
vor dem 1. Juli 1925 erteilt hat. 2. An der Rechtſprechung, wonach 
der vor dem 1. Juli 1925 geſchloſſene Vergleich zwiſchen dem Eigen⸗ 
tümer und dem Zeſſionar dem auf Rückwirkung geſtützten Aufwer⸗ 
tungsanſpruch des Zedenten entgegenſteht, wird F 9285 

2 7 


88 23, 21 Abſ. 2 AufwGG. § 23 AufwöG. trifft auch die Fälle des 
ee e LE 28602 
88 47, 49 AufwG. Aufwertungspflicht beſteht nur beim Um⸗ 
tauſch von Schuldverſchreibungen in andere gleichartige Schuld⸗ 
verſchreibungen desſelben Unternehmens, nicht aber wenn Aktien ein⸗ 
getauſcht werden. Der Vorbehalt bei Annahme der Leiſtung braucht 
zeitlich nicht immer mit der Annahme zuſammenzufallen; entſch 
ſind die Umſtände des Einzelfalles. NG 
8 59 Abſ. 2 Aufw c.; Art. 2 VO. v. 22. Mai 1926 RBl. 249 
über die Aufwertung von Verſicherungsanſprüchen. Der Anſpruch 
aus Haftpflichtverſicherung bedarf, auch wenn der Verletzte in AM 
abgefunden wurde, der Aufwertung, wenn das ſchädigende Ereignis 
dor der Stabiliſierung eingetreten war. OSG. Stuttgart . 288014 
J 59ff. Aufwez.; Art. 95ff., 103, 110 DurchfVO. Das grund⸗ 
ſätzlich dem der Verſicherungsunternehmung beſtellten Treuhänder 
zuſtehende Prozeßführungsrecht kann mit deſſen Zuſtimmung von 
der Verſicherungsunternehmung ſelbſt ausgellbt werden. In der 
bloßen Mitanmeldung der Hypothek zur Aufwertung liegt die Ge⸗ 
nehmigung zur Prozeßführung noch nicht. g. 282919 
863 AufwG. Vorausſetzungen für die Annahme eines Beteili⸗ 
gungsverhältniſſes zwiſchen Darlehnsgeber und nehmer. Beteiligung 
an Erträgniſſen oder Gewinn iſt nicht erforderlich RG... . 288025 
8 63 Abſ. 2 Aufwh. Verzinſung von Genußſcheinen, die zu 
einem vor dem Inkrafttreten des AufwG. liegenden Zeitpunkte auf- 
gekündigt waren. OLG. Hamburg 287810 
8 63 Abi. 3 Satz 1 Aufio®.; 88 157, 364 BGB. 1. In der beim 
Kauf eines Grundſtückes getroffenen Vereinbarung der Beſtellung 
einer Grundſchuld in Höhe des nicht bar zu zahlenden Kaufpreiſes 
liegt keine Vereinbarung einer Leiſtung an Erfüllungsſtatt, ſondern 
die der urſprünglichen Leiſtung. 2. Da in Mecklenburg einzelne Volks⸗ 
kreiſe auch heute noch an der dem früheren Landesrecht entſprechenden 
Auffaſſung aten wonach neben Grundſchulden eine perſönliche 
orderung beſtehen bleibt, iſt trotz der entgegengeſetzten e 
anderer Volkskreiſe Mecklenburgs im Einzelfall feſtzuſtellen, ob die 
Vertragsſchließenden dem Kreiſe angehören, der die herkömmliche 
Auffaffung vertritt. In dieſem Falle iſt das durch Grundſchuld ge- 
ſicherte Reſtkaufgeld nach $ 63 Abſ'3 Satz 1 aufzuwerten. RG. 283121 
§ 65 Aufiv, findet auch Anwendung, wenn das Kontokorrent⸗ 
verhältnis ſchon vor Beginn der Geldentwertung beendet war. 59215 


eidend 
282918 


8 66 Aufivd. Für die Anwendbarkeit dieſer Geſetzosſtelle ent⸗ 
ſcheidet nicht die Abſicht des Darlehnsgebers bei der Hingabe des Dar⸗ 
lehns, ſondern der von der aufnehmenden Bank verfolgte Br 

88 66, 1 Anfiio®.; 5263-265 BGB.; Art. 18 DurchfVO. z. 
Aufw®.; 5 6 1. preuß. Vo. v. 10. Dez. 1925. Pfandbriefhypothek, 
Wahlſchuld oder facultas alternativa. Auslegung der Satzung des 
vormaligen Berliner Pfandbriefinſtituts. $1 ſetzt nur einen konkreten 
Entwertungsfall voraus, nicht auch, daß der Gläubiger letzten Endes 
irgendwie eine Einbuße ſeines Vermögens erlitten hat. Die Auf⸗ 
wertung von Pfandbriefdarlehn iſt erſchöpfend geregelt. NG. 283435 

8 66 AufwGG. Dem Aufwertungsberbot ſteht der Umſtand nicht 
entgegen, daß die Gläubigerbank der Schuldnerbank das hypotheka⸗ 
riſche Darlehn lediglich zur ſicheren Anlage ihrer Mittel auf lange Zeit 
(40 Jahre) gegeben und auf die Eigenſchaft der Darlehnsnehmerin 
als Bank keinen Wert gelegt hat. Auch eine allgemeine Verpflichtung 
der Bank zur Hergabe des Darlehns iſt ohne Bedeutung. RG. 283726 

8 66 AufwG.; 5344 HHB. Neue Berliner Pfandbriefe. Keine 
Wahlſchuld, ſondern Faoultas alternativa an Stelle Geldrücktzahlung 
Pfandbriefe zu liefern. Das Aufwertungsverbot gilt demnach für eine 
Hypothek, die eine Bank in ſolchen Pfandbriefen in ihren Geſchäfts⸗ 

etrieb aufgenommen hat. RG. 28312⁴ 
m 866 Aufv®. Die Verwendung des einer Bank gegebenen 
Darlehns zum Erwerb von Grundſtücken ſteht dem Aufwertungsverbot 
jedenfalls dann nicht entgegen, wenn der Erwerb von Grundſtücken 
in den Rahmen der Geſchäfte der Bank fällt, z. B. Erwerb von ihr 
beliehener Grundſtücke zur Vermeidung von Verluſten; auch die ſo 
Racliegende wertbeſtändige Anlage ſteht dem Verbot nicht An 


pur oberſte Landesbehörde die Aufwertung einheitlich geregelt und 
abet von der Bildung einer Teilungsmaſſe abgeſehen hat. Ein Verzicht 
auf höhere Aufwertung iſt auch dann unwirkſam, wenn er zwar nicht in 
einem Vergleich, aber doch in einer „anderen Vereinbarung“ i. S. von 
967 AufwGh. enthalten ift. RG. 283827 


88 67, 22 Abf. 2, 17 Kufw®. $ 892 Abſ. 2 BGB. 

1. Die vor dem 1. Juli 1925 erfolgte Umſchreibung auf den Zeſſio⸗ 
nar geſtattet dem vor dem 1. Juli 1925 eingetragenen Gläubiger der 
Goldmarkhypothek die Berufung auf die Löſchung der abgetretenen 
Hypothek nur dann, wenn der Zeſſionar die Löſchungsunterlagen 
ebenfalls vor dem 1. Juli 1925 erteilt hat. 

2. An der Rechtſprechung, wonach der vor dem 1. Juli 1925 
geſchloſſene Vergleich zwiſchen dem Eigentümer und dem Zeſſionar 
dem auf Rückwirkung geſtützten Aufwertungsanſpruch des Zedenten ent⸗ 
gegenſteht, wird feſtgehalten. RG. e ee 


Aufwertungsnovelle. 


8 10 AufwNov. 

1. Die Vorſchrift des 510 AufwNov. findet auch auf noch ein⸗ 
getragene Hypotheken und auf Geſamthypotheken Anwendung. 

2. Von im Range unmittelbar aufeinanderfolgenden aufgewer⸗ 
teten Hypotheken 1. S. F 10 AufwNov. kann dann nicht mehr die Rede 
ſein, wenn zwiſchen ihnen Eigentümergrundſchulden beſtehen. KG. 

28664 

§ 14 AufwNov. Hat der Verkäufer ſich zur Rückzahlung der Hypo⸗ 

thek ein Darlehn von dritter Seite beſchafft gegen das Verſprechen, 
es ſofort aus dem Kaufpreis zurückzuzahlen, ſo iſt die Ablöſung ohne 
beſondere entſprechende Abrede nicht als für Rechnung des Käufers 
erfolgt zu behandeln. OLG. Naumburg 287912 

815 AufwNov.; 5 12 AufwG. Hat der Reſtkaufgeldgläubiger 
den Antrag auf höhere Aufwertung der perſönlichen Forderung ge⸗ 
mäß 512 AufwG. nicht bis zum 31. Dez. 1925 geſtellt, fo kann dieſe 
Unterlaſſung auch durch einen aus $ 15 AufwNov. geſtellten Antrag auf 
Aufwertung über 100% des Nennbetrages nicht geheilt werden. RG. 

28225 


Anleiheablöſungsgeſetz. 


88 30, 40 Anlel blcz.; 51 AufmG. Das von der Landſchaft der 
Provinz Weſtfalen gewährte Pfandbriefdarlehen fällt unter 91 AufwG. 
Iſt es aber einer Stadtgemeinde gegeben und darüber ein Schuldſchein 
ausgeſtellt, jo wird es nicht nach dem Auftiv®. aufgewertet. Es findet 
vielmehr das AnlAblöß. Anwendung. KG. 28601 


Durchführungsverordnung zum Aufwertungsgeſetz. 


Art. 3 Durchf.; 817 Aufwß. Bei der Eintragung der Auf⸗ 
trertung zugunſten des Zedenten bedarf es der Vorlegung der Ab⸗ 
wetungsurkunde nicht. Die Angaben des Zedenten über den Zeit⸗ 
punkt der Abtretung und über die Höhe des Abtretungsentgelts haben die 
Vermutung der Richtigkeit für ih. K em. 28675 

Art. 18 Durchf.; 88 66, 1 AufwG.; 88 263—265 BOB. 86 
1. preuß. VO. vom 10. Dez. 1925. Pfandbriefhypothek, Wahlſchuld 
oder facultas alternativa, Auslegung der Satzung des vormaligen 
Berliner Pfandbriefinſtituts. $ 1 ſetzt nur einen konkreten Entwertungs⸗ 
fall voraus, nicht auch, daß der Gläubiger letzten Endes irgendwie eine 
Einbuße feines Vermögens erlitten hat. Die Aufwertung bon Pfand⸗ 
briefdarlehn iſt erſchöpfend geregelt. R. 283425 

Art. 19 DurchſBo. Die Aufrechnung kann ohne Rückſicht auf die 
Fälligkeit der Forderungen erfolgen. OLG. Breslau 28767 

Art. 59 Abſ. 2 Durchf V.; 8 20 Abſ. 2 AufwG. 

1. Die Aufwertung, deren Exträgniſſe einer Teilungsmaſſe zu- 
fließen, hat lediglich die Hypothekenbank anzumelden, nicht der Treu⸗ 
händer. 

2. Der Begriff „Gleichzeitigkeit“ in $ 20 Abſ. 2 Auf®. iſt wörtlich, 
alſo nur i. S. eines zeitlichen Zuſammenhanges, auszulegen; wechſel⸗ 
ſeitige Bedingtheit erfüllt den Begriff nicht. RG. 282715 

Art. 95ff., 103, 110 Durchf.; 95 59ff. Aufwcßh. Das grund⸗ 
ſätzlich dem der Verſicherungsunternehmung beſtellten Treuhänder 
zustehende Prozeßführungsrecht kann mit deſſen Zuſtimmung von der 
Verſicherungsunternehmung ſelbſt ausgeübt werden. In der bloßen 
Mitanmeldung der Hypothek zur Aufwertung liegt die Genehmigung 
zur Prozeßführung noch nicht. R. 28291 

Art. 117 DurchfVO.; 89 6, 16, 72 AufwGG. Wenn das AG. als 
Aufwertungsſtelle beſtimmt iſt, jo iſt auch eine an das ebenfalls 
eine Abteilung des AG. bildende Grundbuchamt gerichtete Er⸗ 
klärung als Aufwertungsanmeldung zu behandeln, wenn fie irgendwie 
erkennen laßt, daß Aufwertung für einen beſtimmten Anſpruch ver⸗ 
langt werde. RG 28155 

Art. 118 Ad. 2 DurchfVd.; 88 15 Nr. 2, 86 AufwGG. Aufwertung 
der perſönlichen Forderung nach deutſchem Rechte, wenn das be⸗ 
laſtete Grundſtück infolge des VV. nicht mehr zu Deutſchland gehört. 
Anwendung des Aufm®. auf Ausländer. gw. 28240 


2888 


Durchführungs verordnung zur Aufwertungsnovelle. 
8 2 Durchf Vo. v. 12. Sept. 1927; 89 1163, 1168, 1177 BGB. 
Iſt eine aufwertungsfähige Papiermarkhypothek ſchon gelöſcht, ſo iſt 
nach Beibringung einer Erklärung des Gläubigers, daß er befriedigt 
ſei, und einer Erklärung des Grundſtückseigentümers, daß er auf die 
zur Eigentümergrundſchuld gewordene Hypothek verzichtet, in das 
0 einzutragen, daß ein aufgewertetes Recht nicht mehr beſteht. 
) el nn oo. urn Be 25692 


Preuß. Verordnung vom 10. Dez. 1925. 

8 6, 1. preuß. BD. v. 10. Dez. 1925; 88 66, 1 AufwG.; 88 263 bis 
265 BGB.; Art. 18 DurchfVO. z. Aufn. Pfandbriefhypothek, 
Wahlſchuld oder facultas alternativa. Auslegung der Satzung des 
vormaligen Berliner Pfandbriefinſtituts. § 1 ſetzt nur einen konkreten 
Entwertungsfall voraus, nicht auch, daß der Gläubiger letzten Endes 
irgendwie eine Einbuße ſeines Vermögens erlitten hat. Die Auf⸗ 
wertung von Pfandbriefdarlehn iſt erſchöpfend geregelt. RG. . 28342 


Handels geſetzbuch. 

§8 261, 40 HGB.; 54 Gold BilVO. Nichtigkeit der Goldmark⸗ 
eröffnungsbilanz und des darauf beruhenden Umſtellungsbeſchluſſes 
nicht infolge nur unzutreffender Schätzung der Aktiv- und Paſſiv⸗ 
werte, ſondern infolge von Willkür. Keine Heilung durch Eintragung 
ins Handelsregiſter. Die Forderung des Verwalters der in Konkurs 
geratenen AG. richtet ſich auf Leiſtung der rückſtändigen Aktien⸗ 
einzahlungen unter deren Aufwertung. Grundſätze über die Auf⸗ 
Wertung WON ; 285280 
$ 344 HGB.; 566 Aufn. Neue Berliner Pfandbriefe. Keine 
Wahlſchuld, ſondern Facultas alternativa an Stelle Geldrückzahlung 
Pfandbriefe zu liefern. Das Aufwertungsverbot gilt demnach für eine 
Hypothek, die eine Bank in ſolchen Pfandbriefen in ihren Geſchäfts⸗ 
betrieb aufgenommen hat. R. 283627 


Goldbilanzverordnung. 


84 Gold Bil D.; 88 40, 261 HGB. Nichtigkeit der Goldmark⸗ 
eröffnungsbilanz und des darauf beruhenden Umſtellungsbeſchluſſes 
nicht infolge nur unzutreffender Schätzung der Aktib⸗ und Paſſivwerte, 
ſondern infolge von Willkür. Keine Heilung durch Eintragung ins 
Handelsregiſter. Die Forderung des Verwalters der in Konkurs ge⸗ 
ratenen AktG. richtet ſich auf Leiſtung der rückſtändigen Aktienein⸗ 
zahlungen unter deren Aufwertung. Grundſätze über die Aufwertung. 
N Een. e Fe ee 285240 


2. Verfahrensrecht. 
Gerichts verfaſſungsgeſetz. 
813 GVG. Für den Anſpruch auf Aufwertung der Rente, die 
auf Grund eines Vertrages v. 8. Febr. 1829 Preußen an einen Stan⸗ 
desherrn zu zahlen hat, iſt der Rechtsweg zuläſſig. GH. 3. Entſch. d. 
eon! Er ee ou Go Asker 


Zivilprozeßordnung. 

86 3 PO. Der Streitwert in Rechtsſtreitigkeiten, welche die 
Feſtſtellung der Aufwertungsverpflichtung durch das ordentliche Ge⸗ 
richt betreffen, iſt nicht nach $3 ZPO. zu ſchätzen, ſondern nach 8 6 
30. auf den vollen Goldmarlbetrag zu berechnen, den der Kläger 
im Verfahren vor der Aufwertungsſtelle angemeldet hat. KG. 28722 

§ 256 ZPO. Mangel des Rechtsſchutzintereſſes bei Aufwer⸗ 
tungsklage. OLG. Nürnberg 288013 

8 322 3RD.; 5242 BGB. Solange die Genehmigung eines 
richtig beurkundeten und bereits eingetragenen Grundſtückskaufes 
noch ungewiß iſt, darf der Verkäufer die grundbuchliche Stellung des 
Käufers nicht erſchüttern. Die rechtskräftig gewordene Beurteilung 
des Käufers zur Grundbuchberichtigung Zug um Zug gegen Zahlung 
einer Geldſumme ſeitens des Verkäufers an ihn hindert nicht die Nach⸗ 
prüfung des Urteils in der Rechtsmittelinſtanz, wenngleich nur der Ver⸗ 
käufer Berufung wegen der Zuerkennung eines zu hohen Zurück⸗ 
behaltungsrechts an den Käufer eingelegt hat. RG. 285642 

§ 322 3PO.; 5 30 Abſ. 1 Satz 1 PrEnteign®.; 88 186, 242 BGB. 
Auch im Prozeß über die Höhe der Enteignungsentſchädigung geht die 
Rechtskraft des Papiermarkurteils nicht über den zuerkannten Betrag 
hinaus. Die Ausſchlußfriſt zur Klagerhebung läuft nicht nach Erlaß 
des Papiermerkurteils von neuem gegen den Aufwertungsanſpruch; 
die rechtzeitige Erhebung der früheren Klage wirkt auch für den Auf⸗ 
wertungsanſpruch. Auch die für die Verwirkung von Aufwertungs⸗ 
anſprüchen geltenden, von der Rechtſprechung entwickelten Sätze 
gelten nicht für Aufwertung von Enteignungsanſprüchen. NG. 285845 

8 857 3 PD.; 85 415, 826 BGB. Der Erwerber, der die Reſtkauf⸗ 
geldhypothekeines früheren Eigentümers im Kaufvertrage übernommen 
und ſie in der Rückwirkungszeit heimlich gezahlt hat, pfändet auf Grund 
eines gegen den Veräußerer erwirkten Urteils deſſen Anſpruch aus der 
Schuldübernahme auf Befreiung von der perſönlichen Forderung. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die nunmehr erfolgte Anzeige der Schuldübernahme und deren Ge⸗ 
nehmigung durch den Gläubiger ſind im Umfang der Pfändung un⸗ 
wirkſam. G. N 285944 


Geſetz über die Zwangs verſteigerung. 

Die Verteilung des Verſteigerungserlöſes beim Zuſammentreffen 

der Vorſchriften in 89 6 Abſ. 2, 7 Abf. 4, 20 AufwG. OLG. mas 
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88 49 Abſ. 2, 95, 115 Abſ. 1, 118, 120 Abſ. 1, 124 Abi. 2, 128, 
180 Zw G.; 88 9, 10 Nr. 1—6, 25, 28 AufwG.; 88 752, 756 BGB. 
Bei der Verſteigerung eines Grundſtücks teilungshalber kann der 
Voliſtreckungsrichter mit Zuſtimmung der Miteigentümer deren Be⸗ 
teiligungsverhältnis regeln. — Eine dem neuen Miteigentümer gegen 
den erſtehenden anderen übertragene Forderung auf den Erſtehungs⸗ 
preis, für die eine Sicherheit eingetragen iſt, iſt für die Aufwertung 
der perſönlichen Forderung wie eine Kaufpreisforderung zu behandeln; 
fie iſt nur zu 75% aufwerlbar und erſt 1932 fällig. Zinſen von ihr 
werden als geſetzliche geſchuldet und find nicht erlaſſen. 5 28 AufwG. 
indet nur auf vertragliche Zinſen Anwendung. Roß. 2816 

88 50, 125 3w G.; 5894 BGB.; 56 Abſ. 2 AufwG. Hat der 
Verſteigerungsrichter den Vorrang einer in der Zeit v. 14. Febr. 1924 
bis 1. Okt. 1924 eingetragenen Hypothek vor den reſtlichen 10% des 
Aufwertungsbetrages der vorgehenden Rechte überſehen und hat 
der ausgefallene Gläubiger der nachgehenden Hypothek den auf 
dieſem Verſehen beruhenden Zuſchlagsbeſchluß rechtskräftig werden 
laſſen, ſo kann er weder unter dem Geſichtspunkte der Grundbuchs⸗ 
berichtigung noch unter dem der Bereicherung den Gläubiger der 
vorangegangenen Hypothek in Anſpruch nehmen. RG. . . . 2851°° 

Grundbuchordnung. 

Bei auf Goldmarkgeſtellten Hypotheken iſt die Feſtſetzung mehrerer, 
für die Umrechnung von Zins⸗ und Kapitalzahlungen maßgebender 
Stichtage grundbuchlich eintragbar. KG. 28707 

Rechtsanwaltsgebühren. 

Im Aufwertungsverfahren kann der Rechtsanwalt neben der 
Höchſtgebühr von 3¼ die Koſtenfeſtſetzungsgebühr beanspruchen. 
A anal Pavel ee Bi 8 28821 


B. 
Steuerrecht. 

88 6 Abſ. 1 Nr. 4, 10 Abſ. 2, 36, 56, 93 Abſ. 3 EinkStG.; 5 4 
RAbg O.; Art. ILS 3 Gef. zur Vereinfachung der Lohnſteuer v. 26. Febr. 
1926 (RG Bl. I, 107). 1. Erleiden nicht zu veranlagende Lohnſteuer⸗ 
pflichtige, die neben Lohneinkommen noch andere Einnahmen bezie hen 
und für deren Veranlagung deshalb ein vom Kalenderjahr abweichender 
Steuerabſchnitt gilt, bei den anderen Einnahmen bedeutende Ver⸗ 
luſte, die eine Erſtattung gem. 56 EinfEt®. rechtfertigen würden, 
fo läuft die dreimonatliche Antragsfriſt des 8 93 Abſ. 3 EinkStG. 
früheſtens von dem Ablauf des Stouerabſchnitts. 2. In ſolchen Fällen 
kann die Steuererklärung den Erſtattungsantrag dann erſetzen, wenn 
in der Steuererklärung die bei den anderen Einnahmequellen er⸗ 
littenen Verluſte erkennbar zum Ausdruck gebracht werden. 20891 

2 


C. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
Preuß. Grundſtücks verkehrsgeſetz. 

88 6, 7 Pr&rBertG. Die wirkſame nachträgliche Genehmigung 
eines Schwarzkaufs liegt auch dann vor, wenn nur der Käufer die wirk⸗ 
lichen getroffenen Abmachungen angezeigt und die Behörde innerhalb 
der Friſt des § 7 Abſ. 3 die Genehmigung nicht verſagt hat. RG. 28554% 

Preuß. Enteignungsgeſetz. 

8 30 Abſ. 1 Satz 1 PréEnteignG.; 3 322 ZPO., 55186, 242 BGB. 
Auch im Prozeß über die Höhe der Enteignungsentſchädigung geht die 
Rechtskraft des Papiermarkurteils nicht über den zuerkannten Betrag 
hinaus. Die Ausſchlußfriſt zur Klagerhebung läuft nicht nach Erlaß 
des Papiermarkurteils von neuem gegen den Aufwertungsanſpruch; 
die rechtzeitige Erhebung der früheren Klage wirkt auch für den Auf⸗ 
wertungsanſpruch. Auch die für die Verwirkung von Aufwertungs⸗ 
anſprüchen geltenden, von der Rechtſprechung entwickelten Sätze 
gelten nicht für Aufwertung von Enteignungsanſprüchen. RG. 285845 

§ 45 Abf. 1 PrEnteign®. Die Aufwertung der durch die 
Enteignung erloſchenden Hypotheken unterliegt nicht dem Auft®., 
ſondern erfolgt nach den allgemeinen Vorſchriften. Rö. . 285035 


D. 
Ausländiſches Recht. 
Amerika. 


Aufwertung einer in der Vorkriegszeit mit einer amerikaniſchen 
Geſellſchaft in deutſcher Mark abgeſchloſſenen Lebensverſicherung. 
DiſtrGer. v. Kalifornier 28841 
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